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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 20 Minuten 

V o r  s i t z  e n d  e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Zankl. 

Fragestunde 

Präsident : Wir gelangen zur Fragestunde. 

Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 20 Minuten­
mit dem Aufruf der in der vorangegangenen 
Sitzung nicht mehr zum Aufruf gelangten An­
fragen. 

Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung 

Präsident: 16. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Anneliese Albrecht (SPO) an die Frau Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung. 

473/M 

Wie ist derzeit die Tendenz der Besucher­
zahlen bei den Museen des Bundes? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete I Die Besucherzahlen in den 
Mus>een sind, wlie Si'e ja selber wissen, von 
ganz verschiedenen Faktoren abhängig: von 
der Ausstellungs- und Veranstaltungstätigkeit 
bis zum Fremdenverkehr und der Witterung. 
Es sind daher sehr starke Schwankungen bei 
den Besucherzahlen der Museen festzustellen. 

Die große Linie zeigt aber zweifellos eine 
steigende Tendenz. Die Zuwachsrate in den 
letzten Jahren ist etwa 200.000, also etwa 
20 Prozent. Die genauen Ziffern sind dem 
Arb'eitsbericht ohne weiter>es zu entnehmen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir sehr 
bemüht waren, durch eine stärkere Ausstel­
lungstätigkeit, durch eine Erweiterung der 
Schausammlungen die Besucherzahlen in den 
Museen zu erhöhen. Eine wesentliche Steige­
rung könnte zweifellos durch die Vereinheit­
lichung und durch die Verlängerung der Off­
nungszeiten erfolgen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht: Frau Bun­
desministerl Für das kulturelle Leben in unse­
rem Land wäre es zweifellos sehr zu begrüßen, 
wenn diese günstige Entwicklung nicht nur 
beibehalten, sondern weiterhin verstärkt wer­
den könnte. 

Welche Maßnahmen außer den von Ihnen 
bereits angeführten glauben Sie ergreifen zu 
müssen, um diese günstige Entwicklung weiter 
voranzutreiben? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete I Neben der Wer­
bung, die ja auch in erhöhtem Maße betrieben 
wird, wäre zweifellos notwendig eine Vermeh­
rung des Aufsichtspersonals und eine Ver­
längerung der Dffnungszeiten. Beides ist nicht 
einmal so sehr abhängig von der Tätigkeit 
meines Ressorts, sondern ist eine Personal­
frage und eine Finanzfrage. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht: Frau Bun­
desminister! Weiß man, wie sich die Ausstel­
lungen der Bundesmuseen, die in Außenstel­
len untergebracht worden sind - zum Teil in 
alten Gebäuden, in alten Schlössern - und 
die auch verschiedentlich nach neuen Gesichts­
punkten gestaltet werden, bewährt haben? 

Präsident: Frau Minister. 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Ja, 
Frau Abgeordnete, das weiß man. Diese Son­
derausstellungen haben sich außerordentlich 
gut bewährt. Sie sind ein Anziehungspunkt 
etwa für Sonntagsausflüge geworden. Beson­
ders in den niederösterreichischen Schlössern 
ist die Wirkung außerordentlich positiv. Die 
Revitalisierung hat sich bewährt. Die neue 
Außenstelle in der Kartause in Gaming für 
das Völkerkundemuseum zum Beispiel war 
jetzt schon ein echter Erfolg. 

Präsident: Anfrage 17 : Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) an die Frau Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung. 

432/M 
Welche Maßnahme werden Sie angesichts 

der angespannten p erson ellen und räumlichen 
Situation an der Hochschule für Welthandel in 
Wien ergreifen? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Sehr 
geehrter Herr Primarius! Ich darf zur Raum­
frage an der Hochschule für Welthandel zuerst 
einmal feststellen, daß wir uns natürlich der 
Schwierigkeiten dieser Hochschule mit ihren 
stark steigenden Studentenzahlen voll bewußt 
sind. Allerdings muß ich hinzufügen, daß die 
Hochschule selber auch nicht alles tut, was 
notwendig ist. Es wurde ihr zum Beispiel im 
Vorjaht ein Schnellbauprogramm zugesagtj 
der Finanzminister hat dazu 20 Millionen zur 
Verfügung gestellt. Das ist nicht genützt wor­
den. Das Schnellbauprogramm sollte zum Bei­
spiel einen Verfügungsbau von 1 500 Quadrat­
metern zur Verfügung stellen. Dieses Angebot 
wurde von der Hochschule abgelehnt. Es sind 
auf Wunsch der Hochschule verschiedene An­
mietungen vorgenommen worden. Die Räum­
lichkeiten sind adaptiert worden. Sie sind bis­
her noch nicht bezogen worden. Das ist in 
meinem Gespräch mit dem Herrn Rektor, das 
ich in Anwesenheit und unter Mitsprache des 
Finanzministers führte, auch betont worden. 

Derzeit wird ein Erweiterungsbau von 
6250 Quadr,atmetem errichtet, und ein ur­
sprünglich erst als zweite Etappe gedachter 
Verbindungsbau zwischen diesem und dem 
neuen Trakt wird vorgezogen werden. Darüber 
hinaus sind noch Untersuchungen und Gesprä­
che zwischen der Stadt W.ilen und dem Institut 
für Raumplanung ,im Gange, das in me,inem 
Auftrag die Hochschulstandorte festlegen soll. 

Es sind Gespräche im Gange über eine Hoch­
schuldependance auf dem Gelände des Franz· 
Josefs-Bahnhofs. Das wird jetzt untersucht. Es 
ist der Wunsch der Hochschule und es ist 
der Wunsch des Vereines zur Förderung die­
ser Hochschule, auf diesem Standort zu bauen. 

Gleichzeitig bietet sich aber auch ein Bau­
grund von ungefähr 9000 Quadratmetern 
unbebauten Geländes in der Semperstraße an, 
das der BUWOG gehört und das durch die 
Nähe eigentlich besser geeignet wäre. Diese 
Verhandlungen sind im Gange. 

Was die Personalsituation betrifft, möchte 
ich feststellen, daß gerade in der letzten Zeit 
an dieser Hochschule eine ganze Reihe von 
�akanten Lehrstühlen besetzt werden konnte 
und daß noch fünf Lehrstühle vakant sind, 
für die kein Besetzungsvorschlag vorliegt. Ich 
muß in diesem Zusammenhang darauf hin­
weisen, daß sich die Berufungsverhandlungen 
gerade für diese Hochschule sehr oft sehr 
schwierig gestalten, zum Teil, weil Herren 
aus dem Ausland vorgeschlagen wurden, die 
anderwärtig beschäftigt und tätig sind und 
die die Verhandlungen nicht mit der nötigen 
Dringlichkeit führenj zum Teil auch, weil nicht 
erfüllbare Forderungen gestellt werden, 
obwohl gerade für diese Hochschule eine 
besonders bevorzugte Behandlung vorgesehen 
ist. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundesmini­
ster! Aus Ihrer Antwort war, wenngleich sehr 
taktvoll eingekleidet, doch die Rüge für die 
Hochschule herauszuhören. Wenn meine In­
formationen richtig sind, ist es in bezug auf 
den Raumbedarf so, daß dort weniger als ein 
Quadratmeter Fläche je Student zur Verfü­
gung steht, während der internationale Schnitt 
bei 7,5, der österreichische sogar bei immer­
hin 5 Quadratmetern liegt. Die Not ist unbe­
stritten, glaube ichj sie wurde auch von Ihnen 
nicht bestritten. 

Da Sie in diesem Zusammenhang die Hoch­
schule insofern gerügt haben, als die Hoch­
schule die von Ihnen vorgeschlagenen und 
auch durchführbaren Dberbrückungsmaßnah­
men abgelehnt hat, darf ich Sie fragen: Was 
waren die Gründe für die Ablehnung dieser 
Zwischenmaßnahmen ? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Idl 
muß zuerst einmal, Herr Abgeordneter, fest­
stellen, daß die Hochschule für Welthandel 
hier Berechnungen in die Offentlichkeit bringt, 
die, wenn man ihnen näher nachgeht, nicht 
ganz genau stimmen. Sie spricht von etwa 
7000 Studierenden. Tatsächlich ist die Zahl 
der Studierenden 4800 - nicht 7000. Das hat 
nicht ganz getroffen. 

Der angegebene Grund der Ablehnung war, 
daß man Angst hatte, daß das als Proviso­
rium gedachte Verfügungsgebäude stehen­
bleiben sollte und daß dadurch andere Bau­
lichkeiten behindert werden sollten. 
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Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundesmini­
ster! Sie werden mir ja als erfahrene Politike­
rin zugeben, daß diese Angst, daß die Provi­
sorien in Osterreich das Dauerhafteste sind, 
was wir überhaupt haben, nicht ganz unbe­
gründet ist. Die Hörerzahlen, die mir zur Ver­
fügung gestellt wurden, lauten auf 5700. Sie 
geben sie mit 4800 an. In der Offentlichkeit 
wird von 7000 geredet. Es müßte eigentlich 
bei einigermaßen intellektueller Redlichkeit 
wirklich möglich sein , die wirklichen Zahlen 
festzustellen. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
ich sowohl in bezug auf Raum wie auch auf 
Hörerzahlen nun die objektiven Zahlen be­
kommen könnte. 

Ist nun, Frau Bundesminister, ein Neubau 
in Aussicht genommen, wann ist allenfalls mit 
ihm zu beginnen, und wie lange würde die 
Fertigstellung eines entsprechenden Neubaues 
etwa dauern? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. :Hertha Firnberg: Herr 
Primarius I Es ist sehr leicht, die objektive 
Zahl festzustellen. Sie ist ohne die Studenten, 
die nicht mehr inskribiert sind und im Prü­
füngsstadJium sind, etwa 4800. Die Z.ahl 7000 
ist zustande gekommen. weil man aus der 
Speicherung des Computers die, die im Vor­
jahr ausgeschieden sind. nicbt herausgenom­
men hat. Dies ist nachweisbar. Aber, wie 
immer es ist, es soll der Raumbedarf nicht 
bestritten werden. Ein Bau ist im Gange, der 
zweite Bau verzögert sich deshalb, weil die 
Hochschule andere Pläne hat und man die 
neuen Standorte gründlich untersuchen muß. 
Man muß versuchen, die realistischen Mög­
lichkeiten herauszuschälen. 

Es sind j etzt zwei mögliche Standorte im 
Gespräch. Das ist das Franz-Josefs-Bahnhof­
Gelände und das BUWOG-Grundstück. Könn­
ten wir das zweite Grundstück. erwerben -
an den Finanzminister ist in diesem Sinne 
bereits geschrieben worden -, wäre das mei­
ner Meinung nach die bessere Lösung. Aller­
dings muß ich j etzt schon sagen, daß die 
Hochschule das Franz-J osefs-Bahnhof-Gelände 
vorziehen würde. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Wir kommen zur 18 . Anfrage: 
Herr Abgeordneter Staudinger (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für soziale Verwaltung. 

512/M 

Haben Sie der Frau Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz konkrete Zu­
sagen gemacht, die geplanten Untersuchungen 
über die Krankenversicherung zu finanzieren? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich konnte der Frau Bundes­
minister für Gesundheit und Umweltschutz 
keine konkreten Zusagen machen, weil ich 
hiefür keine Rechtsgrundlagte gehabt hätte. Sie 
selbst wissen, daß die 29. Novelle zum ASVG 
heute ins Haus gekommen ist und erst der 
parlamentarischen Beratung bedarf. Daher 
konnte ich keine konkrete Zusage machen. 

Präsident: Zusatzfrage . 

Abgeordneter Staudinger: Herr Vizekanz­
ler ! Ich nehme gern zur Kenntnis, daß die 
29. ASVG-Novelle die Rechtsgrundlage für 
die Finanzierung von organisierten Vorbeuge­
maßnahmen über die soziale Krankenversiche­
rung schaffen wird. Nun steht das gewiß ganz 
konkret bevor. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die Selb­
ständigenkrankenkasse des Handels .in Wien 
mit Beschluß vom 30. Juni 1 97 1  Vorbeuge­
maßnahmen und Gesundenuntersuchungen in 
der Form beschlossen hat. daß ein Zuschuß 
gewährt wird, und zwar nicht nur in zwei 
sozialistisch dominierten Bundesländern, son­
dern für alle Mitglieder der Kasse. Das ist 
vorn Vertreter des Bundesministeriums beein­
sprucht worden, und diesen Einspruch haben 
Sie, Herr Bundesminister, bestätigt. 

Ich möchte fragen, was Sie bewogen hat, 
diesen Beschluß der Selbständigenkranken­
kasse aufzuheben, umsomehr, als die Finan­
zierung der Vorsorgemaßnahmen dem Ergeb­
nis der Krankenversicherungsenquete ent­
spricht. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ihnen ist bekannt, daß das Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung Aufsichts­
behörde ist, und die Herren, die für die ein­
zelnen Selbstverwaltungsträger diese Ver­
pflichtung haben, müssen in allen Fragen, wo 
nicht nach Recht und Gesetz vorgegangen 
wird, diesen Einspruch vornehmen. Dieser 
Einspruch ist nicht gegen die Gesundenunter­
suchungen gegangen, sondern gegen die Art, 
wie das beschlossen worden ist. 

Sie selbst wissen sehr genau, daß zusätz­
liche Leistungen im Rahmen von Satzungen 
der einzelnen Krankenversicherungsträger 
durch die Hauptversammlung festgelegt wer­
den müssen; es kann nidlt ein Vorstand eine 
Satzungserweiterung beschließen. Nur gegen 
diese formale Beschlußfassung ist von seiten 
des Ministeriums Einspruch erhoben worden. 
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Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Staudinger: Herr Vizekanz­
lerl Nun hat sidl aber die Selbständigenkran­
kenkasse des Handels in Wien mit einer Be­
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof ge­
wandt, und der Verwaltungsgerichtshof hat 
Ihren Bescheid aufgehoben. Dieser Bescheid 
ist also nichti,g. Seither list in dieser Sache gar 
nichts g'Bschehen, obwohl das bereits ,im Jän­
ner dieses Jahr,es gewesen ist. 

Ich möchte Sie fragen: Was gedenken Sie zu 
tun, und wenn Sie nichts zu tun gedenken, 
wie erklären Sie dann den offenbaren Wider­
spruch zwischen dem allgemeinen Ja zu Vor­
sorgernaßnahmen und dem konkreten Nein? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ohne gegen 
Gerichtsentscheidungen etwas sagen zu wol­
len, möchte ich doch feststellen, daß auch Ent­
scheidungen von Höchstgerichten nicht immer 
den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen 
müssen. (Widerspruch bei der OVP. - Abg. 
S u P p a n: Schon wieder!) Ich darf das fest­
stellen; es wird sich ja herausstellen. 

Ich wiederhole: Die Frage, die wir beein­
sprucht haben, ist im Rahmen des Verwal­
tungsgerichtshofes nicht entschieden worden. 
Und nur gegen das haben wir Einspruch er­
hoben. 

Es wäre ein ,allerleichtes gewesen, nicht 
den Weg zum Verwaltungsgerichtshof zu 
gehen, sondern eine Hauptversammlung der 
gewerblichen Sozialversicherung einzuberufen 
und dort eine satzungsmäßige Festlegung für 
diese Leistung zu erbringen. Dann wären die 
Bestimmungen des gewerblichen Krankenver­
sicherungsgesetzes erfüllt und alles in Ord­
nung gewesen. Nur um die Einhaltung dieser 
Rechtsnormen ist es hiebei gegangen und um 
nichts anderes. 

Präsident: 19. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Pichler (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

444jM 

Da im Entwurf einer 29. Novelle zum ASVG 
unter anderem Bestimmungen enthalten sind, 
die die Errichtung von Ambulatorien sowie den 
Kündigungsschutz der Ärzte betreffen, frage 
ich, ob es richtig ist, daß in Hinkunft bei der 
Errichtung von Ambulatorien keinerlei Bedarfs­
prüfung mehr notwendig ist. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Es ist nicht richtig, daß in Hin­
kunft bei der Errichtung von Ambulatorien 
keinerlei Bedarfsprüfungen mehr notwendig 
sein werden. 

Die diesbezügliche Regelung im Entwurf 
der 29. Novelle zum ASVG bringt keine meri­
torische Änderung. Die Notwendigkeit der 
Bedarfsprüfung bei der Errichtung von Ambu­
latorien war bisher doppelt angeordnet, näm­
lich im ASVG und im Krankenanstaltengesetz 
als dem für diese Angelegenheiten zustän­
digen Gesetz. 

Die Aufnahme dieser Regelung in das ASVG 
1956 erfolgte lediglich deshalb, weil im Zeit­
punkt des Inkrafttretens des ASVG das Kran­
kenanstaltengesetz noch nicht in Geltung 
stand. Nunmehr ist jedoch diese Doppelgelei­
sigkeit entbehrlich und sollte im Wege der 
Bereinigungsnovelle beseitigt werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pichler: Herr Mil1JistißrI Es 'Br­
gibt sich aber doch die Frage, wie man zu 
dieser Auffassung kommen konnte. 

Mir liegt unter anderem die Aussendung 
einer Notgemeinschaft österreichischer Ärzte 
vor. Dem Leitungsausschuß dieser Notgemein­
schaft gehören immerhin die acht Präsidenten 
der österreichischen Ärztekammern an, denen 
zweifellos der gesamte Apparat der Ärzte­
kammern zur Verfügung steht. 

In dieser Aussendung heißt es: 

"Der Ge!SlßtZleIlltW1Urf ISlilehit vor, daß für ,die 
Errichtung und Erweiterung von Ambulato­
rien nicht mehr der Nachweis des Bedarfes 
erforderlich ist. Kasseneigene Einrichtungen 
sollen ohne jede Beschränkung über das ganze 
Land verbreitet werden. " 

In der "Presse" vom 27. Juni heißt es in 
dem Artikel "Demonstranten im Arztkittel" : 
"Die Krankenkassen sollen nach freiem Gut­
dünken Ambulatorien errichten können . . .  " 

Da erhebt sich die Frage, die ich an Sie 
stelle, ob denn die Formulierungen im Geset­
zestext, der zur Begutachtung ausgesendet 
wurde, so unklar waren, daß man zu dieser 
Auffassung kommen konnte. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
terl Ich habe schon darauf verwiesen, daß 
bislang zwei Rechtsgrundlagen für die Bedarfs­
prüfung gegeben sind, einmal § 23 des ASVG 
und das andere Mal § 8 des Krankenanstal­
tengesetzes. 

Wir waren bei der Aussendung der ASVG­
Novelle zur Begutachtung der Meinung, daß 
es völlig genügt, auf das Krankenanstalten­
ge,s'etz hiin� wedJseJl1. DaJS walr dien Ärzten 
zUW1elllJi,g. Ich lSItJe.1Le :a;ber Is'aICn1khfie!st, daß 
die Bedarfsprüfung durch die zuständigen 
Landesbehörden auch nach dem Kranken-
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Vizekanzler Ing. Häuser 

anstaltengesetz notwendig ist. Daher ent­
sprechen diese Behauptungen, wie Sie sie jetzt 
vorgelesen haben, in keiner Weise den Tat­
sachen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Pichler :  Herr Ministerl Es ist 

bekannt, daß im Zusammenhang mit der beab­
sichtigten Novellierung des ASVG Ausspra­
chen mit Ärztevertretern stattgefunden haben. 
Sind nun bei den Argumenten, die gegen die 
R€lgehmg !d,e!!" Ambll1lllatorienenriichtung vorge­
bracht wurden, auch Bedenken in der Richtung 
vorgebracht worden, daß dadurch den Patien­
ten beziehungsweise den Versicherten der 
Gebietskrankenkasse Nachteile erwachsen 
könnten, oder sind solche Bedenken, die vor­
zubringen im Interesse der Versicherten gele­
gen wäre, nicht zur Sprache gekommen? 

Präsident: Herr Minister. 
Vizekanzler Ing. Häuser: Es haben insge­

samt vier Aussprachen mit Vertretern der 
Ärztekammer stattgefunden. Diese Ausspra­
chen sind vom Standpunkt der Ärztekammer 
dahin geführt worden, daß sie in der allfälli­
gen Neuerrichtung von Ambulatorien eine 
Konkurrenz sehen und daß sie der Meinung 
sind, daß diese Konkurrenz ihrem Berufsstand 
und ihren Berufsinteressen zuwiderläuft. Das 
ist ihr Argument gewesen. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neterl Ich wäre nicht imstande gewesen, am 
heutigen Tag über den Ist-Stand der Ruhens­
fälle Auskunft zu geben. Sie haben jetzt nicht 
gesagt, wieviel "ruhend gestellt" wurde, son­
dern wieviel "ruhend waren" oder wieviel 
"geruht hat". Sie werden verstehen, daß nie­
mand in der Lage ist, am Vierten eines Monats 
den Stand vom Ersten bekanntzugeben. Ich 
kann Ihnen daher diese Frage nicht beantwor­
ten. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abg,eordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes­
ministerl Sie sind ansonsten sehr wohl in der 
Lage, wenn das Ihrer politischen Argumen­
tation nützt, sehr schnell mit konkreten Zah­
len ganz genau bis auf eine einzelne Pension 
mit Auskünften zu dienen. Ich möchte nur an 
Ihre Argumentation bei der 21. ASVG-Novelle 
erinnern, wo Sie ganz detailliert Zahlen auf­
gezählt haben, mit ganz detailliertem Ein­
kommen und so weiter. Wenn es Ihnen nützt, 
sind Sie also sehr wohl in der Lage, Zahlen 
zu liefern, aber auf Anfragen von Oppositions­
abgeordneten wollen Sie offensichtlich diese 
Zahlen nicht liefern. 

Ich frage Sie daher - und das müßten Sie 
beantworten können -; Für wie viele Witwen 
hat am 1. Juni 1972, also einen Monat vorher, 
oder wenn Sie die Zahlen vom 1 .  Juni nicht 

Präsident: 20. Anfrage : Herr Abgeordneter präsent haben, dann von mir aus am 1. Jänner 
Dr. Schwimmer (OVP) an den Herrn Bundes- 1972 _ das müßten Sie wenigstens wissen _ minister für soziale Verwaltung. ein Teil der Pension auf Grund der von mir 
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Wie vielen Witwen wurde sm 1. Juli 1972 
a.uf Gnmd der Bestimmungen der §§ 264 Abs. 2 
ASVG, 85 Abs. 2 GSPVG 1-md 80 Abs. 2 B-PVG 
ein Teil der Witwenpension ruhend gestellt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter l Ich möchte feststellen, daß mit Wirkung 
vom 1 .  Juli 1972 keine neuen Rechtsnormen 
gesetzt wurden, die zu einem Ruhen der Wit­
wenpensionen geführt haben. Es ist daher mit 
Wirkung vom 1 .  Juli 1972 kein weiteres Ruhen 
eingetreten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte . 

Abgeord[)jeltJer Dr. Schwimmer: Herr Bundes­
minister! Ich glaube, Sie haben diese Frage 
an sich sehr wohl richtig verstanden, nämlich 
für wie viele Witwen am 1 .  Juli 1 972 ein 
Teil der Pension auf Grund der Bestimmungen 
der §§ 264 Abs. 2 ASVG, 85 Abs. 2 GSPVG 
und 80 Abs. 2 B-PVG geruht hat. Darf ich Sie 
bitten, diese Frage nun zu beantworten. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

genannten Bestimmungen geruht? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Ich bin etwas vorsichtig geworden, mir, 
nachdem die Zahlen nicht bei mir vorliegen, 
durch Rückfragen ein Zahlenmaterial zu ver­
schaffen. In einem ganz konkreten Fall haben 
Sie vehement dagegen protestiert, daß ich 
innerhalb von zwei Tagen verschiedene Zah­
len hier dem Hohen Hause bekanntgegeben 
habe; das war lediglich darin begründet, daß 
man eben den einen Tag eine solche Schät­
zung im Rahmen der Pensionsversicherungs­
träger vorgenommen und sich zwei Tage 
später schon eine genauere Zahl erarbeitet 
hat. Ich bin deshalb der Lüge - oder wie 
Sie wollen - geziehen worden und kann 
daher in Zukunft solche mir nur schätzungs­
weise übergebene Zahlen hier dem Hohen 
Haus nicht übergeben. 

Ich bin in der Lage, Ihnen den letzten erfaß­
ten Stand vom 1 .  Juni 1912 zu sagen : Im 
Bereich des ASVG waren es 86.190, im Bereich 
des GSPVG 9430, ,im Bereich des B-PVG 1 56, 
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Vizel\:an:der Ing. Häuser 

insgesamt 96.376, bei denen auf Grund dieser 
gesetzlichen Bestimmungen ein Teil oder das 
ganze Sechstel geruht hat. 

Präsident: Wir kommen zur 21 .  Anfrage: 
Herr Abgeordneter Wille (SPU) an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

476JM 

nationalen Beratung dabei sein werden, ersu­
chen, daß sie dort dieses Problem hinsichtlich 
Ihres Vorschlages zur Sprache bringen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Wille: Herr Bundesministerl 

Selbst die besten internationalen Verständi­
gungen führen nicht über die Tatsache hinweg, 
daß wir immer noch kein Gastarbeitergesetz 

Sind bereits Schritte zur Verwirklichung haben. 
der Absicht gesetzt worden, die Probleme der 
Gestarbeiter zum Gegenstand koordinierter 
Gespräche auf internationaler Ebene zu machen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Osterreich wird sich mit einer 
fünfköpfigen Delegation, in der neben der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite auch 
mein Ressort vertreten sein wird, an der vom 
23. bis 27. Oktober dieses Jahres in Frei­
burg in Deutschland anberaumten Konferenz 
zum Zwecke eines internatio'nalen Erfahrungs­
austausches über die Probleme der Gastarbei­
ter beteiligen. An dieser Konferenz werden 
außer Osterreich die Länder Belgien, Frank­
reich, Holland, Luxemburg und Schweden 
sowie Vertreter der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaft, des Europarates, des 
Internationalen Arbeitsamtes und der OECD 
teilnehmen. 

Im übrigen ist mein Ressort bei der OECD 
und beim Europarat vertreten, wo ebenfalls 
dauernde Fühlungnahmen auf internationaler 
Ebene in bezug auf die Probleme der Gast­
arbeiter gegeben sind. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Wille : Herr Bundesminister!  
Mir erscheint Sozialpolitik und Kolaric-Sym­
pathie in Anbetracht der Größe des Problems 
wenig. Es ist ermittelt worden, daß voraus­
sichtlich 20 Millionen Gastarbeiter in den 
siebziger Jahren Europa besiedeln werden, 
das heißt, von Entwicklungsgebieten in starke 
industrielle Ballungszentren abwandern wer­
den. Es wäre daher meiner Meinung nach 
wünschenswert, wenn internationale Arbeits­
organisationen dazu übergehen würden, zu 
prüfen, wie dieser Entwicklung durch Kapital­
investitionen in Entwicklungsländern ent­
gegengewirkt werden kann. (Beifall des Abg. 
Dr. S t i x.) Gi1bt es belI:e41bs rlelfalf,ug1e Uber­
legungen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Es gibt, wie mir 
bekannt ist, zurzeit keine solchen Uberlegun­
gen und Absichten; -aber ich Iglaube, daß man 

diese Anregung aufgreifen sollte, und ich 
werde meine Beamten, die bei dieser inter-

Ich frage Sie : Bis wann können wir damit 
rechnen, daß wir über ein modernes Gast­
arbeitergesetz verfügen, in dem auch die Rolle 
der Gewerkschaften entsprechend Berücksich­
tigung findet? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 
Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­

neter ! Ich glaube, Ihnen ist bekannt - ich 
habe hier von dieser Stelle schon mehrfach 
zu dieser Frage Stellung genommen -, daß 
seit vielen Monaten Beratungen zwischen den 
beiden großen Interessensorganisationen, der 
Bundeswirtschaftskammer und dem Osterrei­
chischen Gewerkschaftsbund, stattfinden. Mir 
ist zugesagt worden, daß ich in kürzester Zeit 
diese gemeinsam erarbeiteten Unterlagen 
bekommen werde, um auf sie aufbauend dann 
ein modernes Gastarbeiterrecht zu schaffen. 

Präsident: Anfrage 22: Herr AbgeoPdneter 
Dr. Kohlmaier (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

514JM 

Sind Sie angesichts der spont,anen und 
legitimen demokratischen Willensäußerung von 
bisher fast 30.000 Land- l.md FNstarbeitern, die 
durch ihre Unterschrift gegen die von Ihnen in 
der 29. Novelle zum ASVG geplante Zerschla­
g1.mg der Landwirtschaftskrankenkassen und 
der Land- emd Forstwirtschaftlichen Sozialver­
sicherungsanstalt protestieren, bereit, dem 
Willen der Betroffenen in demokratischer Weise 
zu entsprechen? 

Präsident: Hüte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter !  In den Erläuterungen der 
Regierungsvorlage zur 29. Novelle zum 
ASVG, die heute dem Hohen Haus zugekom­
men ist, sind eingehend die sachlichen Erwä­
gungen dargestellt, die in Berücksichtigung 
der Entwicklung der Versichertenstruktur und 
der finanziellen Lage der Landwirtschaftskran­
kenkassen sowie der Land- und Forstwirt­
schaftlichen Sozialversicherungsanstalt für die 
vorgeschlagenen Maßnahmen im Bereich der 
Organisation der Sozialversicherung aus­
schlaggebend waren. Im Hinblick darauf, daß 
die Sozialversicherung derzeit nahezu die 
gesamte österreichische Bevölkerung umfaßt 
und darüber hinaus im Wege der Beteiligung 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
von Bundesmitteln am Ausgleichsfonds der 
Krankenversicherungsträger und an den Pen­
sionsversicherungsträgern alle österreichi­
schen Steuerzahler berührt, können die Inter­
essen einer bestimmten Versichertengruppe 
nur im Rahmen der Gesamtinteressen und der 
wirtsChaftliChen Zweckmäßigkeit Berücksichti­
gung finden. Da diese Regierungsvorlage erst 
im Zuge der parlamentarischen Behandlung 
durch den Beschluß der gewählten Volksver­
treter Gesetzeskraft erlangt, wird den demo­
kratischen Grundsätzen in vollem Umfang 
Rechnung getragen. 

Präsident: Eine Zusatz frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes­
minister! Sie haben sich immer wieder auf die 
Ergebnisse der Krankenkassenenquete, die Sie 
selbst einberufen haben, berufen ; vor allem 
dann, wenn Sie eine Rechtfertigung dafür 
gebrauCht haben, den VersiCherten finanzielle 
Mehrbelastungen aufzuerlegen. Bekanntlich 
hat diese Enquete, die Sie selbst einberufen 
haben, einstimmig, also mit Zustimmung der 
Vertreter aller Parteien und aller Interessen­
vertretungen, festgestellt, daß Veränderungen 
in der Organisation und im Aufbau der Kran­
kenversiCherung nur naCh Einholung des 
Standpunktes der Betroffenen vorgenommen 
werden sollen. 

Warum haben Sie, Herr Bundesminister, 
gerade dieser einstimmigen Empfehlung der 
von Ihnen einberufenen Enquete in diesem 
Punkt bei der 29. Novelle nicht Rechnung 
getragen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter !  Wenn ich miCh richtig erinnere, und ich 
glaube das zu tun, dann steht in dem Bücherl, 
das das Ergebnis der Arbeitskreise darstellt, 
nicht die Einholung der Meinung, sondern 
die Erforschung im Zusammenhang mit der 
Veränderung der äußeren Organisation. Ich 
darf feststellen - auch das ist sChon mehrfach 
hier gesChehen -, daß �n derselben Angelegen­
heit der Veränderung der äußeren Organisa­
tion von SozialversiCherungsträgern 1 97 1  hier 
in diesem Hause ein Gesetz beschlossen 
wurde, das die Konzentration der Sozialver­
siCherung für den gesamten gewerblichen Be­
reich vornimmt. Auch bei dieser Konzentra­
tion, die mir ganz konkret von Vertretern der 
BundeswirtsChaftskammer vorgeschlagen 
wurde und wofür ich dann die entsprechende 
Amtshilfe geleistet habe, ist keine derartige 
Erforschung vorgenommen worden, denn 
hiebei geht man primär von den wirtschaft­
lichen Zweckmäßigkeiten aus. 

Meine Herren! Es ist doch heute unbestrit­
ten, daß in all den Bereichen, die einer so 
starken Strukturveränderung unterworfen 
sind, wie es etwa im Rahmen der Landwirt­
sChaft der Fall ist, noch wesentliCh stärker, 
als wir es etwa im Rahmen der gewerblichen 
Wirtschaft haben, eine solche EntsCheidung 
aus wirtschaftlichen Uberlegungen noch drin­
gend notwendiger ist, als das in diesem Fall 
bei der gewerblichen SozialversiCherung gege­
ben war. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr ,Bundes­
minister! Es ist uns nicht bekannt, daß aus 
dem Kreis der Gewerbetreibenden gegen diese 
seinerzeitige Umgliederung Proteste, zumin­
dest nicht in diesem Umfang wie jetzt bei 
den Landarbeitern, eingelangt sind. 

Herr Bundesminister! Unsere Verfassung 
verlangt, daß wir naCh dem Prinzip der GleiCh­
behandlung vorgehen. Nun ist ja nicht nur 
der Sektor der LandwirtsChaft von solchen 
Strukturproblemen betroffen, sondern es gibt 
auch andere Sozialversicherungsinstitute mit 
schrumpfendem Versichertenkreis, die klein 
und selbst finanziell niCht mehr tragfähig sind, 
unter anderem : Versicherung der Bergbauern, 
Betriebskrankenkassen und Eisenbahnerver­
sicherung. 

Herr Minister! Was hat Sie veranlaßt, aus­
gereChnet im BereiCh der Landwirtschaft hier 
konzentrierend vorzugehen, aber die unter 
demselben Gesichtspunkt dann notwendige 
oder konsequente Konzentration in den ande­
ren BereiChen, wo Sie politischen Druck aus 
den eigenen Reihen befürchten mußten, nicht 
vorzunehmen 1 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Ich habe mit einer großen 
Zahl von Vertretern von Interessensorganisa­
tionen aus dem landwirtschaftlichen Bereich, 
auch mit Ihnen als OVP-Organisation, dieses 
GespräCh geführt. Ich möChte mich nicht des 
Vorwurfes schuldig machen, daß ich jetzt hier 
die Fragestunde für langanhaltende Reden 
benütze. Ich gebe nur bekannt, daß zu diesen 
konkreten Fragen von mir sehr eingehend 
Stellung genommen wurde. Bei den Betriebs­
krankenkassen geht es nicht um retardierende 
Strukturen; dort geht es vor allem um Rechts­
fragen, die mit den einzelnen Betrieben abge­
sprochen werden müssen. Sie finden in den 
Erläuternden Bemerkungen die Feststellung, 
daß wir auch diese Bereiche in die Konzen­
tration einbeziehen werden. 
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Vizekanzler Ing. Häuser 

Bezüglich der Bergarbeiterversicherung 
müssen wir feststellen, daß es sich hier um 
rem lükJailJe, gaIl'z 'BIlfg ;belgl1eI1JZlre Betr,iebsstätten 
handelt, die aus verschiedenen anderen 
Rechtsmaterien heraus unterschiedliche 
Rechtsnormen haben. 

Es ist, ich erkläre das sehr deutlich, die 
ganz allgemeine Tendenz zur Konzentration, 
und sie wird schrittweise fortgeführt werden. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Fragen, die für die 36. Sitzung vorbereitet 
waren. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: Es ist dies die 1. Anfrage : Herr 
Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie. 

490/M 

Werden Sie einen Ministerialentwurf aus­
arbeiten lassen, der eine erhöhte Anforderung 
von Umweltschutz- und Sicherheitsmaßnahmen 
für das Kraftfahrzeugwesen, etwa nach dem 
Beispiel der USA, Zl.illl Inhalt hat ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 

Industrie Dr. Staribacher: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Vorgestern hat der Kraftfahr­
beirat die 6. Kraftfahrgesetz-Durchführungs­
novelle beschlossen, wo wesentliche Bestim­
mungen bezüglich Umweltschutz und Sicher­
heit aufgenommen wurden und wo wir uns 
dem europäischen Standard annähern. Die 
amerikanischen Standardziffern können für 
uns deshalb nicht in Frage kommen, weil 
wir ansonsten der Gefahr ausgesetzt wären, 
daß wir nur amerikanische Autos kaufen kön­
nen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­

ster! Ein Hauptanliegen im Sinne der umwelt­
freundlichen Motorisierung wäre die Zulas­
sung von Autos mit weitgehend entgifteten 
Abgasen. 

Enthält die von Ihnen j etzt zitierte Novelle 
in dieser Richtung irgendwelche restriktiven 
Bestimmungen gegenüber dem Jetztstand? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die jetzt 
vorgesehene Regelung sieht Prüfungen für 
diese Abgase vor. Wir haben uns dort dem 
europäischen Standard angenähert, das heißt, 
wir verlangen jetzt dasselbe Prüfungsverfah­
ren, wie es in den ander,en ·europäischen Staa­
ten gehandhabt wird, das allerdings wesent-

lich schlechter als das in Amerika gehand­
habte ist. Wir können aber keine schärfere 
Bestimmung verlangen, weil ansonsten keine 
Autos nach Osterreich geliefert werden könn­
ten, weil die europäischen Produktionsländer 
sich nach diesem europäischen Standard aus­
richten. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­

ster ! Dieses Argument überzeugt mich inso­
fern nicht, als ich glaube, daß die amerikani­
sche Autoindustrie nicht sehr unglücklich dar­
über wäre, wenn die europäische Autoindu­
strie einem solchen Druck n.icht nachg'eben und 
sich auf solche Forderungen einstellen würde. 

Aber davon abgesehen, darf ich in diesem 
Zusammenhang noch eine Frage stellen : Ist 
in dieser Novelle vorgesehen, daß die Sicher­
heitsgurten in Zukunft im Wege von gesetz­
lichen Maßnahmen als Verpflichtung vorge­
schrieben werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribadler: Zur ersten 
Bemerkung, Herr Abgeordneter, muß ich doch 
versuchen, Sie zu wider legen; denn es ist j a  
ganz unmöglich, daß Osterreich, welches keine 
PKW-Produktion von Bedeutung hat, sich 
Standardziffern gibt, die dann dazu führen 
würden, daß nur amerikanische Autos nach 
Osterreich importi'ert werden können, weil sie 
dann den amerikanischen Vorschriften bezüg­
lich Abgase entsprechen, und alle anderen 
europäischen Staaten von Lieferungen ausge­
schlossen wären, abgesehen davon, daß natür­
lich diese Autos wesentlich teurer kämen und 
die Konsumenten dies bezahlen müßten. Wir 
können uns daher nur im europäischen Maß­
stab und im europäischen Standard bewegen. 
Das ist meine Absicht, und ich versuche - wie 
zum Beispiel bei Herabsetzung des Bleigehal­
tes bei Benzin - auch bei sonstigen Abgasen 
den europäischen Standard zu erreichen. 

Was die zweite Frage betrifft, habe ich j etzt 
vor allem einmal Verhandlungen mit den 
Kraftfahrschulen geführt. Denn es erscheint 
mir dringendst notwendig, daß sich die Kraft­
fahrschulen bereit erklären, den Schüler schon 
bei den Ubungsfahrten an den Sicherheitsgurt 
zu gewöhnen. Es wird mir nämlich von Fach­
verbänden respektive vorn Kuratorium für 
Verkehrssicherheit gesagt, daß wir erst dann, 
wenn die Fahrer in größerem Ausmaß, als das 
jetzt der Fall list, bereit sind, Sicherheitsgurten 
zu verwenden, die gesetzliche Verpflichtung 
vorschreiben Isollen, daß Sicherheibsgurten ein 
"Muß " sind. Ich habe auch mit Versicherungs­
gesellschaften bezüglich Prämiengewährungen 
Verhandlungen aufgenommen und hoffe, daß 
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Bundesminister Dr. Staribacher 
wir j etzt auf freiwilliger Basis imstande sind, 
die Kraftfahrer dazu zu bringen, daß sie den 
Sicherheitsgurt verwenden, und man dann, 
wenn eine Opinion dafür vorhanden ist, auch 
die entsprechenden gesetzlichen Verpflichtun­
gen erläßt. 

Präsident: Anfrage 2 :  Herr Abgeordneter 
Lanc (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

449jM 

Sehen Sie eine Möglichkeit für Maßnahmen, 
die darauf abzielen, das Abstellen von Schwer. 
fahrzeugen, insbesondere von Tankfahrzeugen, 
im dichtverbauten Gebiet zu verhindern ? 

Präsident : BÜte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribamer: Herr Abge­
ordneter ! Wlile SJle wTI.!SISen, lils,t elilIlJe Isolche Regle­
lung nur in der Straßenverkehrsordnung mög­
lich, unld dlie Vol'l�ilel1Jll1I1g drer SltrlaßenVlerk'ehrs­
ordnung als Landessache obliegt den Landes­
regierungen. Sie müssen sich daher mit diesem 
VerlllCllIJJg€lll aill rule uClIflIdels,relgüepu'fiigeal ,wehJeLen. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordneter! ICh bin für beides zuständig. Die 
Schwierigkeit liegt nur darin, daß es meiner 
Meinung nach unmöglich ist, über das 
Gewerberecht die Straßen von diesen Tank­
fahrzerugen und SchwlerhaJstf:ahrz,eilligen ftreizu­
halten. Denn, wie Sie ganz richtig sagen : Weist 
der Werber beim Konzessionsansuchen einen 
Abstellplatz nach, muß ihm die entsprechende 
Gewerbekonzession erteilt werden. Daß er 
diesen Abstellplatz dann nicht, nur unzuläng­
lich oder nur teilweise benützt, ist eine zweite 
Sache. Diese kann vom Standpunkt des Ge­
werberechtes aus nur sehr schwer in Angriff 
genommen werden. Wohl aber gibt es die 
Möglichkeit, im Zuge einer eventuellen Novel­
lierung der Straßenverkehrsordnung darin die 
everrlJruetllll€n AbSlteUvler;bobe' für Schwelrl,Cl,'S't­
krrarftWlagen beziehulliQlS'wed,sle T,ank�ahrzleug'e 
zu 18lrlaJslSren. Aber 'ooch Jn dJileserrn Rwl,l w1rd 
lliadilltelT rdJile DurchfühTllinig bei, lClJeDJ Uam!de'sTleglile­
rulnlgieiIl lli'eg<€In, weil �s \SOllist Ieliocrer V<ertaJs­
surugsäinJdremmg ibedürfte, wenn GelsleitZigrebUlIlig 
und Vollziehung Bundessache sein sollen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. Präsident: Anfrage 3 :  Herr Abgeordneter 
Abgeordneter Lane: Herr Bundesminister I MeißI (FPO) an den Herrn Bundesminister. 

Es steht eine umfassende Gewerberechts-
reform bevor. Im j etzigen Gewerberecht müs­
sen Frächter zur Erlangung ihrer Konzession 
Abstellplätze nachweisen. Es besteht j edoch 
keinerlei Kontrollmechanismus oder gar 
irgendein gesetzlicher oder faktischer Zwang, 
daß diese solcherart angegebenen Abstell· 
plätze dann auch tatsächlich von den Fräch­
tem benützt werden müssen. Das führt dazu, 
daß etwa an der Neunkirchner Allee auf freiem 
Feld Grundstücke gemietet werden, Tafeln 
von Firmen dort stehen, aber nie dort tat­
sächlich ein Tankzug oder ein Fernlaster abge­
stellt ist. Vielmehr finden sich dann diese 
Fahrzeuge an den West- und Südausfahrt­
bezirken WielllS li:m dil.'ch\tverbiaJuten OebJet 
und verstellen nicht nur ebenerdig, sondern 
bis in den ersten Stock hinauf den Leuten 
Licht, Luft und Sonne. 

Ich meine daher, daß es hier zu einer akkor­
dierten Abhilfe kommen müßte, einerseits im 
Rahmen der Gewerberechtsreform durch den 
gesetzlichen Zwang, daß j ene Abstellflächen, 
die bei der Konzessionswerbung angegeben 
werden, auch tatsächlich benützt werden, und 
zweitens, daß die Straßenverkehrsordnung 
entsprechend adaptiert wird. 

Für das erstere, Herr Minister, ist Ihr Res­
sort zuständig. Können Sie sich vorstellen, 
daß ein solcher Gedankengang in das neue 
Gewerberecht Eingang finden könnte'? 

Präsident: Herr Minister. 

491jM 

Wann werden Sie einen Ministerialentwur 
für eine Novelle zum Ladenschlußgesetz aus­
arbeiten lassen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 
Bundesminister Dr. Staribadler: Herr Abge­

ordneter ! Wie Sie wissen, ist das Laden­
schlußgesetz beziehungsweise die Verordnun­
gen, die dann erlassen wurden, eine Kompro­
mißlösung gewesen. Ich bin bestrebt, jetzt 
durch Einsetzung einer Arbeitsgruppe, deren 
Vorsitz der Herr Obmann der Sektion Handel, 
Kommerzialrat Schönbichler innehat - der 
Vizepräsident der Arbeiterkammer, Skritek, 
ist der Stellvertreter -, einen entsprechenden 
Vorschlag zu erhalten. (Abg. M i t t e  r e f: Da 
ist es schon totf) Das ist Ihre Meinung, Herr 
Abgeordneter. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter MeißI: Herr Bundesminister I 

Geht Ihre Absicht darauf zurück, daß man 
nunmehr mit der Vorlage der Gewerbeord­
nung daraufkommt, daß doch eine Novellie­
rung der Ladenschlußzeiten notwendig ist? 

Präsident: Herr Bundesminister, 

Bundesminister Dr. Staribacher: In die 
Gewerbeordnung werden natürlich entspre­
chende Passus aufgenommen werden. Das 
Ladenschlußgesetz ist aber ein eigenes Gesetz, 
und es wird im Zuge dieses Arbeitsausschus­
ses im Rahmen des Konsumentenbeirates im 
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Bundesminister Dr. Staribacber 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie versucht werden, eine Kompromiß­
lösung zu finden; dies auch dann, wenn es 
der Herr Abgeordnete Mitterer, wie er durch 
einen Zwischenruf ausgedrückt hat, nicht 
erwartet. Ich bin überzeugt davon, daß es uns 
gelingen wird, eine zielführende Lösung zu 
erzielen. (Abg. M i t  t e r  e r: Ein modernes 
tJsterreich mit dem Ladenschluß aus dem vori­
gen Jahrhundertl) 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Wird diese, wie Sie sagen, zielführende Lösung 
in der Endkonsequenz zu einer gewissen Libe­
ralisierung und flexibleren Handhabung durch 
die Landeshauptleute führen? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Diese libe­
ralere Lösung könnt,e natürlich darin bestehe:1, 
daß den Landeshauptleuten im Zuge einer 
Novellierung des Ladenschlußgesetzes ein 
größerer Spielraum gegeben wird, wobei ich 
allerdings darauf hinweisen möchte, daß schon 
j etzt eine gewisse liber,aLere Handhabung mög­
lich ist, aber von den Landeshauptleuten nur 
teilweise benützt wird. Es liegt also nicht aus­
schließlich an dem Gesetz, sondern an der 
übereinstimmenden Meinung der Landes­
hauptleute, die nadl entsprechender Rück­
sprache mit den Interessensvertretungen die 
Ladenschlußzeiten, die jetzt in den einzelnen 
Ländern bestehen, festgesetzt haben. 

Präsident: Anfrage 4: Frau Abgeordnete 
Hanna Hager (SPtJ) an den Herrn Bundes­
minister. 

487/M 

Welche Maßnahmen wurden bisher ergriffen. 
um der in der Regierungserklärung enthaltenen 
Zielsetzung einer besseren Information für 
Konsumenten näherzukommen ? 

Präsident: Bitte , Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete ! Wir haben im Rahmen des 
Konsumentenforums beim Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie alle Wün­
sche, die uns von seiten des Handels, des 
Gewerbes und der Industrie, aber auch von 
den Konsumenten zugegangen sind, beraten. 
Ich kann j etzt darauf hinweisen, daß wir als 
Teilerfolg die Produktdeklaration, die Konsu­
mentenfibel, den Kundendienstpaß, die Ver­
ordnung über die chemischen Konsumgüter, 
über Vereinheitlidlung der Gewichtsgrößen 
und über allgemeine Reisebedingungen ein­
vernehmlidl erlassen konnten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Hanna Hager: Herr Bundes­
minister! Ich hoffe, es werden noch mehr Maß­
nahmen folgen, um dem Konsumenten Preis­
vergleiche zu erleichtern, um den Konsumen­
ten auch zu einem mündigen Partner der Wirt­
schaft zu machen. Was wird noch geschehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Frau Abge­
ordnete ! Wir werden, um den Konsumenten 
die Preisvergleiche zu erleichtern, noch mehr 
darauf drängen, daß die Gewichtseinheiten 
vergleichsmäßig angegeben werden. Wir wer­
den insbesondere durch Kennzeichnungen ver­
suchen, dem Konsumenten beim Einkauf eine 
leichtere Wahl- und Vergleichsmöglichkeit zu 
schaffen. In dieser Hinsicht arbeitet der Kon­
sumentenbeirat, in dem alle Interessensver­
tretungen und die Ministerien vertreten sind. 
Ich bin überzeugt davon, daß hier in nächster 
Zeit noch weitere Ergebnisse zu erwarten sind. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Hanna Hager: Herr Bundes­
minister! Im Budget sind Mittel vorgesehen, 
die dazu dienen sollen, eine intensivere Kon­
sumenteninformation zu bewirken. Werden 
diese Mittel erhöht werden können, um auch 
der steigenden Reklame der Wirtschaft wir­
kungsvoll entgegentreten zu können? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die in mei­
nem Budget vorgesehenen Mittel haben bisher 
ausgereicht und werden auch in Hinkunft aus­
reichen. Ich kann damit sowohl Organisatio­
nen wie dem Verein für Konsumenteninforma­
tion, aber auch anderen Stellen, die sich mit 
diesen Problemen beschäftigen, entspredlende 
Unterstützung gewähren. Natürlich kann es 
im Rahmen der Budgetmöglidlkeiten auch für 
diese Mittel nicht eine unbegrenzte Auswei­
tung geben, was ich ressortmäßig sehr gerne 
sehen würde. Aber hier müssen natürlidl all­
gemeine budgetpolitische Gesichtspunkte doch 
auch berücksichtigt werden. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Anfr,age 5: Herr Abgeordneter 
Dkfm. Gorton (tJVP) an den Herrn Bundes­
kanzler. 

435/M 

Welche Auswirkungen haben die am 1. Juni 
197 2 in Kraft getretenen Strompreiserhöhungen 
auf die Verhandlungen zum Ausbau der Alu­
miniumhütte Ranshofen der Vereinigten Metall­
werke Ranshofen-Berndorf AG. ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neterl Die am 1 .  Juni in Kraft getretene 
Strompreiserhöhung würde eine Erhöhung des 
gelieferten Elektrolysestromes von 1 9,75 Gro­
schen auf 1 9 ,85 Groschen bringen und würde 
sich daher nicht entscheidend auswirken. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. Bitte. 

kbgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzlerl Soweit mir bekannt ist, sind die Ver­
handlungen über den Ausbau der Elektrolyse 
im Augenblick: anscheinend etwas ins Stocken 
geraten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang fol­
gende Zusatzfrage stellen : Erscheint in der 
jetzigen allgemeinen Strompreiserhöhung der 
Verbundgesellschaft an die Landesgesellschaf­
ten eine Reserv'e für einen langfr,istigen Nied­
Iiigtarif für Ranshofen eingebaut, oder beab­
sichtigt die Bundesregierung, nötigenfalls 
einen Niedrigstromtarif für eine konkurrenz­
fähige Aluminiumerzeugung in der neuen 
Elektrolyse durch Budgetmittel zu fördern, 
ähnlich der Bergbauförderung, falls die j etzige 
Basis in Zukunft für den langfristigen Ausbau 
nicht gehalten werden könnte? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter l  Es gibt seit langem Verhandlungen auf 
diesem Gebiet. Wie die Dinge jetzt stehen, 
strebt Ranshofen eine Vereinbarung mit der 
Verbundgesellschaft an, wonach der Elektro­
lysestrompreis fürderhin nur dann erhöht wer­
den darf, und zwar im Rahmen von Industrie­
tariferhöhungen, wenn eine Prüfung der wirt­
schaftlichen Situation speziell für Ranshofen 
erfolgt ist. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Sehr geehrter 
Herr Bundeskanzler! In dem übermorgen zur 
Beschlußfassung stehenden Gesetzentwurf 
über die Haftungsübernahme hinsichtlich Inve­
stitionen von Ranshofen, der sich in einem 
Gesamtrahmen von über 1 Milliarde Schilling 
bewegt, ist ja im großen und ganzen nur 
der Ausbau der Kaltwalzwerkanlagen vorge­
sehen. Es könnte doch in der Offentlichkeit 
die Meinung auftreten, daß die Elektrolyse­
investitionen allenfalls so weit zurückgestellt 
erscheinen, daß sie unter Umständen nicht 
mehr aktuell sein würden. 

Ich möchte daher die zweite Zusatzfrage 
stelle:t1 : Steht demnach die Modernisierung 
und der Ausbau der Elektrolyse nicht auf dem 
nächsten Programm, oder wenn doch : Bis wann 
ist mit einern Beschluß über einen solchen 
Ausbau der Elektrolyse auf Grund der bishe­
rigen Strompreisverhandlungen zu rechnen? 

Das heißt also : Sieht sich auch die Verbund­
gesellschaft in der Lage, langfristig einen sol­
chen Niedrigtarif zu gewährleisten? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter !  Derzeit steht eine neue Planungs- und 
Wirtschaftlichkeitsstudie des ausländischen 
Kontrahenten der Ranshofener zur Diskussion. 
Sie wird gegenwärtig im Aufsichtsrat der 
Vereinigten Aluminiumwerke behandelt, und 
die Ergebnisse dieser Behandlung stellen die 
Grundlage für weitere Beschlüsse in den ent­
sprechenden Organen der Gesellschaft dar. 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Marsch (SPO) an den Herrn Bundeskanzler. 

465JM 

Ist es richtig, daß die vom ORF -Aufsichts­
rat mit Hilfe der ÖVP-Mehrheit unter Vorsitz 
des früheren ÖVP-Landesparteiobmannes 
Dr. Piffl beschlossene Gebührenerhöhung für 
Rundfunk und Fernsehen der Paritätischen 
Kommission nur zur "Kenntnisnahme" vorge­
legt werden soll ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Nach den mir 
zugegangenen Informationen hat der ORF­
Aufsichtsrat mit Mehrheit beschlossen, die Ge­
bührenerhöhung der Paritätischen Kommission 
lediglich zu Informationszwecken vorzulegen. 

Wie ich gehört habe - ich kann mich ja 
nur auf das berufen, was ich gehört habe -, 
hat ein Antrag, die Gebührenerhöhung der 
Paritätischen Kommission zur Genehmigung 
vorzulegen, im Aufsichtsrat keine Mehrheit 
gefunden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marsdl: Herr Bundeskanzler!  
Sehen Sie als Eigentümervertreter einen 
Widerspruch zum ORF-Gesetz, zum Rundfunk­
gesetz, oder sehen Sie die Unabhängigkeit 
des ORF verletzt, wenn die Geschäftsführung 
des Rundfunks die Paritätische Kommission 
anrufen würde, das heißt, wenn die Geschäfts­
führung des ORF die Kalkulationsunterlagen, 
die sie zu einer Tariferhöhung veranlaßt 
haben, der Paritätischen Kommission zur Prü­
fung vorlegt? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Auf Grund des Rundfunkgesetzes list 
die Gesellschaft eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung und demg,emäß auch, 
was in der OffenHichkeit wenig bekannt ist, 
meines Wissens Mitglied der Bundeswirt­
schaftskammer. Die Gesellschaft fällt also mei-

36. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 103

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 36. Sitzung - 5. Juli 1 972 2891 

Bundeskanzler Dr. Kreisky 
ner Meinung nach, was ihre Preiserhöhungen Außerdem unterstützen sie mich in der 
betrifft, sehr wohl unter die Ingerenz der Geschäftsführung tin verschiedenem. Angele-
Paritätischen Kommission. genheiten : 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marsch: Herr Bundeskanzlerl 
Der ORF ist also eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung. Sehen Sie auf Grund 
des Gesetz,es als Vertreter des Eigentümers 
eine Möglichkeit, die Geschäftsführung zur 
Vorlage ihrer Kalkulationsunterlagen über die 
Tariferhöhungen zu veranlassen? 

Ich möchte es damit begründen: Die Erhö­
hung der Fernsehgebühr bf!ingt ja dem ORF 
statt bisher 41 ,28 S nun netto 79,63 S. Das sind 
immerhin 36, ja bis zu 93 Prozent mehr. 

Sehen Sie lalso, Herr Bundeskanzler, als 
Eigentümervertreter eine solche Möglichkeit 
zur Erreichung der Vorlage der Gebühren­
erhöhung an die ParJtätische Kommission? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich habe, als 
ich von der Gebührenerhöhung erfahren habe, 
die Einberufung der Gesellschafterversamm­
lung verlangt, und einer der Tagesordnungs­
punkte ist die Gebührenerhöhung. 

Ich möchte keinen Zweifel darüber lassen, 
daß ich als Vertreter der Mehrheit in der 
Gesellschafterversammlung von meinem Recht 
Gebfauch machen werde, den Organen des 
Rundfunks dringend nahezulegen, sich in ihrer 
Tarifpolitik, das heißt in Wirklichkeit in ihrer 
Preispolitik, den Grundsätzen zu unterwerfen, 
die heute in Osterreich allgemeine Anerken­
nung gefunden haben, nämlich sich der Prü­
fung durch die Paritätische Kommission zu 
unterstellen. (Beifall bei der SPO. - Rufe 
bei der OVP: So wie die Gemeinde Wien! Wie 
die Eisenbahn!) 

Die Frau Staatssekretär Karl hilft mir in 
allen Fragen der Familienpolitik, sowe.it sie 
in meine Kompetenz fallen, in den Fragen, 
die die rechtliche, politische und gesellschaft­
liche Stellung der Frau betreffen und Aus­
arbe'itung des damit in Zusammenhang ste­
henden Berichtes über die Lage der Fl1au in 
Osterreich ; und, wä.e gesagt, ihr obliegt meine 
Vertretung im FamHienpolätischen Beirat des 
Bundeskanzleramtes. 

Der Herr Staatssekretär Dr. Veselsky hilft 
mir in der Geschäftsführung in Angelegenhei­
ten der OECD, des ERP-Fonds, der Entwick­
lungshilfe und der wirtschaftlichen Koordina­
tion. Gleichzeitig 'ist er auch in meiner Ver­
tretung tätig, soweit es in Angelegenheiten 
der Raumplanung, des koordinierten Einsatzes 
der EDV-Anlagen und in der Verwaltungs­
reformkommission erforderlich ist. 

Ich mache ausdrücklich darauf :aufmerksam : 
Das ist eine demonstrative Aufzählung und 
keine taxative, weil sich das jeweils aus dem 
Arbeitsanfall in meinem Büro ergibt, wo er 
mim zu vertreten hat. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundeskanz­

ler ! In letzter Zeit häufen sich Zeitungsmel­
dungen, daß Sie beabsichtigen, im Spätherbst 
oder im Winter ein Revirement :in Ihrem 
Kabinett vorzunehmen. Es werden in diesem 
Zusammenhang zwei Ressorts genannt und 
aum die beiden Staatssekretäre. Trifft dies 
zu? 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Nein, ,es trifft 
dies nimt zu. 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. (Rufe: 
Präsident: Anfrage 7 :  Abgeordneter Doktor Noch einmal!) 

Fiedler (OVP) an den Herrn Bundeskanzler. 

507jM 

Mit welchen konkreten Agenden sind die 
beiden Staatssekretäre im Bundeskanzleramt 
betraut ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es trifft dies 
nicht zu. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Es heißt weiters, 
daß Sie beabsichtigen, in absehbarer Zeit neue 
Staatssekretäre zu kreieren, und daß Sie, wie 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord- eine Zeitung am vergangenen Montag auch 
neter! Die Staatssekretäre im Bundeskanzler- geschrieben hat, gegenüber Ihl1er bisherigen 
amt sind mir gemäß Artikel 78 Abs. 2 des Meinung, es wären neue Staatssekretäre in 
Bundes-Verfassungsgesetzes zur Unterstüt- Ihrem Kabinett nicht notwendig, nun öffent­
zung in der Geschäftsführung und zur parIa- lich mit der Begründung Reue geübt haben, 
mentaruschen Vertretung beigegeben. Be.ide Sie selbst wären lange Zeit Staatssekretär 
Staatssekretäre - die Frau Staatssekretär gewesen und hätten damals in der Ressortein­
Elfriede K,arl und der Herr Staatssekretär Dok- teilung wichtige Agenden des Ressortchefs 
tor Ernst Eugen Veselsky - haben diese unterstützend ausüben können. - Wobei Sie 
Aufgaben von mir übertragen bekommen. wissen, Herr Bundeskanzler, daß diese Ihre 
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Dr. Fiedler 

Tätigkeit als Staatssekretär in der Zeit der 
Koalitionsregierung unter völlig anderer Be­
gründung ausgeübt wurde. 

Wie ist nun Ihre Meinung bezüglich der 
Tätigk>eit der Staatssekretäre? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neterl  Ich habe durchaus Verständnis dafür, 
daß Sie -der Meinung s!ind, daß eine irrtümliche 
Auffassung nicht oft genug Tlichtiggestellt wer­
den kann. Ich habe bereits .im Hohen Hause 
mit aller Eindeutigkeit erklärt, daß ich meine 
seinerzeitige Äußerung, wonach ich der Mei­
nung war, daß innerhalb der Regierung Klaus 
die StaJatssekretäre nicht unbedingt notwen­
dig gewesen wären, längst korrigiert habe 
und mich eines Besseren besonnen habe (Zwi­
schenrufe bei deI OVP) , was ich gerne und 
unter erneutem Beifall der rechten Seite des 
Hauses zugebe. (Heiterkeit.) 

Präsident : 8'. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Marsch (SPO) an den Herrn Bundeskanzler. 

466jM 

Welche Erklärung geben die zuständigen 
Organe des ORF dem Eigentümervertreter für 
die Tatsache, daß Gebührenerhöhungen in 
eigener Sache unter Verschweigung aller Gegen­
argumente ausführlichst begründet werden, 
während bei TariferhöhlUlgen anderer öffent­
licher Institutionen genau umgekehrt vorge­
gangen wird ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter ! Ich kann dazu nur sagen, daß die Bun­
desregierung nur ,im Rahmen der Gesellschaf­
terversammlung dieser Gesellschaft tätig sein 
kann und daß ich mich daher bemühen werde, 
alle gegebenen Möglichkeiten ;auszunützen, 
damit das Rundfunkgesetz dem Inhalt und dem 
Geist nach verwirklicht oder durchgeführt oder 
beachtet wird. Aber ich habe nur die Mög­
lichkeiten, die in e'iner Ges. m. b. H. der 
GeisleHschJafitelrveinsamm!IUlIlig :aUsiteihJoo, 'UJDId die 
sind äußerst begrenzt. 

Präsident: Zusatzfrage . 

Abgeordneter Marsch: Das Rundfunkgesetz 
schreibt im § 1 dem ORF vor - es bezeichnet 
es als Pflicht -, für die objektive Information 
der Allgemeinheit zu sorgen. 

Kann ich daraus ableiten, daß der ORF auch 
in eigener Sache, also in Fragen der Gebüh­
renerhöhung, verpflichtet i st, Gegenargumente 
zu bringen? Es wurde nämlich lim ORF berich� 
tet, daß vor vier Monaten nach offiziellen 
Unterlagen, die die Geschäftsführung des 
Rundfunks zur Verfügung stellte , eine Gebüh­
nenelJlhöhUlIlJg von [L'Ulr 15 S iIlotweIlld�g wäre. 

Vor wenigen Tagen, nämlich nach vier Mona­
ten, wäre bereits auf Grund neuer Unterlagen 
elin:e Gebühr'enerhöh!un:g von durchschnitthch 
25 S n'OltweTId�g, und zwar lau;f Grund anlClerer 
Annahmen, unter anderen Voraussetzungen 
und unter Fehlen mancher Vergleichsmöglich­
keiten. 

Ich darf dazu weiter sagen und meiner Frage 
vomnsteilleiIl (Rufe bei der OVP: Fragen!), daß 
die erste "Zeit-!im-Bild" -Sendung am 29. Juni 
sinngemäß gesagt hat, daß der Bund und die 
Post an der Gebührenerhöhung profitieren, 
jedoch nicht, daß die Post ihre BewiUigungs­
gebühr um keinen Groschen erhöht hat. 

Darf ich also annehmen, daß über diese 
krit'ischen Feststellungen im Sinne einer 
objektiven Informahon vom ORF hätte berich­
tet werden müssen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich bin der Mei­
nung - und diese Meinung teile ich mit sehr 
vielen anderen, ohne Rücksicht auf ihre poli­
tische Zugehörigk:eit -, daß der Rundfunk 
auf Grund des Gesetzes verpflichtet wäre, 
wann immer er in einer Frage einen Stand­
punkt bezieht, das gleiche Ausmaß auch für 
eine eventuell kontroversielle Auffassung zur 
Verfügung zu steHen. 

Ich wiederhole : Das ist durchaus nicht nur 
meine Auffassung, sondern sie wird , weit 
darüber hinaus in der gesamten Bevölkerung 
geteilt, Der Rundfunk wäre also meiner Mei­
nung nach verpflichtet, alle Pro- und Kontra­
argumen1Je ,im :gl:eicheln Umf.ang !in lsemen 
Publikationen im Rundfunk, auch dann, wenn 
sie in eigener Sache erfolgen, wi'ederzugeben. 
(Abg. DI. S c  h w i m m e  I: Macht das der 
Slavik auch?) 

Präsident: Noch eine Frage . Bitte. 

Abgeordneter Marsch: Herr Bundeskanzler! 
Welche Möglichkeiten s,ehen Sie zur Durch­
setzung der Pflicht für eine objektive Bericht­
erstattung durch den ORF, also zur Binhal­
tung des Rundfunkgesetzes? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Das Rundfunk­
gesetz hat meiner Meinung nach eine wesent­
liche Lücke : Es postuliert zwar die Pflicht zur 
objektiven Berichterstattung, es wird aber 
nichts darüber ausgesagt, wer letztlich 
- außer den Organen der Gesellschaft - zu­
ständig ist, wenn diese objektive Berichter­
erstattung nicht in dem gebotenen Maß erfolgt. 
In anderen Staaten gibt es hiefür eigene un­
parteiische, mit hohem Ansehen ausgestattete 
Organe. (BeiJall bei der SPO.) 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 
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Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung als 
eingelangt bekanntgegebenen Regierungsvor­
lagen weise ich wie folgt zu: 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung : 

Ubereinkommen (Nr. 1 1 1 ) über die Diskri­
minierung in Beschäftigung und Beruf (31 9  der 
Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz abgeändert wird 
(29. Novelle zum ASVG) (404 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Selbständigen -Ptensionsversicherungsgesetz 
abgeändert wird (21 .  Novelle zum GSPVG) 
(405 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Pensions­
versicherungsgesetz abgeändert wird (2. No­
velle zum B-PVG) (406 der Beilagen), 

Ich unterbreche daher diese Sitzung bis 
1 2  Uhr 30 Minuten. 

Die Sitzung wird um 1 1  Uhr 30 Minuten 
unterbrochen und um 12 Uhr 30 Minuten 
wiederaufgenommen. 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 2, 3 und 4 wie auch 
über die Punkte 5 bis einschließlich 8 der 
heutigen Tagesordnung j eweils unter einem 
abzuführen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden j edesmal zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die j eweils zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt. Die Abstimmung er­
folgt selbstverständlich getrennt. 

Wird gegen die beiden vorgeschlagenen Zu­
sammenfassungen ein Einwand erhoben? -
Dies ist nicht der Fall. 

Die Debatte über die Punkte 2, 3 und 4 wie 
Bundesgesetz betreffend den Urlaub für auch über die Punkte 5 bis einschließlich 8 der 

Arbeitnehmer in der Bauwirtschaft (Bauarbei- heutigen Tagesordnung wird daher jeweils 
ter-Urlaubsgesetz) (426 der Beilagen) ; unter einem abgeführt. 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Kranken­
versicherungsgesetz abgeändert wird (6. No­
velle zum B-KVG) (407 der Beilagen), und 

dem Justizausschuß : 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Italienischen Republik über die 
AnerkJennung und Vollstreckung von gericht­
lichen Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen, von gerichtlichen Vergleichen und von 
Notariatsakten (376 der 'Beilagen) ; 

dem Handelsausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem Vorschriften über 
die Ausübung von Gewerben erlassen werden 
(Gewerbeordnung 1 972) (395 der Beilagen) ; 

dem Finanz- und Budgetausschuß : 

Bundesgesetz über die Gewährung von Aus­
landseinsatzzulagen für Angehörige österrei­
chischer Einheiten, die zur Hilfeleistung in das 
Ausland auf Ersudlen internationaler Organi­
sationen entsandt werden (396 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

1 .  Punkt: Bericht des parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses zur Prüfung aller Um­
stände um den internationalen Ideenwettbe� 
werb für Architekten zur Planung eines Amts­
sitzes internationaler Organisationen und 
eines Kongreßzentrums in Wien sowie die 
vom Auslober getroffene Entscheidung (423 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum Punkt 1 :  Bericht des 
parlamentarischen Untersudmngsausschusses 
zur Prüfung aller Umstände um den internatio­
nalen Ideenwettbewerb für Architekten zur 
Planung eines Amtssitzes internationaler Or­
ganisationen und eines Kongreßzentrums in 
Wien sowie die vom Auslober getroffene Ent­
scheidung. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dok­
tor Eduard Moser. Ich ersuche um seinen 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Bericht. 

Hochschul-Studiengesetz geändert wird (403 Berichterstatter Dr. Eduard Moser: Hohes 
der Beilagen) ; Haus ! Ich habe den Auftrag, den Bericht des 

dem Verfassungsausschuß : parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
vorzulegen, der vom Nationalrat eingesetzt Bundesgesetz über die Einrichtung eines 
wurde, um alle Umstände um den Jnternatio­Sicherheitskontrollsystems zur Gewährung 
nalen Architektenwettbewerb zur Planung der .tirie!dllkbJelIl VerwoodlUlI1lQ der AJtQlll1leIlJeI1Qi1e 
eines Amtssitzes internationaler Organisatio­(Sicherheitskontrollgesetz) (41 7  der Beilagen) . 
nen und eines Kongreßzentrums in Wien sowie 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die die vom Auslober getroffene Entscheidung zu 
Sitzung auf eine Stunde zu unterbrechen. prüfen. 

203 
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Dr. Eduard Moser 

Mit dem gleichlautenden Auftrag hat der 
Nationalrat bereits in der vorhergehenden 
XII. Gesetzgebungsperiode auf Antrag der Ab­
geordneten Dr. Koren und Genossen am 
3. März 1971  einen neungliedrigen Unter­
suchungsaussdmß eingesetzt. Diesem Aus­
schuß gehörten an : von der SPO die Abgeord­
neten Babanitz, Haas, Ing. Hobl und Weikhart, 
von der OVP die Abgeordneten Dr. Blenk, 
Koller, DDr. König und Dr. Moser sowie von 
der FPO Abgeordneter Dr. Broesigke. 

Der Untersuchungs ausschuß hat in der 
XII. Gesetzgebungsperiode sechs Sitzungen ab­
gehalten und mußte durch die vorzeitige Auf­
lösung des Nationalrates am 1 4. Juli 1 97 1  
seine Tätigkeit einstellen. 

Uber Antrag der Abgeordneten Ing. Hobl 
und Genossen wurde in der laufenden Gesetz­
gebungsperiode, am 2. Februar 1972, die Ein­
setzung eines zehngliedrigen Untersuchungs­
ausschusses mit der gleichen Zielsetzung be­
schlossen. Ihm gehörten an : von der SPO die 
Abgeordneten Babanitz, Haas, Ing. Hobl, 
Nittel und Samwald, von der OVP· die Abge­
ordneten Dr. Blenk, DDr. König, Dr. Ermacora 
und Dr. Maser sowie von der FPO Abgeord­
neter Dr. Broesigke. 

Um die Kontinuität der Tätigkeit zu wahren, 
beschloß der Untersuchungsausschuß, die 
Arbeitsunterlagen und Protokolle aus der 
XII. Gesetzgebungsperiode seinen weiteren 
Beratungen zugrunde zu legen. 

In beiden Untersuchungsausschüssen wurde 
vereinbart, die Verhandlungen nicht vertrau­
lich zu führen. 

Der vorliegende Bericht gliedert sich in vier 
Abschnitte : 

A. Mandat und Verfahren des Unter-
suchungsausschusses. 

In diesem Abschnitt finden Sie auch ein Ver-
zeichnis der Zeugen, gereiht nach dem zeit­

mäßige Behandlung der dem Untersuchungs­
ausschuß gestellten Fragen durch die Zentral­
stellen des Bundes. Es wurden daher ab der 
5. Sitzung am 8. Mai 1 972 noch insgesamt 
52 weitere Unterlagen für den Untersuchungs­
ausschuß über den Präsidenten des National­
rates angefordert, die in der Anlage 2 dieses 
Berichtes als Beilagen 42 bis 92 verzeichnet 
sind. 

Für die Durcharbeitung und Einbeziehung 
dieser zum Teil recht umfangreichen Akten in 
die Beratungen stand wegen der Fristsetzung 
mit 30. Juni nur ein kurzer Zeitraum zur Ver­
fügung. 

Der Abschnitt C des Berichtes enthält Tat­
sachenfeststellungen für die Untersuchung des 
Entscheidungsvorganges, der zur Ablehnung 
des Projektes des 1 .  Preisträgers und zur Be­
auftragung des 4. Preisträgers führte. Dieser 
Abschnitt ist naCh den sieben Fragebereidlen 
gemäß B 8 gegliedert. 

Der Bericht endet mit Schlußbemerkungen 
unter D und wird durch vier Anlagen ergänzt. 

Anlage 1 bringt eine kurze Darstellung der 
insgesamt 15 Sitzungen des Untersuchungsaus­
schusses in beiden Gesetzgebungsperioden, 
über die Wortprotokolle angelegt wurden. 
Wegen des großen Umfanges dieser Protokolle 
mußte darauf verzidltet werden, diese auch 
nur auszugsweise dem Bericht beizugeben. 

In der Anlage 2 findet sich ein Verzeichnis 
jener Aktenstücke und Dokumente (numeriert 
als Beilagen 1 bis 92) , die vom Untersudlungs­
ausschuß über den Präsidenten des National­
rates angefordert wurden und als Unterlagen 
für die Beratungen zur Verfügung gestanden 
sind. 

In die Wortprotokolle über die Sitzungen 
des Untersuchungsausschusses und in die an­
geführten Beilagen kann in der Kanzlei des 
Präsidenten des Nationalrates Einsicht genom­
men werden. 

lichen Ablauf des Untersuchungsausschusses In den Anlagen 3 und 4 schließlich sind die 
und mit dem Hinweis, in welcher Eigenschaft Mitglieder der internationalen Jury und des 
sie vernommen wurden. Alle Zeugen waren Fachberaterkollegiums aufgezählt. 
von der Amtsverschwiegenheit entbunden Hohes Haus l Schon aus zeitlichen Gründen 
worden und wurden vor der Befragung vom ist es nicht möglich und auch nicht üblich, 
Vorsitzenden an die Wahrheitspflicht gemäß einen gedrudü vorliegenden Bericht von dieser 
§ 1 65 der Strafprozeßordnung erinnert. Stelle mündlich wiederzugeben. Es kann aber 

Der Abschnitt B enthält eine kurze Dar- auch nicht Aufgabe des Berichterstatters sein, 
stellung des Sachverhaltes und die Fragestel- aus dem Inhalt eines Untersuchungsberichtes 
lungen, die in der 3. Sitzung am 10. April 1972 bestimmte Teile nach seinem Gutdünken her­
einvernehmlich den weiteren Verhandlungen vorzuheben - etwa dort, wo die Kritik an den 
zugrunde gelegt wurden. Verwaltungsbehörden und am Entscheidungs-

Die nach diesem Zeitpunkt stattgefundene vorgang im Ministerkomitee ansetzt. 

Aktenausstellung im Bundeskanzleramt vom Der dem Nationalrat vorliegende Bericht 
24. bis 28. April ermöglichte aber erst einen wurde von einem Redaktionskomitee entwor­
besseren Uberblick. über die geschäftsstück.- fen, das in der Sitzung am 5. Juni 1972 einge-
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setzt wurde und aus Mitgliedern des Unter­
suchungsausschusses, den Abgeordneten Dok­
tor Broesigke, Dr. Ermacora und Ing. Hobl, 
bestand. 

Das Redaktionskomitee hatte vor allem den 
Auftrag, auch eine Einigung über die Tat­
sachenfeststellungen zu den sieben Fragebe­
reichen zu erzielen. Die Schlußfolgerungen dar­
aus sollten dann vom Untersuchungsausschuß 
gezogen werden. 

In seiner Sitzung am 29. Juni dieses Jahres 
hat der Untersuchungsausschuß den Bericht 
des Redaktionskomitees mit kleinen Abände-
rungen einstimmig gebilligt. Eine Diskussion 
über die Fristsetzung mit 30. Juni und die 
sich daraus ergebenden Konsequenzen führten 
nicht zu einvernehmlichen Auffassungen und 
fand daher keinen Niederschlag in dem Bericht 
des Untersuchungsausschusses an den Natio­
nalrat. 

Im Anschluß an diese Diskussion im Unter­
suchungsausschuß am 29. Juni kündigte Abge­
ordneter DDr. König die Erstattung eines abge­
sonderten Gutachtens gemäß § 34 Abs. 10 der 
Geschäftsordnung des Nationalrates an. Dieser 
Minderheitsbericht ist von den Abgeordneten 
Dr. Blenk, Dr. Ermacora und DDr. König unter­
zeichnet und dem Ausschußbericht beige­
geben. *) 

Der Untersuchungs ausschuß dankt den be­
fragten Behörden, den einvernommenen Aus­
kunftspersonen und den Parlamentsangestell­
ten - insbesondere Parlamentsrat Dr. Esterer 
sowie den mit der Herstellung der Protokolle 
beauftragten Beamten des Stenographen­
amtes - für die wertvolle Unterstützung. 

Namens des Untersuchungsausschusses 
stelle ich den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
den vorgelegten Bericht mit den Anlagen 1 bis 
4 zur Kenntnis nehmen. 

Ich bin ermächtigt, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident : Sie haben den Antrag gehört. 
Gibt es dagegen einen Einwand? - Es ist 
nicht der Fall. Wir gehen somit in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Am 18. Jänner 1 971  erhob 
die Zeitschrift "Der Spiegel" den Vorwurf der 
"Schiebung" im Zusammenhang mit der gegen­
ständlichen Angelegenheit. Als dieser Vor­
wurf hier im Haus von mir zitiert wurde, gab 
es in den Bänken der Regierungspartei eine 

größere Unruhe, und es wurde im Verfolg 
der Debatte j ener Untersuchungsausschuß ein­
gesetzt, der heute seinen Bericht vorgelegt hat. 

Zu Beginn der Arbeiten des Untersuchungs­
ausschusses erklärte der Abgeordnete Weik­
hart - in der letzten Gesetzgebungsperiode 
der Wortführer der Fraktion der Regierungs­
partei -, daß es das primäre Anliegen dieses 
Ausschusses wäre, festzustellen, ob der Ver­
dacht einer "gigantischen Schiebung" berech­
tigt oder nicht berechtigt, begründet oder nicht 
begründet gewesen ,ist. Das müsse - so sagte 
er - ohne Rücksicht auf das Ansehen der 
betroffenen Personen oder Institutionen ge­
klärt werden. 

Heute, meine Damen und Herren, liegt das 
einstimmig beschlossene Ergebnis des Unter­
suchungsausschusses vor. Die Fakten, die uns 
vorliegen und die einstimmig erhoben wurden, 
bestätigen leider, Herr Bundeskanzler, daß 
dieser Vorwurf zu Recht erhoben wurde. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Es hat sich darüber hinaus gezeigt, wie not­
wendig und berechtigt gerade hier die Kon­
trollfunktion der Opposition gewesen ist. 
(Neuerlicher Beifall bei der OVP.) 

Wir stellen aber darüber hinaus mit Besorg­
nis fest, daß durch diese Schiebung - und ich 
betone es, ich werde das auch beweisen -, 
für die ausschließlich Sie, Herr Bundeskanzler, 
die letzte Verantwortung tragen, dem öster­
reichischen Steuerzahler die Gefahr droht, 
Hunderte Millionen Schilling an Mehrkosten 
zu bezahlen (Ruf bei der SPO: Eine Frechheit!  
- Abg. G r a f: Ordnungsruff), während gleich­
zeitig Ihr Protektionskind Millionen einsteckt, 
ein Palais mietet und Sektgelage feiert ; und 
das, obwohl die sozialistische Zeitung "Neue 
Zeit" von Ihrer Pressekonferenz, Herr Bundes­
kanzler, berichtete, daß - man kann es kaum 
fassen - der siegreiche Architekt Staber, der 
die Konstruktionen vorzulegen hat, dazu nicht 
imstande ist. 

Willkürliche Bevorzugung, enorme Mehr­
kosten für die Steuerzahler und Rufschädigung 
im In- und Ausland, das ist es, was wir Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, auf Grund der Unter­
suchungen vorwerfen müssen. 

Deshalb hat unsere Fraktion im Anschluß 
an den gemeinsamen Bericht im Unter­
suchungsausschuß die Schlußfolgerungen, die 
wir aus diesen Fakten ziehen, in einem abge­
sonderten Gutachten auch schriftlich festge­
halten, weil wir sie für so schwerwiegend 
erachten, daß wir meinten, es der OffentIich­
keit schuldig zu sein, das auch schriftlich fest­
zuhalten, und weil sich diese Schlußfolgerun-

*) Die von Rednern zitierten Seitenzahlen be- gen voll und ganz auf j ene Fakten stützen, die 
ziehen sich auf den hektogra.phierten Bericht, die 
Zahlen in Klammern auf den später gedruckten gemeinsam in diesem Ausschuß festgestellt 
Bericht 423 d. B .  wurden. 
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ist nichts enthalten, was nicht durch das ge­
meinsame Ergebnis der Untersuchung gedeckt 
wäre, was nicht durch Dokumente und Aussa­
gen vor dem Untersuchungsausschuß zu be­
legen wäre. 

Noch ein Wort zum Untersuchungsausschuß. 
Wir hatten in diesem Ausschuß - das kann 
ich den Vertretern Ihrer Fraktion bestätigen ­
eine offene und sachliche Atmosphäre. Der 
Ausschuß war auch nicht vertraulich, und es 
konnte daher von niemandem, wie das zeit­
weilig behauptet wurde, die Vertraulichkeit 
gebrochen werden. Es gab auch niemals Be­
schwerden gegen die Vorsitzführung, und die 
einstimmige Wahl des Vorsitzenden zum Be­
richterstatter ist für uns ein Zeichen der Recht­
fertigung für die sachliche Vorsitzführung 
durch unseren Kollegen Dr. Maser. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ein Problem allerdings gab es :  das war der 
Zeitdruck, unter den dieser Ausschuß durch 
die von Ihrer Fraktion mit Mehrheit beschlos­
sene Befristung gestellt wurde. Wir mußten 
in dieser Befristung den Versuch erkennen, 
zwar nicht geschäftsordnungswidrig - auch 
darüber kann man streiten, ob es nicht sogar 
geschäftsordnungswidrig ist -, aber j edenfalls 
mit einer ordentlichen Untersuchung in unver­
einbarer Weise die Untersuchung abzuwürgen. 

Wenn ein solcher Versuch damit beabsich­
tigt war, so müssen wir feststellen : er ist miß­
lungen. Wir haben heute einen einstimmig 
beschlossenen Bericht hier, und wir haben 
darin j ene Fakten, die ausreichen, um das, was 
wir Ihnen hier vorzuhalten haben, voll und 
ganz zu begründen. 

An weiteren Versuchen, die Untersuchung 
abzuwürgen, hat es nicht gefehlt. Ich erinnere 
an die "Neue Zeit" vom 11. 2. 1 910, die im 
Anschluß an Ihre Pressekonferenz, Herr Bun­
deskanzler, mit großer Uberschrift erklärte : 
"Kontrollrecht mißbraucht", und dann aus­
führte, daß das Kontrollrecht der Opposition 
mit der Debatte hier im Haus und mit der 
Forderung nach einem Untersuchungsausschuß 
mißbraucht worden wäre, weil es doch gar 
nichts zu untersuchen gäbe. 

Wie anders ist die Ausstellung zu sehen, 
die Sie, Herr Bundeskanzler, veranstaltet 
haben, die offenbar dazu bestimmt war, der 
Offentlichkeit zu zeigen, wie wenig hier zu 
verbergen wäre, wobei es doch selbstverständ­
lich gewesen wäre, daß Sie zunächst einmal 
dem Untersuchungsausschuß jene Fakten zu­
gänglich gemacht hätten, die wir erst dort bei 
der Ausstellung gefunden haben. (Beifall bei 
der OVP.) 

Aber freilich :  W,enn man sieht, was hier an 
Material zutage gekommen ist, dann wird man 
das Gefühl nicht los, daß bei den Dingen, die 
ausgestellt wurden, mit einiger Sorglosigkeit 
vorgegangen wurde, sonst wäre wohl manches 
nicht ausgestellt worden, auf das wir hier 
noch zurückkommen werden. 

Ein weiterer Versuch, die Untersuchungen 
einzuschränken, lag darin, daß von Ihnen, Herr 
Kanzler, erklärt wurde : Schauen Sie, da ist die 
IAKW zuständig, es ist ja nicht die Bundes­
regierung zuständig für den Vertragsabschluß 
mit dem Architekten Staber, da sind nur die 
vollverantwortlichen Organe der neugegrün­
deten Aktiengesellschaft zuständig ! - Daß 
diese Organe durchwegs aus weisungsgebun­
denen Beamten bestehen, daß diese Organe 
außerdem am 1 5. 1.  1911  einen Vertfiag abzu­
schließen hatten, den Sie, Herr Bundeskanzler, 
mit Handschlag am 18 .  1 2. 1910 bereits vor­
weggenommen haben, dals alles wurde nicht 
hinzugefügt. 

Diese Organe handelten, wie es schien, auch 
ganz in Ihrem Sinne. Der Vorstand der IAKW 
ließ den Untersuchungs ausschuß wissen, daß 
er sich weigere, Unterlagen vorzulegen. (Hört! 
Hört/-Rufe bei der OVP.) Ein Rechtsgutachten 
wurde sogar angefertigt, wonach keine Ver­
pflichtung bestünde, Unterlagen vorzulegen. 
Ich muß es den Vertretern Ihrer Fraktion im 
Ausschuß hoch anrechnen, daß sie in dieser 
Frage mit uns und mit der freiheitlichen Frak­
tion die Auffassung vertreten haben, daß sich 
das ein frei gewähltes Parlament nicht gefallen 
lassen kann, daß hiemit praktisch jede Unter­
suchungsfunktion ad absurdum geführt wor­
den wäre, weil es dann keine Untersuchung 
mehr gäbe, da man es in der Hand hätte, durch 
die Schaffung von Institutionen einfach j ede 
parlamentarische Untersuchung abzuschneiden. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Schließlich haben Sie, Herr Bundeskanzler, 
auf die letzte Anfrage des Abgeordneten Hahn 
auch wieder versucht, die Schuld den Beamten 
zuzuschieben. Ich bin überzeugt, daß es auch 
heute wieder - trotz der eindeutigen Lage 
der Fakten - nicht an Versuchen fehlen 
wird, die Dinge zu verniedlichen. 

Wieso erheben wir hier in aller Offentlich­
keit den Vorwurf der "Schiebung" ? Ich darf zu­
nächst einmal darauf hinweisen, was in Meyers 
Lexikon unter "Schiebung" zu verstehen ist : 
Sammelbezeichnung für verschiedene, nicht 
immer gesetzlich verbotene, aber sittlich ver­
werfbare Mittel, im Geschäftsverkehr sich Vor­
telHe zu verschaffen. Und dann steht drinnen: 
zum Beispiel das Vorschieben eines Stroh­
mannes. 
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Herr Bundeskanzler! Dieses Beispiel paßt 

ganz genau auf den von Ihnen gekürten Archi­
tekten Staber. (Erneute Zustimmung bei der 
OVP.) 

Ich muß in diesem Zusammenhang eine 
Legende zerstören, nämlich die Legende von 
der Begünstigung eines Osterreichers, 
worüber wir doch froh sein müßten, daß hier 
- wenn schon die Dinge vielleicht etwas zu­
rechtgebogen wurden - das einem Oster­
reicher zugute gekommen ist. Mitnichten, Herr 
Bundeskanzler! Jeder der vier Preisträger 
mußte laut den Ausschreibungen mit einem 
österreichischen Architektenteam zusammen­
arbeiten, und alle Vertreter der vier Preisträ­
ger waren Osterreicher. In jedem Falle wäre 
also der Auftrag auch einem Osterreicher zu­
gute gekommen. 

Aber da gibt es einen Brief, Herr Bundes­
kanzler, vom Herrn Architekten Staber - am 
4. 10. 1970 an Sie gesdlfieben -, und dieser 
Brief zeigt vielleicht die Motive auf, die für 
diese Ihre Beeinflussung der Auswahl des 
Architekten Staber mit oder allein entschei­
dend gewesen sein können. Staber weist in 
diesem Brief vom 4. 10. 1 970 an Sie, Herr 
Bundeskanzler, darauf hin, daß dieses Projekt 
in Fertigteilbauweise erstellt wird, also schon 
50 geplant war. Aber er geht noch weiter. 
Er sagt, daß die einzelnen Fertigbauteilele­
mente mit der Füma Interconstruct ent­
wickelt wurden, also eine eigene Entwicklung 
ganz spezifischer Art. Und wer weiter forscht, 
wird feststellen, daß die Firma Interconstruct 
eine Tochtergesellschaft der Bauring Ges. m. 
b. H, j enes gemeindeeigenen Betriebes ist, 
der zu den großen Förderern und Gönnern 
Ihrer Partei zählt. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Damit ja alles wunschgemäß geht, hat Dok­
tor-Ing. Walter, der als Gutachter wirkte, auch 
noch die Federführung im Koordinatorvertrag 
bekommen. Wenn man dort nachliest, was die 
Aufgabe des Koordinators ist, dann stellt man 
fest : die Vorbereitung und Durchführung des 
Ausschreibungs- und Vergabeverfahrens und 
die Einholung und Uberprüfung der Angebote. 
Ob dann, wenn die Teile bereits vorher spezi­
fisch entwickelt wurden, in der Planung bereits 
so berücksichtigt wurden und die gesamte Aus­
schreibung, die gesamte Vorprüfung der Ange­
bote durch die von Ihnen bestellten Leute er­
folgen kann oder über den von der IAKW 
- wenn ich den Herrn Dr. Walt-er ausnehme -
bestellten Gutachter erfolgen wird, noch ein 
anderer Konkurrent die Möglichkeit haben 
soll, sich erfolgreich hiebei zu beteiligen, das 
möchte ich ernsthaft bezweifeln. 

Daher - und das ist die Motivation -
mußte der erste Preisträger, und ich betone : 
"mißbräuchlich" , weil ohne Vorliegen "zwin­
gender und tI"iftiger Gründe· ' ,  von der Auf­
tragserteilung ausgeschlossen werden. Und 
das, obwohl es in der 65 . Slitzung Ihres Kon­
taktkomitees, Herr Bundeskanzler, heißt -
alles in den Unterlagen, Beilage 89 zum Unter­
suchungsausschußbericht, festgehalten -, wo 
man ausdrücklich darauf hinweist: "Ferner soll 
hingewiesen werden, auf die möglichen Forde­
rungen Architekt Penis, falls dessen Projekt 
nicht gewählt wird und die Notwendigkeit der 
Abwehr dieser Forderung durch ,zwingende 
und triftige Gründe' ;  . . .  " - Eine solche Gel­
tendmachung "zwingender und triftiger 
Gründe" zur Abwehr dieser Forderung im 
Sinne der Empfehlung des Kontaktkomitees 
ist nicht erfolgt. 

Meine Kollegen werden noch näher auf diese 
Frage der "zwingenden und triftigen Gründe" 
eingehen. Ersparen Sie es mir aber, hier die 
Beilage 52 zur Verlesung zu bringen, jene 
Beilage, in der das Rechtsgutachten des Mini­
steriums und des Magistrates enthalten ist, 
weil ich nicht möchte, daß auf Grund einer 
Verlesung dieses Gutachtens womöglich noch 
nachträglich Ansprüche gegen die Republik 
zum Schaden der Republik geltend gemacht 
werden können. 

Eines muß aber hier mit aller Deutlichkeit 
festgestellt werden : Wer etwa behaupten 
möchte, das sei doch schon alles von Minister 
Kotzina eingeleitet worden, der wird durch 
den Untersuchungsausschuß eindeutig darüber 
aufgeklärt, daß der frühere Bautenminister 
Kotzina in seiner Aufforderung an die vier 
Architekten, gemäß der Jury-Entscheidung 
eine Uberarbeitung der Projekte vorzunehmen, 
ausdrücklich und aktenkundig darauf hinge­
wiesen hat, daß diese Uberarbeitung keine 
Fortsetzung des Wettbewerbes in zweiter 
Stufe darstellt, und das ist auch einvernehm­
lich im Untersuchungs ausschuß festgestellt 
und bewiesen worden. 

Ich möchte das nur gesagt haben, damit hier 
nicht der Eindrudc entsteht, man hätte gar 
nicht mehr anders können, es wäre das bereits 
vorweg schon so entschieden worden. 

Ich muß allerdings eine Einschränkung 
machen, was die "zwingenden und triftigen 
Gründe" anlangt: Es wurde ein einz'iger "zwin­
gender und triftiger Grund· ' von Ihnen, Herr 
Bundeskanzler, allerdings erst nachträglich, 
hier im Hause geltend gemacht, nämlich die 
Kostenfrage. Sie haben erklärt, es wäre 
damals vom Gutachter Dr. Walter, der 
j etzt zum federführenden Koordinator bestellt 
wurde, festgestellt worden, daß das Projekt 
Pelli um eine Milliarde teurer gewesen wäre 
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als das Projekt Staber und daß das doch ein 
ansehnlicher Betrag wäre, den man dem öster­
reichischen Steuerzahler nicht zumuten könne. 
und daß daher die Bundesregierung einfach 
dem ersten preisgekrönten Projekt doch nicht 
die Zustimmung habe geben können. 

Nun, wie liegen die Fakten? Die Schätzung 
des Dr.-Ing. Walter - ich betone "Schätzung" 
- belief sich für das Projekt Staber auf 
1 ,75 Milliarden für die erste Baustufe, auf 
2,35 Milliarden für die erste Baustufe des 
Pelli-Projektes - also ein Unterschied von 
einer halben Milliarde in der ersten Baustufe. 
Tatsächlich aber kostet die erste Baustufe des 
Staber-Projekts nach den Unterlagen zum 
IAKW-Gesetz heute bereits das Doppelte, 
nämlich 3,5 Milliarden und damit um eine 
Mdlliarde mehr, als die Schätzung des Pelli­
Projektes ergab. (Zwischenrufe bei der OVP.) 
Daraus ergibt sich, Herr Bundeskanzler, daß 
das Kostenargument keinen "zwingenden und 
tl"ifNgen Grund" dargestellt haben kann, weil 
es einfach nicht richtig war und durch die Pra­
xis ad absurdum geführt wurde. 

Sie können aber auch nicht behaupten, daß 
das erst heute festgestellt worden wäre und 
daß man das seinerzeit noch nicht gewußt 
hätte, denn bereits in der 53. Sitzung des 
Kontaktkomitees, bereits am 1 .  4. 1 970 - fest­
gehalten in der Beilage 77 - stellt das Kon­
taktkomitee fest : "Das Kontaktkomitee kommt 
zu der Ansicht, daß für das Fachgebiet , Wirt­
schaftlichkeit' möglicherweise keine ausländi­
schen Fachleute herangezogen werden sollten, 
da diese mit den österreichi-schen Verhältnis­
sen nicht vertraut seien." 

Dennoch wurde der Deutsche DrAng. Walter 
herangezogen. Als er sein Gutachten vorlegte, 
erklärten die internationalen Organisationen 
- wieder enthalten und dokumentiert in der 
Beilage 1 7  -, daß wegen zahlreicher nachge­
wiesener Irrtümer dieses Gutachten als Ent­
scheidungsgrundlage für die Planungsvergabe 
abgelehnt werden müsse. 

Und selbst Ihr Kontaktkomitee,  Herr Bun­
deskanzler, hat am 14. 1 0. 1 970, vor der ent­
scheidenden Sitzung, vor der Vergabe festge­
stellt, "daß für den nächsten Bericht des 
Bautenministers an das Ministerkomitee eine 
hinreichend genaue Kostenschätzung aller vier 
Projekte für die erste Baustufe notwendig sein 
wird" ,  weil man eben mit dem Schätzgutachten 
nichts anfangen konnte. Sie, Herr Bundeskanz­
ler, haben dennoch mit der nachträglichen Be­
gründung überhöhter Kosten den ersten Preis­
träger ausgeschlossen. Man fragt sich aller­
dings, Herr Bundeskanzler, weshalb Sie dann 
auch abgewichen sind vom Ergebnis der Emp­
fehlung des von Ihnen eingesetzten Fachbera-

terkollegiums, das diese überarbeiteten Pro­
jekte überprüfen sollte und den Auftrag hatte, 
keine Reihung vorzunehmen, wie Sie das 
später dann getan haben, sondern eine einzige 
Empfehlung zur Baudurchführung zu geben. 
Mit acht zu eins haben diese Experten das 
britische Projekt empfohlen. (Präsident Doktor 
M a l e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Professor Rainer schreibt in seinem Bericht 
- in der Beilage 4 festgehalten -: "Auch 
aus Gründen der Wirtschaftlichkeit ist also 
die Uberlegenheit des Proj-ektes BDP" -
das ist das britische Projekt - "als erwiesen 
anzusehen . .  , "  

Herr Bundeskanzler! Da drängt sich doch die 
Frage auf, ob nicht der Herr Abgeordnete 
ZeiUinger recht gehabt hat, wenn er in der 
3 1 .  Sitzung des Hauses Ihre Äußerung im 
Rechnungshofausschuß zitiert hat, die, nach 
dem stenographischen Protokoll, folgender­
maßen gelautet hatte : "Wenn das Fachgut­
achten nicht so ausfällt, wie es die soziali­
stische Regierung will, dann wird selbstver­
ständlich die Entscheidung gegen die Fach­
leute fallen ! "  (Rufe bei der OVP: Wie 
üblich!) Sie haben, Herr Bundeskanzler, 
diese Entscheidung geg-en die Fachleute 
gefällt. (Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: 
Wo steht das?) Stenographisches Protokoll, 
Herr Bundeskanzler, Seite- 2566, 3 1 .  Sitzung 
des Hauses am 14. 1 .  197 1 .  (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich muß aber noch eine Legende zerstören, 
die Legende nämlich, daß man das britische 
Projekt nicht habe weiterbehandeln können, 
weil die ;internationalen Organisationen es ab­
gelehnt hätten, dieses britische Projekt zu 
akzeptieren. Richtig ist vielmehr, daß sich die 
internationalen Organisationen mit Schreiben 
vom 1 1 .  6. 1 970 für das amerikanische Projekt 
ausgesprochen haben, das britische abgelehnt 
haben, aber auch das Staber-Projekt abgelehnt 
haben und zum Staber-Projekt erklärt haben, 
dieses Projekt würde den Erfordeniissen der 
Organisationen in keiner Weise entsprechen. 

Später allerdings, als klar wurde - was 
auch die Befragungen des Herrn Botschafters 
Dr. Treu im Ausschuß ergeben haben -, daß 
die Bundesregierung hier doch ein Geschenk 
mache und daß man daher seitens der Organi­
sationen, wie sich Botschafter Dr. Treu ausge­
drückt hat, nicht so "hoppadatschich" sein 
dürfe, hat man dann am 13 ,  7. 1 970 in einem 
Brief der Organisationen an Sie, Herr Kanzler, 
Beilage 91/ 1  festgehalten: "Die UNIDO . "  
würde auch keinen Einwand gegen irgendein 
anderes Projekt, auch wenn dieses kein Wett· 
bewerbsprojekt ist, haben, wenn es nur ihren 
Anforderungen entspricht." 
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Am 1 0. 1 1 .  1 970, Beilage 1 6, wurde im Mini­
sterkomitee vom Vertreter der internationalen 
Organisationen erklärt : Jedes der vier Pro­
jekte kann durch Abänderungen den Bedürf­
nissen der UNO angepaßt werden und ist für 
uns akzeptabel. Dennoch schlugen Sie, Herr 
Bundeskanzler, am 10. 1 1 .  1 970 nur das Staber­
Projekt zur Abänderung vor, wie sich aus der 
Beilage 16 eindeutig ergibt. 

Sie und niemand anderer haben diesen Vor­
schlag gemacht. Sie scheinen damals schon ein 
schlechtes Gewissen gehabt zu haben, denn 
Sie haben in der Sitzung erklärt: "Es wird 
dann möglicherweise der Einwand kommen, 
daß man den anderen drei Projektanten auch 
dieselbe Möglichkeit geben soll ." Ein durchaus 
berechtigter Einwand, Herr Bundeskanzler. 
Und Sie fügten hinzu: "Aber das ist ja ge­
schehen." Mitnichten, Herr Bundeskanzler, das 
ist nicht geschehen, diese Behauptung ist ein­
fach unwahr! (Beifall bei der OVP.) Wahr ist 
vielmehr, Herr Bundeskanzler, daß sowohl der 
erste Preisträger Pelli als auch der mit acht 
zu eins Stimmen zur Ausführung vom Fach­
beraterkollegium empfohlene britische Projek­
tant noch in einem Brief am 19. 1 1 .  1 970 Sie 
persönlich, Herr Bundeskanzler, schriftlich um 
die gleiche Chance gebeten haben. Warum, 
Herr Bundeskanzler, haben Sie auf Grund die­
ses Schreibens nicht die gleichen Chancen ge­
währt? Warum haben Sie daran festgehalten, 
daß lediglich einem, nämlich Ihrem Vorschlag 
entsprechend, dem Architekten Staber diese 
Begünstigung zuteil wird? Wir müssen hier,in 
eine willkürliche Bevorzugung, eine einseitige 
Begünstigung erblicken. (Beifall bei der OVP.) 

Aus dem Unterlagenmaterial, das wir bei 
der Ausstellung gesehen und dann angefor­
dert haben, ergeben sich aber noch andere 
interessante Dinge:  nämlich die Weichenstel­
lungen, die hier sehr behutsam, aber leider, 
würde ich sagen, für die Urheber aktenkundig 
festgehalten ,erfolgt sind. Da wurde ein Akten­
vermerk aufgenommen über ein Gespräch, das 
Sie, Herr Kanzler, am 8. 9. 1 970 mit dem Ver­
treter der UNIDO Birckhead geführt haben. 
Hier wurde vorgeschlagen, ein gemischtes 
Komitee aus Regierungsvertretern und Ver­
tertern der internationalen Organisationen 
einzusetzen. Wörtlich bitte mit der Begrün­
dung: "to get rid of the committee of ni ne " , 
um jenes Fachgutachtergremium, das Sie selbst 
eingesetzt haben, loszuwerden. Weiters wurde 
gesagt : "to get räd of the competition", um die 
Konkurrenz auszuschalten. Schließlich wurde 
noch erklärt: Es wäre zu erwarten, daß sich 
dieses Komitee für das vierte Projekt, nämlich 
für das Staber-Projekt, ausspricht. 

Herr Bundeskanzlerl Wenn das keine 
Weichenstellung ist! Aber diese Weichenstel-

lung zeigt auch sehr interessante Rückwirkun­
gen auf das solcherart auszuschaltende Fach­
beraterkomitee. Noch am 15. Juni 1 970, Bei­
lage 83, Herr Bundeskanzler, hat dieses Kon­
taktkomitee es sich verbeten, daß man keines­
falls zustimmen könne, wie es wörtlich heißt, 
"daß das Ergebnis der Gutachterprüfung ein­
seitig ,umfunktioniert' werde". 

Am 1 8. 9. 1970 hingegen, zehn Tage nach 
Ihrem Gespräch mit Birckhead, steht in dem 
Protokoll, und zwar in einem Bericht über 
dieses Gespräch, das Sie geführt haben, daß 
diese Gespräche "möglicherweise noch ihren 
Niederschlag in einer Modifikation der ,Stel­
lungnahme' finden könnten". Das ist dann 
durdlgestrichen worden, und handschriftlich 
wurde dann darübergeschrieben: " . . .  die mög­
lidlerweise noch im Gang der weiteren Ent­
sdleidungsfindung von Bedeutung sein könn­
ten." 

Am 2. 1 2. 1 970 nimmt das Komitee diese 
Änderung, das Umfunktionieren, gegen das 
man sich vorher gewehrt hat, zur Kenntnis. 
Es heißt nämlich dort, daß auf Grund des Mini­
sterkomitees vom 10. 1 1 . 1970 das Bundeskanz­
leramt Architekt Staber - und nur ihn - ein­
geladen hat, "zu den ,Modifikationswünschen 
der Organisationen' Stellung zu nehmen."  
Diese Weichenstellung, Herr Bundeskanzler, 
ist so auffällig, daß man sie einfach nidlt über­
sehen kann. Aber nicht nur die Weichenstel­
Jung wurde hier im Untersuchungsausschuß 
dokumentarisch festgehalten, es ging nodl 
weiter. Es g-ing so weit, daß dort, wo die Beam­
ten nidlt bereit waren, Andeutungen durch 
Weichenstellung zu akzeptieren, Sie audl nicht 
davor zurückgescheut haben, Weisungen zu 
geben; Weisungen, für die Sie zweifellos poli­
tisch zuständig sind, für die Sie aber auch die 
volle Verantwortung zu tragen haben, wenn 
diese Weisungen zu einer einseitigen Begün­
stigung geführt haben. 

Am 14.  1 2. 1 970 ist in der Beilage 57 von 
der Sitzung, die damals stattgefunden hat, fol­
gendes Protokoll angefertigt worden: "Die in 
der Zusammenfassung des Berichtes zum Aus­
druck gebrachte Ansicht" - der Beamten, 
bitte -, "daß sich das Projekt BDP" - der 
Engländer - "besser für die Realisierung der 
von den beiden Organisationen in ihren Modi­
fikationen vorgebrachten Anforderungen 
eigne, wurde vom Herrn Bundeskanzler unter 
Hinweis darauf, daß die mit den beiden Orga­
nisationen anläßlich der Sitzung des ,Minister­
komitees' " - vom 10. 1 1 . 1 970 - "einver­
nehmHch" - wie Sie sich ausdrückten - "fest­
gelegten Vorgangsweise . , .  auch weiterhin 
eingehalten werden sollte, für nicht zielfüh­
rend erachtet." 
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Also den Einwand Ihrer Beamten, daß die 
Abänderungen sehr viel leichter und besser 
in diesem Projekt durchgeführt hätten werden 
können, das mit acht zu eins wegen der größe­
ren Wirtschaftlichkeit zur Ausführung empfoh­
len worden war, erachteten Sie nicht für ziel­
führend, weil Sie sich ja bereits am 1 0. 1 1 . 1 970 
für das Staber-Projekt entschieden haben, ob­
wohl dort die internationalen OrganisaNonen 
erklärt haben, j edes der vier Projekte kann 
abgeän,dert werden und ·ist für sie akzeptabel.  

Und es geht noch weiter, Herr Bundeskanz­
ler! Aus dem gleichen Protokoll entnehmen 
wir : "Der Herr Bundeskanzler erteilte die 
We·isung, daß das Gespräch in der ,Gemischten 
Kommission' " - jener, die Sie, um das, wie es 
hieß, Fachgutachterkomitee loszuwerden, ein­
gesetzt haben - "ausschließlich die in Ver­
folg . . .  des ,Ministerkomitees' vom 1 0. 1 1 . 1970 
übermittelten Modifikat<ionen der beiden Orga­
nisationen zum Projekt Staber zur Basis zu 
haben hat." Also die klare Weisung, daß über 
andere Modifikationen nicht gesprochen wer­
den kann, sondern ausschließlich über Modifi­
kationen des Projektes Staber, das Sie präfe­
riert haben. Und hier haben Sie Weisung 
gegeben, daß nur das zu behandeln ist. 

Herr Bundeskanzlerl  Das, obwohl der Be­
richt an Sie, den Ihre Fachgutachter und Ihre 
Beamten erstellt haben, davon spricht, daß die 
Modifik·ationswünsche der internationalen 
Organisationen, wie es wörtlich heißt, unver­
einbar mit der Projektsidee Stabers wären, 
eine Verwässerung, die dann "letzten Endes 
nicht mehr als eine Realisierung der ursprüng­
lichen Projektsidee präsentiert werden 
könnte" , und schließlich, daß die Prüfung er­
geben hat, "daß im Rahmen der Staberschen 
Projektsidee die Modifikationswünsche der 
beiden Organisationen ·ins österreichische 
Gesamtkonzept harmonisch nicht eingefügt 
werden können". 

Herr Bundeskanzler! Das sind die Fakten. 
Und ,dann erklären Sie am 18 .  12 .  1970 in der 
Sitzung der Gemischten Kommission auf Mini­
sterebene, die Vorberatungen haben ergeben, 
daß dem Projekt Stab er der Vorzug gegeben 
werden soll, und erteilen dem Architekten 
Staber m.it Handschlag den Auftrag. 

Herr Bundeskanzler! Diese Widersprüche 
sind wohl auch Ihnen bewußt geworden, und 
so haben Sie - ich möchte das fast als Ge­
ständnis bezeichnen - im Ministerkomitee am 
1 1 . Februar 1971 , Beilage 56, nach der ersten 
dringlichen Anfrage erklärt: 

" Ich möchte noch eine persönliche Bemer­
kung . . .  machen, da ich für das Projekt Staber 
war." Und Sie sagen dann : "Für Staber hat 
niemand interveniert. "  

Herr Bundeskanzler! Für Staber mußte nie­
mand intervenieren, Stab er hatte einen Protek­
tor, der, wie die Unterlagen zeigen, mächtig 
genug war, er hieß Dr. Kreisky. (Beifall bei 
der avp.) 

Daher, Herr Bundeskanzler, ist · auch der 
Staber-Brief an Sie vom 4. 10. 1 970 verständ­
lich, der auch in die Ausstellung hineinge­
rutscht sein dürfte, Beilage 59, wo es nämlich 
heißt : I r '  • •  ich darf mich bei Ihnen, sehr geehr­
ter Herr Bundeskanzler, für die so entschei­
dende Unterstützung meines Projektes auf­
richtig bedanken." 

Am 4. 1 0. 1 970 hat der Herr Architekt Staber 
überall erklärt: "Ich bekomme den Auftrag",  
und auf Vorhalte im Untersuchungsausschuß 
hat er gesagt : Sdlau'n Sie, das ist meine sub­
j ektive Meinung gewesenj mein Projekt war 
so gut, das konnte gar nicht anders entschie­
den werden. (Heiterkeit bei der O VP.) 

Noch einmal, Herr Bundeskanzler :  Ich 
glaube, der Ausspruch Zeillingers, der hier 
protokollarisch festgehalten ist, der Sie zitiert 
hat : "Wenn das Fachgutachten nicht so aus­
fällt, wie es die sozialistische Regierung will, 
dann wird selbstverständlich die Entscheidung 
gegen die Fachleute fallenl" ,  der von Ihnen 
nicht bestritten wurde, dieser Ausspruch hat 
sich hier leider bewahrheitet. Die Entschei­
dung wurde gegen die Fachleute gefällt und 
entgegen den Grundsätzen einer ordentlichen 
und korrekten Verwaltung, und zwar einzig 
und allein, Herr Bundeskanzler, auf Ihre Ver­
anlassung und auf Ihre Weisung. Sie allein 
tragen die Verantwortung und nicht die Beam­
ten, auf die Sie sich jetzt gerne ausreden 
wollen. (Beifall bei der OVP.) 

Auch dann nicht, Herr Bundeskanzler, wenn 
Sie sich in der Fragebeantwortung an den 
Abgeordneten Hahn wieder auf die Beamten 
ausreden wollten und gesagt haben, Sie neh­
men doch an, daß sie ihrer Verpflichtung nach­
gekommen sind. Sie und nur Sie bleiben hiefür 
dem österreichischen Steuerzahler verantwort­
lich. 

Es tat sich geradezu Bestürzendes im Unter­
suchungsausschuß auf, als wir in der Beilage 80 
vom 13 .  5. 1 970 feststellen mußten, daß der 
Fachberater für Grundbau, Professor Veder, 
auf die fernmündliche Anfrage, ob er 
für sein Gutadlten die Resultate einer Tief­
bohrung auf dem Areal benötige, gesagt hat, 
"daß dies einerseits aus zeitlichen Gründen 
nicht möglich ist, andererseits für seine Beur­
teilung nicht entscheidend sef' .  Und das, ob­
wohl die 'internationalen Organisationen am 
1 0. 9. 1 970 erklärt haben : "Wir betrachten eine 
vorläufige Bodenuntersuchung als unumgäng-
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lieh notwendig und sind der Meinung, daß die 
Resultate, die aus einigen wenigen Bohr­
löchern erhältlich sind, nicht genug Informa­
tionen geben , um die Konstruktion ausrei­
chend beurteilen zu können." 

Herr Bundeskanzler !  Das stellt nicht mehr 
leichte, das stellt grobe Fahrlässigkeit dar. 
Die Opfer sind die Steuerzahler, wenn es wirk­
lich wahr werden sollte, daß hier eine halbe 
Milliarde Schilling oder noch mehr an Mehr­
kosten auflaufen werden. 

So erklärt sich freilich die Erläuterung 
zum IAKW-Gesetz über die Finanzierung, 
wenn dort bei der Rekordsumme von 31/2 Mil­
liarden Schilling ohne Zinsen und weitere 
Spesen vermerkt ist : "Da das endgültige 
Raum- und Funktionsprogramm noch nicht 
festgelegt und die Rohplanung nicht abge­
schlossen ist, können die folgenden Angaben 
über das Investitionserfordernis derzeit nur 
grobe Schätzziffern darstellen, die ,im Verlauf 
der Planung durchaus noch nennenswerte 
Änderungen und Verschiebungen" - ich 
nehme an, nach oben, Herr Bundeskanzler -
"erfahren können." 

Das also sind die Fakten! 

Herr Bundeskanzler!  Ich fasse zusammen: 
Der Untersuchungsausschuß hat den Vorwurf 
der Schiebung leider bestätigt gefunden. Die 
einseitige Begünstigung eines Projektanten 
und der ungerechtfertigte Ausschluß der ande­
ren geht ausschließlich auf Ihre Veranlassung 
zurück. Wir stellen fest, daß das Ergebnis von 
Ihnen, entgegen allen Expertenmeinungen, mit 
Weisung durchgedrückt wurde. Es besteht der 
Verdacht, daß der von Ihnen gekürte Architekt 
Staber nur Strohmann für weitere Milliarden­
transaktionen ist. Es besteht aber auch die 
Gefahr, daß die Steuerzahler die Mehrkosten 
in Milliardenhöhe hiefür zahlen können. 

Deshalb haben wir heute einen E n t­
s c  h 1 i e ß u n g s a n  t r a g  eingebracht, der 
verhindern soll, daß neuerlich ungeprüfter­
weise und grob fahrlässig Ausgaben in Milliar­
denhöhe erwachsen. Wir stellen den Antrag, 
der Nationalrat wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, um­
gehend eine Expertenkommission unter Bei­
ziehung anerkannter internationaler Fach­
leute mit der Dberprüfung aller mit der 
Tragfähigkeit und den Fundamentierungs­
arbeiten für das Internationale Amtssitz­
und Konferenzzentrum Wien zusammenhän­
genden Fragen zu beauftragen. 

Wir können Ihnen und Ihrer Fraktion nur 
empfehlen, diesem Antrag zuzustimmen, wenn 
Sie es ernst mit der Verantwortung um dieses 

Projekt und um die Steuerzahler meinen. Noch 
nie ist derart leichtfertig mit Milliardensteuer­
mitteln umgegangen worden. Und, Herr Bun­
deskanzler, die OVP wird es sich j edenfalls 
trotz aller Verschleierungsversuche und Befri­
stungsversuche nicht nehmen lassen, sich auch 
weiterhin hier im Hause im Verfolg der ver­
fassungsmäßigen Aufgabe der Opposition und 
im Interesse der Wähler und Steuerzahler 
dieses Landes für eine saubere und korrekte 
Gebarung einzusetzen, und sich in ihrem Kon­
trollrecht in keiner Weise beschneiden lassen. 
(Starker Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten DDr. König, Doktor 
Blenk, Hahn und Genossen ist genügend unter­
stützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Gratz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Applaus der OVP-Fraktion 
für meinen Vorredner hat bewiesen, daß man 
mit einer solchen Rede in der Osterreichischen 
Volkspartei offenkundig Karriere machen 
kann. (Abg. Dr. B a u  e r: Das hat Dr. König 
nicht notwendig!) Mit Ehrabschneiderei unter 
dem Mantel der Immunität würde man bei 
uns seine Karriere beenden! (Lebhafte Zu­
stimmung bei der SPO. - Abg. L i  n s b  a u e  r: 
. . . Kanzler weg! - Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Malela (das Glockenzeichen 
gebend) : Am Wort ist der Abgeordnete Gratz ! 

Abgeordneter Gratz (fortsetzend) : Eine 
zweite einmalige Situation: Ein einstimmiger 
Ausschußbericht und ein Minderheitsbericht 
(neuerliche Zwischenrufe bei der OVP - Abg. 
L i  11 S b a u  e r: Nervöser Kanzler!) - ich rede 
nicht lange, hören Sie mir wenigstens diese 
fünf Minuten zu, Herr Kollege ! -, in dem 
wieder unter dem Schutz der Immunität die 
Vorwürfe wiederholt werden, zu deren Klä­
rung der Ausschuß eingesetzt wurde : "Schie­
bung", "Protektionskinder" , "Rufschädigung 
Osterreichs im Ausland" und anderes mehr. 
(Abg. H i e t 1 :  Widerlegen Sie es doch!) 

Die sozialistische Fraktion hat die Einset­
zung dieses Untersuchungsausschusses selbst 
gewünscht - das wissen Sie, wir haben hier 
darüber diskutiert -, weil der Untersuchungs­
ausschuß die einzige Möglichkeit für den Bun­
deskanzler und die übrigen betroffenen Mini­
ster ist, um sich gegen diese Vorwürfe, die 
Ihre Fraktion nunmehr, wie ich dem Applaus 
entnehme, einstimmig unterstützt, zu wehren 
und um eine Untersuchung möglich zu machen. 
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Nun werden in einem Minderheitsbericht 
- und ich wiederhole das - alle diese Dinge : 
"Schiebung", "Rufschädigung Osterreichs" ,  
"Untergrabung des Ansehens Osterreichs im 
Ausland" , wiederholt. Das führt uns aber zu 
einern sehr ernsten Problem. Herr Bundespar­
teiobmann! Herr Klubobmann! Herr General­
sekretär ! Sie sind dauernd in der peinlichen 
Situation - zuletzt vorgestern -, mit Leuten 
an einem Tisch zu sitzen und zu reden, die 
Ihrer Ansicht nach, die nach Ansicht Ihrer 
Fraktion, wie es mein Vorredner ausgedrückt 
hat, "Schieber" sind, "Osterreichs Ruf schädi­
gen", "Osterreichs Ansehen im Ausland unter­
graben" und "Millionen zu Lasten der Steuer­
zahler verschwenden". Wir werden Ihnen, 
meine Herren, diese Peinlichkeit in Zukunft 
ersparen. (Lebhafte Zustimmung bei der SPt). 
- Abg. G r a f: Das ist Ihre Demokratie!) 

Wenn Ihre Fraktion . . . (Lebhafte Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Am Wort ist der Abgeordnete Gratzl 
Bitte. 

Abgeordneter Gratz (fortsetzend) : Und das 
traurigste für mich und für uns ist, daß Sie das 
auch noch lustig finden. Das wollte ich noch 
dazusagen. Aber wenn Sie ein Gefühl für Kon­
sequenzen haben . . .  (Abg. Dr. H a u  s e r: Das 
ist todtraurig, was Sie reden! - Abg. K r  a f t: 
Das ist nicht lustig! Das ist bitterernst für den 
Steuerzahler!) Es ist bitterernst. (Neuerliche 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe gesagt, 
wir wollen Ihnen die Peinlichkeit ersparen, 
mit Leuten an einem Tisch zu sitzen und zu 
verhandeln und freundlich reden zu müssen, 
denen Sie hier durch Ihre Redner und durch 
einen Minderheitsbericht, wie es noch keinen 
gegeben hat, "Schiebung" und so weiter vor­
werfen. Wir werden Ihnen diese Peinlichkeit 
ersparen, auch wenn Sie noch so viele 
Zwischenrufe machen. (Abg. Dr. B I  e n k: So 
empiindlich sind Sie sonst nicht! - Abg. 
o f e n b ö c k :  Gehen Sie auf die Debatte ein! 
- Abg. H i e t 1: Widerlegen Sie es!) 

Ich komme zum nächsten. (Weitere 

Maßnahmen beantragen, die vorgesehen sind, 
wenn man das glaubt. Das möchte ich Ihnen 
sagen. (Abg. Dr. W j t h a I  m: Abwarten!) 

Meine Damen und Herren I Sie wollen durch 
den Minderheitsbericht, wie mein Vorredner 
gezeigt hat, einen Schauprozeß aufziehen, weil 
Sie glauben, damit etwas gewinnen zu können. 
Wir werden, und wenn es ab jetzt drei oder 
vier Tage dauert, auf jeden einzelnen Halbsatz 
Ihrer Behauptungen eingehen. (Abg. M i t­
t e l  e I: Bange machen gilt nichtI) Und w:enn 
es in dieser Debatte nicht geht, dann werden 
wir dafür sorgen, daß noch in dieser Session 
in einer weiteren Sitzung eine Debatte geführt 
wird. (Beifall bei der SPt). - Abg. Dr. G I  U­
b e  r: Tun Sie das!) 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, meine Damen 
und Herren, sich etwas zu beruhigen! Am 
Wort ist der Abgeordnete Gratz ! 

Abgeordneter Gratz (fortsetzend): Es tut mir 
leid, daß alle diese Ankündigungen bei Ihnen 
entweder das Gefühl der Beunruhigung oder 
leider das der Heiterkeit hervorrufen. (Ruf bei 
der OVP: Ich wollte Ihnen nur sagen: Wir 
haben Zeitl) 

Aber um wieder ernst aufzuhören: Wir wer­
den, wie gesagt, in jedes Detail eingehen. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Hoffentlich! Wir sind 
sehr interessiert daran!) Wenn Sie mich wenig­
stens einen halben Satz lang ausreden ließen, 
dann könnte ich Sie richtig . . . (Abg. G I  a f: 
Es gibt ja Zwischenrufe im Parlament!) Zwi­
schenrufe schon, Herr Kollege ! Gegen e i n  e n 
Zwischenruf, auf den ich antworten kann, habe 
ich nichts, nur gegen einen unverständlichen 
Chor aus den OVP-Bankreihen habe ich etwas l 
(Abg. G r a f: Seien Sie nicht so nervös, Herr 
Gratz!) Ich bin deswegen nervös - und damit 
komme ich schon zum Schluß -: Wenn der 
Stil des Minderheitsberichtes und wenn der 
Stil meines Vorredners der neue Stil der OVP 
ist, dann hat meiner Ansicht nach dieses Haus 
Schaden gelitten, weil leider die OVP damit 
das Gefühl für die Würde dieses Hauses ver­
loren hat. (Lebhafter Beifall bei der SPO. -
Neuerliche Zwischenrufe bei der OVP.) 

Zwischenrufe bei der OVP.) Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 

Präsident Dr. Maleta: Am Wort ist der Ab- hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es 
ihm. geordnete Gratz ! Bitte. 

Abgeordneter Gratz (fortse tzend) : Meine 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei I Wenn Sie das ernst meinen, was 
im Minderheitsbericht steht und was mein 
Vorredner gesagt hat, dann müßte eine Oppo­
sitionspartei, die von diesen Vorwürfen über­
zeugt ist, auch auf parlamentarischer Ebene 
die Konsequenzen ziehen und die notwendigen 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus ! 
Ich bin dem Herrn Abgeordneten Gratz sehr 
dankbar, daß er die Möglichkeit angekündigt 
hat, daß zu jedem Halbsatz, der vorher vom 
Herrn Abgeordneten König gesagt wurde, Stel­
lung genommen werden kann. Für heute 
möchte ich mich daher nur auf ganz kurze 
Feststellungen zurückziehen. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

Erstens einmal möchte ich feststellen, daß Offentlichkeit die Verantwortung dafür, daß 
diese Regierung das Ministerkomitee, das ihm dieser Auftrag erteilt wurde! (Lebhafter 
Fachberaterkollegium nicht eingesetzt hat, Beifall bei der SPO.) 
sondern es wurde am 13. April 1 970 über An­
trag des Herrn Ministers Kotzina eingesetzt. 
Mit allen anderen Behauptungen verhält es 
sich ebenso. Es ist also unrichtig, daß diese 
Regierung dieses Komitee eingesetzt hat, son­
dern die frühere Regierung. 

Zweitens : Der Herr Abgeordnete König 
zitiert einen Ausspruch des Herrn Abgeord­
neten Zeillinger, den ich nie im Rechnungshof­
ausschuß gemacht habe. Er soll gefälligst mich 
zitieren und nicht über Umwege den Eindruck 
erwecken, als hätte ich solche Behauptungen 
gemacht. Ich bin froh, wenn bei Vorliegen des 
Protokolls zu jedem Halbsatz Stellung genom­
men werden kann, zu jedem Punkt. 

Ich möchte weiter sagen, daß Aktenver­
merke, die hier zitiert wurden, in englischer 
Sprache im Bundeskanzleramt jedenfalls nicht 
angefertigt wurden. Er müßte sich schon die 
Mühe nehmen, diese Aktenvermerke genauer 
zu zitieren. In englischer Sprache werden im 
Bundeskanzleramt keine Aktenvermerke ange­
fertigt. (Abg. S t e i n  e r: Nichts gegen Akten­
vermerke!) 

Hohes Haus ! Es wurden hier seinerzeit Be­
schuldigungen erhoben, und ich selber habe 
erklärt, ich würde es begrüßen, wenn ein par­
lamentarischer Untersuchungsausschuß sich 
dieser Frage annehmen würde, denn was ande­
res soll denn bei so schwerwiegenden Beschul­
digungen am Ende herauskommen? Ich habe 
außerdem eine Ausstellung aller mir zur Ver­
fügung stehenden Aktenstücke durchgeführt, 
und es wurde auch festgestellt, daß alle Beam­
ten von der Amtsverschwiegenheit von vorn­
herein entbunden und zu jeder Auskunftsertei­
lung verpflichtet waren. 

Hohes Haus ! Wenn es die Meinung der 
Osterreichischen Volkspartei ist, daß alle die 
hier und im Minderheitsbericht vorgebrachten 
Beschuldigungen zu Recht bestehen, kann auch 
ich nur sagen : Bedienen Sie sich doch aller 
in der Verfassung bei so schweren Beschuldi­
gungen vorgesehenen Schritte, beantragen Sie 
ein Mißtrauensvotum gegen mich, beantragen 
Sie die Ministeranklage gegen mich, damit 
auf diese Art klargestellt wird, was die Mei­
nung des Hohen Hauses ist! 

Ich gehe sogar noch weiter: Ich erkläre hier 
in aller Form vor dem Hohen Hause, daß ich 
bereit bin und darum ersuchen werde, mir die 
Immunität abzuerkennen, damit ich mich gegen 
die im Schutze der Immunität gegen mich er­
hobenen Beleidigungen auch wehren kann. 
(Lebhafter Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
W i t h a I  m: Sie wissen ja, daß das nicht mög­
lich istl) Das ist sehr wohl möglich, weil ich 
Mittel und Wege finden werde, den Herrn 
Abgeordneten König der Verleumdung zu zei­
hen, und bitten werde, mir die Immunität abzu­
erkennen, damit ich vor Gericht das kann! 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Herr Bundeskanzler, das ist  nicht Ihr Recht, 
sondern es ist das Recht des Parlaments!) Ich 
appelliere an das Parlament, in diesem Falle 
so zu verfahren. (Zwischenruf bei der OVP: 
Sie haben sich hier zu verantworten!) Ich ver­
antworte mich hier, aber bei Beleidigungen 
gibt es das Gericht, und unter dem Schutze der 
Immunität wird man das nicht können ! 

Hohes Haus ! Es ist hier die Bemerkung ge­
macht worden: Der Bundeskanzler ist nervös 
geworden! Ich habe den Ruf, mich nicht so 
leicht aus der Ruhe bringen zu lassen. Das 
wissen diejenigen, die mit mir zu tun haben. 
Aber ich gebe gerne zu, daß ich, wenn gegen 

Es liegt ein einstimmiger Beschluß vor, und mich - und nicht nur gegen mich - ehren­

da muß ich nun fragen: Wie kann denn anders rührige Behauptungen im Schutze der Immuni­

eine im Haus relevierte Angelegenheit abge- tät erhoben werden, sehr empfindlich bin -

schlossen werden? Es geht um die Frage, ob das einzige, was einem Menschen, der im 

der amerikanische Architekt Pelli, zu dessen öffentlichen Leben steht, eigentlich bleibt, ist 

Kontaktarchitekten der Präsident der Bundes- nämlich seine persönliche Ehre (Beifall bei der 

ingenieurkammer Ingenieur Müller-Hartburg SPO) - und daß ich mich schämen würde, 

gehört, der immer wieder für Pelli interveniert wenn ich hier eine dicke Haut hätte und alles 

hat, den Sie sehr gut kennen und der auch der über mich ergehen lassen würde. Das tue ich 

Initiator der ganzen Sache ist, oder der öster- nicht, und
. 
daher 

.
stehe ic? hier! (Starker anhal­

reichische Architekt Staber das bessere und I 
tender Belfall bel der SPO.) 

zweckmä�igere Projekt geliefert hat. Ich be- Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
kenne mIch dazu aus innerster Uberzeugung ist der Herr Abgeordnete Broesigke. Ich er­
- ich habe den Architekten Staber nie vorher teile es ihm. (Abg. S e  k a n  i n a: König, der 
gekannt, nie vorher gesehen -, daß dieses Ehrabschneider, Rufmörder, Verleumder! -
Projekt das bessere ist, und deshalb über- Rufe bei der OVP: Ordnungsruf! - Abg. 
nehme ich vor der ganzen österreichischen S e  k a n i n a: Unter dem Schutz der Immuni-
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Präsident Dr. Maleta 
töt verleumdet er! - Weitere heftige Zwi- - Aus der Beilage 72/ 1  ergibt sim, daß man 
schenrufe. - Der P r ö s i d e n  t gibt das sich smon damals Gedanken darüber gemacht 
Glockenzeichen, - Abg. S e k a n  i n a: Ein hat, welche Schwierigkeiten rechtlicher Natur 
Rufmörder sind Sie! Rufmörder König! - aus diesem Umstand entstehen können, denn 
Gegenruie bei der OVP,) Meine Damen und der erste Preisträger, Cesar Pelli, hat j a  diese 
Herren ! Ich bitte um Ruhel Ich brauche keine Entscheidung nicht widerspruchslos entgegen­
Belehrungen, ob ich einen 0 r d n u n  g s r u f  genommen, sondern schon damals, im Jänner 
erteilen soll oder nicht. Ich erteile ihn j etzt 1 970, dagegen Protest eingelegt. Laut Beilage 
auch ohne Aufforderung ! Ich bitte, den Präsi- 72/1 hat damals das Bautenministerium an die 
denten außer Diskussion zu lassen, wer immer Finanzprokuratur folgendes geschrieben: 
hier heroben sitzt ! "Nach hierortiger Ansicht könnte nunmehr das 

Am Wort ist der Herr Abgeordnete Doktor I S�reiben des Ces�r Pelli unter Hinw:eis auf 
B ' k dIe vorstehenden Uberlegungen und dIe Fest-roesig e. stellung, daß die Ansicht der Jury, wonach 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr keines der Projekte und daher auch nicht die 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich mit einem Preis ausgezeichneten zur Ausfüh­
glaube, beim Bericht eines Untersuchungsaus- rung geeignet seien, für den Auslober einen 
schusses sollten wir zunächst eine nüchterne zwingenden und triftigen Grund darstellen, 
Analyse der Fakten durchführen, bevor wir von der Beauftragung des ersten Preisträgers 
dazu übergehen. aus diesen Fakten Folgerun- abzusehen," - Es wird noch darauf zu verwei­
gen zu ziehen, Diese Fakten finden sich zu- sen sein, daß im Laufe der Begebenheiten eine 
sammengesteIlt in dem einstimmig beschlosse- ganze Reihe von zwingenden und triftigen 
nen Berimt des Untersuchungsausschusses, Gründen retrospektiv gesehen erwähnt wur-

ch ß "  ' V  d D kt den. aber hier ist der erste, indern im Jänner 
I mu m emem meInem orre ner 0 or 1 970 d' F f f ' d  b d , , d d ' h' ' htl' h Ie rage au gewor en WIr , 0 enn Kömg WIdersprechen, un as 1st mSIc IC 

I ' ht d' E t ch 'd d J 'ch d , 
I ' t mc Ie n s el ung er ury an SI , as j enes Zeitraumes, der vor dem Jahre 1 970 leg . h ' ßt d' E f hi lI '  " b  b 't Es ist nun einmal so, daß in der Zeit der OVP- I 

el 
I 

le m1. e ung, 
,
a
ch

e :rIer u e�ar eI
d

en 
, , .  , zu assen, SUlon an SI eInen ZWIngen en RegIerung dIe AusschreIbung vorgenommen i d t ' ft '  G d d t 11 wurde und daß man hinterher feststellen muß , I un n Igen run ars e e. 

daß diese Ausschreibung nicht jene Klarheit Entsprechend einer Empfehlung der Finanz­
gehabt hat, durch die sich verschiedenes hätte prokuratur, die sich mit dieser Frage beschäf­
vermeiden lassen. Daß man heute die Rechts- tigt hat, wurde dann laut Beilage 72/2 an Cesar 
frage hat, ob zwingende und triftige Gründe Pelli gesmrieben : "Zu Ihren Ausführungen, 
allein den Auslober berecht1igen, den Auftrag daß gemäß Code 1 .5. 1 'in Zusammenhang mit 
nicht zu erteilen, oder ob der Auslober über- Punkt 8 der ersten Fragebeantwortung ein 
haupt nimt verpflichtet ist, einern Bestimmten Rechtsanspruch auf Erteilung des Architekten­
den Auftrag zu erteilen, geht auf den Umstand auftrages zur Durchführung des Projektes zu­
zurück, daß man bei Ausschreibung und steht, muß darauf hingewiesen werden, daß 
Fragebeantwortungen damals nicht auf die erst nach Vorliegen der überarbeiteten Pro­
nötige Deutlichkeit gesehen hat. Das war der j ekte beurteilt werden kann, welches Projekt 
Ausgangspunkt. den Vorstellungen des Ausl()lbers und den Be-

Das zweite war - wofür niemand etwas dingungen der Ausschreibung am besten ent­
konnte - eine Jury, die offensichtlich ihrer spricht, da j a  davon auszugehen ist, daß die 
Aufgabe nicht gewachsen war, denn auf der J�ry . k:ines der eingereich

,�
en Projekte ohne 

einen Seite hat sie die Preisträger mit 1 ,  2 , 3 Emsctuankung zur Durchfuhrung empfohlen 
und 4 gekennzeichnet, auf der anderen Seite hat. " - Das wurde ihm damals im Jänner 
aber gesagt, man möge alle Preisträger veran- 1 1 970 mitgeteilt und auf diese Art auf dem 
lassen, ihre Arbeiten zu überarbeiten. was ja schon eingeschlagenen falschen Weg fortge­
von vornherein ein Widerspruch zu der Rei- schritten, der dann auch zur Bestellung des 
hung der Preisträger ist. Damit wurde nun ein Fachberaterkollegiums führte. 
Wegweiser in eine falsche Richtung aufgestellt, 
nämlich in die Richtung, daß nicht einer allein 
als erster Preisträger herangezogen wird, son­
dern daß vier überarbeiten sollen. Diesem 
Wegweiser sind prompt das damalige Bauten­
ministe!!ium und die damalige Bundesregie­
rung gefolgt, indern sie allen vier Preisträgern 
den Auftrag erteilten, ihre Arbeiten noch ein­
mal zu überarbeiten. Das steht aktenkundig 
fest. 

Nun ist. glaube ich, bis zum heutigen Tage 
die Rechtsfrage offengebl:ieben - und das 
sehe 'ich als einen entscheidenden Fehler aller 
zu welchem Zeitpunkt immer damit befaßten 
Instanzen an -, wie nun diese Auslobung, 
diese Fragebe-antwortung überhaupt recht­
lich zu beurteilen ist. 

Im weiteren Verlauf der Begebenheiten, wie 
es zu Entscheidungen gekommen ist, hat die 
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Dr. Broesigke 

Verwaltung - und das ist ein entscheidender 
Vorwurf - an alle Instanzen, die mit der Ent­
scheidung befaßt waren, vom Herrn Bundes­
kanzler angefangen, es unterlassen, festzuhal­
ten, was nun eigentlich die zwingenden und 
triftigen Gründe sind, die die Republik veran­
laßt haben, nicht dem ersten Preisträger den 
Auftrag zu erteilen. Das ist niemals akten­
mäßig geklärt worden, sondern es sind nur 
hinterher zwingende und triftige Gründe oder, 
wie ich sagen möchte, angebliche zwingende 
und triftige Gründe genannt worden. 

Nun bin ich keineswegs der Auffassung, daß 
der erste Preisträger einen klagbaren An­
spruch gegen die Republik Osterreich auf Er­
teilung des Auftrages hätte. Aber es gibt noch 
etwas anderes als Rechtsansprüche, und das 
ist das gegebene Wort eines Staates, das ein­
zuhalten er im Interesse seines internationalen 
Rufes bemüht sein muß. Wenn sich nun die 
Situation so entwickelte, daß dieses gegebene 
Wort nicht eingehalten werden mußte, weil 
eben die zwingenden und triftigen Gründe, die 
gemachte Einschränkung, bestanden, so 
mußten zur Zeit der Entscheidung diese zwin­
genden und triftigen Gründe vor aller Welt 
auch klar dargestellt werden. Und das ist nie­
mals geschehen! (Beifall bei der FPO.) 

Es ist dadurch zu einem Rätselraten gekom­
men, was es gewesen sein könnte. Da ist zu­
nächst das, was schon Anfang 1970 gesagt 
wurde, als man als zwingenden und triftigen 
Grund schon die Tatsache allein bezeichnete, 
daß die Jury allen vier Preisträgern die Dber­
arbeitung empfohlen hat. Der Herr Bundes­
kanzler hat in der ersten Debatte, die hier über 
die damalige dringliche Anfrage abgehalten 
wurde, die zur Einsetzung dieses Ausschusses 
führte, so argumentiert, daß die zwingenden 
und triftigen Gründe darin gelegen seien, daß 
eine entscheidende Kostendifferenz bestehe. 
Und es ist schließlich eine Möglichkeit, über 
die bis zum heutigen Tage niemand nachge­
dacht hat, nämlich die Frage, ob das erste Pro­
j ekt in Wien überhaupt eine Baubewilligung 
hätte bekommen können, weil alle möglichen 
Umstände dagegen standen. Das ist zweifellos 
so. 

Aber wenn ein Milliardenprojekt verwirk­
licht wird, muß denn dann der Staatsbürger 
von einer korrekten Verwaltung nicht erwar­
ten, daß bis ins Detail klargestellt wird, was 
es nun eigentlich 'ist, was die Abweichung von 
der Reihung der Jury erforderlich macht? Das 
ist aber nicht geschehen. Wir haben zahlreiche 
Aktenstücke, wir haben zahlreiche Beilagen 
gesehen, wir haben zahlreiche Zeugen einver­
nommen, aber nirgends ist ersichtlich, was es 
eigentlich gewesen ist, warum die Republik 

sich veranlaßt gesehen hat, einem anderen als 
dem ersten Preisträger den Auftrag zu er­
teilen. 

Dazu kam noch folgendes :  Es wurde auf die 
Kostenfrage Bezug genommen. Für die Kosten­
frage diente wieder als Grundlage das Wirt­
schaftlichkeitsgutachten dieses Dr. Walter, der 
dann nachher von der IAKW einen sehr schö­
nen Vertrag bekommen hat. Dieses Wirt­
schaftlichkeitsgutachten wurde von den inter­
nationalen Organisationen in seiner Richtig­
keit bestritten. Es wurde behauptet, daß zahl­
reiche Irrtümer in diesem Gutachten enthalten 
seien. Wir können es hier nicht überprüfen, 
aber wir müssen registrieren, daß es niemand 
überprüft hat. Wie sich aus den Akten erg.ibt, 
ist diese Behauptung im Raum geblieben, es 
hat sich niemand die Mühe genommen, nach­
zurechnen, ob die internationalen Organisa­
tionen recht haben mit ihrer Beanstandung 
oder ob Dr. Walter recht hat. 

Hier ergibt sich dann tatsächlich die 
Frage : Wie steht es mit den Kosten? Ist es 
tatsächlich richtig, was Dr. Walter gesagt hat, 
daß die Kosten beim Projekt Staber wesent­
lich niedriger sind als beim Projekt Pelli? Oder 
ist es vielleicht so, daß ohnehin kein Unter­
schied war, umsomehr, als ja diese Kosten 
heute - das wurde in der Debatte schon ge­
sagt - mit wesentlich höheren Ziffern ge­
nannt werden, als es damals der Fall war? 
Das wurde auch nicht geprüft, sondern man hat 
einfach den Auftrag erteilt, ohne sich entspre­
chende Entscheidungsgrundlagen zu schaffen. 

Es hat aber nun einmal der Steuerzahler in 
diesem Land, um dessen Geld es geht, einen 
Anspruch, daß in solchen Dingen die Verwal­
tung, von der Spitze angefangen, einwandfreie 
und jedermann zugängliche Entscheidungs­
grundlagen erarbeitet und daß nicht solche 
Vorwürfe, wie sie gegenüber dem Gutachten 
des Dr. Walter erhoben wurden, im Raume 
stehen ble,iben. 

Nun kommt ein weiteres. Es ist richtig und 
konnte durch Urkunden nicht widerlegt wer­
den, daß von den vorhandenen Preisträgern 
in der letzten Phase allein dem Architekten 
Staber die Gelegenheit gegeben wurde, sein 
Projekt entsprechend anzupassen. (Abg. Dok­
tor G r u  b e r: Und was ist das, Herr Bundes­
kanzler?) Das ergibt sich aus den Unterlagen, 
das ergibt sich aus den Erklärungen, die die 
anderen Preisträger abgegeben haben. (Abg. 
Dr. G r u  b e  r:  1st das Bevorzugung oder nicht, 
Herr Bundeskanzler? - Ruf bei der OVP: 
"Verleumdung!") Das ust nun zweifellos eine 
Besserstellung - Sie haben in dem Zwisdlen­
ruf gesagt : eine Bevorzugung - des Archi-
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tekten Staber gegenüber den anderen Bewer­
bern. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Sehen wir uns die Sache andersherum an: 
Das erstemal wird eine Jury eingesetzt. Die 
Jury nimmt eine Reihung vor. Einer ist der 
erste. Der sollte den Auftrag bekommen. Er 
bekommt ihn aber nicht. 

Dann wird ein Fachberaterkollegium einge­
setzt. Das nimmt wieder eine Reihung vor. 
(Ruf bei der avp: Ohne Aufforderung!) Der 
erste in der Reihung - das war das briti­
sche Projekt - sollte den Auftrag bekom­
men. Aber auch er kriegt den Auftrag nicht, 
sondern es kriegt ihn j emand anderer. 

Und hier, glaube ich, liegen schon sehr 
bemerkenswerte Fehlentwi<klungen vor, um 
das einmal freundlich zu formulieren (Ruf bei 
der avp: Eben!), denn eine Verwaltung, die 
mit solchen Entscheidungsgrundlagen arbei­
tet, die zum Schluß zu dem Ergebnis kommt, 
daß das, was die Fachleute - zuerst die Jury 
und dann das Fachberaterkollegium - fest­
gelegt haben, dann nicht stattfindet, sondern 
daß dann eben etwas anderes geschieht, eine 
solche Verwaltung arbeitet in sehr bedenk­
licher Weise und geht mit den Steuergeldern 
Osterreichs sehr leichtfertig um. (Zustimmung 
bei der FPO.) 

Hohes Hausl  Diesem Untersuchungsaus­
schuß wurde bekanntlich eine Frist gesetzt. 
Ich habe damals in diesem Hohen Haus und 
ich habe auch im Ausschuß darauf hingewie­
sen, daß diese Fristsetzung mit den Bestim­
mungen der Geschäftsordnung eigentlich nicht 
in Einklang ist, und ich habe hinzugefügt, daß 
die Mehrheitsfraktion dieses Hauses diese 
Methode der Fristsetzung vielleicht noch ein­
mal sehr bedauern wird. Die Stunde ist ge­
kommen. Sie haben die Frist gesetzt. Sie haben 
den Bericht erzwungen. Sie haben den Bericht 
j etzt und müssen sich mit ihm abfinden, auch 
wenn Sie heute vielleicht der Meinung sind, 
daß noch verschiedenes besser hätte geklärt 
werden können. 

Hiemit komme ich zu einem Antrag, den 
ich in diesem Zusammenhang stellen will. Es 
hat sich im Verlauf der Arbeit dieses Unter­
suchungsausschusses gezeigt, daß doch in ge­
wissen Teilbereichen ein parlamentarischer 
Untersuchungs ausschuß sich sehr schwer tut. 

Ich sehe vor allem zwei Dinge : Die Behör­
den haben immer genau das geschickt, was 
man von ihnen verlangt hat. Es war aber 
nicht die Möglichkeit einer Akteneinschau, 
wie sie dem Rechnungshof gegeben ist. Da­
durch kam es auch dazu, daß wir erst durch 
die Ausstellung im Bundeskanzleramt, die der 

Herr Bundeskanzler dort im Zusammenhang 
mit den UNO-Gebäuden veranstaltet hat, ver­
schiedene Dokumente bekamen, die zweifel­
los von Bedeutung waren und die Sie auch in 
der Aufzählung der Beilagen, die wir ein­
gesehen haben, finden. 

Es ist also die Schwierigkeit die, daß ein 
parlamentarischer Untersuchungsausschuß erst 
über den Präsidenten genau bezeichnete Akten 
anfordern muß, und wenn er nur das bekommt, 
was er genau bezeichnet hat, und etwas ande­
res vielleicht nicht, so ist das natürlich eine 
Beeinträchtigung seiner Arbeitsmöglichkeiten. 

Es kommt aber noch die Frage ziffernmäßi­
ger Uberprüfungen. Ich habe vorhin ausge­
führt, daß es hier von wesentlicher Bedeu­
tung war, ob nun die Behauptung richtig ist, 
daß die Baukosten beim Projekt Pelli erheb­
lich höher gewesen wären als beim Projekt 
Stab er und bei den beiden anderen Projekten. 
Das ist offengeblieben, denn hier müßte ein 
Untersuchungsausschuß ein Sachverständigen­
gutachten in Auftrag geben oder sonstwie 
versuchen, die entscheidenden Daten zu be­
kommen. Wir meinen daher, daß das, was im 
Laufe der Behandlung durch den Unter­
suchungsausschuß offengebIlieben .ist, noch 
geklärt werden müßte. Denn es wurde einmal 
in diesem Haus die Formulierung, es sei auf­
klärungsbedürftig, kritisiert. Aber ich glaube, 
der Bericht des Untersuchungsausschusses hat 
doch zumindest gezeigt, daß noch sehr viel 
aufklärungsbedürftig ist und daß daher das 
Parlament verpflichtet ist, unserer Meinung 
verpflichtet ist, mit allen zu Gebote stehenden 
Mitteln noch die erforderliche restliche Auf­
klärung zu bekommen. (Beifall bei der FPO.) 

Hier meine ich nun, daß die geeignete In­
stanz der Rechnungshof ist, der ja ein Organ 
des Parlaments ist und der ja die Aufgabe 
hat, insbesondere ziffernmäßige Uberprüfun­
gen vorzunehmen, die im Lauf der Zeit erfor­
derlich erscheinen. Es ist das umsomehr erfor­
derlich, als ja die Offentlichkeit einmal wissen 
will, was denn nun dieses Projekt wirklich 
kostet. Denn das ist j a  auch heute völlig 
unklar. Im IAKW-Gesetz ist ja die beschlos­
sene Ziffer wieder eine völlig andere, die 
dort angeführten Ziffern sind anders. Bekannt­
lich müssen Bund und Stadt Wien für dieses 
Projekt bezahlen. Daß die Beträge nicht gering 
sind, wurde heute im Lauf der Debatte schon 
hinreichend gesagt. 

Es ist also doch zweifellos hier ein Aus­
nahmefall gegeben, in dem die Offentlichkeit, 
aber · auch ihr Vertreter, der österreidIische 
Nationalrat, wissen müssen, wie man dran 
ist. Aus diesem Grunde glaube ich, daß eine 
Uberprüfung der offenen Fragen durdI den 
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Rechnungshof in diesem Fall der Uberprüfung der Untersuchungsausschuß gelegt hat. Es sind, 
durch den Untersuchungsausschuß nachfolgen so wie ich es sehe, nur zwei Dinge offen: 
müsse. 

Ich stelle daher folgenden A n  t r a g : 

Antrag 
der Abgeordneten Dr. Broesigke und Genos­
sen zum Bericht des parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses zur Prüfung aller 
Umstände um den Internationalen Ideen­
wettbewerb für Architekten zur Planung 
eines Amtssitzes ,internationaler Organisa­
tionen und eines Kongreßzentrums in Wien 
sowie die vom Auslober getroffene Ent­
scheidung (423 d. B.) . 

Es handelt sich auf der einen Seite um die 
Akteneinschau durch den Rechnungshof statt 
der mühsamen Anforderung durch den Unter­
suchungsausschuß. Eine solche Akteneinschau 
könnte noch Zusätzliches ergeben. Aber wenn 
sie auch nichts Zusätzliches ergibt, so wird 
sie dem Hohen Haus zumindest die Uberzeu­
gung vermitteln, daß die vorhandenen Akten 
nun vollständig geprüft sind. 

Zweitens ist die schon erwähnte ziffern­
mäßige Frage offen, und zwar die so wichtige 
Frage der Kosten dieses Projektes. 

Der parlamentarische Untersuchungsaus- Ich bitte Sie daher, diesem Antrag Ihre Zu-
schuß zur Prüfung aller Umstände um den stimmung zu erteilen. (Beifall bei der FPO.) 
Internationalen Ideenwettbewerb für Archi-
tekten zur Planung eines Amtssitzes inter­
nationaler Organisationen und eines Kon­
greßzentrums in Wien sowie die vom Aus­
lober getroffene Entscheidung hat in zahl­
reichen Sitzungen versucht, alle mit diesem 
Internationalen Wettbewerb zusammenhän­
genden Umstände einer Klärung zuzuführen. 
Der nun dem Nationalrat vorliegende Be­
richt hat jedoch keine vollständige KlarsteI­
lung aller Umstände des obengenannten 
Internationalen Ideenwettbewerbes und der 
vom Auslober getroffenen Entscheidung er­
bracht, weil die einem parlamentarischen 
Untersuchungsausschuß zur Verfügung ste­
henden Untersuchungs mittel für die Uber­
prüfung einer so komplexen Materie nicht 
ausreichen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten ver­
treten daher die Auffassung, daß der 
Nationalrat, ehe er sich in der gegenständ­
lichen Frage ein endgültiges Urteil bildet, 
sich seines Kontrollorgans, des Rechnungs­
hofes, bedienen soll. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher gemäß § 1 Abs. 4 Rechnungshofgesetz 
den 

A n t r a g  
Der Nationalrat wolle beschließen: 
Der Rechnungshof wird beauftragt, alle 

Umstände um den Internationalen Ideen­
wettbewerb für Architekten zur Planung 
eines Amtssitzes internationaler Organisa­
tionen und eines Kongreßzentrums in Wien 
sowie die vom Auslober getroffene Ent­
scheidung zu überprüfen und das Ergebnis 
dem Nationalrat vorzulegen. 

Hohes Haus l Das bedeutet keine Doppel­
arbeit, denn der Rechnungshof kann ja weit­
gehend auf jenen Grundlagen aufbauen, die 

Präsident Dr. Maleta: Als nächster zu Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Ing. Hobl. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPO) : Herr Präsi­
dentl Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Es liegt also diesem Hohen Hause ein ein­
stimmiger Bericht des Untersuchungsausschus­
ses im Zusammenhang mit den Vorgängen 
um die Planung der UNO-City vor. Es gibt 
erst aus der letzten PhCllSe,  aus der Phase des 
Schlußwortes des Vorsitzenden des Unter­
suchungsausschusses die Mitteilung, daß ein 
Minderheitsbericht kommen werde, der eben­
falls heute - dem Ausschußbericht beige­
druckt - vorliegt. 

Dieser Minderheitsbericht ist ja schon ge­
bührend qualifiziert worden. Wenn man alle 
Minderheitsberichte, die es in diesem Hause 
in der Zweiten Republik gegeben hat, durch­
sieht, ist dies j ener Minderheitsbericht, der 
einen Tiefstand an parlamentarischer Argu­
mentation bietet. (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor G r u b e  r.) Jawohl, meine Herren: Lesen 
Sie die anderen Minderheitsberichte aus der 
Zeit, wo meine Parteifreunde in der Opposi­
tion waren, Herr Kollege Dr. Gruberl Diese 
Minderheitsberichte waren politisch korrekt, 
politisch anständig und hatten Niveau. Das 
kann man von Ihrem Minderheitsbericht nicht 
behaupten I (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. G r u b e r: Eigenlob stinkt!) Nein, nein, 
das ist keine Frage : Eigenlob stinkt oder stinkt 
nicht ! Herr Kollege Gruber, ich achte Sie als 
einen anständigen Parlamentarier. Sie haben 
die Zeit von 1 966 bis 1970 erlebt. (Abg. Doktor 
G r u b e r: Genau!) Ich habe sie nur als Wäh­
ler erlebt, außerhalb dieses Hauses (Abg. Dipl.­
Ing. T s c h i  d a: Dann können Sie auch nicht 
darüber reden!) oder manches Mal als Zu­
hörer auf der Galerie. 
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Sie kennen ganz genau den Unterschied 
zwischen politischer Härte und diffamierender 
Argumentation! (Zustimmung bei der SPO.) 
Das wissen Sie ! (Abg. Dr. G r u  b e r : Ich habe 
zum Beispiel den Abgeordneten Mondl hier 
gehört! Das war das Musterbeispiel der Dem­
agogie!) Ich habe jetzt nicht über Demagogie 
gesprochen, sondern über einen Tiefstand in 
der politischen Argumentation, wie er sich aus 
Ihrem Minderheitsbericht ergibt, meine Damen 
und Herren ! (Abg. Dr. G r u b e r: Den haben 
Sie schon längst erreichtf) Warten Sie, wie 
die österreichische Offentlichkeit auf diesen 
Stil reagieren wird. Es schadet Ihnen, Herr 
Kollege Dr. Gruber, sich mit diesem Minder­
heitsbericht zu identifizieren, und zwar persön­
lich, und es schadet der gesamten Fraktion der 
Osterreichischen Volkspartei. (Abg. Dr. G r u­
b e  r: Sagen Sie etwas dagegen!) Ich komme 
schon noch darauf zu sprechen. 

Ich habe in Ihrer Fraktion einige Freunde. 
Ich habe in Ihrer Fraktion einige Parlamen­
tarier gefunden, die ich sehr achte. Ich habe 
heute den Applaus gesehen. Ich habe genau 
geschaut : Er war schon ein bißchen unter­
schiedlich. - Das zur Ehrenrettung meiner 
Freunde in Ihrer Fraktion. - Sie erwecken 
so den Eindruck in der öffentlichkeit, hinter 
diesen diffamierenden und durch nichts zu 
beweisenden Äußerungen des Dr. König als 
Fraktion zu stehen. Meine Damen und Her­
ren ! Sie haben jetzt schon als Oppositions­
partei in der österreichischen öffentlichkeit 
kein gutes Image, wie man modern sagt. Aber 
durch Ihr heutiges Verhalten haben Sie es 
noch verschlechtert . Es waren das - um in 
der Boxersprache zu sprechen - alles Schläge, 
die "unter dem Gürtel" festzustellen waren. 

Jetzt eine Frage an den Kollegen Doktor 
Ermacora, an den Kollegen Dr. Blenk, an den 
Kollegen Dr. König und an den Kollegen Dok­
tor Moser:  Meine Herrenl Warum haben Sie 
nie - nie i bis zur letzten Minute nicht - in 
den 1 5  Sitzungen innerhalb zweier Legislatur­
perioden die Punkte, die Sie heute als Schluß­
folgerungen aus dem Munde von Dr. König 
hier haben sagen lassen - Schiebung, grobe 
Fahrlässigkeit, Transaktion von Milliarden­
beträgen zugunsten von irgend jemandem, den 
nur der Herr Bundeskanzler kennt -, in die­
sem Untersuchungsausschuß zur Debatte ge­
s,tellt? (Zwischenrufe bei der öVP.) Warum 
denn nicht, meine Damen und Herren? - Ich 
sage es Ihnen, warum nicht : Weil Sie genau 
wissen, daß weder eine Schiebung noch eine 
grobe Fahrlässigkeit noch eine Milliarden­
transaktion hier versteckt list. Das wiSISen Sie 
genau l 

Aber Sie wissen auch ganz genau, meine 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei : In der österreichischen öffent­
lichkeit werden Ihre Aktionen in Ihrer Oppo­
sitionszeit nicht gewürdigt. Lieber Freund 
Dr. Blenk ! Gar nicht gewürdigt I Ihre politi­
sche Argumentation und Ihre politische Aus­
einandersetzung mit dieser sozialistischen Re­
gierung und mit der sozialistischen Fraktion 
in diesem Haus haben überhaupt keinen 
Effekt in der österreichischen öffentlichkeit. 

Daher haben Sie gesagt : Wir prüfen gar 
nicht die Fragen im Untersuchungsaussdmß, 
sondern wir gehen nachher wieder einfach her, 
stellen hier Behauptungen auf und immuni­
sieren sie. Damit bleibt wenigstens draußen 
irgendwo in der österreichischen Offentlich­
keit etwas hängen: Die sozialistische Regie­
rung, der Bundeskanzler, die sozialistische 
Fraktion - sie sind zwar ganz tüchtige Bur­
schen, aber sauber sind sie nicht. Das wollen 
Sie ! Das ist nämlich noch das einzige, von 
dem Sie hoffen, politisch über den Sommer 
hinwegzukommen und in die politische Herbst­
saison dieses Jahres zu kommen. Das ist der 
wahre Grund, meine Damen und Herren! (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das glauben Sie selber 
nicht, was Sie da sagen!) 

Das glaube ich schon. So eine rote Farbe in 
Ihrem Gesicht habe ich noch nicht gesehen 
wie bei der Rede des Kollegen Gratz, Herr 
Dr. Kohlmaier! Auch Ihr Klubobmann war 
außerordentlich betroffen. Ich schätze Sie beide 
als anständige Menschen. Ein anständiger 
Mensch muß betroffen sein, wenn er sich so 
etwas anhören muß, was Kollege Dr. König 
gesagt hat ! (Zustimmung bei der SPO. -
Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Das ist Tiefen­
psychologie! - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Reden 
wir von etwas anderem! Das ist Ihre Taktik!) 
Frau Kollegin Dr. Hubinek ! Sie fühlen sich 
nicht wohl, und mein Freund Dr. Bauer auch 
nicht. (Widerspruch bei der OVP.) Wenn man 
weiß , daß es so j emanden wie Dr. König gibt, 
der Sachen, die nicht wahr sind, mit solch einer 
Unverfrorenheit sagt . . . (Zwischenrufe bei 
der OVP. - Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k:  
Ich kann Sie beruhigen! - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i e r: Er ist dankbar, daß er von etwas 
anderem reden kann! Reden Sie endlich zur 
Sache! - Zwischenruf des Abg. Dkfm. G 0 r­
i o n.) Herr Kollege Dkfm. Gorton! Sie haben 
vorhin auch bekundet, daß Sie dieser Materie 
sehr viel Zeit widmen werden. Sie werden 
Gelegenheit haben, auch von mir etwas zu 
hören. (Abg. Dipl.-Ing. T s c h i  d a: Bis jetzt 
haben Sie noch nichts gesagt! - Weitere Zwi­
schenrufe bei der OVP.) Na j a :  demagogisch. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Reden Sie doch end-
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lich zur Sache! - Zwischenruf des Abg. 
H a  h n.) Herr Kollege Hahn ! (Anhaltende 
Zwischenrufe bei der OVP.) Nein, viel pri­
mitiver. 

Meine Damen und Herren! Im Redaktions­
komitee hatte ich die Ehre, meine Fraktion 
zu vertreten und mit den Kollegen Dr. Broe­
sigke und Professor Dr. Ermacora zusammen­
zuarbeiten. Ich muß sagen : Diese Zusammen­
arbeit war sehr gut. Wir haben uns über viele 
Formulierungen auseinandergesetzt. Wir 
haben sie auch einvernehmlich abgeändert. 

Was ich dem Hohen Hause auch hinsicht­
lich dieser Tätigkeit mitteilen möchte, ist die 
Tatsache, daß ich als Vertreter meiner Frak­
tion im Redaktionskomitee natürlich auch 
Textvorschläge für den Ausschußbericht hatte. 
Es war aber nicht notwendig, diese Textvor­
schläge zu präsentieren, weil Kollege Doktor 
Ermacora seine Vorschläge immer vorgelegt 
hat. Herr Professor Dr. Ermacora hat vor den 
Redaktionskomiteesitzungen fleißig gearbeitet. 

So darf ich hier feststellen, daß der über­
wiegende Teil des Textes, der einvernehmlich 
dem Hohen Hause vorgelegt wurde, auf der 
Grundlage der Arbeiten des Herrn Kollegen 
Dr. Ermacora erstellt wurde. (Abg. Doktor 
B I  e n k: Richtig!) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie aber 
den Minderheitsbericht lesen, so ist der Ver­
dacht sehr nahe, daß derselbe Dr. Ermacora, 
der im Redaktionskomitee wirklich fleißigst 
und intensivst gearbeitet hat, auch der Ver­
fasser des Minderheitsberichtes ist. Dazu muß 
ich sagen : Das begreife ich nicht ganzl Man 
sitzt tagelang beisammen und arbeitet an 
einem Text, der einem von einem führenden 
Mitglied der Fraktion vorgelegt wird, die dann 
einen Minderheitsbericht verfaßt, und kein 
einziges Mal - ja,  ein einziges Mal hat es so 
etwas gegeben; darauf komme ich gleich 
zurück - legt der Verfasser, also Herr Pro­
fessor Dr. Ermacora, einen Berichtsteil vor, der 
von uns nicht akzeptiert wird. Ich kann mir 
einfach vom menschlichen Standpunkt nicht 
vorstellen, daß man in gleicher Zeit mit zwei 
verschiedenen Bildern arbeitet. Meine Damen 
und Herren! Das ist für mich unbegreiflich. 
Vielleicht ist das aber der Unterschied bei­
spielsweise zwischen mir und Professor Dok­
tor Ermacora. 

Meine Damen und Herren! Der einzige 
Text in der Schlußsitzung des Untersuchungs­
ausschusses, über den wir uns nicht einigen 
konnten, war folgender - vorgelegt am 
29. Juni 1972, also vor wenigen Tagen ; es 
sollte der 4. Punkt unter dem Kapitel "Schluß­
bemerkungen" sein -: 

"Die Untersuchung des Entscheidungsvor­
ganges, bei der neben rechtlichen Fragen auch 
politische und technische Aspekte in V1ielfäl­
tiger und oft schwer durchschaubarer Art eine 
Rolle spielen, stand durch die Setzung einer 
Frist bis 30. 6. 1 972 für den Untersuchungs­
ausschuß unter Zeitdruck. Dieser wurde durch 
die ,Aktenausstellung Amtssitz internatio­
naler Organisationen und Konferenzzentrum 
in Wien' noch verschärft, da dort zahlreiche, 
dem Untersuchungsausschuß bisher unbe­
kannte Dokumente der Offentlichkeit bekannt­
gegeben wurden; sie mußte der Unter­
suchungsausschuß erst gesondert anfordern. 
Diese Dokumente haben teilweise zu Modi­
fikationen mancher bis dahin erarbeiteten An­
sichten geführt ; zumindest mußten sie aber in 
den Beratungsbereich aufgenommen werden. 
Der angeforderte Vertrag der IAKW mit Archi­
tekt Staber ist erst zur Sitzung des Unter­
sudlUngsausschusses am 23. 6. 1972 einge­
troffen. 

Es war ausgeschlossen, noch Zeit für eine 
Koordinierung aller Schlußfolgerungen aus 
den Unterlagen zu finden, Der Untersuchungs­
ausschuß sah sich daher, im Bestreben, recht­
zeitig einen Bericht vorzulegen, gezwungen, 
in diesen Bericht nur die bisher einvernehm­
lich festgehaltenen Tatsachenfeststellungen 
und Schlußfolgerungen aufzunehmen. Ver­
schiedene offengebliebene Fragen, wie z. B.  
der Konflikt u m  das Raum- und Funktions­
programm der beiden internationalen Organi­
sationen oder der Vertragsabschluß mit Archi­
tekt Staber, reichen außerdem in den Aufga­
benbereich des IAKW -Untersuchungsausschus­
ses hinein und werden dort zu klären sein. " 

Als dieses Papier vorgelegt wurde, habe ich 
namens meiner Fraktion erklärt, daß ich 
glaube, es hätten nur ganz wenige Teüe dieses 
Vorschlages tatsächlich im Bericht des Unter­
suchungsausschusses etwas zu suchen. 

Ich war beispielsweise der Meinung, daß 
die Frage der Fristsetzung, die im Plenum mit 
Mehrheit gefaßt wurde, nicht Gegenstand der 
Untersuchungen sein kann und daß im Bericht 
über die Aktenausstellung sowieso schon eine 
Ausführung gemacht wurde, wobei insbeson­
dere der letzte Satz von Bedeutung .ist, sodaß 
dadurch die geschäftsmäßige Behandlung des 
Falles sehr deutlich dargelegt wurde. Wozu 
also hier noch einmal diese Erwähnung? 

Wir waren namens unserer Fraktion der 
Meinung, daß man beispielsweise ohne wei­
teres einen Passus darüber hätte aufnehmen 
können, daß sich die IAKW so lange gewei­
gert hat, dem Untersuchungsausschuß den Ver­
trag mit Architekt Staber vorzulegen. Das hat 
auch Kollege Dr. König hier erwähnt. 

204 
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Wir haben nie Zweifel darüber gelassen 
- ich möchte das bei dieser Gelegenheit noch 
einmal eindeutig feststellen -, daß Gesell­
schaften, die der öffentlichen Hand gehören, 
alle Dokumente parlamentarischen Unter­
suchungsausschüssen zur Verfügung zu stellen 
haben. Das war nicht nur meine persönliche 
Meinung im Untersuchungs ausschuß und das 
war nicht nur die Meinung meiner Fraktions­
kollegen im Untersuchungsausschuß, sondern 
das war auch die Meinung der sozialistischen 
Fraktion dieses Hauses, die sogar einen Klub­
beschluß zu dieser Frage herbeigeführt hat, 
um alle Mißverständnisse auszuräumen, die 
entstehen könnten : Ja, die Sozialisten im 
Untersuchungsausschuß wären wohl dafür, 
aber die Gesamtfraktion ist dagegen. 

Wir haben gesagt, daß wir uns hinsichtlich 
Punkt 4 des Papiers des Herrn Kollegen Dok­
tor Ermacora durchaus vorstellen könnten, 
daß die Frage bezüglich der IAKW im Bericht 
erwähnt wird. 

Interessant waren dann die ersten Sätze 
des zweiten Absatzes im Ermacora-Papier, die 
Sie im Minderheitsbericht nicht finden - ich 
darf sie noch einmal wiederholen -: 

"Es war ausgeschlossen, noch Zeit für eine 
Koordinierung aller Schlußfolgerungen aus 
den Unterlagen zu finden. Der Untersuchungs­
ausschuß sah sich daher, im Bestreben, recht­
zeitig einen Bericht vorzulegen, gezwungen, 
in diesen Bericht nur die bisher einvernehm­
lich festgehaltenen Tatsachenfeststellungen 
und Schlußfolgerungen aufzunehmen. " 

So am 29. Juni 1 912 1 - 24 Stunden später 
gibt es ein Papier mit den nicht beweisbaren 
Behauptungen, die Herr Kollege Dr. König 
heute vertreten hat. 24 Stunden vorher wird 
von derselben Fraktion durch das Mitglied 
des Redaktionskomitees Professor Dr. Erma­
cora ganz etwas anderes gesagt. Wer j etzt 
noch nicht begreifen kann, was die wirklichen 
Motive dieses Minderheitsberichtes sind, der 
muß sich wirklich noch einmal besonders mit 
Politik, aber vor allem mit Politik, wie sie 
von der Osterreichischen Volkspartei gemacht 
wird, beschäftigen I (Abg. Dr. B I  e n k :  Das ist 
anders/) 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Nun zum einvernehmlichen Bericht des Unter­
suchungsausschusses, der dem Hohen Hause 
heute vorliegt. Wir haben Punkt für Punkt 
formuliert. Wir haben vor allem auf die Fra­
gen Wert gelegt, die mit den Wettbewerbs­
ausschreibungen und mit den Entscheidungen 
der Jury im Zusammenhang waren. Auf alle 
diese Fragen einzugehen, haben wir vor allem 
im Kapitel "B. Sachverhalt und Fragestellun­
gen" größten Wert gelegt und sind zu einver­
nehmlichen Ergebnissen gekommen. 

Auf Seite 5 (3) - unter Punkt 2 - des Be­
richtes kann man lesen, wie laut Juryprotokoll 
die Preise verteilt wurden. Dazu möchte ich 
dem Hohen Hause mitteilen, was mir ein Mit­
glied der Jury glaubwürdig erzählt hat. Es ist 
bereit, dies unter Eid auszusagen. Als die Jury 
den ersten Durchgang machte, also die Pro­
jektpläne und die Modelle besichtigte und sich 
zu dem Tische setzte, wo das Tonband für das 
Protokoll lief, um eine erste Sichtung durch­
zuführen, war das Projekt von Architekt Sta­
ber - man wußte damals noch nicht, daß es 
das Projekt von Architekt Staber war, denn 
es hatte lediglich eine Nummer - jenes, das 
die Juroren am meisten faszinierte. (Abg. Dok­
tor B 1 e n k: Warum haben Sie das dem Unter­
suchungsausschuß vorenthalten?) Herr Kollege 
Dr. Blenkl Ich habe das im Untersuchungs­
ausschuß nicht erzählt. (Abg. Dr. N e u  n e r: 
Ist das nicht Ihre Pflicht?) Es ist aber hier auch 
nicht verboten, das vorzubringen. Ich weiß 
nicht, wodurch mir das verboten wäre. Aber 
ich glaube, das ist eine ganz wichtige Infor­
mation nicht nur für die Mitglieder des Unter­
suchungsausschusses, sondern auch für das 
gesamte Plenum. Ich habe diese Mitteilung 
heute früh erhalten, als mir ein Juror mitge­
teilt hat, er könne sich heute die Debatte 
nicht anhören und möchte mir am Telefon 
noch eine ganz wichtige Sache mitteilen. 

Da hat man sich also im ersten Probe galopp, 
wie das offenbar in einer Jury genannt wird, 
für das Projekt des Architekten Staber ent­
schieden ; aber noch nicht endgültig. Man sagte : 
Bitte schön, schauen wir uns dieses Projekt 
mit der Nummer soundso noch einmal an. -

Dann ist man wieder zu den Plänen gegangen, 
dann zu den Modellen, und schließlich hat man 
festgestellt, daß die Idee faszinierend ist. 

Wenn ich mich richtig erinnere, hat Bot­
schafter Dr. Treu bei seiner Zeugenaussage im 
Untersuchungsausschuß auch auf die Tatsache 
aufmerksam gemacht, daß ein Juror gesagt 
haben soll : Dieses Projekt fasziniert mich; ich 
weiß nicht, was der Verfasser will, ob ich mit­
gehe und so weiter. - Ich glaube, das war 
Botschafter Dr. Treu. 

Als dann die Jury bei den Modellplänen 
und bei den Kleinmodellen gestanden ist, hat 
man festgestellt, sagte mir dieser Juror, daß 
zum Beispiel die Parkplätze nicht richtig aus­
gewiesen waren, daß das Projekt Staber offen­
bar in manchem Detail nicht ganz fertig war, 
also beispielsweise hinsichtlich der Parkplätze 
für die Fahrzeuge der Beschäftigten und der 
Besucher der UNO-City. 

Da hat man dann gesagt : Also gut, dann 
stellen wir es nicht auf den ersten Platz, 
stellen wir es zurück. Letztlich ist dann die 
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heute schon und oft in diesem Haus zitierte 
Entscheidung der Jury gekommen, daß keines 
der Projekte zur Ausführung empfohlen wer­
den kann, jedes überarbeitet werden muß. 

Wir haben schon in diesem Hause festge­
stellt und festgelegt: Diese Entscheidung der 
Jury war in Wahrheit also schon eine Wei­
ehensteIlung. Die Jury hat mit ihrer Empfeh­
lung an den Auslober, doch die vier Projekte 
überarbeiten zu lassen und dann zur Entschei­
dung ein Fachberaterkollegium zu bestellen 
und diesem Fachberaterkollegium den Auftrag 
zu geben, dem Auslober eines der überarbei­
teten Projekte zu empfehlen, eine solche Wei­
chenstellung vorgenommen. 

Wenn ich jetzt sage : Das war noch alles in 
der Amtszeit des Herrn Kollegen Dr. Kotzina 
als Bautenminister, so möchte ich damit über­
haupt keine Verdächtigung verbinden. Ich 
habe das auch das letzte Mal, glaube ich, schon 
kurz erwähnt, als ich den Zeitablauf, das Wer­
den dieses ganzen Projektes geschildert habe. 
Und jetzt könnte ,ich es mir lektltmachen und 
sagen: Sehen Sie, meine Damen und Herren, 
dort, bei Kotzina, liegt die Wurzel dafür, daß 
Pelli nicht den ersten Preis bekommen hat ! 

Denn wo steht denn geschrieben, daß der 
Auslober damals die Empfehlung der Jury auf 
Projektsüberarbeitung hat annehmen müssen, 
also quasi zwangsweise? Der Auslober hätte 
genauso sagen können: Den ersten Preis habt 
ihr vergeben, ihr Juroren; den ersten Preis­
träger laden wir zur Uberarbeitung ein und 
setzen uns mit ihm auseinander, wie das Pro­
jekt eventuell abzuändern wäre, damit es den 
Wünschen und den Möglichkeiten entspricht! 

Das ist alles nicht geschehen. Es sind alle 
vier Projekte überarbeitet worden, und wir 
stellen diese Tatsachen sehr deutlich im ein­
stimmig beschlossenen Bericht fest. Wir stellen 
aber auf Seite 7 (3) auch j ene Punkte fest, die 
als Tatsachenfeststellungen und FragensteI­
lungen für unsere Aufgabe im Untersuchungs­
ausschuß von Bedeutung waren. In der Ziffer 6 
sagen wir : 

"Die Nominierung des Architekten Staber 
führte in der öffentlichen Diskussion zu Ver­
mutungen, Behauptungen, Unterstellungen, 
nach denen Ardtitekt Staber 'in pflivilegierter 
Weise zur Durdtführung des Bauauftrages be­
stimmt worden sei. In diesem Zusammenhang 
wurde von verschiedenen Zeitungen der Vor­
wurf einer Schiebung erhoben. Eine Zeitung 
sprach sogar von einer ,gigantischen Schie­
bung' ."  

Im nächsten Punkt sagen wir: 
"Auf Grund dieses Sachverhaltes" - oder 

dieser Unterstellungen und Verdächtigungen 

in der Offentlichkeit - "wurde von den Ab­
geordneten Dr. Moser und Genossen . , .  eine 
dringliche Anfrage im Nationalrat eingebracht 
und in weiterer Folge vom Plenum der Be­
schluß gefaßt, den . , . gegenständlichen parla­
mentarischen Untersuchungsausschuß einzu­
setzen," 

Das heißt, wir haben alle diese Fragen zu 
prüfen gehabt. Meine Damen und Herren! 
Außer bei den Ausführungen, die mein Freund 
Weikhart in der XII, Gesetzgebungsperiode 
gemacht hat und die heute schon zitiert wor­
den sind, daß wir festzustellen haben, ob e s  
eine "Schiebung" oder eine "gigantische Schie­
bung" gegeben hat - also außer bei dieser 
Debatte damals -, wurde niemals von den 
Vertretern der Osterreichischen Volkspartei 
im Untersuchungsausschuß die Debatte auf 
dieses Thema gebracht oder darauf hingewie­
sen, daß sich aus den Dokumenten, die dem 
Untersuchungsausschuß zur Verfügung stehen, 
dieser dringende Verdacht ergeben würde. 

Da muß ich sagen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren : Es ist ein ganz entschei­
dender Mangel, daß die Volksparteivertreter 
nie die Dinge im Untersuchungsausschuß zur 
Debatte gestellt haben, die sie heute im Min­
derheitsbericht erwähnen, 

Wir haben uns dann einvernehmlich auf 
die Formulierung von sieben Titeln geeinigt, 
die wir dann behandeln wollten und die wir 
auch im Abschnitt C dieses einvernehmlich 
festgelegten Berichtes behandelt haben. Wir 
haben dort nicht nur Tatsachenfeststellungen 
getroffen, sondern wir haben auch eine Mei­
nung des Untersuchungsausschusses geäußert, 
Wir haben also beispielsweise auf Seite 9 (4) 
im Abschnitt C zu B 8. 1 ,  Ziffer 3, gesagt : 

"Dadurch ist festgestellt, daß der Gewinner 
des Wettbewerbs allein Architekt Pelli war, 
der sich im Zuge seiner Verhandlungen mit 
den österreichischen Dienststellen eines äster­
reichischen Architektenteams bedrient hatte. 
Mit seiner Ermittlung war der Internationale 
Ideenwettbewerb, offen für Architekten aus 
aller Welt, abgeschlossen." 

Wir haben dort auch - das geht durch alle 
Punkte durch - unsere Meinung ganz deutlich 
gesagt. Wir haben im Untersuchungsausschuß 
zur Frage B 8.2 auf Seite 10 (4) Ziffer 2, eine 
Meinungsdifferenz gehabt und uns dann im 
Redaktionskomitee geeinigt, daß Herr Kollege 
Dr. Broesigke uns einen Formulierungsvor­
schlag überreichen soll. Das hat er auch am 
23. Juni getan. Es haben dann die Vertreter 
der Osterreichischen Volkspartei wieder gegen 
eine Formulierung Einspruch erhoben, und wir 
haben dann eine andere gewählt. Dr. Broesigke 
hatte vorgeschlagen: 
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"Es ergibt sich die Frage, ob aus der Jury­
Entscheidung für den ersten Preisträger ein 
Rechtsanspruch auf Auftragserteilung ent­
stand und welche etwaigen rechtliChen Kon­
sequenzen die NiChtberück.sichtigung des 
ersten Preisträgers haben könnte. Die Wei­
chenstellung für die Möglichkeit, eventuell 
doch nicht dem ersten Preisträger den Auftrag 
zu erteilen, entstand mit dem Ersuchen des 
Bundesministers für Bauten und Technik an 
die vier Preisträger, ihre Projekte zu über­
arbeiten. Dieses Ersuchen war von Bauten­
minister Dr. .Kotzina auf Grund der Empfeh­
lung der Jury . . .  , die vier preisgekrönten 
Arbeiten weiterentwickeln zu lassen, dem 
Ministerrat am 4. 12 , 1 969 (Beilage 20) vorge­
tragen und von diesem genehmigt worden.· 

Gegen den Begriff "Weichenstellung" haben 
die Vertreter der asterreichischen Volkspartei 
im Redaktionskomitee opponiert. Wir haben 
uns dann so geeinigt, wie Sie es im Bericht 
lesen : 

"Die Möglichkeit einer widersprüchlichen 
Auslegung entstand durch die Empfehlung der 
Jury, . ,  , "  

Es ist dies eben eine Tatsache, die tatsäch­
lich schon damals entstanden war. Was hätte 
es denn für einen Sinn gehabt, die drei ande­
ren Preisträger, also zweiter, dritter, vierter, 
ebenfalls zur Uberarbeitung einzuladen, wenn 
man sowieso schon von Haus aus die Meinung 
vertreten hätte: Der erste Preisträger bekommt 
auf alle Fälle auch den Planungsauftrag. 

Dort war wirklich eine der entscheidenden 
Weichenstellungen, aber gar nicht im schlech­
ten Sinn und gar nicht in dem Sinn, daß ich 
da irgend etwas dem damaligen Bautenmini­
ster, dem Kollegen Dr. Kotz,ina, unterstellen 
möchte. 

So können Sie, wenn Sie den Bericht auf­
merksam durchlesen, ganz deutlich erkennen, 
daß der Untersuchungsausschuß über alle 
wichtigen Fragen seine Meinung im Sinn von 
Tatsachenfeststellungen und aus Schlußfolge­
rungen im Zusammenhang mit den Tatsachen­
feststellungen festgelegt hat, beispielsweise 
die Frage der " zwingenden und triftigen 
Gründe" .  Da sind wir der Meinung, daß sich 
aus der Formulierung der Wettbewerbsaus­
schreibung und der Fragebeantwortung, die 
die Architekten g,egeben haben, ergibt, daß 
der Auslober von einer Betrauung des ersten 
Preisträgers nur dann Abstand nehmen 
könnte, wenn "zwingende und triftige Gründe" 
geltend gemacht werden. 

Wir im Untersuchungs ausschuß konnten 
durch Zeugenbefragung und nach Einsicht­
nahme in die vorliegenden Geschäftsstück.e 

feststellen, daß eine Aufzählung dieser "zwin­
genden und triftigen Gründe" nicht erfolgt ist. 
Wir haben allerdings auch aus den Zeugen­
einvernahmen klar dargelegt bekommen, daß 
die Bekanntgabe dieser Gründe an den ersten 
Preisträger nicht zwingend vorgesehen war. 
Sie hätten jedenfalls bei ,eine m Streitfall vor 
Gericht geltend gemacht werden müssen. Das 
hat auch der Rechtsvertreter des Herrn Archi­
tekten Pelli bei seiner Zeug,eneinvernahme im 
Untersuchungsausschuß ganz eindeutig gesagt. 

Wir entnehmen dem Untersuchungsaus­
schußberiCht auch die Tatsache, daß die Ent­
scheidung der Jury, es könne keines der mit 
einem Preis ausgezeichneten Projekte ohne 
Einschränkung zur Ausführung empfohlen 
werden, beispielsweise nach Ansicht des Zeu­
gen Dr. Seidler ein "zwingender und triftiger 
Grund" ist, dem ersten Preisträger den Auf­
trag nicht zu erteilen. - Das ist nachzulesen 
im Protokoll der 5. Sitzung vom 3. Juni 1971 
auf Seite 109, 

Es kann weiters nachgelesen werden, daß 
Dr. Seidler sagte : " . .  , daß nach Ansicht der 
Finanzprokuratur, des ReChtsmittelbüros der 
Stadt Wien und naCh meiner AnsiCht ein 
,zwingender und triftiger Grund' für die Nicht­
erteilung des Auftrages der ist, daß die Jury 
erklärt hat: Dieses Projekt ist nicht als Projekt 
ausführbar, und aufgefordert hat, die Uber­
arbeitung vorzunehmen." 

Es ist ja nicht so, meine Damen und Herren, 
daß nur das Argument, das der Herr Bundes­
kanzler hier im Plenum gebracht hat, also das 
finanzielle Argument, der einzige triftige ·oder 
der einzige zwingende Grund gewesen wäre. 
Aus den Zeugeneinvernahmen, aus dem Wort­
protokoll über diese Zeugeneinvernahmen ist 
beispielsweise auch dieser Grund ganz deut­
lich zu ersehen. 

Wir sind auch der Meinung, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß die "zwin­
g,enden und triftigen Gründe" vom Auslober 
unabhängig davon, ob er als Träger von 
öffentlichen oder privaten Rechten auftritt, 
nach den Normen der Bundesverfassung -
Artikel 1 26 b Abs. 5 - zu beachten sind, wo 
unter anderem von der Sparsamkeit, der Wirt­
schaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit der 
Verwaltung gesprochen wird und wo diese 
Grundsätze postuliert werden. 

Wenn Sie die Gelegenheit haben, wie die 
Mitglieder des UntersuchungsaussChusses, alle 
diese Dokumente zu sehen, zu prüfen und zu 
werten, so kommen Sie siCher zu der Uber­
zeugung, daß diese Grundsätze, die die Bun­
desverfassung aufstellt, bei der ganzen Ange­
legenheit beachtet wurden. Ich möchte niCht 
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verhehlen, daß man im nachhinein durchaus Ich könnte auch wieder sagen: Merken Sie 
sagen kann, das eine oder andere Verwal- sich besonders gut das Datum, meine Damen 
tungsorgan hätte sich in dieser oder jener und Herren : 4. Dezember 1 969. Da war diese 
Frage anders verhalten können. Bundesregierung noch nicht im Amt. Damals 

Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren: Wenn wir unsere persönliche Tätig­
keit rückwirkend betramten, so können wir 
auch immer wieder feststellen, daß es in dem 
einen oder anderen Fall - also nachträglime 
Feststellung - besser gewesen wäre, sich 
vielleicht ein bißchen anders zu verhalten. 

Wenn Sie die Fragen, die mit dem Titel 
"Ziel und Ergebnis des Begutachtungsverfah­
rens" in Zusammenhang stehen, betrachten, 
so ergibt sich aus der Jury-Empfehlung als 
Ziel des Begutachtungsverfahrens für dieses 
Fachberaterkollegium, "die Verfasser der ge­
nannten Projekte zu beauftragen, ihre Ent­
würfe auf Grund einer nom zu beschließenden 
Zielsetzung gegen Honorar weiter auszuarbei­
ten, um zu noch ausgereifteren Alternativen zu 
kommen" - wie es so schön in den Dokumen­
ten heißt -, "die der endgültigen Entschei­
dung für die Ausführung zugrunde gelegt wer­
den könnten. "  

Dadurch, daß man sich immer wieder eine 
endgültige Entscheidung unter den vier Pro­
jekten vorbehalten hat, war doch ganz klar, 
daß nicht zwingend und triftig der erste Preis­
träger auf Grund der Jury-Entscheidung mit 
dem Planungsauftrag rechnen konnte. Das 
ergibt sich aber auch aus der Tatsache, daß 
bestimmt wurde : Wenn ein ausländischer Be­
werber den Planungsauftrag zugesprochen er­
hält, ist er auf alle Fälle verhalten, mit einem 
österreichischen Architekten in Arbeitsge­
meinschaft zu treten. 

Auch aus dieser Bestimmung können Sie 
schließen, daß nicht nur unter den drei aus­
ländischen Bewerbern und Wettbewerbsge­
winnern noch die Entscheidungsmöglichkeit 
war, sondern natürlich auch hinsichtlich des 
österreichischen Architekten. Man hatte ja 
postuliert:  Wenn es einer der Ausländer sein 
sollte, der den Auftrag erhält, wird dieser 
verhalten sein, mit österreichischen Architek­
ten zusammenzuarbeiten. 

So steht beispielsweise im Ministerratsvor­
trag vom 4. Dezember 1 969 : 

"Sollte die Wahl auf das Projekt eines der 
drei ausländischen Proj ektanten fallen, würde 
dieser nach der Wettbewerbsausschreibung 
verpflichtet sein, mit einem österreichischen 
Wettbewerbsteilnehmer eine Arbeitsgemein­
schaft einzugehen." - Sie können das in der 
Kanzlei des Präsidenten nachlesen; es ergibt 
sich aus Beilage 20 zum Bericht 423 der Bei­
lagen. 

hatte man also diese Möglichkeit, unter den 
vier Wettbewerbsgewinnern zu wählen und 
zu entscheiden, bereits festgelegt gehabt. 

Daraus ergibt sich: Wenn Sie den Unter­
suchungsausschußbericht ganz genau lesen 
und wenn Sie siro wirklich die Mühe machen 
und sich die zitierten Dokumente in der Kanz­
lei des Präsidenten ansehen - Sie können 
auch zu mir kommen ; ich habe einen Koffer 
mit allen Unterlagen da -, so können Sie 
erkennen, daß die jetzige Bundesregierung die 
Kontinuität der Verwaltungsentscheidungen 
gewahrt hat, die von einer Alleinregierung 
der Osterreichischen Volkspartei zugrunde ge­
legt wurden. 

Wenn ich zum Ziel und Ergebnis des Begut­
achtungsverfahrens hier noch einen Absatz 
sagen kann: 

Aus dem Schlußberimt des Vorsitzenden des 
Fachberaterkollegiums, Professor Roland Rai­
ner, ergibt siro - wieder zitiert aus einem 
Dokument, das in Beilage 4 enthalten ist - :  

"Acht von neun Gutachtern waren überein­
stimmend der Meinung, daß das Projekt BDP 
für die Ausführung zu empfehlen sei ; diese 
Gutachter setzten bei der Reihung dies,es Pro­
j ekt an die erste Stelle. Es wird demnach 
sowohl hinsichtliro der Gründung als auch 
hinsirotlich der Tragwerke, der bauphysikali­
schen Eignung, des Verkehrs, der Klimatisie­
rung, der baulichen und betrieblichen Wirt­
schaftlichkeit, der Armitektur und des Städte­
baues als das beste angesehen. 

Mit einer von Herrn Dr. Walter errechneten 
Kostensumme von 318,334.000 DM erscheint es 
als das Projekt mit den geringsten Kosten, 
das um 1 66,280.000 DM billiger ist als das 
Projekt Pelli, welches die höchsten Kosten von 
484,61 4.000 DM aufweist ;  die Kosten des Pro­
jektes Staber werden demgegenüber mit 
366,325.000 DM, die des Projektes Nowotny 
und Mähnert mit 438,256,000 DM errechnet. 

Auch aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
ist also die Uberlegenheit des Projektes BDP 
als erwiesen anzusehen, und das Gutachter­
kollegium empfiehlt mit ganz überwiegender 
Mehrheit, dieses Projekt auszuführen." - So 
in Beilage 4 nachzulesen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hier ist das Wirtschaftlichkeitsgutachten des 
Herrn Dr. Walter als Grundlage für diese 
Reihung durch die Fachberater genommen 
worden. 
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Alle Gutachten haben ergeben, daß BDP an 
erster Stelle, Staber an zweiter, Nowotny & 
Mähnert an dritter und Pelli an vierter Stelle 
auf Grund der Beurteilungen, die die Herren 
gegeben haben, zu liegen gekommen ist. 

Aber wenn es um das Projekt Stab er geht 
- ich komme noch darauf, warum das Projekt 
BDP abgelehnt wurde -, also wenn es auf 
das zweite Projekt ankommt, dann wird das 
Wirtschaftlichkeitsgutachten des Herrn Doktor 
Walter bestritten. 

Ich konnte es auch nicht prüfen, und nie­
mand im Untersuchungsausschuß hat eine 
rechnerische Prüfung des Gutachtens des 
Herrn Dr. Walter vorgenommen. Ich maße mir 
daher hier gar nicht an, das Gutachten des 
Herrn Dr. Walter in Zweifel zu ziehen. 

Aber der Herr Kollege Dr. König macht es, 
obwohl er nicht nachrechnen und die Unter­
lagen nicht prüfen konnte. Er zitiert dazu aus 
den Stellungnahmen der internationalen Or­
ganisationen. - Dieses Zitat ist richtig, Herr 
Kollege Dr. König I Aber die internationalen 
Organisationen haben in derselben Sitzung, 
aus der Sie zitiert haben, laut Protokoll ge­
sagt, daß sie trotzdem die Zahlen zur Grund­
lage der Beurteilung nehmen, obwohl sie 
einige gar nicht so leicht wiegende Einwände 
gegen die Berechnungsmethoden des Herrn 
Dr. Walter vorgebracht haben. 

Es ist auch aktenkundig, daß sich die beiden 
internationalen Organisationen dazu bereit 
erklärt haben - trotz der Bedenken, die sie 
ganz deutlich angemeldet haben -, das Wirt­
schaftlichkeitsgutachten des Herrn Dr. Walter 
doch für die Beurteilung heranzuziehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Wichtig ist auch noch die Formulierung des 
Auftrages an die Fachberater. In dieser Auf­
tragsformuIierung heißt e s :  

Da der Auslober seinerseits erklärt hat, daß 
er sich bemühen werde, seine Entscheidung 
ehestens zu treffen, bittet er seine Berater, 
ihre Prüfungs arbeit so einzurichten, daß sie in 
der Zeit vom 1 5. bis 20. Juni zusammentreten 
können - 1 970 -, um nunmehr in genauester 
Kenntnis der Einzelheiten der vier Projekte 
und der Vor- und Nachteile ihrer Wahl, belegt 
durch ein schriftliches Einzelgutachten für 
j edes Fachgebiet, in einer Folge von Einzel­
kontakten und -beratungen schließlich gemein­
sam die Empfehlung der Fachberater an den 
Auslober formulieren zu können. 

In einem Stimmen verhältnis von 8 : 1 ,  wobei 
immer die Gegenstimme vom Vertreter der 
Vereinten Nationen war, wurde dann das Gut­
achten des Fachberaterkollegiums beschlossen. 

Und nun zur Frage der Stellungnahme der 
beiden internationalen Organisationen IAEO 
und UNIDO sowie ihrer Einflußnahme auf das 
Auswahlverfahren. 

In einer Sitzung des Ministerkomitees vom 
1 3. Juli 1 970 wurde das Ergebnis des Fach­
gutachter kollegiums vorgetragen - also BDP 
an erster Stelle. Der Bundeskanzler hat hiebei 
erklärt, daß den internationalen Organisatio­
nen dieses Gutachten nicht bekannt ist, und 
entschieden, es den beiden Organisationen zu 
übersenden, damit diese hiezu Stellung neh­
men können. 

In der Stellungnahme der beiden Organisa­
tionen vom 10 .  September 1 970 kommt zum 
Ausdruck, daß - nach Meinung der beiden 
Organisationen - " alle vier Projekte Mängel 
ausweisen, j edoch entspricht ein Projekt bes­
ser den Erfordernissen der Organisationen als 
irgendein anderes." - Das ist so formuliert, 
es steht aber nicht drinnen: das Projekt des 
Herrn Architekten Pelli. 

"Die Organisationen sind j edoch bereit, 
durch Beteiligung an einem gemeinsamen 
Komitee, das sich aus Vertretern der Regie­
rung, der Stadt Wien und der künftigen Be­
sitzer zusammensetzen könnte, bei der end­
gültigen Auswahl eines der vier Projekte jede 
erforderliche Unterstützung zu leisten. Gleich­
zeitig wurde in diesem Schreiben die Regie­
rung ersucht, die zu errichtenden Gebäude der 
Baustufe I zu einem möglichst frühen Zeit­
punkt zur Benützung verfügbar zu machen." 

In den ersten Abmachungen war j a  davon 
die Rede, daß die erste Baustufe - Herr Kol­
lege Dr. Kotzina, wenn ich mich richtig er­
innere - 1972 fertig sein sollte. Wir sind 
von dieser ersten Baustufe und ihrer Reali­
sierung noch weit weg. 

--
Sie können das, was ich bis j etzt gesagt 

habe, in der Beilage 17 auf Seite 3 und 4 
genau nachlesen. 

Am 1 0. November 1970 kam es zu einer 
weiteren Sitzung des Ministerkomitees und 
der Vertreter der Internationalen Organisa­
tionen. Auch in dieser Sitzung erklärten die 
Vertreter der Internationalen Organisationen, 
daß keines der Projekte ganz dem entspricht, 
was sie siro für das ständige Hauptquartier 
wünschen, es aber beim Projekt des ersten 
Preisträgers von ihrer Seite die geringsten 
Einwände gibt. 

Bei Behandlung der Kostenfrage - da 
komme ich wieder darauf zurück - wurde 
dann allerdings festgestellt, daß das Pelli­
Projekt das teuerste Projekt ist. Aus - dem 
Protokoll dieser Sitzung Beilage 1 6, 
deutsche Ubersetzung, Seite 2 - geht deut-
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lieh hervor, daß diese Kostenrechnung be­
zweifelt werden könnte, daß man aber diese 
Zahlen als Grundlage für einen Ausgangs­
punkt nehmen kann. 

Generaldirektor Dr. Eklund hat weiter in 
dieser Sitzung erklärt, daß das BDP-Projekt 
den Erfordernissen seiner Organisation nicht 
entspricht, daß das Projekt Nowotny-Mähnert 
den Erfordernissen nur in beschränktem Um­
fang entspricht und daß das Staber-Projekt nur 
dann entsprechen würde, wenn es nach den 
Wünschen der Organisationen abgeändert 
würde. Direktor Birckhead hat sich diesen 
Äußerungen, als für beide Organisationen ge­
meinsam abgegeben, angeschlossen. 

Nadl dem Ausscheiden des BDP-Projektes 
- weil die internationalen Organisationen 
gesagt haben: Nein, das nehmen wir auf kei­
nen Fall - hat Bundeskanzler Dr. Kreisky 
dann den internationalen Organisationen vor­
geschlagen zu prüfen, wieweit das Projekt 
Staber - weil es an zweiter Stelle in der 
Reihung der Fadlgutadlter gestanden ist -, 
den Wünschen der Organisationen entspre­
chend, adaptiert werden kann. Sie sollten hier­
über der Gemischten Kommission bei der 
nächsten Sitzung berichten. 

Eindeutig hat der Bundeskanzler damals 
festgestellt, daß im November 1 970 - an 
diesem Tag - keine Entscheidung getroffen 
worden ist. Das ist auch aktenkundig. 

Die von den internationalen Organisationen 
vorgebrachten Modifikationswünsche wurden 
in einer Sitzung des Kontaktkomitees und der 
internationalen Organisationen behandelt. In 
dieser Sitzung, in der Beilage 6 auf Seite 1 ,  
heißt es : 

"Dabei kam es nach Klarstellung der beider­
seitigen Zielvorstellungen zu einer Annähe­
rung der Standpunkte, sodaß bei Berücksichti­
gung der folgenden Kriterien das Staber-Pro­
jekt unter Wahrung seiner Grundidee ver­
wirklicht werden kann." 

Meine Damen und Herren! Das sieht die 
Osterreichische Volkspartei, das sehen die 
Herren Kollegen Ermacora, Blenk und König 
nicht! Das steht auch alles in den Dokumenten, 
die sie zur Verfügung haben, und sie bedienen 
sich bei ihrer Begründung einer ganz ver­
werflichen Methode, nämlich nur Teilzitate 
herauszunehmen, und andere Zitate, die ,in 
späterer Folge die Uberholung dieser von 
ihnen zitierten Zitate zeigen, vernachlässigen 
sie ganz einfadl bei ihrer Argumentation. 

Meine Damen und Herren! Lieber Herr 
Kollege Blenk ! Ihre Partei hat vor nicht zu 
kurzer Zeit die Parole in ganz Osterreich 

plakatiert: Politik muß ehrlich sein I Das, was 
Sie hier betreiben, ist unehrliche Politik. (Zu­
stimmung bei der SPtJ.) 

Da empfehle ich, bevor Sie sidl zu Wort 
melden, Ihnen, meine Herren Kollegen Erma­
cora und Blenk: Lesen Sie in der Beilage 57 
den Brief des Herrn Architekten Staber an das 
Bundesministerium für Bauten und Technik, 
Sektion I, vorn 5. Dezember 1 970 - Stellung­
nahme zur Liste der vorgeschlagenen Ände­
rungen der internationalen Organisationen. 
Zitieren Sie daraus, damit dieses Haus und die 
österreichische tJffentlichkeit auch sehen, daß 
es unwahr ist, daß Staber nicht in der Lage 
war, sein Projekt so zu adaptieren, daß die 
internationalen Organisationen damit zufrie­
den sein könnten. Das steht in diesem Brief 
ganz deutlich. Ich schlage Ihnen vor, zitieren 
Sie das und ergänzen Sie Ihren Minderheits­
berichtl Die beste politische Empfehlung, die 
man Ihnen geben könnte, wäre : Ziehen Sie 
Ihren Minderheitsbericht zurück; er schadet 
Ihnen mehr als uns ! (Zustimmung bei der 
SPtJ.) 

Meine Damen und Herrenl Wenn man den 
einstimmigen Bericht mit dem Minderheits­
bericht vergleicht, dann kommt einem unwill­
kürlich ein Wiener Lied in Erinnerung, das 
damit beginnt, daß immer zuerst die Wirklich­
keit besungen wird und dann der Tratsch. Der 
einhellige Bericht ist die Wirklichkeit, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, und Ihr 
Minderheitsbericht ist der Tratsch! 

Warum Sie das so machen, ist ja völlig klar : 
Kreisky ist auch schuld daran, daß Sie in 
dieser Frage nicht recht haben, und das ärgert 
Sie so schrecklich. 

Herr Kollege Dr. Königl Ich bedaure, daß 
ich Ihnen jetzt etwas sagen muß. Aber das 
sage ich Ihnen nur als Repräsentant Ihrer 
Fraktion, die Sie so heftig akklamiert: Wie der 
Schelm denkt, so ist er, meine Damen und 
Herren, und weil Sie so denken, vermuten 
Sie beim anderen dieselbe Art der Behandlung. 
Das lehnen wir ab ! (Zustimmung bei der SPO.) 

Ich habe schon eingangs gesagt, meine 
Damen und Herren, daß Ihr Minderheitsbericht 
einen schrecklichen Tiefstand in der politi­
schen Argumentation zeigt. Sie haben die 
Untersuchungsausschußtätigkeit, soweit sie 
zum einvernehmlichen Bericht geführt hat, nur 
als Alibitätigkeit verwendet. 

Sie wollen - ich wiederhole mich hier -
durch den Minderheitsbericht unbeweisbare 
Anschuldigungen immunisieren. Warum ha­
ben Sie die Fakten der Schiebung, der Milliar­
dentransaktionen zugunsten von irgend j e­
mandem und die grobe Fahrlässigkeit, die Sie 
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dem Herrn Bundeskanzler heute vorgeworfen 
haben, nie in diesen eineinhalb Jahren im 
Untersuchungsausschuß zur Debatte gestellt? 
Wie der Schelm ist, so denkt er, und es ist 
ein schlechter Schelm, meine Damen und 
Herren! (Starker Beifall bei der SPG.) 

Präsident Dr. Maleta: Den vom vorletzten 
Redner, Herrn Abgeordneten Dr. Broesigke, 
eingebrachten Antrag werte ich als Entschlie­
ßungsantrag. Er ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. Ich erteile es 
ihm. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Verleumder mit 
Lehrbefugnis/ Da gehe ich lieber hinaus! -
Abg. P a  y: Professor der Infamie!) Herr Ab­
geordneter! Ich erteile Ihnen einen 0 r d­
n u n  g s r  u f.  (Abg. lng. H o b  1: Es trifft zu/) 
Ich habe einen Ordnungsruf erteilt, und damit 
ist das j etzt erledigt!  Am Wort ist Professor 
Ermacora. (Abg. lng. H o b  1: Ein Wahrheits­
beweis ist zulässig!) Ich bitte, sich zurückzu­
halten! 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich erspare mir einen 
Kommentar zu Ihren Bemerkungen, Herr Ing. 
Hobl, zu Ihren Zwischenrufen, die Sie eben 
gemacht haben über die Art meiner Mitarbeit, 
außer, daß Ihre Unterstellungen unrichtig sind ! 
(Zustimmung bei der GVP. - Abg. T u  1 1 : 
Besser wäre es, Sie würden sich die Rede 
ersparen, die Sie jetzt halten wollen! Für wen 
sprechen Sie heute?) 

Herr Ing. Hobl stellte die Frage, warum bis 
zur letzten Minute von den Argumenten des 
Minderheitsberichts im Untersuchungsaus­
schuß keine Rede war. Ich kann Ihnen eine 
klare Antwort darauf erteilen. (Abg. Dr. T u  1 1 : 
So einen anzuhören ist keine Ehre!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Am Wort ist Professor Ermacora ! 
Ich bitte, wenn ich vom Präsidium her auf­
merksam mache, sich danach zu richten !  (Abg. 
Dr. T u  1 1 : Für welche Partei spricht er denn 
heute?) 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Ich spreche für die Fraktion der Osterreichi­
schen Volkspartei ! (Beifall bei der GVP. -
Abg. S e k a n i n a: Deklarieren Sie sich nicht 
dauernd als Unabhängiger! Es ist Doppelge­
sichtigkeit, die Sie hier betreiben! Sie Unab­
hängiger! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (neuerlich das Glocken­
zeichen gebend): Meine Damen und Herren ! 
Ich bitte, sich -etwas zurückzuhalten ! Es kann 
sich j a  j eder zum Wort melden. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von der Regierungsfraktion, daß Sie 

mit Ihren Äußerungen und Zwischenrufen 
vollkommen daneben liegen. (Abg. L i  b a i: 
Das stellen aber nicht Sie festl) Ja, dRs stelle 
ich fest! (Beifall bei der GVP.) Ich L.ibe fast 
den Eindruck, als würden Sie etii'; as Sorge 
haben vor meinen Worten, die im in diesem 
Zusammenhang auszusprechen habe. (Zustim­
mung bei der OVP. - Heiterkeit bei der 
SPG. - Abg. L i  b a 1 :  Der Ermacora ist halb­
lustig! - Abg. S e k a n  i n a: Identifizieren Sie 
sich mit den Außerungen des Herrn Dr. König? 
Ist das auch Ihre Meinung?) 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, meine Damen 
und Herren: Soll das j etzt so weitergehen? 
Am Wort ist Professor Ermacora! Ich bitte, 
sich daran zu halten. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Herr lng. Hobl hat die Frage gestellt, warum 
die Argumente, die im Minderheitsbericht zu 
finden sind, nicht im Untersuchungsausschuß 
diskutiert wurden. Ich kann ihm darauf nur 
antworten: Weil es durch die Frist, die seine 
Fraktion dem Untersuchungs ausschuß gestellt 
hat, unmöglich gewesen wäre, diese Frage zu 
diskutieren. (Zustimmung bei der GVP. -
Abg. lng. H o b  1: Faule Ausrede! - Abg. 
L i  b a 1 :  Das sollen wir Ihnen glauben, was 
Sie da erzählen? Das können Sie Ihrer Groß­
mutter erzählen!) Die ist leider sdlOn ge­
storben. 

Ich möchte, bevor ich . . . (Lebhafte Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte um Ruhe! Es soll jeder vor 
der eigenen Tür kehren. (Abg. L i  b a 1, zur 
GVP: Den Ton hab t ihr heute hereingebrachtI) 
Bitte, meine Herren! (Abg. S e k a n i n a, auf 
Abg. Dr. König zeigend: Dort sitzt er, der 
Rufmörder! - Abg. Dr. G r u b e r: Das is t ein 
parlamentarisches Niveau! - Weitere Zwi­
schenrufe ). 

Meine Damen und Herrenl Ich bitte j etzt um 
Aufmerksamkeit für den Präsidenten! Wollen 
Sie die Debatte in dieser Tonart fortsetzen? 
Ich bitte doch um etwas Zurückhaltung ! Lassen 
Sie mich doch dafür sorgen, daß die Spielregeln 
eingehalten werden! 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren I Ich 
möchte, bevor ich. einige Fakten sprechen 
lasse, mit denen ich mich in einzelnen Fragen 
zu lng. Hobl in Widerspruch setze, auf einige 
Bemerkungen eingehen, die von diesem Pult 
und von der Regierungsbank zu dieser Frage 
gemacht wurden. 

Der Herr Abgeordnete und Klubobmann 
Gratz hat von der Untergrabung des An­
sehens durch diesen Bericht gesprochen. Ich 
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möchte doch bemerken, daß es für eine Oppo­
sition die einzige Möglichkeit ist, dem Hohen 
Hause die Auffassungen dieser Opposition zu 
einem Gegenstand vorzutragen, der in diesem 
Haus schon eine ausgiebige Diskussion ge­
funden hat, um damit in der Offentlichkeit 
Situationen transparent zu machen, die anders 
nicht transparent gemacht werden können. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich persönlich begrüße es, wenn Sie an­
kündigen, daß Sie bereit sind, in das Detail 
einzugehen, in das Detail, von dem Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky sagte, er würde 
jeden Halbsatz kommentieren oder kommen­
tieren wollen. Ich möchte bei dieser Bemer­
kung eine Anregung des Herrn Ing. Hobl auf­
greifen, daß Sie bei diesem Eingehen in das 
Detail selbstverständlich nicht die Bemerkun­
gen, die Sie machen wollen, aus dem Zusam­
menhang herausreißen mögen, sondern daß 
Sie auch auf die Gewichtigkeit von Fakten 
gebührend Wert legen. Es sind die Fakten, die 
in diesen Dokumenten und Beilagen zu finden 
sind. (Abg. N i  t t e 1: Aber im Minderheits­
bericht stehen Fests tellungen, die überhaupt 
nicht als Fakten festgestellt worden sind!) Es 
sind die Fakten, die in den Zeugenaussagen 
gemacht wurden, wenn auch nicht alle gleich 
gewichtig sind. Ich würde Sie bitten, wenn Sie 
ins Detail eingehen, auf die Gewichtigkeit der 
einzelnen Fakten zu achten. 

Ich darf zweitens herausstellen - und da 
wende ich mich an die Adresse des Herrn 
Bundeskanzlers -: Es wurde natürlich nicht 
bestritten, daß das Fachberaterkomitee vom 
Herrn Bundesminister Dr. Kotzina eingesetzt 
wurde. Niemand hat das bestritten. Das ist 
gar keine Streitfrage. Ich bin überzeugt, daß 
der Klub der asterreichischen Volkspartei das­
selbe tun kann: Es ist nicht zu bestreiten, daß 
Herr Architekt Stab er vom Herrn Bundeskanz­
ler vorher, vor den Entscheidungen, nicht ge­
sehen wurde. Wir haben nicht behauptet, daß 
er gesehen wurde. (Präsident P r o  b s t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich möchte weiter hervorheben und muß 
den Herrrn Bundeskanzler schon auf eine -
ich bitte um Entschuldigung, wenn ich das so 
sage - Unrichtigkeit aufmerksam machen: 
Er möge bitte die Beilage 61 zu diesem Bericht 
des Untersuchungsausschusses lesen. In dieser 
Beilage 61 wird über die Vorsprache des Ver­
treters der UNIDO, Herrn Birckhead, beim 
Herrn Bundeskanzler gesprochen. In diesem 
Aktenvermerk des Bundeskanzleramtes, der 
eine Zahl des Bundeskanzleramtes trägt, fin­
den sich die von Herrn Dr. König vorgetrage­
nen englischen Ausdrücke ohne Ubersetzung. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. Dr. G r u b e  r: 

Die eigenen Akten lesen, Herr Bundeskanzler! 
- Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Is t alles 
beantwortet, sogar vorgelesen! - Abg. Dok­
tor G r u b e r: So uninformiert war selten ein 
Regierungschei! - Abg. L i  b a 1: Der Klaus 
war überhaupt nicht informiert! - Weitere 
Zwischenrufe.) 

Herr Bundeskanzler!  Ich möchte weiter in 
derselben Zurückhaltung, wie Sie sich ge­
äußert haben, feststellen, daß das Argument 
der Ministeranklage und der Anklage nach 
Artikel 1 42 der Bundesverfassung von Ihnen 
schon öfter vorgetragen wurde. Man müßte 
doch bedenken, daß eine solche Anklage in 
diesem Hause nur möglich wäre, wenn diese 
Anklage die Mehrheit des Parlaments fände. 
(Abg. S e k a n i n a: Das hindert Sie doch nicht, 
den Antrag zu stellen!) 

Herr Bundeskanzler!  Ich möchte weiter, und 
zwar mit Deutlichkeit, feststellen: Ich weise 
als Mitglied des Untersuchungsausschusses die 
Unterstellung zurück, in diesem Minderheits­
bericht auch nur eine ehrabschneidende Be­
merkung Ihrer Person gegenüber gemacht zu 
haben. (Zustimmung bei der OVP. - Leb­
hafter Widerspruch bei der SPO. - Abg. 
S e k a 11 i n a: Was König gemacht hat, ist 
keine Ehrabschneidung? - Abg. L i  b a I: 
Reden Sie doch nicht so einen Mist daher!) 

Ein solcher Mist ist das nicht, verehrter 
Herr Abgeordneter. (Abg. S e  k a n  i n a: Sie 
weichen dauernd ab, Herr Professor!) Ich 
glaube, es ist jedenfalls kein Mist, wenn ich 
Ihnen sage - an die Adresse des Herrn 
Bundeskanzlers gerichtet -, daß die Bemer­
kungen, die er als ehrabschneiderisch qualifi­
ziert, Kritik an der Verantwortlichkeit der 
Regierung und an der Geschäftsführung eines 
Staatsorganes sind. (Beifall bei der OVP.) Es 
geht hier nicht um die Persönlichkeit eines 
Regierungschefs, sondern es geht um den 
Regierungschef. (Abg. S e k a n  i n a: Sie mei­
nen, Herr Professor, das, was Dr. König ge­
macht hat, ist keine Ehrabschneidung? - Abg. 
Dr. G r u b e  r: Neinl - Abg. H a  a s: Sie sind 
ein politisches Wickelkind/ Ist das eine Be­
leidigung? - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): Ich bitte, sich bei den Ausdrücken 
etwas zu mäßigen. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Obwohl ich ein politisches Wickelkind bin -
das gebe ich zu -, darf ich Sie belehren, daß 
hier nicht die Frage der Ehrabschneidung zur 
Debatte steht, sondern die Frage der Geschäfts­
führung eines Regierungschefs und einer Bun­
desregierung. (Zustimmung bei der OVP. -
Abg. S e k a n  i n a: Und Sie meinen, die Kritik 
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kann ohne Rücksicht auf die Ehre der Person 
abgeführt werden? Sind Sie dieser Meinung, 
Herr Professor?) Da müssen Sie die Frage der 
Staatsimmunität und der Organimmunität stu­
diert haben, bevor Sie eine solche Äußerung 
machen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf in bezug auf den Debattenbeitrag 
von Herrn Dr. Broesigke sagen, daß ich die 
Aufgabe habe, im Namen der OVP-Fraktion 
zu erklären, daß die Osterreichische Volks­
partei diesem Antrag, den Sie gestellt haben, 
beitritt. 

Ich komme nun zu meinen ursprünglich vor­
bereiteten Darstellungen, die sich mit der 
Frage, die Abgeordneter Ing. Hobl auch ge­
stellt hat, auseinandersetzen. Ich beginne mit 
einer Erklärung des Herrn Bundeskanzlers, 
die er am 1 1 .  Februar 1911 in einem Minister­
komitee abgegeben hat - es handelt sich hier 
um dieses Protokoll ;  Sie finden das Protokoll 
in den Beilagen -, und darf, mit Ihrer Er­
laubnis, Herr Präsident, zitieren. Der Herr 
Bundeskanzler sagte : 

"Die OVP hat in der letzten Nationalrats­
sitzung eine dringliche Anfrage in der Sache 
dieses Projektes eingebracht. In dieser dring­
lichen Anfrage, die ja gegen mich gerichtet 
war, habe ich die Antworten gegeben, die 
meines Erachtens zu geben waren. Es hat sich 
dabei gezeigt" - so wird ausgeführt -, "daß 
es ziemlich gleichgültig ist, was man an Argu­
menten vorbringt, es wurde grundsätzlich kein 
Argument zur Kenntnis genommen, sondern 
immer wieder an den Argumenten vorbeige­
redet. Das Wesentlichste, und das ist das 
Interessante daran . . .  war, daß die Anfragen­
den gar nicht wirklich informiert waren über 
die Entwicklung der Dinge, oder gar nicht 

informiert sein wollten oder werden wollten, 
sonst hätten sie nämlich gewußt, daß bei dem 
Hearing in der Hofburg ja längst nicht mehr 
das Pelli-Projekt zur Diskussion stand, son­
dern daß ja eigentlich nur das britische Pro­
jekt im Vordergrund stand und dann in zwei­
ter Linie Staber und so weiter. Sie haben sich 
also ausschließlich auf das Pelli-Projekt kon­
zentriert, wodurch in mir . . .  das Gefühl ent­
stand oder die Uberzeugung eigentlich sich 
gefestigt hat, daß sich hier leider doch eine 
pressure group, eine Lobby, gebildet hat . . .  " 
und so weiter. 

Ich möchte diese Stellungnahme des Herrn 
Bundeskanzlers, die er am 1 1 . Februar 1 91 1  
i m  Ministerkomitee abgegeben hat, als Aus­
gangspunkt meines Debattenbeitrages anse­
hen. Der Schwerpunkt der Argumentation des 
Herrn Bundeskanzlers war: es wurde kein 
Argument zur Kenntnis genommen, es wurde 

an den Argumenten vorbeigeredet und es 
mangelte an Information, ja man war nicht 
wirklich informiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich kann Ihnen heute versichern, daß wir 
genauestens informiert sind. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Sie haben sich bei der Behandlung der An­
gelegenheit - ich würde sagen - einen tak­
tischen und einen politischen Rohrkrepierer 
geleistet. Der eine war die UNO-City-Aus­
stellung, der andere war die Fristsetzung. 

Durch die UNO-City-Ausstellung, an deren 
verfassungsrechtlicher Problematik ich in mei­
nem Debattenbeitrag gerührt habe, wollten 
Sie den Eindruck der Transparenz erwecken, 
die keine sein konnte, weil sich Leute, die in 
der Sache nicht informiert waren, durch diese 
Akten nicht hindurchfinden konnten, und zwar 
trotz der Hilfestellung, die im Bundeskanzler­
amt - das gebe ich durchaus zu - groß­
zügigst geleistet wurde. 

In beiden Fällen - das möchte ich hervor­
heben - haben Sie uns aber unterschätzt. 
Sie haben uns unterschätzt, daß wir bei dieser 
Ausstellung etwa das Aktenlesen nicht ver­
stünden, daß wir nicht verstünden, Einsichts­
bemerkungen und den Einsichtsverkehr zu 
prüfen, daß wir nicht verstünden, wie man 
Randnoten kommentiert, daß man nicht ver­
stünde, wie man " cessat"-Akte zu behandeln 
hat, und daß man daraus keine Schlüsse 
ziehen könnte. 

Beim Zeitdruck meinten Sie, wir würden bei 
unserer Kontrolltätigkeit auf der Strecke blei­
ben. Wir waren imstande, ein Aktenmaterial 
von rund 600 Akten zu studieren und zu 
sichten. Wir haben in diesem Untersuchungs­
ausschuß, Herr Ing. Hobl, versucht, unseren 
Fleiß unter Beweis zu stellen, den Fleiß einer 
Oppositionspartei in der Kontrolle der Regie­
rung. (Beifall bei der OVP.) 

Es ist meine feste Uberzeugung - hier 
können Sie mich als politisches Wickelkind auf 
der einen Seite bezeichnen, und auf der ande­
ren Seite können Sie mich als zweizüngig be­
zeichnen, Herr lng. Hobl -: Der Zeitdruck 
hinderte uns, die gemeinsamen Schlußfolge­
rungen, die ich Ihnen sehr wohl vorgelegt 
hätte, zu beraten. Vielleicht hätten uns Ihre 
Vertreter dann so wie in den anderen Bera­
tungssitzungen manches abhandeln können, 
und wir wären zu manchen Kompromissen ge­
kommen. Aber das haben Sie durch Ihren 
Fristsetzungsantrag verhindert ! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler, ich darf mich an Ihre 
Adresse wenden, wenn Sie das gestatten. 
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Herr Bundeskanzler ! Sie persönlich sind in 
den Entscheidungsprozeß, der gewiß durch 
Maßnahmen der OVP-Regierung in den Jahren 
1 969 und 1968 eingeleitet wurde - das be­
streite ich überhaupt nicht -, am 1 3. Juli 1 970 
eingetreten. (Abg. Dr. P I  a d e  I: Das inteIes­
siert ihn und die Regierung gar nicht! - Abg. 
o f e  n b  ö c k: E.r hört gar nicht zu!) 

Sie haben in diesem Entscheidungsprozeß 
- ich bitte das entschuldigend sagen zu dür­
fen - oder Sie hätten in diesem Entschei­
dungsprozeß Verpflichtungen gehabt, die in 
Regeln festgehalten werden, die Sie sich nicht 
ges.tellt haben. Die Spielregel für den Milliar­
denauftrag lautete : Der erste Preisträger ist 
dann mit dem Planungsauftrag zu betrauen, 
wenn nicht "zwingende und triftige Gründe" 
entgegenstehen. 

In rund 600 Aktenstücken haben wir nach 
diesen "zwingenden und triftigen Gründen" 
nachgeforscht. Wir konnten feststellen, daß die 
Beamten sehr wohl da und dort auf diese 
"zwingenden und triftigen Gründe" hinge­
wiesen haben und daß sie auch die Minister 
informiert hatten. Aber die politischen Instan­
zen - das ist ein Ausdruck, der sich in einem 
Akt des Bundesministers für Auswärtige An­
gelegenheiten findet - beziehungsweise Sie 
haben in Ihrem ganzen Entscheidungsprozeß 
auf diese Gründe keinen besonderen Bedacht 

jenem Aktenstück - Beilage 61 -, das vom 
Herrn Dr. König verlesen oder angedeutet 
wurde. 

Ich darf mir erlauben, Herr Präsident, dieses 
Aktenstück hier zur Verlesung zu bringen 
- es ist ein Aktenvermerk aus dem Kabinett 
des Bundeskanzlers, Beilage 61 , in der Auf­
stellung unter der Dokumentennummer "K 30" 
zu finden -: 

"Mister Birckhead, der in der UNIDO für 
Verwaltungsfragen zuständig ist, sprach am 
8. 9. 1970 beim Herrn Bundeskanzler vor. An­
wesend waren Ministerialrat Fichtenthai und 
Nowotny. Mister Birckhead schlug vor, nach 
dem 1 0. September 1 970 ein Komitee einzu­
setzen, dem die interessierten österreichischen 
Stellen sowie die internationalen Organisa­
tionen angehören. Funktion dieses Komitees 
sei es . . .  " Bitte, hier heißt es . . .  (Bundes­
kanzleI Dr. K I e i s  k y: Das sagt Birckhead! 
Lesen Sie auch, was ich gesagt habeI) Ich 
werde all das vorlesen. Herr Bundeskanzler, 
Sie brauchen keine Sorge zu haben. 

Der Herr Bundeskanzler hat erklärt, es fin­
den sich in Aktenvermerken der Geschäfts­
stücke . . .  (Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: 
Aktenvermerke werden nicht auf Englisch an­
gefertigtl) Ich bitte bemerken zu dürfen : Das 
ist ja doch nicht der Kern der Sache. Kern der 
Sache ist, daß in diesem Aktenvermerk steht: 

genommen. Sie haben lediglich einmal, und "Funktion dieses Komitees sei es, ,to get rid 
zwar nachdem die Situation anscheinend doch of the committe of nine ' ." Das war das, was 
etwas prekärer wurde, auf Gründe materieller Herr Dr. König zitiert hat. 
und anderer Art hingewiesen, und zwar im 
November 1 970. Es heißt hier weiter: 

Wie kam es zu dieser Entscheidung im 
November 1 970? Herr Bundeskanzlerl  Sie sind 
in die Situation am 1 1 . Juli 1 970 aktenkundig 
eingetreten. Sie haben - das kann jeder 
Leser des entsprechenden Dokumentes fest­
stellen -, nachdem die Fachberater Ihnen die 
verschiedenen Projekte kommentiert hatten, 
ohne weiter über diese Gegenstände zu dis­
kutieren, sofort auf das Staber-Projekt hin­
gewiesen und haben sich in der Folgezeit 
immer deutlicher für dieses Staber-Projekt 
interessiert und haben sich an ihm orientiert. 

Am 8. September haben Sie, nachdem Sie, 
Herr Bundeskanzler, in der Sitzung vom 
1 1 .  Juli 1970 durch den Herrn Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten darauf auf­
merksam gemacht worden waren, festgestellt, 
daß sich die internationalen Organisationen in 
ihrer Aktionsfreiheit in bezug auf dieses 
Projekt beschränkt und begrenzt fühlten, weil 
man sie zu dieser Sitzung nicht eingeladen 
hatte. Man hatte dann den Vertreter der 
UNIDO, Herrn Birckhead, eingeladen, emp­
fangen und informiert. Da sind wir nun bei 

"Diese Gruppe solle nicht nur unter den 
vier Projekten auswählen, sondern darüber 
hinaus auch weitestgehende Modifikationen 
vorschlagen, ,to get rid of the competition' .  
D a  Projekt 4"  - also das Staber-Projekt -
"sich für Änderungen am meisten eigne und 
ein österreichischer Architekt überdies Ände­
rungsvorschlägen gegenüber aufgeschlossen 
sein müßte, wäre zu erwarten, daß sich das 
Komitee für das vierte Projekt ausspricht. 

Der Herr Bundeskanzler gab keine verbind­
liche Erklärung ab und erklärte, daß es Auf­
gabe der Regierung sei, eine Entscheidung 
zu fällen. Freilich müsse die Regierung be­
rücksichtigen, daß die internationalen Organi­
sationen mit diesem Gebäude leben müssen. 
Der Vorschlag 'MT. Birckheads werde j eden­
falls aufmerksam studiert werden. 

Mr. Birckhead hielt fest, daß, soweit er 
Einblick habe, die Bundesregierung nicht juri­
stisch verpflichtet wäre, eines der vier Pro­
j ekte auszusuchen."  (Zwischenruf von Bundes­
kanzler Dr. K r  e i s  k y.) Bitte, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, ich lese das Doku-
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ment deshalb vor, weil ich daraus eine 
(Abg. Graf : Lassen Sie sich durch Zwischenrufe 
von der Regierungsbank nicht irritieren! Sie 
sind nicht üblich!) Ich lasse mich auch durch 
Zwischenrufe des Herrn Bundeskanzlers nicht 
irritieren. Ich wollte zur Aufklärung der Frak­
tionsmitglieder sagen: Ich lese das deshalb 
vor, weil ich daraus eine bestimmte Schluß­
folgerung ziehen will, die etwas später kommt, 
Herr Bundeskanzler ! (Heiterkeit und Beifall 
bei der OVP.) 

Hier heißt es weiter:  

Wenn es Sie stört, daß der englische Aus­
druck hier verwendet ist, so darf ich doch 
darauf aufmerksam machen, daß diesem Proto­
koll eine Ubersetzung der englischen Stellen 
in die deutsche Sprache angeschlossen ist. Man 
braucht sich also nicht zu sehr zu alterieren, 
es ist die Ubersetzung dieser Stelle ange­
schlossen. Sie können all das nachlesen . . 

Dann ging der Herr Bundeskanzler, nach­
dem er auf das Kostenargument eingegangen 
war, auf die Frage des Projektes Stab er und 
seiner Reihung ein. 

"Mr. Birckhead brachte seine persönliche Ich darf hier etwas von Seite 5 jenes Proto-Meinung zum Ausdruck, daß das Projekt 4 koIls, das in Form der Beilage 35/2 dem Unter­
so gebaut werden könnte, daß es Elemente suchungsausschuß vorgelegen war, verlesen : 
aller anderen Projekte in sich vereine." 

Es folgt dann eine abschließende Bemer­
kung, die für die weitere Folge, wie ich 
glaube, nicht mehr interessant ist - oder 
bitte, wenn Sie das zu hören wünschen, Herr 
Bundeskanzler, kann ich selbstverständlich 
auch das zur Verlesung bringen. Es heißt 
nämlich hier weiter: 

"Politischen Schwierigkeiten würde dadurch 
aus dem Weg gegangen werden, daß nicht 
eine österreichische Behörde oder die inter­
nationalen Organisationen, sondern ein Komi­
tee die Entscheidung fällt. 

Der Herr Bundeskanzler versprach, die zu­
ständigen Minister beziehungsweise Funktio­
näre der Stadt Wien ehestmöglich nach dem 
1 0. September zu einer Unterredung einzu­
laden. " 

Es kommt dann am 1 0. November 1 910 zu 
einer bedeutsamen Sitzung. Hier wird zu­
nächst einmal von den internationalen Organi­
ssationen neuerlich für das Pelli-Projekt ein­
getreten, und dieses Faktum, das protokolla­
risch festgelegt ist, widerspricht klar der von 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, vertretenen Auf­
fassung vom 1 1 . Februar 1 91 1 ,  wo Sie sagten. 
daß bei dem Hearing in der Hofburg ja längst 
nicht mehr das Pelli-Projekt zur Diskussion 
stand. 

Aber bitte : Es stand zur Diskussion, und am 
1 1 .  Februar 197 1 ,  glaube ich, wäre es doch an 
der Zeit gewesen. mit dieser Einschränkung 
diese These hier zu vertreten. 

Der Herr Bundeskanzler geht dann ohne 
jeden Umschweif auf das Kostenargument ein. 
Er stellt das Kostenargument heraus . . .  (Zwi­

schenrufe.) Nur das , ja .  Er stellt das Kosten­
argument heraus und behandelt in diesem 
Kostenargument die Frage der unterschied­
lichen Kostenansätze bei Pelli und Staber. Die 
internationalen Organisationen erklärten dar­
aufhin, daß man dieses Kostenargument in 
Zweifel ziehen könne. 

"Zur Bezeichnung der Projekte möchte ich 
noch sagen" - das sagte der Herr Bundes­
kanzler -, "daß diese etwas irrtümlich list. 
Das Projekt Staber ist zwar in der Reihung 
des Wettbewerbes, die von der Jury vorge­
nommen wurde, das vierte, in der Reihung, die 
von den Fachberatern nach der Uberarbeitung 
vorgenommen wurde, jedoCh das zweitpla­
cierte. Das ist auch in der Sitzung in der Hof­
burg am 1 3. Juli 1 970 ganz deutlich herausge­
kommen." 

Der Herr Bundeskanzler sagte weiter -
Seite 7 -: 

"Darf ich an Hand der Zusammenstellung, 
die mir hier vorliegt, nochmals klarstellen . . .  : 
, , 1 .  BDP, 2. Staber . . .  Wenn ich also vom Pro­
j ekt 2 . . . spreche, dann meine ich das Projekt 
Staber, weil es ja unpsychologisch wäre. eine 
überholte Nominierung zu wählen. sondern 
eben die richtige." 

Herr Bundeskanzler ! Ich bestreite nicht, daß 
das psychologisch interessant ist. Das brau­
chen Sie für Ihre Argumentation nach außen, 
selbstverständlich. Aber ich möchte aufmerk­
sam machen - ich nehme an, daß einige 
Beamte Ihres Hauses Sie doch darauf auf­
merksam machen konnten -, daß das doch 
zwei völlig verschiedene Reihungen sind. Die 
eine Reihung, durch die Pelli an erste Stelle 
gesetzt wurde, war die Nominierung eines 
unabhängigen Komitees der Jury, und die 
Reihung, die hier vorgenommen wurde - sie 
wurde von Ihnen vorgenommen, sie wurde 
nämlich nicht durch jemand anderen vorge­
nommen ; das ist nur eine Interpretation -, 
entspricht Ihrer Entscheidungsgewalt. 

Sie betonen ja auch ausdrücklich, daß end­
lich einmal entschieden werden müsse. Und 
da haben Sie sich eben für das Pelli-Projekt 
entschieden und haben hier nun auf uns . . .  
(Heiterkeit  bei der SPO.) Verzeihen Sie. bitte : 
für das Staber-Projekt entschieden. Ich glaube 
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nicht, daß man mir diesen Lapsus linguae Herr Bundeskanzler mehrmals berufen hat, 
anders interpretieren könnte, als er gemeint eindeutig als unrichtig darzustellen sind? (Bei-
ist. faH bei der OVP.) 

Ich würde also doch sagen, daß Sie eben 
auf Seite 1 ganz deutlich machen, daß Sie es 
wegen der psychologischen Transparenz not­
wendig hatten, das Projekt Stab er an die 
zweite Stelle zu setzen. 

Wenn Sie den Entscheidungsprozeß, an dem 
der Herr Bundeskanzler beteiligt war, offen­
kundig und aktenkundig seit dem Juli 1910 
überblicken, dann muß man für den gesamten 
Entscheidungsprozeß die Frage stellen: Wo 
liegen diese "zwingenden und triftigen 
Gründe" ?  

Es ist richtig, wie Herr Ing. Hobl festgestellt 
hat, daß selbstverständlich eine ganze Reihe 
von Gründen als Gründe, die wesentlich sind, 
herausgestellt wurden. Aber für die Frage des 
entscheidenden Grundes war aktenkundig die 
Kostenfrage - und das kann Herr Ing. Hobl 
nicht widerlegen, weil hier die Akten eben 
diese Sprache sprechen - und das Wirtschaft­
lichkeitsgutachten. 

Zur Kostenfrage wurde ja schon einiges an­
geführt. Ich darf das nur wiederholen. Es findet 
sich auf den Seiten 59 (24) und 60 (25) des 
Minderheitsberichtes. Zunächst hieß es : Kosten 
von insgesamt 3,5 Milliarden Schilling. Hin­
sichtlich der ersten Baustufe wurden die 
Kosten des Projektes Pelli mit 2,35 Milliarden 
Schilling und die Kosten des Projektes Stab er 
mit 1 ,15 Milliarden Schilling angegeben. 

Dann findet am 5. Mai 1911 eine Presse­
konferenz statt. Architekt Staber gab die Ge­
samtbaukosten mit etwa 2,5 Milliarden Schil­
ling an. Die "Arbeiter-Zeitung" vom 4. Mai 
1 971  spricht von einem Gesamtaufwand von 
3 Milliarden Schilling. In der Regierungsvor­
lage - IAKW-Finanzierungsgesetz - werden 
für die erste Baustufe bereits 3,5 Milliarden 
Schilling in Rechnung gezogen, zuzüglich der 
Kosten der Verwaltung und Zinsendienste 
kann das Ganze auf 4,2 Milliarden Schilling 
geschätzt werden. 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler :  Das kann 
man nicht als einen sehr triftigen, sadllichen 
und zwingenden Grund ansehen, wenn sich 
die Frage der Kosten in dieser Weise gestaltet. 

Was das Problem des Wirtschaftlichkeits­
gutachtens betrifft, so glaube ich, daß Herr 
Dr. Blenk auf diese Frage noch einzugehen hat. 

Aber wo liegen denn dann, wenn das die 
einzigen vom Herrn Bundeskanzler vom Juli 
bis zum Dezember 1910 angeführten Gründe 
sind, die "zwingenden und triftigen Gründe", 
wenn diese beiden Gründe, auf die sich der 

Herr Bundeskanzler!  Sie können im gesam­
ten Entscheidungsvorgang, soweit auch akten­
kundig ist - wir haben nicht mehr gesehen -, 
nichts nachweisen, was Ihre Position, nämlich 
die Nichtbetrauung des Herrn Architekten 
Pelli aus "zwingenden und triftigen Gründen", 
stützen könnte. 

Warum dann also der Herr Architekt Staber? 
Die Antwort darauf müßte in den Antworten 
auf j ene Fragen zu suchen sein, die im Minder­
heitsbericht im Punkt 15 genannt sind. Ich 
hoffe, daß die Regierungspartei, wenn sie von 
der Anregung des Herrn Bundeskanzlers, von 
der Anregung des Herrn Klubobmannes Gratz 
und von der Anregung des Herrn Ing. Hobl 
Gebrauch macht, sehr wohl auf diese im 
Punkt 15 genannten Fragen ebenfalls ein­
gehen wird und hier die entsprechenden Ant­
worten geben kann. (Beifall bei der tJVP.) 

Herr Bundeskanzler !  Es ist ja - ich würde 
sagen - nichts Verwerfliches - überhaupt 
nichts !  - und nichts Ehrabschneiderisehes, 
wenn ich die Behauptung aufstelle, daß die 
Beantwortbarkeit oder die Unbeantwortbar­
keit dieser Fragen in Ihrer Person, in Ihrer 
Position als Staatschef . . . (Bundeskanzler 
Dr. K r  e i s  k y: Nein, Staatschef nicht! Irrtum!) 
Bitte, Sie haben durch Ihre politischen Hand­
lungen deutlich gezeigt, daß Sie sieh als 
Staatschef hier darstellen. (Beifall bei der 
OVP. - Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Re­
gierungschef! - Zwischenrufe bei der SPO.) 
Nach der Staatstheorie ist der Staatschef sehon 
seine Position. Ich müßte etwas weiter aus­
holen, um Ihnen zu zeigen, daß Sie sieh zu­
mindest in der Rolle eines Staatschefs befin­
den. (Beifall bei der OVP. - Abg. M a y r :  Er 
ist ein demagogischer Verfassungsrechtler, 
aber ein Verfassungsrechtler!) 

Die Unbeantwortbarkeit der (Abg. 
L a  n c: In Terminologie sind Sie schwach!) 
Das mag schon sein. Aber in der Sache bin ich 
nicht schwach !  (Heiterkeit bei der OVP.) 

Die Unbeantwortbarkeit dieser Fragen -
die Damen und Herren, die diesen Minder­
heitsbericht haben, mögen das im Punkt 1 5  
nachlesen - liegt i n  Ihrer Person, Herr Bun­
deskanzler! Es war der gesamte Entschei­
dungsprozeß ausschließlich auf Sie abgestellt, 
seit Sie im Juli 1910 in dieses Gremium einge­
treten sind. 

Wenn man die Dokumente durchliest, sieht 
man : Es haben kaum Beamte, aber auch keine 
mitbeteiligten, bei den Sitzungen anwesenden 
Bundesminister zu der Frage Stellung genom-
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rnen. Ja was kann denn ein Aktenleser aus 
einer solchen Situation nur für einen Schluß 
ziehen? - Er kann nur den Schluß ziehen, daß 
es insbesondere Ihre Persönlichkeit, Herr Bun­
deskanzler, ist, die diesen Entscheidungspro­
zeß geführt hat. 

Jetzt komme ich wieder auf diese Beilage, 
die ich Ihnen früher vorlesen durfte, auf die 
Beilage 6 1 ,  zu sprechen. Schließlich sind es j a  
Sie gewesen, der die Vorschläge Birckheads 
aufgenommen hat und als Ihre Entscheidung 
dem Ministerkornitee vorgetragen hat. Wenn 
da nicht ein gewisser Zusammenhang besteht 
und wenn da nicht Ihre Entscheidungsgewalt 
dahintersteht - bitte, dann verstehe ich poli­
tische Vorgänge nicht! (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler I Sie waren auf politi­
scher Ebene der einzige echte Gesprächspart­
ner des Bundes in bezug auf die anderen 
Rechtsträger, die hier mitbeteiligt werden. Ich 
möchte bemerken, daß es Ihrer Dialektik und 
Ihrer Geisteshaltung entsprechen müßte, ratio­
nal nachprüfbare Gründe zu finden und nach 
solchen zu suchen. Es ist aber kein einziger 
rational nachprüfbarer Grund zu finden, wo­
nach Sie bei diesem Entscheidungsprozeß in 
dieser Weise entschieden haben. (Abg. M a y r: 
Ihre Gründe kennen wir!) 

Wenn Sie mir früher den Ausdruck Staats­
chef nicht zugestanden haben, so darf ich aber 
das doch jetzt etwas journalistisch sagen: Sie 
haben hier eine Entscheidungsselbstherrlich­
keit entwickelt ! Aber nicht nur in diesem Fall, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn ich die Möglichkeit hätte, zur Frage der 
Politikerbesteuerung zu sprechen, so würde 
iCh auch nachweisen können, in welcher Weise 
Sie eine EntsCheidungsselbstherrI.ichkeit aus­
gedrückt haben. (Beifall bei der OVP. - Bun­
deskanzler Dr. K r  e i s  k y: Das war hal t zu­
wenig für die Herren!) Das können Sie mir, 
Herr Bundeskanzler, wenn Sie das hier jetzt 
sagen, nicht vormachen. (Zwischenruf von 
Bundeskanzler Dr. K I e i s  k y.) Aber ich ar­
beite auch als Professor mit Prüfungen, Vor­
lesungen und wissenschaftlichen Leistungen, 
bitte sehr! (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie werden mir doch 
nach diesen Ausführungen nicht unterstellen 
können, daß ich Sie ehrabschneiderisch be­
handelt hätte. (Ruf bei deI SPO: Doch! -
Abg. Dr. P r  a d e  r: Jede Kritik is t lIehrab­
schneiderisch" !) 

Aber iCh möchte mir erlauben, eine juristi­
sche Bemerkung zu machen. Ich habe mich ja 
der juristischen Argumentation enthalten. 
(Zwischenruf bei der SPO.) Was meinen Sie 
bitte? Ich antworte gern. (Neuerlicher Zwi­
schenruf bei der SPO.) Ich verstehe Sie leider 

nicht. (Abg. H a  a s: Ehrabschneidung betrei­
ben und darauf noch stolz sein!) Bitte, das ist 
Ihre Interpretation. Wenn Sie ein schlechter 
Interpret meiner Worte sind, kann ich Ihnen 
nicht helfen. (Weitere Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Anknüpfend an eine These des Herrn Dok­
tor Broesigke, der hier von der moralischen 
Verpflichtung gesprochen hat, möchte ich fol­
gendes sagen: Wenn in diesem Fall der Wett­
bewerbsbedingungen die Bestimmungen des 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbudles An­
wendung finden sollten, dann würde iCh hin­
sichtlich des gesamten Entscheidungsprozesses, 
der nidlt transparent ist, der die "zwingenden 
und triftigen Gründe" nicht klar herausstellt, 
von einer Verletzung der guten Sitten spre­
chen. (Lebhafte Zustimmung bei der OVP.) 

Zweitens möChte ich folgendes hervorheben, 
wenn Sie vielleicht glauben, daß das Allge­
meine Verwaltungsverfahrensgesetz auf die 
Prozeduren in bezug auf Pelli Anwendung 
finden sollte. - Ich trete überhaupt nicht für 
Pelli ein. Idl habe ebensowenig, wie Sie vor­
her Staber gesehen haben, Pelli gesehen. Das 
geht mich überhaupt nichts an. - Ich möchte 
Ihnen nur sagen: Der gesamte Verfahrens­
prozeß widerspricht allen Grundsätzen einer 
korrekten Verwaltung I (Erneute Zustimmung 
bei der OVP.) 

Es tut mir außerordentlich leid, meine Da­
men und Herren, das hier feststellen zu müs­
sen. Es tut mir auch leid, daß der Herr Klub­
obmann Gratz nicht mehr hier ist. Wir beein­
trächtigen nicht das Ansehen dieses Staates, 
meine Damen und Herren, was wir aber beein­
trächtigen und auch beeinträchtigen wollen, 
ist das Ansehen dieser Regierung! (Anhalten­
der Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Nittel. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Nittel (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! Ich 
kann mir vorstellen, daß sich trotz lautstar­
kem Applaus manches der Mitglieder der 
OVP-Fraktion heute gar nidlt sehr wohl in 
seiner Haut fühlt. (Ironische Heiterkeit und 
Zwischenrufe bei der OVP.) Ich möchte für 
manche Mitglieder der Osterreichischen Volks­
partei hoffen, daß sie dem, was heute hier 
geschehen ist, nicht ihre Zustimmung gegeben 
haben, und ich habe fast den Verdacht, daß 
viele von Ihnen der Vorlage des Minderheits­
berichtes überhaupt nur zugestimmt haben, 
weil sie ihn vorher nicht gelesen haben. Denn 
so etwas Ungeheuerliches, so von der Wahr­
heit Abweichendes hat es wahrscheinlich in 
der letzten Zeit überhaupt nodl nidlt gege­
ben. 
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Nittel 
Meine Damen und Herren! Der Berichterstat­

ter hat uns heute einen 52 Seiten umfassenden 
Bericht, der einhellig von allen Mitgliedern 
des Untersuchungsausschusses gefaßt wurde, 
vorgelegt und vorgetragen. Der Berichterstat­
ter ist ein Angehöriger Ihrer Fraktion, er hat 
diese Funktion mit unserer Zustimmung und 
durch unser Wollen erhalten, weil wir ganz 
einfach der Meinung sind, daß die Dinge so 
objektiv, so wahrheitsgetreu wie überhaupt 
möglich dargelegt werden sollen, und weil 
wir unsere mehrheitliche Position keineswegs 
dazu nutzen wollten, daß der Bericht vielleidlt 
nur mit unseren Stimmen zustandekommt. 
Umso erstaunlicher ist es . . . (Abg. M i t t e­
r e r: DeI genügt Ihnen nicht?) Herr Minister, 
mit Ihren Zwischenrufen müssen Sie aufpas­
sen, Sie haben gesehen, wie das das letzte 
Mal für Sie ausgegangen ist. (Abg. M i t  t e­
r e I: Der gemeinsame Bericht genügt Ihnen 
nicht?]  

Mit diesem Bericht hat es eine seltsame 
Besonderheit. Als wir Ende der 9. Sitzung fest­
gestellt haben, daß wir einen einvernehm­
lichen Bericht zuwege gebracht haben - wir 
haben die Fakten gesammelt, wir haben ein­
vernehmlich einen Berichterstatter beauftragt, 
das Ergebnis hier vorzutragen -, da meldet 
sich förmlich im Schlußwort des Vorsitzenden 
der Herr Abgeordnete Dr. König zum Wort 
und teilt mit - idl glaube, ich muß Ihnen 
das aus dem Protokoll vorlesen -, daß er 
einen Minderheitsbericht einzubringen ge­
denkt. 

Auf Seite 351 der stenographischen Proto­
kolle unseres Untersuchungsausschusses von 
insgesamt 355 Seiten, praktisch in den Schluß­
satz hinein - als alles einvernehmlich und 
einhellig vor sich gegangen ist - teilt Herr 
Dr. König mit: "Ich glaube, wir sind dann 
ziemlddl am Ende" - so leitet er selbst seine 
Bemerkung ein -, "und ich möchte der Ord­
nung halber mitteilen, daß unsere Fraktion 
beabsichtigt, einen Minderheitsbericht anzu­
sdlließen, in dem wir dann auch unsere 
Schlußfolgerungen festhalten wollen." (Abg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Das hätte eI gar nicht brau­
chen! Das hätte er so auch tun können!) Diese 
Belehrung ist unnötig. Das ist mir völlig klar, 
das war allen klar, und darum geht es gar 
nicht. 

Es geht um das Faktum, daß nach einer 
ausführlidlen, vielleicht 50stündigen Beratung 
allein in dieser Gesetzgebungsperiode, nach­
dem alles einvernehmlich gesdlehen war und 
nadldem überhaupt keine Formulierung und 
kein einziger Satz mit Mehrheit entschieden 
wurde, sondern alles nach eingehender De-

batte vereinbart worden war, am Smluß ge­
sagt wurde : Wir haben auch einen Minder­
heitsbericht. 

Ich gebe zu, daß wir ein bißchen perplex 
waren und wir dann eine Debatte darüber 
hatten, was das Ganze denn für einen Sinn 
haben soll. Was hat denn ein Minderheits­
bericht für einen Sinn, wenn es keinen Mehr­
heitsbericht gibt? Das eine bedingt doch nach 
der Logik das andere. Es gibt keinen Mehr� 

heitsberidlt. Der von Ihnen mitformulierte 
Bericht, der von Ihrem Vorsitzenden, von dem 
Beridlterstatter Ihrer Fraktion vorgetragene 
Bericht erfährt nun einen Minderheitsbericht. 

Hier ist doch in Wirklichkeit die Gangart 
und die Absidlt klar erkennbar : Sie wollten 
in Wirklichkeit gar keine Untersuchung. 
(Widerspruch bei der avp.) Nein, Sie wollten 
keine Untersuchung der Wahrheit, Sie woll­
ten überhaupt nidlt die Wahrheit wissen, Sie 
wollten nur bestätigt wissen, daß Ihre Lügen 
noch einmal auf den Tisch gebracht werden. 
Das war Ihre Absicht. (Zustimmung bei der 
Spo. - Zwischenrufe bei der tJVP. - Abg. 
O i e  n b ö e  k: Nittel wirft uns vor, daß wir 
die Geschäftsordnung handhaben!) 

Ich werde heute noch einige Male beweisen, 
wer hier gelogen hat. Ich wollte dieses Wort 
nicht verwenden. Ich hatte es in meinen Noti­
zen gehabt und habe es wieder gestrichen. Sie 
haben es jetzt in die Debatte hereingebracht. 
Sie wollen die Wahrheit nicht erfahren, son­
dern Ihre Verleumdungen und Behauptungen 
immer wieder aufwärmen. Das ist Ihre Me­
thode im politischen Kampf. (Ruf bei der GVP: 
Das ist doch kein Argument! - Weitere Zwi­
schenrufe bei der avp.) Herr Kollege Hahn! 
Haben Sie die letzten Seiten gelesen? Wir 
werden nom darauf zurückkommen, denn es 
würde mich interessieren, was Sie zu den 
letzten Seiten sagen. Dazu kommen wir noch. 

"Der Spiegel" , eine deutsche Zeitsdlrift, hat 
vorgebracht, daß der Verdacht der Schiebung 
besteht. (Abg. Dr. G r u b e  r: Wieviel Inter­
views hat der Herr Bundeskanzler dem "Spie­
gel" gegeben?) Das war der Anlaß, daß Sie 
in das Thema hineingestiegen sind. Ich möchte 
gar nicht den Verdacht aussprechen, daß das 
im ausländischen Auftrag geschehen ist, nur 
naheliegend ist es schon. (Widerspruch bei 
der avp.) 

Sie wollten in Wirklichkeit die Kampagne 
auf kleiner Flamme aufrechterhalten. Sie woll­
ten keinen Bericht, Sie wollten keinen Ab­
schluß, und das war j a  auch der Grund, warum 
wir uns zur Methode der Fristsetzung ent­
schließen mußten, damit hier ein Abschluß 
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in dieser Verleumdungskampagne erfolgt. 
(Abg. M i t t e  r e r: Wieviel Interviews hat 
schon der Kanzler gegeben?) 

Meine Damen und Herren ! Sie haben den 
Minderheitsbericht vorgelegt, von dem ich 
schon gesagt habe, daß er vom Begriff her 
an sich unlogisch ist, weil es ja nur einen 
einvernehmlichen Bericht gegeben hat - bis 
zehn Minuten vor Schluß der Untersuchung ! 
Sie zitieren nun eine Reihe von Stellen und 
stellen eine Reihe von Behauptungen auf, die 
überhaupt nichts - ich behaupte : überhaupt 
nichts! - mit dem zu tun haben, was wir im 
Untersuchungsausschuß gemacht haben. Es ist 
nicht einmal der Versuch unternommen wor­
den, für manche der Behauptungen, die Sie 
aufgestellt haben, ,im Untersuchungsausschuß 
eine Beweisführung vorzunehmen. Und das 
kann nicht unwidersprochen bleiben. (Abg. 
Dr. B I  e n k: Zum Beispiel!) 

Zum Beispiel setzen Sie sich auf Seite 53 (22) 
- ich muß jetzt etwas herumblättern; ich 
bitte um Entschuldigung, das geht nicht 
anders - gleich am Beginn Ihres Berichtes, 
mit der Tatsache der Aktenausstellung aus­
einander und sagen, daß sie ein erschwerendes 
Moment gewesen sei, daß dadurch die Arbeit 
behindert worden sei. Ja es wird sogar der 
Vorwurf gemacht: Dadurch ist eine solche 
Fülle gekommen, daß wir nicht weitergekom­
men sind. 

Aber was sagen wir mit Ihren Stimmen auf 
Seite 4 (2) im gemeinsamen Bericht? Im ge­
meinsamen Bericht sagen wir mit Ihren Stim­
men - und Ihr Vorsitzender muß das ver­
treten - etwas ganz anderes. 

Hier steht : "Dies" - nämlich die Aktenaus­
stellung - "ermöglichte erst einen besseren 
Uberblick über die geschäftsstück.mäßige Be­
handlung der dem Untersuchungsausschuß ge­
stellten Fragen durch die Zentralstellen des 
Bundes. "  Wir waren gemeinsam der Meinung, 
daß die Aktenausstellung eine Hilfe war f Aber 
nein, Sie können auf die Polemik nicht ver­
zichten: Es war erschwerendes Moment. 

Jetzt bitte ich doch, mir einen Augenblick 
hier in der Phantasie zu folgen. Was wäre 
denn geschehen, wenn im Verlauf der Debat­
ten, die nun schon eine Weile gehen, j emand 
von Ihnen verlangt hätte : Herr Bundeskanz­
ler, halten Sie nicht hinter dem Berg ; zeigen 
Sie Ihre Akten; zeigen Sie die Unterlagen; 
machen Sie transparent, was Sie gesehen 
habeni? Ich könnte mir vorstellen, daß das 
einem von Ihnen eingefallen wäre. Und dann 
hätte der Bundeskanzler sich mit seinen Ver­
fassungsjuristen besprochen. Unter den Juri­
sten hätte es einen gegeben - und das kann 

ich mir auch ganz gut vorstellen, denn wir 
haben auch über diese Dinge im Unter­
suchungsausschuß debattiert -, der gemeint 
hätte : Verfassungsmäßig ist nicht ganz klar, 
ob man das ausstellen kann, ob das im Ein­
vernehmen mit all den Briefschreibern mög­
lich ist. 

Alle diese Bedenken wären möglich. Sie. 
sind darum in der Debatte auch erörtert wor­
den. Wenn aus diesem Grund der Bundes­
kanzler gesagt hätte : Nein, das kann ich nicht, 
das ist aus den und den Gründen nicht mög­
lich l , dann hätten Sie erst eine Kampagne 
begonnen: Das wird nicht transparent 
gemacht ; es wird mit dem Material hinter dem 
Berg gehalten I 

Jetzt macht der Bundeskanzler etwas ande­
res, trotz Einwänden mancher Juristen. Er sagt : 
Hier ist ein ungeheurer Vorwurf erhoben 
worden. Die ganze österreichische Offentlich­
keit soll die Möglichkeit haben, in den ganzen 
Aktenberg Einblick zu nehmen, mit all den 
Interventionen, mit all den Problemen, die es 
rund um ein solches großes Projekt gibt. -
Die Ausstellung fand statt. Und jetzt machen 
Sie den Vorwurf, daß das ein hindernder Fak­
tor für den Untersuchungsausschuß gewesen 
sei. Das ist nicht Gegenstand des gemein­
samen Berichtes, und dort haben wir das auch 
anders beurteilt. 

Weiter zu Seite 54 (22) des Minderheitsbe­
richtes :  "Für die Bevorzugung Stabers gegen­
über den anderen Preisträgern außer dem 
ersten sind hingegen rein politische Kriterien 
ausschlaggebend und zu überprüfen." 

Von der Bevorzugung Stabers ist in der 
ganzen Untersuchung, in den neun Sitzungen 
dieser Gesetzgebungsperiode und in den sechs 
vorhergegangenen, nicht einmal gesprochen 
worden. Sagen Sie es, wo es gesagt wurde, 
wo es erwiesen wurde, wo es aktenkundig 
geworden istl Nirgends! Das ist eine Unter­
stellung, das ist eine Behauptung, das ist eine 
politische Lüge ! Verzeihen Sie, ich kann es 
nicht anders sagen. (Beifall bei der SPo.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : Herr Abgeordneter I Einen Moment. 
Ich muß den Ausdruck "Lüge" zurückweisen. 
Im Wiederholungsfall muß ich einen Ord­
nungsruf erteilen. Ganz egal, wen es trifft: 
Ich bitte sich zu mäßigen. 

Abgeordneter NUtel (fortsetzend) : Ich darf 
das Wort durch "Unwahrheit" ersetzen. (Abg. 
Dr. S c h I  e i n  z e r: Broesigke hat von IIBe­
vorzugung" gesprochen und hat damit argu­
mentiertf) 

Präsident Probst : Bitte, der Redner hat das 
Wort. 
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Abgeordneter NUtel (fortsetzend) : Ich appel­
liere an Ihr Erinnerungsvermögen. Wir hatten 
eine Debatte, in welcher Weise die Entschei­
dungsvorgänge - es sind ja zwei gewesen ­
zu beurteilen waren. Der eine Entscheidungs­
vorgang im Zuge des Wettbewerbs durch die 
Jury, mit all den Umständen, die wir natür­
lieh längst erörtert und dargelegt haben, und 
der zweite, der nach Abschluß der Jury-Tätig­
keit begonnen hat. 

Ein Textvorschlag lautete: Es war ein poli­
tischer Entscheidungsvorgang, der nach den 
Grundsätzen der Verwaltung und so weiter 
zu beurteilen ist. Wir haben darüber eine 
Debatte geführt, in der wir über alles sehr 
sachlich gesprochen haben. Wir waren gemein­
sam der Meinung, daß der Begriff "politisch" 
in diesem Zusammenhang zu Mißverständ­
nissen führen könnte, weil man herauslesen 
könnte : "parteipolitisch". Wir waren der Mei­
nung, es würde anders zu formulieren sein. 
(Abg. Dr. E I  m a c  0 r a: StaatspolitischI) Nein, 
nicht "staatspolitisch".  Das haben wir nicht 
gesagt. Ich hoffe, daß ich das jetzt in der 
Raschheit finde� 

Wir haben dann im Bericht festgestellt: 
"Dieser Auswahlvorgang war eine Ermessens­
entsdleidung der zuständigen staatlichen In­
stanzen." Herr Professor, Sie werden mit mir 
einer Meinung sein: Das haben wir einver­
nehmlich nach einer Debatte über die Frage, 
ob "politisch" in diesem Satz stehen soll, fest­
gelegt. Aber was sagen Sie im Minderheits­
beridlt?:  " . . .  rein politisc:b.e Kriterien". Das 
ist ein Widerspruch zu Ihren eigenen Ent­
scheidungen. Dieser Widerspruch kann nur so 
erklärt werden, daß Sie damit eine gewisse 
politische Absicht verfolgen. (Abg. 
Dkfm. G O I  t o n: Im Wort "Ermessensent­
scheidung" liegt alles drinnen!) 

Im Minderheitsberidlt sehe ich weiter auf 
Seite 54 (22) : "Aus den vorliegenden Fakten 
geht klar hervor, daß der erste Preisträger 
Arc:b.itekt PelM mißbräuchlich - ohne Vor­
liegen ,zwingender und triftiger Gründe' -
von der Auftragsvergabe ausgeschlossen 
wurde." 

Wann haben wir - ich frage die Mitglieder 
des Untersuc:b.ungsausschusses - in all den 
Sitzungen des Untersuchungsausschusses 
jemals das Wort "mißbräuchlich" verwendet? 
Wann ist jemals aus der Aktenlage, wann 
ist jemals aus den Zeugenaussagen der Be­
griff "mißbräuchlich" in unsere Debatte ge­
kommen? Nie ! Sie haben das ganz alleine 
hineingebracht. 

Jetzt möchte ich mich mit der Vergabe über­
haupt besdläftigen. Idl glaube, der Herr Bun­
desminister außer Dienst, Dr. Kotzina, hat mit 

der ganzen Vorgangsweise nicht sehr viel 
Freude. Denn es heißt hier, daß der erste 
Preisträger mißbräuchlich den Auftrag nicht 
bekommen hat. Ich frage Sie : Wer hat denn 
dem ersten Preisträger den Auftrag nicht gege­
ben? Es war doch Bautenminister - damals 
Bautenminister, heute außer Dienst - Doktor 
Kotzina, der dem ersten Preisträger, trotz Rei­
hung Platz eins durch die Jury, den Auftrag 
nicht gegeben hat. (Abg. L i  b a 1: Aha!) Ihre 
Parteifreunde - ich stehe nicht zu diesem 
Wort, ich möchte das sagen - meinen: "Miß­
bräuchlich" . 

Sie haben selbst, Herr Bautenminister a. D. ,  
im Parlament am 27. April zu diesem Faktum 
gesagt - ich glaube, es war im Zusammen­
hang mit dem IAKW-Gesetz -: "Dies geschah 
deshalb nic:b.t" - nämlich die Beauftragung 
des ersten Preisträgers -, "Herr Ingenieur 
Hobi" - Sie haben dem Kollegen Hobl geant­
wortet -, "weil - wie Sie selbst auch aus­
führten - die ersten vier Preise einer Uber­
prüfung, einer Uberarbeitung zugeführt wer­
den mußten." 

Meine Damen und Herren! Ihr Parteifreund 
sagt: Ich konnte den Auftrag gar nidlt ver­
geben, denn es war mir von der Jury aufge­
tragen, daß ich die vier zu einer Uberarbei­
tung beauftragen mußte. Dann frage ich Sie, 
meine Damen und Herren : Was hätte denn 
ein Uberarbeitungsauftrag für einen Sinn ge­
habt, wenn von Haus aus nur einer gewinnen 
konnte, nämlich Pelli? Es war völlig klar. Ich 
habe in der letzten Sitzung die Rede des 
Abgeordneten Dr. Fiedler zitiert, wo er sich 
ebenfalls klar darüber geäußert hat: Selbst­
verständlich, damit ist die Jury mit ihrer 
Arbeit zu Ende. Wir haben aus vieler Munde 
gehört, daß man mit der Entscheidung der 
Jury nicht zufrieden war; das kann man jetzt 
bedauern, denn sie hat ihre Arbeit nicht mit 
einem klaren Urteil beendet. Sie hat gesagt: 
Es gibt zwar vier Preisträger, aber keiner 
kann nadl Meinung der Jury den Auftrag 
bekommen. Alle vier sollten zur Uberarbei­
tung eingeladen werden. (Abg. 0 I e n b ö e  k: 
Alle vier!) Aber doch nur mit der Absicht, daß 
alle vier nodl im Rennen sind ; anders hat 
doc:b. das keinen Sinn. (Abg. Dr. G r u b e r: 
Es wurden aber nicht vier eingeladen!) 

Das heißt: Die Nichtberüdrsid,tigung des 
ersten aus der Jury-Ermittlung i� t, wenn sie 
mißbräudllich erfolgt ist, durch lhren Partei­
freund mißbräuChlich erfolgt. Ich schließe mich 
dieser Argumentation nicht an, denn ich 
glaube, daß der Bautenminister Dr. Kotzina 
damals richtig gehandelt hat. Und die Jury­
Empfehlung war ja niCht zwingend für das 
Bautenministerium. Der Bautenminister hätte 

205 
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j a  sagen können: Die Jury hat entschieden. 
Sie hat mir noch eine Empfehlung gegeben, 
aber ich muß mkh an die Empfehlung nicht 
halten. Du, Pelli, kriegst den ersten Preisl Das 
wäre ja möglich gewesen. Es war in Ihrer 
Hand; Sie haben es nicht gemacht. Und j etzt 
versuchen Sie daraus dem Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky einen Vorwurf zu machen. Das 
ist ungeheuerlich. 

Noch etwas. Ich habe gesagt, daß dieser 
Minderheitsbericht eine Anhäufung von Halb­
wahrheiten und ganzen Unwahrheiten ist. Ein 
anderes Wort verwende ich nicht; ich habe 
schon meine Rüge bekommen. (Abg. Doktor 
Z i t t m  a y r: Ja, genaul) In Ordnung. Ich sage 
deutlich: Was Sie hier sagen, ist unwahr. Dok­
tor König hat hier über die Funktion und 
über die Beziehung von Bundeskanzler zum 
Gutachterkomitee gesagt: Dieses Fachgutach­
terkomitee, das Sie sich bestellt haben, haben 
Sie versucht wieder loszuwerden. - Dieses 
Gutachterkomitee ist am 1 3. April 1 970 bestellt 
worden, unter Bautenminister Dr. Kotzina. 
Was Sie gesagt haben, ist eine Unwahrheit; 
und das ist völlig klargestellt worden. 

Es ist ebenso unwahr, und Dr. Ermacora 
hat es ja selbst durdt einen Brief hier bestä­
tigt, daß der Bundeskanzler versucht hat, siCh 
dieses Komitees zu entledigen. Der Antrag ist 
an ihn herangebracht worden, aber er hat 
nichts zugesagt - außer, daß er das prüfen 
wird. Das ist die weitere Unwahrheit, die 
hier leicht und deutlich nachzuweisen ist wie 
eine Fülle anderer ebenfalls noch. 

Sie haben die Behauptung aufgestellt, daß 
der Bundeskanzler die Reihung vorgenommen 
hat. Das ist unwahr. Wir haben Professor 
Rainer des langen befragt, wie es zur Beurtei­
lung der Projekte durch die Gutachter gekom­
men ist. Hier liegt der Aktenvermerk über 
die Reihung vor. Das Gutachterkomitee unter. 
dem Vorsitz von Professor Rainer ist zu einer 
Reihung gekommen: Eins: BOP, zwei: Staber, 
drei:  Nowotny-Mähner und vier: Pelli. Wir 
haben nach einer ausführlichen Befragung auch 
die Begründung dafür bekommen. In Ihrem 
Minderheitsberidlt sagen Sie nicht nur Halb­
wahrheiten und Unwahrheiten, sondern Sie 
lassen viele Wahrheiten aus, die Ihnen ganz 
einfach unangenehm gewesen sind. 

Da hätten Sie zum Beispiel auch zitieren 
müssen, was Rainer über das Pelli-Projekt 
nach der Uberarbeitung gesagt hat. Er hat 
den Begriff "katastrophal" in diesem Zusam­
menhang erwähnt, wie Sie leicht im Proto­
koll nachlesen können. Und er hat viele städte­
bauliche, ihm und uns richtig erscheinende 
Gründe angeführt, warum Pelli diesen Auftrag 
nidlt bekommen konnte. 

Sie zitieren in Ihrem Bericht auf Seite 5S 
(23), der Vertreter der UNO, Herr van Name, 
war für das Pelli-Projekt. 

Ja;  aber wen überrascht das? · Er war für 
die amerikanische "Büromaschine", 200 m 
hoch, einfach; so wie es halt einem Hausver­
walter am einfachsten vorkommt. (Abg. Dok­
tor B 1 e n k: Sie trauen sich schon etwas!) 

Ich frage Sie, Herr Or. Blenk, ob Sie süfl 
als Vorarlberger Abgeordneter getraut hätten 
zuzustimmen, wenn man Ihnen auf Grund 
eines internationalen Ausschreibungsprozes­
ses den Vorschlag gemacht hätte, in Bludenz, 
Dornbirn, Bregenz oder sonstwo ein 200 m 
hohes Bürohaus hinzubauen? Ich kann mich 
erinnern, daß der alemannische Sturm wegen 
kleinerer Bauten und Vorhaben losgebrochen 
ist. (Beifall bei der SPO.) Da verstehen Sie 
auch, daß die Frage, was es städtebaulich 
bedeutet, wenn man dort einen Glas- und 
Betonbau hinbaut, auch ein zwingender und 
triftiger Grund ist. Man muß sdlon von der 
politischen Bedeutungslosigkeit der Wiener 
OVP sein, daß man sich über ein salmes Argu­
ment glatt hinwegsetzt. (Beifall bei der SPO.) 

Warum haben Sie in Ihrem Bericht nicht · 
angeführt, was der damalige Präsident der 
Bundesingenieurkammer Müller-Hartburg 
über das · Projekt Pelli sagte, als es bekannt 
wurde? Er hat - und es ist aktenkundig in 
unserem Protokoll vermerkt - zugegeben, daß 
er gesagt hat, im Vergleich zum PeIIi-Projekt 
würde der Stephansturm ein Pförtnerhaus 
sein. 

Man hat uns zugemutet, daß dieses wider­
sprudlslos gebaut wird? Und dann war es ein 
"Mißbrauch", nicht von Ihnen, sondern vom 
Herrn Bautenminister Kotzina, daß er es nicht 
gemacht hat? Idl bin ihm sehr dankbar dafür, 
daß er das damals nicht akzeptiert hat. Ich 
halte es jetzt noch immer für eine richtige 
Entscheidung, daß man weiter darüber gespro­
chen hat, weil damit der Prozeß der Auswahl 
noch nicht zu Ende war. 

Erst - und da kommen wir doch irgendwie 
zu des Pudels Kern - als Müller-Hartburg 
von Pelli zum österreichischen Kontaktarchi­
tekten ernannt wurde, hält Müller-Hartburg 
auf einmal das Pelli-Projekt für verwirklich­
bar, für adaptierbar. Ja es ist ein internatio­
naler Skandal, wenn es nicht gebaut wird. 

Dabei muß ich Müller-Hartburg folgendes 
zugute halten - und das kann ich den Herren, 
die im Untersumungsaussdluß von seiten der 
OVP mitgearbeitet haben, nicht zugute hal­
ten -: Müller-Hartburg hat auf die Frage 
- und auch das ist dem Protokoll der 4. Sit­
zung, Seite 33, klar zu entnehmen -, ob ihm 
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etwas von Schiebung bekannt ist, wörtlich 
gesagt: "Ich habe weder dem Herrn Bundes­
kanzler noch sonst jemandem - ich bitte, auch 
das zu prüfen - eine ,ungeheure Schiebung' 
vorgeworfen. " 

Hartburg sagt: Ich habe diesen Begriff nie 
verwendet. Müller-Hartburg hat, objektiv und 
subjektiv gesehen, Gründe, über diese Ent­
scheidung böse zu sein. Hiefür habe ich volles 
Verständnis. Er hätte zweifellos mit einen 
großen Auftrag bekommen, wäre das Pelli­
Projekt verwirklicht worden. Aber er verwen­
det den Begriff "Schiebung" nicht. Nur Sie 
wärmen das immer wieder auf, und Sie sind 
nicht so einsichtig, wie es der zweifellos von 
dieser Maßnahme Betroffene deutlich bewie­
sen hat. (Abg. L a n  C: Der Casus belli war der 
Müller-Pellil) 

Sie haben Unwahrheiten, Halbwahrheiten 
gesagt und haben das in willkürlicher Weise 
vermischt. Sie haben in Ihrem Minderheits­
bericht Auslassungen vorgenommen, die den 
wahren Inhalt der Untersuchung nicht zum 
Ausdruck bringen. 

Sie schreiben auf Seite 56 (23), Kreisky habe 
von Anfang an auf die Annahme des Projektes 
Stab er zugesteuert. Aus keinem Aktenstück 
ist das zu entnehmen, denn es gab die Ent­
scheidung des Gutachterkomitees, die ja noch 
ein anderes Projekt an erster Stelle hatte -
das ist dann von den internationalen Behörden 
abgelehnt worden, und dann erst ist das 
an zweite Stelle gereihte Staber-Projekt zum 
Zug gekommen. Das ist durch die Debatten 
und die Untersuchungen in diesem Zusam­
menhang völlig klargeworden. Aber Sie über­
sehen das, weil es Ihnen unangenehm ist. 

Sie schreiben von "grob fahrlässig".  Wo ist 
von "grob fahrlässig" die Rede gewesen? Das 
Problem der Fundierung hat der Unter­
suchungsausschuß überhaupt nicht behandelt. 
Es gibt genügend Akten, die beweisen, daß 
die Dinge sachgemäß untersucht worden sind. 
Aber Sie sagen jetzt zu einem Thema, das 
wir überhaupt nicht behandelt haben, "grob 
fahrlässig" . 

Dr. König hat in seiner Rede auch gesagt, 
der Untersuchungsausschuß hat festgestellt -
und hat seine Behauptungen daran geknüpft. 
Ich habe seinen Text nicht wörtlich hier. Das 
ist auch unwahr, denn festgestellt hat der 
Untersuchungsausschuß das, was im gemein­
samen Protokoll ist, und nichts anderes. 

Sie haben in Ihrem ganzen Minderheits­
bericht die Aussage von Müller-Hartburg nicht 
berücksichtigt, weil er fairerweise die Dinge 
nicht bestätigen konnte, die Sie für die poli-
tische Polemik gebraucht hätten. 

' 

Sie haben die Zeugeneinvernahme des Pro­
fessors Rainer überhaupt nicht in Ihrem Min­
derheitsbericht erwähnt, weil es Ihnen unan­
genehm gewesen ist, weil es in Ihr politisches 
Konzept überhaupt nicht gepaßt hat. 

Sie haben auch nicht hineingenommen, Herr 
Dr. König, Dr. Ermacora, Dr. Blenk, was Sta­
ber über die Auswirkungen Ihrer Kampagne 
auf seine persönliche und familiäre Situation 
gesagt hat. Das ist eine Verantwortung, die 
Sie vor ihrem eigenen Gewissen zu verant­
worten haben werden. Aber Sie haben sich, 
wie ich glaube, auf Ihr Gewissen viel gebür­
det : einen Menschen und seine Familie in 
eine solche schwierige Situation zu bringen. 
Aber auch davor scheuen Sie in Ihrer Kam-

Sie sagen, die Offentlichkeit sei getäuscht pagne nicht zurück. Das wäre interessant. 
worden. Ich frage Sie, Herr Dr. Blenk, Herr gewesen, es in den Bericht aufzunehmen. 
Dr. Ermacora - den Berichterstatter lasse ich 
heute aus -, Herr Dr. König: Wann haben 
wir in der ganzen - Untersuchung festgestellt, 
daß irgendwer getäuscht wurde? ' Wann ist 
dieses Wort überhaupt nur gefallen? Wann 
haben Sie nur den Antrag gestellt, daß das in 
den Bericht hineinkommen soll? Sie haben in 
dieser sachlichen Atmosphäre überhaupt nicht 
gewagt, so etwas Ungeheuerliches zu sagen. 
Hier meinen Sie, vor Fernsehen und Offent­
lichkeit ungestraft solche Dinge sagen zu kön­
nen. Ungestraft wird es zweifellos nicht ge­
schehen, das kann ich Ihnen jetzt schon sagen. 
(Abg. G r a i: Diese Drohungen machen uns 
zit tern!) Gott sei Dank muß diese Sanktion 
nicht durch uns erfolgen, sondern durch die 
österreichiscben Wähler, die sich über die 
Vorgangsweise einer Partei zweifellos ein Ur­
teil bilden können. (Abg. G r a i: Auch über 
Ihre Partei werden sie sich ein Urteil bilden!) 

Und noch etwas. Ist der Herr Kollege Hahn 
da? Er redet ja gerne dazwischen. Herr Kol­
lege Hahn ! Es ist ja wirklich absurd. 

Professor Ermacora ! Sie sagen, alles, was im 
Minderheitsbericht ist, ist irgendwo in unse­
rem Untersuchungsausschuß behandelt wor­
den. Lesen Sie doch auf Seite 76 (32), meine 
Damen und Herren, hier wird ein Artikel aus 
der "Wochenpresse" vom 15. März zitiert. Ich 
frage Sie - lesen Sie alle 355 Seiten des 
Protokolls unserer Untersuchung -: Wann ist 
das mit einem einzigen Satz, mit einem ein­
zigen Wort erwähnt worden? Was steht denn 
dort, um auch das zu sagen. 

Hier steht: "Verdacht erregte unter Einge­
weihten weiter die Eile, mit der Wiens Bürger­
meister Felix Slavik die Gemeinde an der 
IAKW beteiligte. ließ sich der Bund - so Ab-
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geordneter König für seinen Beitritt die wir in der Vergangenheit gehabt haben, 
,300 Tage Zeit ' ,  so ,bemühte Slavik das kom- in der jungen Generation den Eindruck zu 
munale Notverordnungsrecht, um in die erwecken und zu bekräftigen, daß wir uns 
IAKW zu kommen, und schaltete erst hinter- nicht nur einig sind, wenn es um den Geld­
her den Gemeinderat ein· . . .  "Wochenpresse" beutel und das Geld darin geht, sondern daß 
vom 1 5. März 1912. Wann ist dieses Faktum wir uns einig sind, wenn es um Wien geht, 
von uns behandelt worden? Wann war das wenn es um Osterreich geht, wenn es um das 
Gegenstand unserer Untersuchung? (Abg. Dok- Leben in dieser Stadt und nicht nur um ihre 
tor Z i t t m  a y r: Stimmt es oder stimmt es musealen Inhaltlichkeiten geht, und daß wir 
nicht?) dafür bereit sind, bedeutende materielle Opfer 

Und jetzt werde ich Ihnen sagen, wie es 
stimmt. Es ist eine ungeheuerliche und, ver­
zeihen Sie mir, dumme Unterstellung, denn 
der Kollege Hahn hätte ja heute Gelegenheit 
gehabt, im OVP-Klub dazu Stellung zu neh­
men. Er hätte selbst ohne Vorliegen des Akts 
und des Protokolls dazu folgendes sagen müs-
sen : 

Am 25. April 1 91 1  haben bekanntlich in 
ganz Osterreich die Wahlen für den österrei­
chischen Bundespräsidenten stattgefunden. 
Und einer 25jährigen Gepflogenheit des Wie­
ner Gemeinderates zufolge finden in der Wahl­
zeit keine Sitzungen statt. Das wird übrigens 
von Ihnen in einem anderen Zusammenhang 
jetzt auch angewendet. 

Die Gründung der IAKW - und das lag 
ja nicht im Bereich der Gemeinde Wien - war 
für 3. Mai vorgesehen. Daher mußte, wenn 
die Gemeinde Wien ihren Vertrag erfüllen 
wollte, die ordnungsgemäße Behandlung 
durchgeführt werden, und daher ist das nach 
dem Notverordnungsrecht (Zwischenruf) -
sehr richtig: § 98 der Wiener Stadtverfassung 
- am 20. April mit Zustimmung (Abg. Dkfm. 
G o r  t o n: Also stimmt es doch!) der vier 
OVP-Stadträte einstimmig über die Bühne ge­
gangen. (Rufe bei der SPO: Aha!) Am 1 4. Mai 
hat der Herr Kollege Hahn und haben alle 
hundert Wiener Gemeinderäte einem Antrag 
des Wiener Stadtsenates einstimmig zuge­
stimmt. (Zwischenruf des Abg. H a  h n.) Und 
keiner hat den § 98 kritisiert, weil alle wußten, 
wie der Terminiauf 9'ewesen ist. (Abg. Doktor 
Z i t t m  a y r: Wo ist die Unwahrheit ?  - Abg. 
G I  a s e  r: Was ist jetzt nicht wahr daran?) 
Man kann auch eine Wahrheit so komponie­
ren, daß sie insgesamt eine Unwahrheit ist, 
denn es ist ja von einer "verdächtigen Eile" 
die Rede. Wo war denn eine verdächtige Eile? 
Es war eine gebotene Eile, um den Vertrag 
ordnungsgemäß unter Dach und Fach zu brin­
gen. (Beifall bei der SPO.) 

Damals ist folgende Rede gehalten worden: 

"Ich würde also, indem ich gleich diesen 
Antrag namens meiner Partei unterstütze, Sie 
ermutigen, auch in Zukunft für Aufgaben die­
ser Art j ene Aufgeschlossenheit zu bewahren, 

zu bringen, denn das ist mit der Beschluß­
fassung über diesen Antrag auch verbunden. 
In diesem Sinne werden die Angehörigen mei­
ner Fraktion diesen Antrag und alle Aufgaben, 
die daraus erfließen, gern unterstützen." (Bei­
fall bei der OVP und SPO. - Abg. L i  b a } : 
Hahn!) 

Nein, so wichtig war er nicht. Das hat Dok­
tor Drimmel gesagt. Das hat Dr. Drimmel, 
Ihr ehemaliger Vizebürgermeister von Wien 
gesagt, der genau gewußt hat, wofür er 
damals gestimmt und wofür er gesprochen 
hat. (Abg. L a  n c: Das war halt noch ein Mann 
mit Format! Wo sind die Zeiten!) 

Meine Damen und Herren l Jeder Satz in 
Ihrem Bericht wäre leicht auf seine Unwahr­
heit oder auf seine nicht inhaltliche Zugehö­
rigkeit zu überprüfen. Genauso wie dieses 
Zitat, das wir untersucht haben, ja überhaupt 
nichts damit zu tun hat, das von Ihnen will­
kürlich - ich möchte sagen - als Stimmungs­
girlande hinten draufgehängt wurde, das aber 
mit den Fakten, die wir untersucht haben, 
nicht in Zusammenhang steht. 

Herr Professor Ermacora - ich schätze ihn 
sehr und bin überzeugt, daß er die Wahrheit 
vertritt - möge herauskommen. Er hat gesagt, 
er habe an keiner Ehrabschneidung in diesem 
Bericht teilgenommen, womit ich entnehme, 
daß er am Bericht mitgewirkt hat. Er meint, 
man. müsse das Problem der Organimmunität 
studiert haben, um das beurteilen zu können. 
- Was eine Verleumdung, was eine Ehr­
abschneidung ist, kann man auch mit einem 
gesunden Menschenverstand beurteilen. Und 
das, was Sie gemacht haben, war eine Ehr­
abschneidungl (Zustimmung bei der SPO.) Und 
wenn Sie an dieser Ehrabschneidung nicht 
teilgenommen haben, dann muß sich Ihre Mit­
wirkung an dem Bericht offensichtlich nur auf 
die Hilfszeitwörter beschränkt haben. 

Meine Damen und Herrenl Die Osterreichi­
sche Volkspartei hat sich heute dazu hinreißen 
lassen, eine ganze Serie von Verleumdungen 
und Verdächtigungen auszusprechen. Zum 
größten Teil werden diese Verleumdungen 
durch den einstimmig beschlossenen Bericht 
des Untersuchungsausschusses widerlegt. Die 
sozialistische Parlamentsfraktion wird aber 
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darüber hinaus dafür sorgen - wie wir bereits 
angekündigt haben -, daß mit oder gegen 
die Stimmen der Osterreichischen Volkspartei 
am Ende der Sitzungen dieser Woche eine 
weitere Sitzung des Nationalrates stattfindet, 
in der zu den restlichen Verleumdungen der 
Herren Dr. König, Ermacora und Genossen, 
die offensichtlich von der ganzen tJsterreichi­
schen Volkspartei gedeckt werden, ausführ­
lich Stellung genommen wird. (Abg. L i  b a 1: 
Samstag haben wir ZeW) 

Meine Damen und Herren! Sie haben die 
Wahrheit nicht erfahren . wollen. Sie haben 
eine vom Ausland kommende Behauptung auf­
gegriffen, Sie haben sich hinter Leute gestellt, 
die ihre wirtschaftlichen Interessen in diesem 
Zusammenhang verfolgen wollten, und Sie 
haben versucht, eine Kampagne zu führen. 
Wäre das auf zwei, drei von Ihnen beschränkt 
gewesen, hätte man sagen können, Sie können 
es noch nicht besser. Aber indem Sie sich als 
ganze Fraktion dahinterstellen, müssen Sie 
auch für das Gesamte die Verantwortung über­
nehmen. Solche Sachen kann man nicht unge­
straft in den Raum hineinstellen. (Abg. Anton 
S c  h 1 a g e r: Da hört sich alles aut!) 

Sie haben einen Minderheitsbericht vorge­
legt. Ich möchte noch einmal feststellen : Was 
heißt Minderheitsbericht? Es hat ja keinen 
Mehrheitsbericht gegeben ! Sie hatten die Mög­
lichkeit, alle Ihre Vorstellungen Wort für 
Wort vorzutragen. Sie haben darauf verzich­
tet, Sie haben hintennach Ihre politische Pole­
mik betrieben. Es ist ja auch gar kein Minder­
heitsbericht. Es heißt ja auch genau: ein abge­
sondertes Gutachten. Ob es gut ist, wird das 
Haus, wird die österreichische Offentlichkeit 
entscheiden. Abgesondert ist es i abgesondert 
von all den Wahrheiten, die wir erfahren 
haben, und abgesondert von all den Fakten, 
die wir erforscht haben. (Beifall bei der SPO.) 

Was Sie hier machen, ist eine leicht erkenn­
bare üble Fortsetzung Ihrer Verdächtigungs­
kampagne, und sie ist typisch für den heutigen 
Zustand der Osterreichischen Volkspartei. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k.) Sie sind 
unfähig zu einer sachlichen Arbeit. Sie sind 
nur mehr fähig, mit Schmutz um sich zu wer­
fen (Zwischenrufe), und damit hat sich Ihre 
Partei selbst disqualifiziert! (Beiiall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Blenk. Er hat das 
Wort. (Neuerliche Zwischenrufe.) Aber nur er 
hat das Wort! 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Hohes Hausl (Anhaltende Zwischen­
rufe.) 

Präsident Probst: Ich bitte um etwas Ruhe ! 

Abgeordneter Dr. Blenk (fortsetzend) : Ich 
darf das Wort nehmen, der Herr PrälSident hat 
es mir gegeben. 

Ich hatte die Absicht, Hohes Haus, auf die 
Äußerungen der verschi-edenen Herren Vor­
redner - soweit es mir notwendig ersdrienen 
wär.e einzugehen. Herr Abgeordneter 
Nittell Ich darf entgegen meriner ursprüng­
lichen Abs.icht bei Ihnen beginnen: Was Slie 
hier vorgebracht haben, ist eine so - v'er­
zeihen Sie diese Qualtifizierung - unquali­
fizierte Kumulierung von Unterstellungen, 
von - ich würde sagen - Gemeinheiten 
(Widerspruch bei der SPO - Abg. S k r i t e  k:  
Sie meinen den König, Sie meinen den 
Minderheitsberichtl), von Begriffen, für die 
Sie an sich Ischon einmal hier den Ordnungs­
ruf erhalten haben, daß ich es mir, obwohl es 
reizvoll gewesen wäre, erspare, darauf ein­
zugehen. (Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
N i  t t e 1 : Widerlegen Sie meine Worte!) 

Sie haben hier keine Behauptungen auf­
gestellt. Sie haben etwas in einer Tonstärke 
und in einem Stil von sich gegeben, der mir 
persönlich so fremd 'ist, daß ich mich dazu 
nicht äußern will. (Neuerliche Zustimmung 
bei der OVP. - Heiterkeit bei der SPO.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte zunächst einige Dberlegungen an­
stellen zur Reaktion und zu den bisherigen 
Wortmeldungen der Regierungspartei und 
zum Teil der Mitglieder der Regierung. 

Die Situation, in der Sie sich heute befinden, 
ist wahrlich etwas absonderlich. Es ist hier 
noch nicht jenes Faktum zur Sprache 
gekommen, das uns eine Stunde Mittagszeit 
beschert oder, wenn Sie wollen, gekostet hat. 
Ein Faktum, das zur Unterbrechung dieser 
Sitzung geführt hat. Ich möchte hier nicht die 
Einzelheiten analysieren, soweit sie uns 
bereits offenkundig wurden, dte dazu geführt 
haben. Aber Tatsache ist - und das bestätigt 
sich doch im Verlaufe dieser Debatte -, daß 
Ihnen, meine Herren von der Sozialistilschen 
Partei im Untersuchungsausschuß - das list 
an Sie gerichtet -, offenbar erst heute bewußt 
geworden 'ist, was im Untersuchungsbericht 
enthalten ,ist, und daß Ihnen erst heute bewußt 
geworden ist, was im abgesonderten Bericht 
meiner Fraktion enthalten ist. Das ist ver­
ständlich und sei nachgesehen. 

Der Herr Bundesklanzier hat es nicht einmal 
v,erschämt, sondern sehr offen und für jeden 
hörbar sehr klar formuliert, und das sogar 
i.n der Milchbar. Er hat nämlich die Herren 
Mitglieder der soziallistischen Fraktion im 
Untersuchungsausschuß, wenn ich das in einer 
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herkömmliChen Art formu�ieren darf, ob der 
Arbeit, die sie geleistet haben, zusammen­
gestauCht. Ich sage hier kein Geheimnis, me1ine 
Damen und Herren . . . (Abg. M a y r: Das ist 
sehr phantasievollJ) Herr Mayr, Sie waren 
nicht dabei ! Der Herr Bundeskanzler würde 
es nicht bestreiten. (Abg. M a y r: Das ganze 
ist so phantasievoll wie der Minderheits­
berichtI) Da würde 'ich sofort mit Ihnen einig 
gehen. Wenn Sie sagen, das ist genauso wahr 
wie der Minderheitsbericht, dann w,iderlegen 
Sie den Herrn Nittel :in sehr eklatant'er Wei'sel 
(Beifall bei der avp.) Aber das nur am Rande. 

Meine Damen und Herren l Ich möchte nun 
zur Reaktion Ihrer Herren etwas sagen. Der 
erste Sprecher war der Herr Klubobmann 
Gratz. Di,e Begründung für die Unterbrechung 
wurde zwar nicht formell g'egeben, wofür 'ich 
Verständnis habe, es wurde aber ein, wie lieh 
sagen würde, die Sache selbst nicht tangie­
render Stil der Diskussion begonnen, der mit 
Ehrabschneiderei begann, mit dräuenden An­
kündigungen, wie man künftig dieser unbot­
mäßigen Opposition, die es da wagt, ,einen 
abgesonderten Bericht abzugeben, begegnen 
werde, wobei ich eines noch einmal ganz klar 
wiederholen möchte. (Abg. G r a t  z: Meinen 
Sie das ernst, wie Sie meine Rede hier wieder­
geben?) Ja, ich habe das so verstanden. (Abg. 
G r a t z: Wenn Sie alle Tatsachen im Unter­
suchungsausschuß auch so aufgefaßt haben!) 

Herr Abg,eordneter Gratz, ich habe hier 
einige Notizen, auf die ;ich dann noch speziell 
zu sprechen komme. Ich habe aber, glaube ich, 
riChtig lin Erinnerung, daß Sie etwa gemeint 
haben: Machen Sie nur so weiter, Sie werden 
schon sehen, wohin das führt! Sie haben auch 
den Satz geprägt : Die OVP hat das Gefühl 
für laie Würde dieses Haus,es verloren. 

Ich möchte Ihnen dazu eines sagen, Herr 
Klubobmann der sozialistischen Fraktion in 
diesem Hause: Das Gefühl für die Würde 
dieses Hauses hat meiner Meinung nach 

und man möge mir das Gegenteil 
beweisen ! - nicht der verloren, der in e:iner 
der GesChäftsordnung dieses Hauses ent­
sprechenden Form, dem Gang eines lang 
getagt habenden UntersudlUngsaussdlUsses 
entsprechend, einen abgesonderten Bericht 
abgibt und 'in diesem Hohen Hause zur Dis­
kussion vorlegt. ICh meine vielmehr, Herr 
Klubobmann Gratz, daß das Gefühl für die 
Würde dieses Hauses jene verloren haben, 
die in dieser sei ben so entscheidenden 
Materie, w:ie wir aus der heutig,en Diskussion 
wieder Isehen, nicht dieses Hohe Haus infor­
mieren und siCh nicht an dieses Hohe Haus 
wenden, sondern sich in einer Show, die heute 
schon entsprechend qualifiziert wurde und 

über die wir schon früher gesprochen haben, 
an die Offentlichkoeit wenden oder zumindest 
so tun, um sich den Anschein der Transparenz 
zu geben. Das ist nicht mehr mit der Würde 
dieses Hohen Hauses vereinbar! (Zustimmung 
bei der avp.) 

Sie haben gemeint, Herr Klubobmann, es 
werde jeder Halbsatz analysiert werden, 
wofür ich durchaus Verständnis hätte und was 
ich persönlich durchaus begrüßen würde, weil 
ich zum kleinen Kreis jener gehöre, die relativ 
gut 'in der Lage slind, sich zu g,egebener Zeit 
in diese Diskussion einzusChalten. Wenn Sie 
gemeint haben, daß jeder Halbsatz analysiert 
wird - wir warten darauf, Herr Klubobmann! 
Allerdings darf ich Ihnen eines sagen: Die 
meisten der Wortmeldungen, die iCh bisher 
vernehmen durfte, haben sich, sofern es nicht 
nur allgemeine Stimmungswiedergaben waren, 
in einem Stil bewegt wie der letzte, wobei ich 
sagen möchte, daß von echt widerlegenden 
Ausführungen zu Sätzen beziehungsweise 
Halbsätzen niChts enthalten war. (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Aber eines möchte ich noch zum Herrn 
Bundeskanzler zu seiner bisher:igen Wort­
meldung !sagen. (Bundeskanzler Doktor 
K r  e i s  k y verläßt in diesem Augenblick den 
Sitzungssaal. - Abg. Dr. G r u b e  r: Das ist 
die Würde des Hauses, daß er fortgeht, wenn 
er angesprochen wird!) 

PräsLdent Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Me'ine Damen und Herren I ICh muß 
Sie aufmerksam maChen, daß mir der Herr 
Bundeskanzler ausdrücklich mitgeteilt hat, daß 
er für die zeitweHig,e parlamentarisChe Ver­
tretung die Frau Staatssekretär Karl bestimmt 
hat. ICh bitte, das zur Kenntnis zu lIlehmen. 
Es entspricht der Verfassung und der 
Geschäftsordnung. 

Abgeordneter Dr. Blenk (fortsetzend) : Hohes 
Haus I Herr Präsident! Ich erlaube mir trotz­
dem die bemerkenswerte F,eststellung, daß 
der Herr Bundeskanzler genau in dem Augen­
blick, in dem 'ich seinen Namen genannt habe 
und auf seine Wortmeldung kommen wollte, 
das Hohe Haus verlassen hat. 

Ich möchte zur Wortmeldung des Herrn 
Bundeskanzlers eines sag'en : Er hat sich heute 
einmal mehr mit der Geste des Helden - iCh 
muß das so sagen - zu all dem bekannt, 
was im Zusammenhang filit der Vergabe des 
Auftrages für die UNO-City geschehen ist. Er 
hat sich in einer heldenhaften, pathetischen 
Geste zum Projekt Stab er bekJannt. Das, 
möchte ich Isagen, ist sein gutes Recht. Er hat 
sich dazu bekannt, daß dieses Projekt besser 
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sei als beispielsweise das Projekt des ersten 
Preisträgers. Darauf komme !ich noch tim ein­
zelnen. 

Aber eines möchte ich hier zum Stil seiner 
Wortmeldung sagen : Man kann nicht, wenn 
man kurz zuvor von der Würde dieses Hohen 
HalliSes gesprochen hat, 'im Stile eines Sonnen­
königs jede Kritik, die man berechtigt nach­
weist und schriftlich unterlegt an der Führung 
der Regierung, an der Führung des Hauses am 
Ballhausplatz übt, als eine Ehrabschneiderei, 
als eine Infamie bezeichnen. Das sind nicht 
die Worte des Herrn Bundeskanzlers, sondern 
ich zitiere seinen Vorredner, den Herrn Klub­
obmann Gratz. Ich habe bis heute, Herr Klub­
obmann Gratz - leider 'ist der Herr Bundes­
kanzler nicht da -, vergeblich darauf 
gewartet, eine Antwort iauf die Zwischen­
bemerkungen meines Freundes Ermacora zu 
hören, wo denn diese Ehrabschneidung 
geblieben sei. 

Ich habe hier nur eines zu wiederholen : 
Wenn sich der Herr Bundeskanzler hier mit 
pathetischer Geste als Hauptv,erantwortlicher 
für das ganze, was bisher geschehen ist und 
was uns in 15 Sitzung,en in eineinhalb Jahren 
im Untersuchungsausschuß beschäftigt hat, 
bekennt, hat er auch die sachlichen Kon­
sequenzen zu tragen und zur Kenntnis zu 
nehmen, daß die Kritik an den Vorgängen 
auch eine Kritik an diesem Bundeskanzler und 
an seiner Verantwortung in dieser Sache ist! 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube, es ist nicht damit getan, daß 
man sich hier in einer gekonnten Pathetik 
zu einem Märtyrer hochspielt, der nun in 
s�inen lauteren Bemühungen unterschätzt, 
mißdeutet und verkannt wird. Ich wiederhole: 
Ich nehme ian, daß Sie alle den Bericht gelesen 
haben, ich nehme an, daß Sie alle den Zusatz­
bericht oder den abgesonderten Bericht, wie 
er geschäfnsordnungsmäßig genannt ist, 
gelesen haben. Im übrigen hat sich bereits 
der Herr Abgeordnete Hobl bereit ,erklärt 
- lich schließe mich ihm an -, allen jenen, 
die noch mehr Unterlagen einsehen wollen, 
den ganzen Stoß von Hunderten von Seiten 
an Akten und Protokollen zur Verfügung zu 
stellen. 

Ich möchte Herrn Kollegen Hobl auf seine 
AUßerung,en kurz erwidern. Auch seine Aus­
führungen - das ist etwas, was ich persönHch 
so g:ar nicht in Ubereinstimmung zu dem 
finde, was Herr Klubobmann Gratz an diesem 
Minderheitsbericht bemängelt hat -, haben 
getrieft von Formulierungen, die weiß Gott 
keine andere Zensur verdienen würden als 
das, was Sie offenbar aus dem abgesonderten 
Bel1icht herauslesen. Ich habe mir einige 

Notizen gemacht. Sie sagen : Meine Partei­
freunde waren im Gegensatz zu Ihnen poli­
tisch korrekt und anständig. Lies also :  Wir 
waren unkorrekt und unanständig. Im frage, 
wie Sie solche Äußerungen qualifizieren. Sie 
haben mehrere Male den Tiefstand lin der 
politischen Argumentattion unserer Fraktion, 
wie Sie gesagt haben, bedauert. Vielleicht 
waren Sie während der letzten Wortmeldung 
auch herinnen: Wenn Sie das nach Ihren 
Vorstellungen ,aLs politischen Hochstand 
beze.ichnen, dann, sage ich Ihnen, bin ich froh, 
einer Part,ei anzugehören, !die den Ti,efstand 
repräsentiert ! (Bei/all bei der avp.) 

Sie haben Ausdrücke aus dem Boxsport 
gebracht, die meiner Meinung nach der Würde 
dieses Hauses und den bisherigen Aus­
führungen, wie sie von meinen Fraktions­
kollegen rui,er g,emacht wurden, auch nicht ent­
sprechen, wenn Sie etwa davon sprechen, daß 
das :alles Schläge unter die Gürtellinie seien. 
Vor allem aber möchte ich Ihnen, Herr Abge­
ordneter Hobl, ,sagen: Sie haben mit Ihren 
Kollegen bekrittelt und beweint, daß es meine 
Fraktion offenbar noch vermocht hat, einen 
abgesonderten eigenen Bericht dem offiziellen 
Bericht anzuschließen. Sie waren der Haupt­
sprecher, um nicht zu sagen, der einz.ige 
Sprecher Ihrer Fraktion während der ganzen 
Sitzungen in diesem Untersuchungsausschuß, 
Sie wissen also lam besten, mit welch krasser 
Zeitnot wir die ganzen letzten Wochen zu 
kämpfen hatten. Sie wissen es, Herr Abgeord­
neter Hobll Ich bin eigens noch zu dieser 
letzten Sitzung zwei Nächte von Vorarlberg 
hin und zUfÜ<k gefahren i das nur am Rande. 

Aber .ich möchte Ihnen vor allem etines 
sagen. Mir hat vorhin jemand erklärt: Dann 
würde ich den Herren von der sOZliahstJischen 
Fraktion empfehlen, daß sie künftig nicht bei 
der OVP arbeiten lassen, sondern selber zu 
arbeiten versuchen. Damit meine ich 
folgendes : Sie haben selbst nicht einmal eine 
Zeile - ich will nicht sagen: eine ZeHe, aber 
bestimmt keine Seite - zum gemeinsamen 
Bericht beigesteuert und werfen uns nun vor, 
daß wir zum gemeinsamen Bericht, den wir 
mühsam mit Ihnen koordinieren und Ihre 
Zustimmung dazu erhalten konnten, noch 
einen gesonderten Beliicht bringen konnten, 
von dem wir notabene auf Grund unserer Dis­
kussionen und auf Grund Ihrer jetzigen 
Reaktionen Idoppelt wissen mußten, daß es 
sowieso, s'elbst wenn Sie nicht die Frist­
beschränkung gemacht hätten, kein koordi­
nierter gemelinsamer Bericht gewesen wäre. 

Sie Isind, Herr Abgeordneter Hobl, :im Laufe 
Ihrer Ausführungen immer wieder lauf die 
frühere Regierung zurückgekommen. Auf 
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diesen Punkt hat auch der Herr Abgeordnete 
Nittel hingewiesen. Er hat ziemlich dramatisch 
gemeint, daß der Hauptang,elpunkt für alles 
das, was nun tatsächlich geschehen ist und 
offenbar auch mit Ihrer Zustimmung kritisch 
zu vermerken 'ist, zurückgehe auf einen Gott 
sei Dank gefundenen Schuldigen, nämhch auf 
den Bautenminister Kotzina. 

Meine Henen! Wenn ich nicht wüßte, daß 
Sie es besser wissen, dann würde ich mich 
darüber fast ärgern. Aber ich glaube, eines 
wissen Sie auch: Dieser Auftrag an die Fach­
berater, der die zweite Begutachtung zum 
Ziele hatte, list vom damaligen Bautenminister 
Kotzina am Ende seiner Funktionsperiode 
noch -ausdrücklich, um den Empfehlungen der 
Jury zu folgen, vorgenommen worden. Das ist 
ja gar nicht das Problem, merine Herren, 
worum es hier geht. Es ist nicht das Problem, 
daß nach der Jury-Entscheidung eine zweite 
Begutachtung durch Fachberater durchgeführt 
wurde, sondern das Problem liegt woanders. 
Ich möchte Ihnen das ,in einigen Punkten kurz 
wiedergeben. 

Es wurde hinreichend von meinem Freund, 
Kollegen Ermacora, dargetan, daß das Haupt­
problern bei der Vergabe des Auftrages für 
die UNO-City das Problem, rechtlich 
gesprochen, der Befolgung oder Nicht­
befolgung der Auslobungsbedingungen, der 
Ausschreibungsbedingungen war. Und nun 
möchte ich noch einmal ganz klar eines 
wüederholen, weil schon so viel von der Sache 
Wegführendes gesagt wurde : Die Frage, um 
die es lin diesem Punkt geht, ist nicht die, 
ob schlußendlich der Herr Pelli als erster 
Preisträger den Auftrag bekommen hat oder 
nicht, sondern ob die Bundesregierung, ver­
antwortlich vertreten durch - jetzt hätte ich 
bald wieder gesagt : den Sonnenkönig - Bruno 
Kreisky, den Auslobungsbed'ingungen gemäß 
gehandelt hat. Und diese Auslobungsbedin­
gungen sehen schlicht und einfach, aber für 
jeden deutlich und für die Regierung ver­
bindlich vor, daß nur dann von der Vergabe 
des Auftrages an den ersten Preisträger abge­
sehen wird, wenn , ,zwingende und triftige 
Gründe" dafür vodiegen. 

Hier ist der Kernpunkt des ersten massiv-en 
Vorwurfes: daß nie und nimmer - Herr 
Nittel, die Rd.chtigkeit meiner Dberlegungen 
werden Si,e mir Gott sei Dank, nehme ,ich an, 
noch zugestehen; ich stelle hier Dinge fest, 
die unbest:rüten und im übrigen, wenn Sie 
es gelesen haben, jauch im Gesamtbericht ent­
halten sind - festgestellt wurde, ob "zwin­
gende und triftige Gründe" vorhanden sind. 
Ich halte hier fest : Es hat - auch das hat das 
Verfahren sehr klar ergeben - in keiner 

Phase de,s ganzen Untersuchungsprozesses die 
Erkenntnis Platz gegriffen, daß das je 
geschehen ist. Das ist das erste Versäumnis. 

Nun könnte man weitergehen und sagen: 
Weil die Jury - das ist auch aktenkundig -
gemeint hat, es sei keines der Projekte aus­
führungs reif, hat man ,elin neues Fachberater­
gremium bestellt, ein Gremium, dem, w,ie wir 
wissen, acht Experten angehörten und dem 
Professor Rainer vorstand, ein Gremium, das 
zunächst folgende Aufgabe hatte : die dem 
Auslober von den vier ersten Preisträgern 
überantworteten Dberarbeitungen zu prüfen 
und einen Vorschl,ag für die Durchführung zu 
machen. Die vier ersten Preisträger wurden 
- auch das list durchaus noch konform mit der 
Ausschreibung - eingeladen beziehungsweise 
aufgefordert, ihre Projekte zu überarbeiten. 
Sie haben das getan, die Projekte wurden 
dann von diesem bekannten Fachberater­
gremium geprüft. 

Damit beginnt das zweite Problem, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Es wäre 
nun selbstverständllich gewesen und hätte noch 
eingeleuchtet, wenn man das getan hätte, was 
das Fachberaterkollegium gemed.nt hat, wenn 
man nämlich jenes Projekt, das einmütig an 
der Spitze dieser Begutachtung stand, nämlich 
das britische Projekt, zur Ausführung 
empfohlen hätte. Man hat das nicht getan, 
und dafür möchte ich zwei Fakten anführen, 
die mir relevant sind. 

Die entscheidende Sitzung, die den Aus­
schlag für die we>itere Weichenstellung 
gegeben hat, war die heute schon zitierte 
Sitzung des Ministerkomitees vom 1 3. Juli 
1 970. An diesem 1 3 . Juli 1 970 - das :ist jener 
Vermerk, der mit Beilage 21 zu den Unter­
lagen bezeichnet list - wurde unter Vorsitz 
des Bundeskanzlers und im Beisein einer 
ganzen großen Reihe von führenden Beamten 
und Ministern der Bericht dieses Fachberater­
gremiums zur Kenntnis genommen. Ich 

empfehle Ihnen allen: Le,sen Sie diese Bei­
lage 21 aufmerksam durch. Daraus ergibt sich, 
grob gesprochen, folgendes Bild : 

Herr Professor Rainer als Vorsitzender 
dieses Fachberatergremiums hat über dJi,e 
Arbeit seiner acht Mitkollegen und seine 
eigene ber,ichtet. Er kommt zum Erg-ebnis, daß 
das britische Projekt BDP eindeutig an der 
Spitze steht. Er hat dann ein übriges getan 
- auch das wurde lin dem gemeinsamen 
Bellicht festgestellt -, ein übriges deswegen, 
weil es nicht in seinem Aufgabenbereich for­
mell gelegen wäre : Er hat eine weitere Rei­
hung vorgenommen, eine Reihung allerdings, 
die mir persönldch deswegen anfechtbar 
erscheint, weil einzelne der Gutachten zu dem 
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Zeitpunkt, in dem diese Sitzung stattfand, 
nämlich am 1 3. Juli 1970, bereits so abquali­
fiziert worden waren, daß man sie füglich und 
mit Recht aus der Betrachtung hätte aus­
scheiden müssen. Das ist meine Meinung auf 
Grund der vorliegenden Fakten. 

Ich denke hier speziell an das Gutachten, 
das eigentlich der Kern der Begründungen des 
Herrn Bundeskanzlers für die letzte Entschei­
dung war, an das Wirtschaftlichkeitsgutachten, 
ein Gutachten, das von den Vereinten 
Nationen - wie wir wissen - in einem Maße 
abqualifiziert wurde, daß es -etwa geheißen 
hat : Es ist mit so vielen Irrtümern behaftet, 
daß es bei der Gesamtbetrachtung überhaupt 
außer Betracht zu bleiben hätte. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, und habe auf 
der Basis der v-erschiedenen Reihungs­
entscheidungen der einzelnen Gutachter ver­
sucht, eine Reihung vorzunehmen. Wenn man 
das Wirtschaftlichkeitsgutachten des Herrn 
Dr. Walter, das - ich wiederhole ! - damals 
schon abqualifiziert war, außer Betracht 
gelassen und die ersten, zweiten, driUen und 
vierten Ränge addiert hätte, wäre das Projekt 
Staber bereits an die zweitletzte Stelle 
gerückt. Wenn man damals schon gewußt 
hätte, wie es zum Beispiel mit der Fundamen­
Vierung ausschaut - ich erinner,e an die münd­
liche Anfrage des Kollegen Hahn -, und 
wenn man auch die völlig ungenügende, wie 
wir heute wissen, Vot:ierung, die vielleicht 
damals aus der Situation heraus verständliche, 
aber heute als völltig ungenügend und sachlich 
falsch zu qualifizierende Stellungnahme des 
zuständigen Fachgutachters ausg-eschieden 
hätte, dann wäre - auch das nur als kleine 
Rechnung - das Projekt des Herrn Archi­
tekten Staber an die vierte und letzte Stelle 
der Projekte gefallen. 

Das nur als kleines Rechenexempel, das man 
selbstverständlich anstellen kann oder nicht, 
aber - und das scheint mir nun entscheidend 
zu sein -: Der Herr Professor Rainer hat 
- ich wiederhole : als Vorsitzender des Fach­
beratergremiums - bei dieser Minister­
konferenz über diese Reihungen berichtet. Er 
hat dabei sehr klar mehrfach 'im ersten Teil 
der Besprechung dargetan, daß das Projekt 
BDP ganz eindeutig an der Spitze stehe, und 
zwar "aus wirtschaftlichen Gründen, insbeson­
dere aber auch auf Grund seines ganz 
revolutionären, großartigen und neuen Bau­
gedankens".  

Er hat dann später noch einmal gesagt: 
"Aber es ist zu betonen, daß das Projekt BDP 
nicht nur deswegen" - wörtlich zitiert aus dem 
Protokoll - "empfohlen wurde, weil es einen 

interessanten Raumgedanken verwirklicht" 
- er hätte das nicht sagen sollen, denn kurz 
danach hat der Herr Bundeskanzler, und leider 
Gottes ist ihm das ganze Kollegium gefolgt, 
die Vorzüge dieses Projektes eigentlich auf 
den Raumgedanken beschränkt -, nicht nur 
deswegen, "sondern weil es auch vom 
speziellen Standpunkt jedes einzelnen Fach­
beraters ein Optimum darstellt und diese sich 
deshalb ganz eindeutig für dieses Projekt aus­
gesprochen haben." 

Meine Damen und Herren! Dann geht es 
weiter. Dann schaltet sich der Herr Bundes­
kanzler ein, und das ist nun das, was ich 
mit der großen Wende meine. Das wird sicher 
auch der Grund dafür sein, daß dann später 
das heute schon verlesene Danklschreiben des 
Herrn Architekten Staber an den Herrn 
Bundeskanzler kam. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich lin der 
Folge praktisch ausschließlich mit dem Staber­
Projekt ause.inandergesetzt, und zwar - ,auch 
das muß dch hier sagen - in einem Maße 
auseinandergesetzt, daß man nur sagen kann: 
Hier hat ein offensichtlicher Experte, aber nur 
Experte für die Dinge, für die er sich, glaube 
ich, eben selbst berufen fühlt, zu Fragen 
Stellung genommen, die eigentlich, Herr 
Bundeskanzler, bei allem Resp-ekt vor Ihrer 
Vielseitigkeit, Ihnen einfiach nicht zugestanden 
wären. 

Sie haben dann die Frage gestellt: Was 
spricht gegen das Projekt Staber? - Da wurde 
gesagt: Das ist sehr weliträumig, es hat große 
Verkehrsprobleme, und so weiter. 

Kreisky : "Sie sagten, daß das Projekt 
Staber das weiträumigste ist; kann man das 
darstellen?" Was nimmt Staber an Fläche in 
Anspruch? Und so weiter. - Da hat man 
gesagt : Es sind "lange Wege".  

Der Herr Bundeskanzler meinte dann: "Was 
bedeuten denn Wege in diesem Zusammen­
hang? Ich kenne viele Gebäude internationaler 
OrganisatJionen . . .  Hier wird nichts hin- und 
hergetragen."  ....:..... Und dann wurde gesagt : Ich 
glaube nicht, daß die Wege einen wesentlichen 
Nachteil bedeuten. 

"Das heißt, der größte Nachteil" - so 
Dr. Kreisky - "des Projektes Staber ist der 
der WeitIäufigkelit. Wie hoch ist denn das 
höchste Gebäude beim Projekt Staber?" -
Etwa soundso hoch. 

"Ich möchte nochmals betonen", sagt der 
Herr Bundeskanzler, "daß die Frage der Wege 
für meine Beurteilung nicht wesentlich ist." 

Und dann .in der nächsten Wortmeldung: 
"Also was spricht gegen das Projekt Staber 
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ganz konkret?" - Ich zitiere Sie wörtlich, 
die Unterlage liegt vor mir, Herr Bundes­
kanzler. 

Die nächste Wortmeldung wieder:  "Was list 
beim Projekt Stab er zur Baugesinnung zu 
sagen?" 

.. Danke, Herr Professor." Das ist nun in 
Ordnung. 

Dann ging es weiter. Dann kiam der Herr 
Bundeskanzler, zweifellos bestens 'informiert, 
nehme ich an, über alle technischen Details, 
vor allem über die einzelnen Sach- und Fach­
gutachten, auch zu übrigen Fragen noch zu 
sprechen. Er hat beispielsweUlse gemeint: Was 
spricht geg·en das BDP-Projekt? Die Frage 
der "Belichtung und der Klimatisierung",  die 
scheint mir bei Staber besonders günstig zu 
sein. - Und so weiter und so fort. 

Hohes Haus ! Ich möchte nur meinen, daß 
dieser 1 3. Juli des Jahres 1970 zweifellos die 
große Wende in der Begutachtung war. Ich 
möchte noch einmal sagen : Man kann natürlich 
von den Auslobungsbestimmungen abgehen, 
wenn man die entsprechenden Gründe dafür 
hat. Die zwingenden und triftigen Gründe 
wären sicher gesucht worden. Auch das geht 
daraus hervor. Aber man hat dann leider 
Gottes bei dieser zweiten Fachberaterbegut­
achtung diese zwingenden Gründe eben ndcht 
in dem Sinne bekommen, wie man sie wollte, 
daher hat man sie überhaupt ignoriert - das 
ist auch ein Weg - und hat gesagt: Na ja, 
der wird schon nicht klagen! 

Und ich wiederhole noch einmal : Von da ab 
ging es bergab - und mit einem anderen 
bergauf, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! (Zustimmung bei der OVP.) 

Es dauerte knappe zwei Monate, da war 
bereits unbestritten, unabhängig von allen 
anderen Diskussionen, aus den Worten des 
Herrn Bundeskanzlers genauso wie aus 
anderen Äußerung·en zu hören: Selbst­
v·erständlich kommt nur das optJimalste, das 
nach allgemeiner Meinung und Iliach all­
gemeiner Untersuchung optimalste Projekt in 
Frage - und da!S war das Staber-Projekt. 

Ich spreche hier nicht gegen das Projekt 
oder gegen den Mann Staber, sondern ich 
muß hier aufzeigen, daß eine Vorgangsweise 
gewählt und eingeschlagen wurde, die man 
mit Recht mit der Frage verknüpft, ob noch 
die Grundsätze einer korrekten und verant­
wortungsbewußten Verwaltung eingehalten 
wurden. (Beifall bei der OVP.) Das möchte ich 
ganz klar sagen. 

der Stellungnahme der Organisationen der 
Vereinten Nationen. Wir haben es vielleicht 
noch in Erinnerung, als der Herr Bundeskanz­
ler hier - ich glaube, es war bei der ersten 
oder bei der zweiten dringlichen Anfrage -
auf alle Vorhalte gegen sein Verhalten und 
gegen seine Gestion in dieser Frage zwei 
Hauptargumente hatte. Das erste waren die 
Kosten. Auf das Thema Kosten werde ich noch 
kurz zurückkommen. Wie das Gutachten, das 
für ihn entscheidend war, zu begutachten ist, 
das habe ich schon gesagt. 

Das zweite aber war etwa die Feststellung: 
Wir können doch nicht gegen die Meinung 
und die Auffassung der Organisationen, die 
darin wohnen sollen, einen solchen B au durch­
führen. 

Nun beginnt das Interessante, das heute 
auch schon aufgezeigt wurde. Zunächst einmal 
wurden tim ersten Votum der beiden Org ani­
sationen der Vereinten Nationen, nachdem die 
vier überarbeiteten Projekte ihnen vorgelegt 
worden waren, nicht nur einzelne Fachgut­
achten abgelehnt, sondern es wurde ·eine ganz 
klare Reihung, interessanterweise im Sinne 
der ersten Jury-Beurteilung, vorgenommen. Es 
hieß : Für uns günstig ist PeUi, dann Nowotny­
Mähnert und BDP, und völlig unzureichend 
und unseren Bedürfnissen in keiner We.ise 
entsprechend ist das Projekt Staber. Das war 
die schriftliche Stellungnahme der Organ1i­
sationen der Vereinten Nationen zu diesen 
Projekten. 

Dann hat sich diese seltsame Wandlung 
vollzogen. Es wurde heute schon darauf hin­
gewiesen - Herr Bundeskanzler, auch das 
ist leider aktenkundig �, daß man nach ver­
schiedenen weiteren Ausschlüssen der Ver­
einten Nationen von weliteren Beratungen 
zweiseitig Gespräche mit den heute schon 
zitierten Ergebnissen geführt hat : Das Ge­
spräch, das nun der Herr Bundeskanzler filit 
dem Mister Birckhead von der UNIDO geführt 
hat, wird w.ahrscheinlich dazu führen können, 
daß die Stellungnahme der Organisationen 
der UNO zu diesen Projekten nun doch eine 
gewisse Änderung erfahren wird. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte das 
auch als Ergebnis in den Raum stellen. Wenn 
hier über diese Dinge gesprochen wird, dann 
ist das nicht mehr, wie man es früher noch 
abqualifizieren konnte und wie es heute zum 
Teil gemacht wurde - ich habe die Worte . 
hier -, "Tratsch" oder weiß ich was, sondern 
dann sind das belegte Fakten. 

Ich möchte Ischlußendlich noch eines meinen :  
Man hat in  einern anderen Punkt auch eine, Es  wurde vom Herrn Bundeskanzler im 

ich möchte sagen, zumindest undurchsichtige Zusammenhang mit dem Problem der letzten 
Politik aufzuweisen, und das ist in der Frage dringlichen Anfrage unter anderem ein Weg 
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eingeschlagen, den ich neuerdings verurteile 
und ablehne. Es wurde nämlich der Weg ,ein­
geschlagen, daß Äußerungen, die wir an den 
Alleinverantwortllichen lich wiederhole 
das - in dieser Sache gemacht haben, iauf die 
Beamten abgewälzt wurden oder, anders 
gesagt, daß Angriffe auf den Herrn Bundes­
kanzler auf Angriffe auf Beamte umfunk­
tioniert wurden. 

Herr Bundeskanzler ! Ich möchte Ihnen noch 
einmal sagen: Das ist ein Stil, den wir nicht 
akzeptieren I (Beifall bei der OVP.) Sie haben 
damals etwas gemacht, Herr Bundeskanzler, 
was - verzeihen Sie, wenn ich das hi,er 
sage - zu unkorrekten und unschönen 
Äußerungen hier im Hause geführt hat. Ich 
unterstelle jetzt nicht einmal, daß diese 
Klagen, die von einigen Funktionären der 
IAKW-AG. unter anderem gegen mich ange­
strengt wurden, eine bestimmte Koordination 
erfahren haben, laber eines möchte ich hier 
sagen: Sowohl der Herr Bundeskanzler als 
auch letztes Mal bei der drlinglichen Anfrage 
über die IAKW der Herr Abgeordnete Doktor 
Fischer als auch seinerzeit der Herr Finanz­
minister Dr. Androsch haben groß und lauthals 
verkündet: Diese OVP und die,ser Dr. Moser 
natürlich und dieser Blenk, die sind derartig 
unschön mit den Leuten umgegangen, daß die 
g,anzen Beamten sie geklagt haben. - Erst 
nachher habe lich vom Herrn Abgeordneten 
Fischer eine Ablichtung dieser Eingabe beim 
Gericht bekommen, aber mich hat kein 
Beamter geklagt. Außerdem weiß lieh nicht, 
warum. 

Wenn mich ein Funktionär einer Aktien­
gesellschaft klagt, der zufällig nebenbei 
Beamter ist, dann, glaube ich, ist es einfach 
unfair und unkorrekt zu sagen: Er wurde von 
Beamten geklagt I Auf die Beamten, meine 
Herren, wälzen immer Sie die Schuld ab, aber 
nicht wir. Das möchte ich hier ganz klar und 
deutlich feststellen! (Zustimmung bei deI 
OVP.) 

Zum letzten Mal, Herr Bundeskanzler, ist 
das hier aus Anlaß der mündlichen Anfrage 
des Kollegen Abgeordneten Hahn geschehen, 
als er an Sie die Frage stellte, ob Sie davon 
wüßten, daß das ganze Gründungsproblem, 
das Pfählungsproblem im Zusammenhang mit 
dem Projekt Staber nun auf einmal Dimen­
sionen bekommen habe, die Kostenmehr­
erfordernisse von Hunderten von Millionen 
bedingen. Sie haben damals, anstatt sich genau 
so heldenhaft hinzustellen wie heute und zu 
sagen: Ich weiß es nicht, aber ich werde es 
untersuchen lassen!, nur gemeint : Ich nehme 
an, meine Beamten haben das alles gut 
gemacht. (Abg. Dr. K I e i s  k y: Meine sind 
es ja nicht!) Alle sind Ihre Beamte, Herr 

Bundeskanzler, solange wir mit diesen Dingen 
zu tun haben. (Abg. DI. K r  e i s  k y: Da 
kennen Sie die Verfassung nicht!) Herr 
Bundeskanzlerl Die Verfassung kenne ich. Ich 
will nicht sagen, daß ich sie genausogut 
kenne wie Sie. Aber annähernd so gut kenne 
ich sie. Wer die Verfassungsakten hier durch 
sein eigenes Verhalten doch immer wieder 
verzerrt und zum Teil umstellt, das sind 
- das haben wir heute wieder gesehen - halt 
doch Sie persönlich, Herr Bundeskanzlerl 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Ich möchte noch einmal zusammenfassend 
sagen: 

Es wurde durch den Untersuchungsausschuß 
die Tatsache klargestellt - das ist im Bericht 
enthalten -, daß die Verpflichtung des Aus­
lobers, "zwingende und triftige Gründe" fest­
zustellen und zu berücksichtigen, nicht erfüllt 
wurde und daß sich hier der Bund einer groben 
Verletzung seiner Pflichten schuldig gemacht 
hat. - Thema eins. 

Thema zwei - damit komme ich noch ein­
mal auf die Ergebnisse des Fachberater­
gremiums zu sprechen -: Es wurde im Gegen­
satz zu den Ergebnissen des neueingestellten 
Beratungsgremiums diesem nicht gefolgt, 
obwohl die Ergebnisse sehr eindeutig waren. 
Es wurde vielmehr aus Gründen, die ganz 
eindeutig - ich möchte das Wort noch einmal 
sagen - und ausschließlich in der Person 
des Bundeskanzlers liegen, eine andere Ver­
gabe vorgenommen. 

Zum dritten möchte ich meinen, daß audJ. 
jenes Argument, das man immer wieder ins 
Spiel gebracht hat, nämlich das Argument der 
Funktionsfähigkeit vom Standpunkt der künf­
tigen Benützer her, damit nicht erfüllt wurde. 

Und schlußendlich als Hauptargument : Das 
Kostenargument wurde in einem Maße - zum 
Teil im nachhinein, zum Teil schon damals 
bekannt - ignoriert und mißbraucht, daß man 
mit Recht von einer unkorrekten sowie von 
einer nicht dem Sinne einer sparsamen und 
verantwortungsbewußten Verwaltung ent­
sprechenden Verhaltensweise sprechen muß. 

Zum Abschluß noch ein Wort zum Thema 
Minderheitsbericht im allgemeinen: 

Meine Damen und Herren! Ich habe hier 
den Minderheitsbericht beziehungsweise den 
Bericht, der seinerzeit im Zusammenhang mit 
einem parlamentarischen Untersuchungs­
ausschuß, den wir als Euler-Ausschuß kennen, 
erstattet wurde. 

Erstens halte ich fest, daß ebenfalls ein 
sogenannter Minderheitsbericht von den nicht 
der OVP angehörenden Mitgliedern des 
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Untersuchungsausschusses abgefaßt wurde, 
der sich aber in einem wesentlichen Punkt 
von unserem Bericht unterscheidet, nämlich 
in dem, daß zu den Dingen, die an sich schon 
klargestellt waren, eine zusätzliche Kommen­
Herung vorgenommen wurde. 

Im übrigen möchte ich nur einen Satz ver­
lesen. Sie mögen selbst beurteilen, ob Sie 
in Ihren Formulierungen so penibel und so 
peinlich und so rücksichtsvoll waren, wie Sie 
das heute zu tun vorgeben oder wie Sie das 
zumindest von denen, die nicht auf Ihrer Seite 
sind, erwarten. Sie haben in Ihrem Bericht 
der OVP nichts anderes vorgeworfen, als daß 
sie "ein durch Verschleierung entstehendes 
Zwielicht" über das Ganze breiten wolle. 

Meine Damen und Herren! Wenn das eine 
Tatsachenfeststellung ist, dann kann ich nur 
sagen : Alles das, was Sie heute gegen den 
Minderheitsbericht oder den abgesonderten 
Bericht meiner Fraktion gesagt haben, ist reine 
Heuchelei. 

Ich möchte Ihnen zum Schluß noch etwas 
sagen: Wir haben den Fortsetzungsunter­
suchungsausschuß bereits bestellt. Wir sind 
bereits am Arbeiten. Ich bin von einem über­
zeugt: Alle die Dinge, die bisher erst auf­
gezeigt und in den Ansätzen aufgerissen 
wurden, werden in diesem zweiten Ausschuß 
- wenn der Herr Klubobmann Gratz das 
gemeint hat, dann bin ich mit ihm völlig einer 
Meinung - einer weiteren kritischen und 
fortgesetzten Untersuchung und Kritik unter­
zogen werden. - Ich danke. (Beifall bei der 
OVP.) 

könne, sondern daß man darüber sehr ein­
gehend in diesem Hohen Haus debattieren 
müsse, weil man sich das, was hier die OVP 
an Verdächtigungen und an Verleumdungen 
geboten habe, einfach nicht gefallen lassen 
und es einfach nicht widerspruchslos hin­
nehmen könne. 

Das war das Ganze. Wenn Herr 
Ing. Schmitzer darunter "zusammenstauchen" 
verstanden hat und wenn sich Herr Dr. Blenk 
an diesem "zusammenstauchen" so weidet, 
dann muß ich sagen : Ich wünsche von der 
OVP im besonderen dem Herrn Klubobmann 
Dr. Koren, er möge das nächste Mal vom 
Herrn Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer in 
der Sitzung der Bundesparteileitung nicht 
mehr "zusammengestaucht" werden als wir 
in der Milchbar von unserem Parteivorsitzen­
den. (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. P r  a d e  I: Das hat nicht hingehautJ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Erlauben Sie mir aber, daß ich heute ganz 
kurz auf die Ausführungen der Redner der 
Osterreichischen Volkspartei eingehe. Ich 
werde mich zunächst mit den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Professor Doktor 
Ermacora beschäftigen. 

Er hat einbekannt, daß er der Verfasser 
dieses Minderheitsberichtes war. Er hat auch 
zum Ausdruck gebracht, daß er darin in keiner 
Art und Weise irgendeine beleidigende 
Äußerung erblicke. Er hat so getan. als ob 
alles in Ordnung wäre. 

Herr Professor Dr. Ermacora! Ich darf Ihnen 
nur sagen: Wenn ein Student ein in dieser 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der . Form erarbeitetes und erstelltes Pamphlet 
Herr Abgeordnete Haas. Er hat das Wort. gegen Sie verbreiten würde - ich glaube, 

Sie würden sich mit allen Ihnen zu Gebote Abgeordneter Haas (SPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich hätte mich 

stehenden Mitteln zur Wehr setzen! (Abg. 
Anton S c  h 1 a g e r: Wenn es nicht wahr ist, eigentlich heute nicht zu Wort gemeldet, wenn 

Herr Dr. Blenk nicht davon gesprochen hätte, 
daß heute am Vormittag in der Milchbar drei 
sozialistische Mitglieder des Untersuchungs­
ausschusses vom Herrn Bundeskanzler 
"zusammengestaucht" worden wären. Ich bin 
eines dieser drei Mitglieder, die angeblich 
"zusammengestaucht" wurden, und darf Ihnen 
nun, damit Sie richtig informiert sind, fol­
gendes sagen:  

Der Herr Kollege Nittel, der Herr Kollege 
Hobl und ich sind beisammengesessen. Wegen 
Platzmangels hat an unserem Tisch der Herr 
Abgeordnete Ing. Schmitzer von der OVP 
Platz genommen. Dann ist der Herr Bundes­
kanzler vorbeigegangen und hat uns drei 
sozialistische Mitglieder davon unterrichtet, 
daß man über den Minderheitsbericht der 
OVP nicht so ohne weiteres hinweggehen 

schon!) Aber hier finden Sie das als durchaus 
in Ordnung und sind sogar stolz darauf, das 
verfaßt zu haben. 

Herr Dr. Ermacora ! Sie haben weiter 
gemeint : Kreisky habe die Osterreichische 
Volkspartei u!J.terschätzt. - Lassen Sie mich 
auch dazu etwas sagen: 

Wir Sozialisten sind nicht so vermessen, 
die Osterreichische Volkspartei, die Oppo­
sition zu unterschätzen. Wir haben nur Ihre 
politische Anständigkeit überschätzt, meine 
Damen und Herren! Aber Sie können sicher 
sein : Das wird uns so leicht nicht mehr 
passieren! (Beifall b ei deI SPO.) 

Es hat sich heute im Verlauf der Debatte, 
zumindest bei den Wortmeldungen der OVP­
Abgeordneten, wieder eines gezeigt : Wenn 
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man eines Tages gezwungen ist, zu einer 
einst gemachten Behauptung nach einer ein­
gehenden Prüfung Stellung zu nehmen, und 
man sachlich diese Behauptungen nicht auf­
rechterhalten kann, so tritt man einfach, weil 
es leichter ist, die Flucht nach vorne an und 
stürzt sich in eine Verdächtigungskampagne 
sondergleichen gegen einen Mann, der der 
Chef der Bundesregierung ist, und gegen alle, 
ob es nun Politiker oder Beamte sind, die an 
dieser Entscheidung mitgewirkt haben. Das 
Musterbeispiel einer derartigen Diffa­
mierungskampagne hat Herr DDr. König in 
seiner Rede geleistet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Untersuchungsausschuß hat seine Be­
ratungen sehr lange und sehr gründlich 
geführt. Ich kann das bescheinigen, weil ich 
in beiden Untersuchungsausschüssen war und 
neben dem Herrn Vorsitzenden Dr. Moser 
vielleicht das einzige Mitglied dieses Unter­
suchungsausschusses bin, das bei jeder Sitzung 
anwesend war. 

Wir haben die Untersuchungen abge­
schlossen. Von einer "gigantischen Schiebung" ,  
von der einmal gesprochen wurde, war nichts 
zu bemerken und festzustellen. Es hat sich nur 
herausgestellt, daß alles einwandfreie Ent­
scheidungen waren, einwandfreie Entschei­
dungen in allen Phasen des Entscheidungs­
prozesses. Von dem, was seinerzeit in den 
Raum gestellt wurde, ist nichts übriggeblieben, 
sondern auf der Strecke geblieben sind meines 
Erachtens nur diejenigen, die diesen Minder­
heitsbericht verfaßt haben. Ich getraue mich 
das sehr harte Wort von "politischen 
Wilderern" auszusprechen, die in das Hohe 
Haus ein Klima bringen, das leider sehr zu 
bedauern ist. 

Wenn man in der Redensart eines Doktor 
König vom Rednerpult gegen den Bundes­
kanzler losgeht und wenn die ganzen Anschul­
digungen in dem scheinheiligen Argument 
gipfeln : "Dazu treibt uns ja nur die Sorge 
um die Milliarden von Steuergeldern, die hier 
verpulvert werden! " ,  dann möchte ich das 
wiederholen, was heute schon gesagt wurde : 
Viel Anklang und viel Glauben werden Sie 
bei der Bevölkerung draußen mit dieser 
Argumentation in keiner Art und Weise 
finden. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Sie haben heute erneut den Versuch unter­
nommen, den Bundeskanzler und die 
Regierungspartei in den Augen der Bevöl­
kerung und der Offentlichkeit herabzusetzen. 
Der Versuch - ich glaube, das steht eindeutig 
fest - ist mißlungen. Es werden alle Ver­
suche, die Sie in dieser Beziehung unter­
nehmen, ebenso schiefgehen wie der heutige, 

das gleiche Schicksal erleiden, wenn der Stil 
der politischen Auseinandersetzung der 
gleiche sein sollte, wie er es bei der heutigen 
Debatte um den Bericht des Untersuchungs­
ausschusses gewesen ist. 

Ich darf Ihnen abschließend eines mitteilen: 
Die sozialistische Fraktion wird zu diesem 
Bericht des Untersuchungsausschusses heute 
keine Anträge einbringen. Sie wird auch zu 
den Anträgen keine Stellung nehmen, weil 
wir - wie bereits angekündigt - in einer 
eigenen Sitzung am Samstag die Vorgangs­
weise der UVP einer sehr eingehenden 
Behandlung unterziehen werden. (Starker Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Dr. Koren. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
lediglich zu einigen Feststellungen Stellung 
nehmen, die Klubobmann Gratz heute mittag 
im ORF abgegeben hat. Er hat dort die 
Sitzungsunterbrechung mit unserem Wunsch, 
Beratungen zu führen, begründet. (Ironische 
Heiterkeit bei der OVP.) Das ist nicht richtig. 

Sie haben weiters, Herr Klubobmann, in 
dieser Aussage folgendes erklärt: Wenn eine 
Partei solche Vorwürfe erhebt, dann müßte 
sie in Wirklichkeit Strafanzeige machen. 

Herr Klubobmann Gratzl Ich glaube, Sie 
sind Parlamentarier genug, um zu wissen, 
daß Vorfälle, die im Verantwortungsbereich 
eines Bundesministers oder des Bundes­
kanzlers liegen, hier in diesem Hause aus­
getragen werden müssen. 

Wir stehen heute vor dieser Mischkulanz 
einer Debatte, weil, seitdem die Dinge ruchbar 
geworden sind, seitdem einige Zeitungen über 
diese Vorgänge . . . (Abg. Ing. H ä u s e r: Was 
ist "ruchbar" geworden? - Weitere Zwischen­
rufe.) Ich werde es Ihnen sofort erklären. 
(Abg. L a  n C: Sie meinen den Gestank Ihrer 
Verleumdungen! Das ist ruchbar ge­
worden! - Weitere heftige Zwischenrufe.) 
"Ruchbar" heißt bekanntwerden. (Erneute 
Zwischenrufe.) Bekanntgeworden ist die 
Kritik an gewissen Vorgängen durch Zei­
tungsveröffentlichungen, die in der Folge zur 
dringlichen Anfrage in diesem Haus geführt 
haben. Am Beginn aller dieser Vorgänge stand 
nicht die dringliche Anfrage der Oster­
reichischen Volkspartei, sondern es gab 
Berichte in öffentlichen Medien, Zeitungen und 
Zeitschriften, die wir dann aufgegriffen haben. 
(Abg. Dr. F i s  c h e r: Das ist billig!) Das 
meinte ich! Von dem Moment an gehörte die 
Untersuchung hier ins Haus. 
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Wir stehen j a  heute nur vor der gegebenen 
Situation, weil seit Einsetzung des Unter­
suchungsausschusses der Herr Bundeskanzler 
sein gestörtes Verhältnis zum Parlament in 
diese Vorgangsweise übertragen hat. Nicht 
hier im Plenum, nicht im Untersuchungs­
ausschuß sind alle die Aufklärungen und 
Informationen gegeben worden, die zur Klar­
stellung gedient hätten und die dazu hätten 
beitragen können, den vor Jahren gemachten 
Feststellungen vom Kollegen Gratz zu ent­
sprechen, der bei anderer Gelegenheit fest­
stellte: "Jegliche Verschleierung würde dieses 
angestrebte Ziel gefährden; sie ist mit dem 
Wesen des demokratischen Rechtsstaates nicht 
vereinbar, der eine vollständige Information 
der Volksvertretung verlangt. Nicht die Wahr­
heit gefährdet den demokratischen Rechts­
staat, sondern ein durch Verschleierung ent­
stehendes Zwielicht." (Abg. L a  n c: Wo 
ist eine Verschleierung?) Das haben Sie, Herr 
Klubobmann Gratz, vor Jahren hier an dieser 
Stelle vorgelegt. (Abg. Dr. P r  a d e  r: Das ist 
schon lange her!) 

Die Vorgänge um die dringlichen Anfragen, 
um die Arbeit des Untersuchungsausschusses 
haben eben dieses Zwielicht erzeugt, weil der 
Herr Bundeskanzler seine Informationen, seine 
Nachrichten in Pressekonferenzen, in Aus­
stellungen und bei ähnlichen Vorgängen an 
die Offentlichkeit gegeben hat. Er tat es aber 
nicht dort, wo die Dinge anhängig waren. 
(Abg. Dr. K r  e i s  k y: Warum hat man mich 
nicht zum Untersuchungsausschuß vor­
geladen?) Sie selbst, Herr Bundeskanzler, 
haben das Schwergewicht verlagert : immer 
wieder weg vom Parlament. (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Sie haben mich nie vorgeladen!) 
Herr Bundeskanzler! (Abg. Dr. K r e i s  k y: 
Warum haben Sie es nicht verlangt?) 

Herr Bundeskanzler ! Die Akten und Unter­
lagen, die der Untersuchungsausschuß ver­
langt hat, sind ihm gegeben worden. Das 
wurde heute mehrfach festgestellt. (Abg. 
Dr. K r  e i s  k y: Genaul) Es ist aber heute 
schon festgestellt worden, daß der Outsider 
natürlich nicht alles feststellen kann, was 
damit im Zusammenhang steht. (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Dafür habe ich die Ausstellung 
gemachtI) Sie haben den Zusammenhang in 
Ihrer Ausstellung hergestellt (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Warum haben Ihre Herren nicht 
beantragt, mich einzuvernehmen? Warum 
wurde ich nie einvernommen?) und haben 
dort wieder eine einseitige Ausstellung ver­
anstaltet. Sie sind damit schon viel früher 
in die Offentlichkeit gegangen. 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, nun von 
der Regierungsbank herunter diesen ganzen 

Vorfall als eine persönliche Ehrenbeleidigung 
betrachten und als solche darstellen, dann 
möchte ich jetzt nicht das Bündel von gleich­
gelagerten und zum Teil viel härteren Aus­
sagen wiedergeben, die hier in vergangenen 
Jahren von Ihrer Fraktion (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Wer es sich hat gefallen 
lassen! Unruhe) gegen Abgeordnete 
meiner Fraktion, gegen Regierungsmitglieder 
der Osterreichischen Volkspartei geäußert 
worden sind. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Selber 
schuld!) 

Sie selbst, Herr Bundeskanzler, haben ein­
mal Ihrem Verteidigungsminister, als er sich 
aus diesem Saal zurückzog, weil die Debatte 
zu heiß wurde, nachher laut Zeitungs­
mitteilungen den Rat gegeben, daß man hier 
nicht mit den Maßstäben des bürgerlichen 
Ehrenkodex operieren könne, sondern daß 
man hier etwas aushalten müsse. Das haben 
Sie uns durch viele Jahre hier vorexerziert, 
daß w i r  sehr viel aushalten müssen! (Der 
P r ä  s i d e n  t übernimmt wieder den Vor­
sitz.) 

Und eine weitere Feststellung : Ich kann 
verstehen, daß Sie heute früh leicht entsetzt 
waren, als Sie den Bericht des Ausschusses 
gelesen haben, denn in diesem Ausschuß­
bericht selbst stehen j a  schon alle j ene Sach­
verhalte und Widersprüche, die dann letztlich 
die Schlußfolgerungen daraus ermöglichen. 
(Abg. Dr. F i s  c h e r: Das ist doch eine Un­
wahrheit! Das ist ja unglaublich!) Lesen Sie 
zum Beispiel die Seite 6, Herr Kollege. (Abg. 
Dr. F i s  c h e r: Von "Mißbrauch der Amts­
gewalt" steht dort etwas, Herr Dr. Koren?) 
Nein, "Mißbrauch der Amtsgewalt" steht nicht 
drinnen. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Von "Schie­
bung" steh t was drinnen?) Lesen Sie die 
Seite 6. 

Soll ich Ihnen wirklich zitieren, Herr 
Kollege Fischer (Abg. Dr. F i s  c h e r: Natür­
lich!), was alles im Verlauf der letzten Jahre 
von "Millionenschiebung", "Skandal" , 
"Totengräber der Demokratie" und ähnlichen 
Dingen gesagt wurde? (Zustimmung bei der 
OVP. - Abg. S e  k a n  i n a: Was haben Ihre 
Leute vorher gesagt! Fragen Sie den Herrn 
Kollegen Bauer, was er über uns gesagt hat!) 

Würde ich nach den gleichen Uberlegungen 
vorgehen, meine Damen und Herren (Abg. 
S e k a n i n a: Fragen Sie den Dr. König, was 
er heute gesagt hall), die heute der Herr 
Klubobmann Gratz hier zum Anlaß genommen 
hat, um die Gesprächsbereitschaft aufzukün­
digen, würde ich die gleichen Vorfälle zum 
Anlaß nehmen (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Vor­
lesen! Seite 6!), dann dürfte ich, Herr Bundes­
kanzler, schon lange mit einem großen Teil 
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Ihrer Fraktion nicht einmal mehr einen Blick 
tauschen, wenn ich aU das, was hier durch 
die Reihen geflutscht ist, als bare Münze 
nehmen würde! (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. K r  e i s  k y: Lesen Sie vor die Seite 61) 

Herr Bundeskanzler! Der Bericht liegt vor 
Ihnen. Lesen können Sie selbst. Einen Bericht, 
der hier vorliegt, brauche ich nicht zu wieder­
holen. Auf der Seite 6 werden die Zeitungs­
berichte zitiert. (Heiterkeit des Abg. Doktor 
K r e i s  k y.) Ist es Seite 7? Entschuldigen Sie. 

Im Bericht des Untersuchungsausschusses 
steht . . . (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Zei tungs­
berichte werden zitiert, ja?) In dem von Ihnen 
einstimmig beschlossenen Bericht des Unter­
suchungsausschusses. Und deswegen habe ich 
Verständnis für Ihr Entsetzen. (Abg. Doktor 
F i s  e h e  r: Sie lesen falsch, stimmt nichtl) 
Gehen Sie auf die nächste Seite, Herr Fischer! 
Meine Güte! Merken S i e  sich halt Zahlen. 
Kein Malheur. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Lesen 
Sie vor! Nicht einmal das stimmt! - Abg. 
R ö s e  h: Kein Wort ist wahr, Herr 
Professor!) 

Meine Damen und Herren! Sie haben ange­
kündigt, daß mit diesem Minderheits­
bericht ' "  (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Vorlesen! 
Seite 6!) Herr Bundeskanzler! Ich lese nicht 
auf Befehl, am allerwenigsten von Ihnen. 
(Heiterkeit und Beifall bei der OVP. - Abg. 
S e k a n i n a: Sie lesen deswegen nicht, weil 
Sie sich aus der Affäre ziehen wollen! ­
Der P r ä  s i d e n t gibt das Glockenzeichen. -
Abg. L i  b a 1: Was steht auf Seite 6?) 

Präsident: Meine Herren! Bitte um Ruhe ! 
(Abg. L i  b a 1: Das ist eine Verleumdung!) 

Abgeordneter Dr. Koren (fortsetzend) : Ich 
habe Ihnen schon gesagt, daß es Seite 7 ist. 
Bitte schön, lesen Sie dort weiter. (Abg. 
L i  b a i: Lesen Sie doch vor!) Ich lese es Ihnen 
dann vor. (Abg. M o  r s c h: Dann lesen Sie die 
Seite 7{ Ich finde es nicht! - Abg. Doktor 
K r e i s  k y: Lesen Sie Sei te 7! Sie kriegen die 
Seite 7 auch!) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Klub­
obmann Gratz hat heute mittag in seiner Dar­
legung festgestellt, er wolle uns die Peinlich­
keit ersparen, weiterhin an einem Tisch zu 
sitzen. Ich nehme diese Feststellung als in der 
Emotion getroffen selbstverständlich zur 
Kenntnis.  Die weitere Interpretation muß ich 
dabei Ihnen überlassen. Es wird an Ihnen 
liegen, festzustellen, wieweit Sie demo­
kratische Vorgänge, wieweit Sie das Recht 
dieses Parlaments, wieweit Sie das Recht auf 
Kritik hier in diesem Haus (Abg. M a r s  c h :  
Demokratie ist nicht Verleumdung!), wieweit 

Sie das Recht einer Opposition, ihre Meinung 
zu sagen, ausschalten wollen! (Starker Beifall 
bei der OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Gratz. Ich 
erteile es ihm. (Anhaltende heftige Zwischen­
rufe bei SPO und OVP.) 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich habe mich noch einmal zu 
Wort gemeldet, weil es am besten ist, auf 
einige Fragen gleich zu antworten, Herr Klub­
obmann Dr. Koren, und ich spreche, wenn ich 
es persönlich sagen darf, als einer zu Ihnen, 
der einmal hier herausgegangen ist, als bei 
einer dringlichen Anfrage wegen des damali­
gen Außenministers Dr. Waldheim unsere 
Fraktion das Gefühl hatte, selbst etwas zu 
weit gegangen zu sein. (Abg. Dr. G r u b e r: 
Ganz zu wei t! Nicht etwas zu weitJ) Aber ich 
bin herausgegangen und habe mich entschul­
digt, Herr Kollege. Und als solch ein Mann 
spreche ich jetzt zu Ihnen ! (Beifall bei der 
SPO.) 

Aber sehen Sie, ich freue mich, daß Herr 
Klubobmann Dr. Koren einen Minderheitsbe­
richt, der vom Kollegen Blenk vorher - wie 
muß man sagen? - nicht ganz zutreffend 
zitiert wurde, dann wörtlich zitiert hat. Was 
Sie vorgelesen haben, ist wörtlich aus dem 
Minderheitsbericht der Abgeordneten Doktor 
Broda, Dr. van Tongel, Gratz, Mondl und 
Thalhammer, und ich möchte mich zu diesem 
Zitat bekennen; ich möchte nur einen Unter­
schied aufzeigen. 

Wir haben damals gesagt : "In der Folge 
legten die OVP-Mitglieder des Ausschusse�" 
- es ist um den einen Punkt Ableitinger ge­
gangen - "eine auf der bereits zur Erörterung 
gestellten Sachverhaltsdarstellung beruhende 
verkürzte Fassung vor. Diese Kurzfassung . . .  
ist ' "  in wichtigen Punkten derart unvoll­
ständig, daß ein verzerrtes Bild . . .  entstehen 
würde." 

Daher haben wir sie abgelehnt und eine 
verlängerte Fassung vorgelegt. Wir haben 
nicht der einen Fassung zugestimmt und etwas 
Zusätzliches vorgelegt, sondern wir haben 
diesem Teil des Berichtes - ich habe ihn mit­
genommen - wegen Unzulänglichkeit des In­
haltes nicht zugestimmt und anstatt dessen 
- bitte nachzulesen - den Minderheitsbericht 
zu diesem Fall, zu IH, zu Ableitinger, und 
einige Schlußfolgerungen vorgelegt. (Abg. 
L i  b a 1: Das ist der Unterschied, Herr B1enkJ) 
Das ist der Unterschied. 

Ich möchte nicht auf die formelle Seite ein­
gehen, sondern Sie haben selbst zitiert : "Nicht 
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die Wahrheit gefährdet den demokratischen 
Rechtsstaat, sondern ein durch Verschleierung 
entstehendes Zwielicht." 

Ich möchte noch einmal ernst sagen, weil Sie 
versucht haben, jetzt meine Feststellung zu 
interpretieren: Wir wollen nicht das Recht 
auf Kritik beschneiden. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i e r: Aber Sie tun es!) Nein! (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Sie tun immer das Gegenteil 
von dem, was Sie sagen! Das sind wir 
gewohntl) 

Ich weiß nicht, ich habe das Gefühl, Sie 
wollen uns nicht verstehen. Wenn Sie hier 
aufstehen und Tatsachen feststellen - bitte. 
Wenn Sie aufstehen und sagen: Diese Maß­
nahmen waren ungerechtfertigt, falsch, das ist 
erwiesen I - bitte. Aber wenn Sie schreiben 
in einem Berimt - wie hat Ihr erster Redner 
gesagt? -, wo alles "Tatsachen" sind : "Es 
gibt Anhaltspunkte und Vermutungen" - als 
Beweis, ja? -, und als Beweis für diese 
Anhaltspunkte und Vermutungen wird die 
Zeitsmrift des Osterreimischen Arbeiter- und 
Angestelltenbundes vom 2. Mai 1 97 1  zitiert, 
da meinen wir . . .  (Abg. Dr. B r o d  a: Unter­
suchungsausschuß! - Abg. Dr. P r a d  e r: Na 
und? Das haben Sie hundertmal gemacht!) 
Herr Kollege I Als "Beweis" für das, was Ihr 
erster Redner getan hat, nämlich zu sagen: 
hier auf der Regierungsbank sitzen Schieber. 
die sich persönlich bereichert haben! ?  (Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Haben Sie auch gemacht! -
Wiederholte Zwischenrufe bei der OVP: Wer 
hat das gesagt? Wer hat das behauptet? -
Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wer hat von per­
sönlicher Bereicherung gesprochen?) 

Ja meine Damen und Herren! Lassen Sie 
mich doch antworten; wenn Sie ununterbro­
chen "Wer hat das gesagt?" rufen, komme ich 
ja nicht zum Reden. Aber bitte. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1:  Das war ein Fehler, was Sie jetzt 
gesagt haben!) 

Ihr erster Spremer, der Herr Abgeordnete 
Dr. König, hat gesagt: 

Erstens: Es ist kein Beamter schuld, sondern 
nur der Herr Bundeskanzler. 

Zweitens : Es ist eine Schiebung begangen 
worden. Und wie heißt der . . . (Abg. Dr. K 0-

r e n: Was haben Sie vorhin gesagt? - Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Wer hat etwas gesagt über 
persönliche Bereicherung? - Anhaltende Zwi­
schenrufe bei der OVP. - Abg. Dr. F i s  e h e  r 
übergibt dem Redner ein Buch.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. König hat dann 
noch Meyers Lexikon über Schiebung zitiert. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Wo ist die persönliche 
Bereicherung?) Lassen Sie mich jetzt weiter 
vorlesen oder niCht? - Er hat gesagt, was 

nach Meyers Lexikon unter "Schiebung" zu 
verstehen ist : "Sammelbezeichnung für ver­
schiedene, nicht immer gesetzlich verbotene, 
aber sittlich verwerfbare Mittel, im Geschäfts­
verkehr sidl Vorteile zu verschaffen" . "Sich" , 
auf den Herrn Bundeskanzler bezogen! (Abg. 
G r a  f: Das sagt der Meyer und nicht der 
Dr. König!) Wenn Sie jetzt sagen: Das sagt 
der Meyer und das Lexikon, aber nicht der 
Dr. König! ,  dann ist das doch eine Ebene der 
Debatte, auf die ich mim

' 
gar nicht einlasse! 

(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n:  Das 
war aber jetzt am Rand! - Abg. L a  n c: Halts 
eure Rotzbuben im Zaum! � Abg. H i e t 1: 
Der Lanc hat gesagt: Rotzbuben! - Rufe bei 
der OVP: Ordnungsrufl) 

Wenn dann der Herr Professor . " (Anhal­
tende heftige Zwischenrufe bei der OVP. -
Der P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen.) 

Einige weitere Zitate aus Ihrem Minder­
heitsberimt . . . (Anhaltende Zwischenrufe.) Ob 
das eine Tatsachenfeststellung ist oder ob das 
nicht die Vorbereitung eines immunisierten 
Schriftstückes ist, das man dann immer wieder 
verwenden kann? Es ist ja sehr fein formuliert. 

Darf ich jetzt etwas vorlesen, was vom 
Herrn Universitätsprofessor Dr. Ermacora 
unterschrieben ist, der etwa gesagt hat, man 
müßte das Organsmaftsrecht studiert haben, 
um daraufzukommen, ob man beleidigt wor­
den ist oder nicht. Aber eines weiß ich: Hier 
steht dann drinnen : 

"Ob daher der Entscheidungsprozeß als Ge­
samtheit auch die Tatbestandsmerkmale straf­
rechtlicher Delikte, vor allem des Mißbrauchs 
der durch die Wettbewerbsbedingungen ab­
gegrenzten Amtsgewalt der verantwortlichen 
Mitglieder der Bundesregierung erfüllt, war 
vom UntersudlUngsausschuß nicht zu prüfen. "  

Die Formulierung ist herrlich! Die Mitglie­
der sagen: "war . . .  nicht zu prüfen." - Sie 
haben ja ohnehin nichts gesagtl Sie haben nur 
sehr stark angedeutet, daß hier ein Miß­
brauch der Amtsgewalt geschehen ist, ohne 
daß - das gebe ich Ihnen zu - dann jemand 
sagen konnte, hier wurde das behauptet. Es 
wird ja nur behauptet, daß das vom Unter­
suchungsausschuß "niCht zu prüfen" ist. 

Und das ist die Art, in der man über diese 
Frage einen korrekten Minderheitsbericht er­
stattet? - "Anhaltspunkte und Vermutungen", 
ist "nidlt zu prüfen", und dann noch Formulie­
rungen (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Wieso war das 
nicht zu prüfen, Herr Professor? Das war sehr 
wohl zu prüfen!), die etwas sagen, was eine 
ganz besondere Tatsachenfeststellung ist; Sie 
haben ja immer von Tatsadlenfeststellungen 
gesprochen: "Im übrigen ist darauf hinzu-
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weisen, daß sich der Bundeskanzler im Zwei­
felsfall um die Widerstände der Internatio­
nalen Organisationen" nicht "gekümmert 
hätte". - Das heißt, die Mitglieder stellen 
fest, was der Herr Bundeskanzler in einem 
Fall, der gar nicht eingetreten ist, getan hätte. 

So geht das weiter, und das meinen wir 
damit. Nicht daß da drinnen steht, es hat einer 
das und das ausgesagt, sondern daß das ein 
immunisiertes Pamphlet ist. Ich verwende 
diesen AusdrucX, weil es wirklich von Ver­
dächtigungen strotzt, weil es - das muß ich 
sagen - eben nicht geht, Herr Kollege Doktor 
Koren, mit uns nach dem Motto der Wechsel­
bäder umzugehen : eine verantwortungsbe­
wußte Rede von Ihnen nach einer Rede des 
Herrn Dr. König, wo man am liebsten den 
Saal verlassen hätte! Das geht nicht. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Wir können hier die OVP nur als Einheit 
sehen, und ich habe schon gesagt, daß wir das 
Ganze nicht als eine sehr lustige Angelegen­
heit ansehen. Nicht wegen der Vorwürfe, son­
dern wegen der Art, in der hier im Minder­
heitsbericht und von Ihrem ersten Redner 
vorgegangen worden ist. Es kommt eben nicht 
nur auf das formelle Recht an, ob man einen 
Minderheitsbericht erstatten darf, sondern es 
kommt halt im Parlament - gerade im Par­
lament - auch auf den Stil und auf die Art an, 
wie man es bringt. (Zustimmung bei der SPO. 
- Heftige Zwischenrufe bei der OVP.) 

Und daß ein ganzer Klub nicht mit eisiger 
Gefühlskälte dasitzt, wenn man seinem Vor­
sitzenden und Bundeskanzler zuerst schriftlich 
und dann mündliCh solChe Dinge vorwirft, wo 
unbeweisbare, weil ja hier selbst in der For­
mulierung nur angedeutete und vermutete 
Ehrenkränkungen vorkommen, daß da ein 
ganzer Klub nicht mit Gefühlskälte dasitzt 
und das Ganze als einen parlamentarischen 
Spaß, wo man am nächsten Tag wieder gut 
ist, über sich ergehen läßt, das darf Sie von der 
OVP auch nicht wundern. (Abg. Dr. K o r  e n: 
Als Spaß fassen es wir auch nicht auf!) 

Wenn es darum gegangen wäre, hier sehr 
harte Tatsachen vorzubringen, wäre gar nichts 
dagegen zu sagen gewesen. Ich wollte nur 
feststellen, worum es uns gegangen ist : um 
diese Art, von der ich Ihnen Kostproben ge­
bramt habe, um die Rede des Herrn Dr. König, 
mit der wir uns bei der weiteren Sitzung, die 
wir herbeiführen werden; noch auseinander­
setzen werden. Selbstverständlich werden wir, 
Herr Or. Koren, die in der Verfassung und 
GesChäftsordnung vorgesehenen demokrati­
schen Organe nicht aus Beleidigung lahm­
legen. Das ist ganz selbstverständliCh. Ich habe 
mit dem Peinlichkeiten-Ersparen nur gemeint, 

daß wir es der Bundesparteileitung oder den 
Vertretern der OsterreiChischen Volkspartei 
ersparen werden, dann zusätzlich, wenn es 
nicht sein muß, auf Parteienebene mit den 
Leuten beisammenzusitzen, von denen Sie 
solche Dinge glauben. (Anhaltender Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr BeriChterstatter ein 
Schlußwort? - Bitte. 

Beridlterstatter Dr. Eduard Moser (Schluß­
wort) : Ich möchte vom Recht eines Schluß­
wortes Gebrauch machen, um den zeitlichen 
Ablauf klarzustellen, wie es zum vorliegenden 
Bericht gekommen ist. Sie finden diesen Ab­
lauf auf Seite 34 bis 37 des Berichtes ge­
sdÜldert. Ich muß das deshalb sagen, weil in 
der Diskussion sehr unrichtige Behauptungen 
aufgestellt wurden. 

Bei der 2. Sitzung des Untersuchungsaus­
schusses wurde ich in meiner Eigenschaft als 
Vorsitzender des Untersuchungsausschusses 
beauftragt, eine Diskussionsgrundlage zu er­
stellen. 

Diese habe ich in der 3. Sitzung am 1 0. April 
1972 vorgelegt. Sie enthält etwa die Struktur 
in sieben Fragenbereichen, die sowohl dem 
Bericht als auch dem Minderheitsbericht zu­
grunde liegen. 

Der Herr Abgeordnete Haas hat in der 
4. Sitzung am 24. April zu den Punkten 1 und 2 
eine kurze Darstellung ebenfalls im Ausschuß 
eingereicht. 

Dann kam die Ausstellung im Bundeskanz­
leramt, und wir waren übereinstimmend der 
Meinung, daß hier die bisher erarbeiteten 
Vorlagen durch neue Unterlagen zu ergänzen 
sind. Diese wurden dann in der 5. Sitzung 
am 8. Mai angefordert. 

Obwohl die Unterlagen in der 7. Sitzung am 
5. Juni nicht vollständig vorgelegen sind und 
auch nicht bearbeitet waren, wurde damals 
das Redaktionskomitee, bestehend aus den 
Abgeordneten Dr. Broesigke, Dr. Ermacora 
und Ing. Hobl, eingesetzt. 

In der nächsten Sitzung am 23. Juni wurde 
der erste Zwischenbericht des Redaktions­
komitees gebilligt und das Redaktionskomitee 
beauftragt, vor allem eine Einigung bezüglich 
der Tatsachenfeststellungen zu den offenen 
Punkten herbeizuführen. Dies ist geschehen. 
Im Bericht heißt es wörtlich: "Schlußfolgerun­
gen sollten . . .  in der nächsten Sitzung . . .  
gezogen werden." 

206 
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Dr. Eduard MOSel 
In der Sitzung am 29. Juni - also einen 

Tag vor Fristablauf - wurde wohl der 
Bericht abgeschlossen, aber es wurde einver­
nehmlich festgestellt, daß die Schlußfolgerun­
gen nicht mehr gezogen werden können und 
der Bericht so abzuschließen ist, wie ihn das 
Redaktionskomitee bisher erarbeitet hat. 

Dr. König hat von sich aus angekündigt, 
daß die Schlußfolgerungen der OVP-Seite in 
einem Minderheitsbericht unterbreitet werden. 

3. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über die Regierungs­
vorlage (31 8  der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Hochschul-Organisationsgesetz ge-

ändert wird (381 der Beilagen) 

4. Punkt : Beridlt des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (31 5  
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Gehaltsgesetz 1956 geändert wird (25. Gehalts-

gesetz-Novelle) (370 der Beilagen) Am 30. war die Frist zu Ende, es wurde der 
Bericht vorgelegt. Präsident: Wir gelang:en nunmehr zu den 

Präsident : Wir kommen nunmehr zur A b- Punkten 2 bis einschliießHch 4, über die dj'e 

s t i m  m u n g. Debatte unter einem abg.eführt wird. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Es sind diJes : 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
Bericht des parlamentarischen Untersuchungs­
ausschusses zur Prüfung aller Umstände um 
den internationalen Ideenwettbewerb für Ar­
chitekten zur Planung eines Amtssdtzes .inter­
nationaler Organisationen und eines Kongreß­
zentrums in Wien sowie die vom Auslober 
getroffene Entscheidung samt Anlagen zur 
Kenntnis zu nehmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist e i n  s t i m  m i g a n g e-
n o m m e n. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschuss'es 
über die Regterungsvorlage (3 16  der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
übedeHungsg'esetz geändert w,iJrd (37 1 der Bei­
lagen), 

Beri'Cht des Ausschuss,es für Wissenschaft 
und Forschung über di,e Regi1erungsvorlage 
(3 18 der BeHagen) : Bundesg'esetz, mit dem das 
Hochschul-Or'ganisationsgesetz g,eändert wird 
(381 der Beilagen) , und 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 

über den E n t  s c h I  i ·e ß u n g s a n  t r a g  der über die R<egierungsvorlage (31 5  ,der Bei­

Abgeordneten Dr. König und Genossen be- lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­

treffend Beauftragung einer Expertenkommis- gesetz 1 956 geändert wird (25. Gehaltsgesetz­

sion mit der Uberprüfung aller mit der Trag- Novelle) (370 der Beilagen) .  

fähigkeit und den Fundamentierungsarbeiten Berichterstatter z u  Punkt 2 ,i,st der Herr 
für das IAKW zusammenhängenden Fragen. Abg·eordnete JungwiTth. Ich ersuche ihn um 

Ich bitte jene Damen und Herren, di� diesem seinen Bericht. 

Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, Berlichtlerstatter Jungwirth: Herr Präsident! 
sich von ihren Sitzen zu erheben. - Das ist Halbes HaruJs ! !Di'e Burud!elSloogilell1UJl1lg hiat larm 
die Minderheit. A b  g e l  e h n t. 9. MlaJi 1972 den obgeruaml1tJe'll GeseitZlelIlltwu..rf 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
Ü!ber den E n t s c h i  i e ß u n g s a n t r a g  der 
Abgeordneten Dr. Broesigke und Genossen 
betreffend die Beauftragung des Rechnungs­
hofes, alle Umstände um den internationalen 
Ideenwettbewerb für Architekten zur Planung 
eines Amtssitzes internationaler Organisatio­
nen und eines Kongreßzentrurns in Vvien so­
wie die vom Auslober getroffene Entscheidung 
zu überprüfen und das Ergebnis dem National­
rat vorzulegen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von ihren Sitzen zu erheben. - Das ist 
die Minderheit. A b g e l  e h n t. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (316 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Gehaltsüberleitungsgesetz geändert wird (371 

der Beilagen) 

im Nartli'O([)Ja!l.:r;cut leilI1tgebfla·chit . ,Durch den dem 
NaJt10ruaMIClit g,Leich2'JeiiJUg vOl'ge!l'egten Entwurf 

eirneif NOVlel}Jle 'Zum Hochsdml-OI1gaJllJilsa:tions­

gelSleitZ lSoll ·ein D1e1llleir Ty,p von Aruß'eIOII'dent­
Lichen HodlJschf\.l!lprofeSls.oIlEID yelSchlaff,elll wer­

dIeIn ; dtile vorlÜlegelnJde N oV1elllle 2)UID Oehalts­

übJell"lelit'lilllglSlglelSIElitz ,soU rrlJlID lS'Owdhl hii!I1lsicht­
lieh der GluJetd'e!rUl[}lg dlels DÜJe([)Jsltpos1l;.enpl'anes 611's 
auch hJill!SicM:Ilich dielr !dJile'IlIstrech,tlddre'll RelQle­
lUIIlJg'en. di'elSe [lIeIlle GnuppiletIllllIlJg Ider Hochischtul­
lleihfler berück!si<h1titQ1elIl. 

Delr Fill1liilI1.'z- IU[}jd BoogffilaulSischruß hlaJt den 

En.twulff dler N oVle,U,e ZIUilll OehCillbsü,bef'lleilwIlJgs­
glels,eltz ,am 7. JIl1Il1li 1972 in GetgelIlJw,all1t dels 
BUJIljd'elsminilste,IlS für Flin.lamz,en Dr. Anldrasch 
5'OwliJe deif Fll1au StJa/aItSlSlekmertäJr K,amJ. vom BIUill­
delskaJI1Z1,e.f1arrnt tder VOlTbetI1art:f\llIl!g ul1ibe,rzogelll 
ulIlld 'I.lIIlJV'erälI1tdJe·r,t mit1: 9tJiJmffilelD.lelinhel1�gkedrt ,a'll­
gelIlJom�nen. 

Delr AluJSlSchruß IsteHt da·netT Idurch mich lellen 

A n  t 'f la g, der Na1JioIllCi!llI1at woJl1e dem von. de'T 
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BUIIlIdesrelgtieif'lllIllg VOiIlQ1e!regten Gelset zent wUTf 
(31 6  der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Z'UJSl1JiJrnmll.IDg 'elPted.llien. 

Wei,tleI1S wllLrde ä'ch vom Flin,anzlaJUlSschru.ß e'r­
mächrtJilgt, f/alHis Wortme'ldlllll1!g1eiIl vor�ire1Q1en, dem 
Ho!llleiIl HafUJSIe ldeiIl AntIlarg zu unrbe,rooeiteill, 
GeiIlJemal- 'lliIlJd 5preZliralidrebrartt'e unte,r 'eullllem rab­
zufülhnen. 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 3 ist 
der Herr Abgeordnete Luptowits. 

Berichterstatter Luptowits :  Hohes Haus l Ge­
schätzte Darrnen rund HeflI1en l Ich berichte im 
Aufwage des AluJSlSchlUlSls'elS mr W�sISIEIDscha.ft 
und Fo.rlSch'l.l!Illg übelr idi,e ÄlnidleI1ung des Hoch­
smul-OrgaaliiSJaltionISlQ1esetZlels. W OI1UlIIl geht es 
bilelf? 

Seillt Jrooroo braJUmen dire wiJSIslelIl!sch,afHimern 
HochrschurlelI1 ,elirnre inellie Amt Hochischu:l1ehDerr, 
der, IDJit rg,rößeretr Sle'FbställlJdriJgk'eirt laU:SQ1elstattret 
arlls de[" HomscbruJlialSlSÜlSltelI1t iIlJach ,dem Hoch­
schlU'l'alSiS'iJstren1JelIligelsetz 1 962, BGBJ. Nr. 2 1 6, 
sich zW�iS'chten dlileiSiem IUIIlId rdem €Iun Institflllt 
irei ooiIlJd'en Lehf1krarnZle!linhaber (Or.din:ari UlS) 
sinnvoU elinfÜJgt. 

Zudem elffOifde,m d�e vom AUg,emffill'llen 
Hochlschul-rSwdlilett1ig'esetz, BGBl. NI. 1 77/1966, 
angestrebte Vrerdrichtung des Untenichtes und 
die steig,enden Hörerzahlen eine Erhöhung 
der Zahl der Lehrkräfte, die nicht aUein durch 
die Schaffung von P,ar,al1ellehrkanzeln bewäl­
Ugt weroen soll. 

Die Schaffung einer neuen Laufbahn eines 
AußerordenU,ichen Hochschulprofessors nach 
§ 10 a nimmt auf dem per,soneHen Sektor einen 
Teil der Oliganis.abronsr,eform der Hochschulen 
voraus, die dahin �ie1t, kleinere fachlich v,er­
wandte Institute zu größeren EinheHen zu­
sammenzufass,en. 

Der vorli'egende Gesetz.entwurf enthält nur 
rure ol'gani'satori'schen Bestimmungen und die 
Umschr,eibung der FunkitJion der neuen Außer­
ordentlichen Hochschulprofessoren. Die dazu­
gehörenden dri'enst- und besoldungsrechtlichen 
Regelungen sind in den Vorlagen der Gehalts­
überleitungsg,esetz-Novel1e 1 972 (3 1 6  der Bei­
lagen) und der 25. Gehaltsg'esetz-Novelle (3 1 5  
der Beilagen) enthalten. 

Der Ausschuß für Wdssenschaft und For­
schung hat di,e Regierungsvodage in seiner 
Sitzung vom 1 2. Juni 1 972 in Verhandlung 
gezogen. 

An der eingehend 'g,eführten Debatte betei­
ligten sich auß.er dem Berichters,tatter dile Ab­
geordneten Dr. Ermacora, Dr. Scr,tnzi, Doktor 
Blenk, Dr. Gruber, Dr. Kaufmann, Dr. Eduard 
Moser, Blecha und Dr. Heinz Fischer sowie 
Frau Bundesminister i[)r. Hertha Fimberg. 

Ab änderungs anträge wurden von den Abge­
ordneten Dr. Ermacora, Dr. Scrinzi, Doktor 
Heinz Fischer - teils gemeinsam (neue Z. 2) -
sow,ie vom Abgeordneten Dr. Blenk g,estellt. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Geset2Jentwurf wurde unter Berücksichtigung 
der diesem BeI1icht beiigedruc�ten AbäIl!derun­
gen vom Ausschuß teils mit Stimmen ein­
helHgkeit, teils mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. Versmiedene Anträge der Abge· 
ordenten Dr. Ermacora, Dr. Blenk und Doktor 
Sc r.inzi fanden Il1kht di'e Mehrhe.it des Aus­
schusses. 

Als Ergebruis ,seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Wi.ssenschaft und Forschung durch 
mich den A n  t r a g, der Nationalrat woUe dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (3 1 8  der BeHagen) mit den dem Aus­
schußbericht angeschlos,senen Abänderungen 
d,ie verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin beauftragt, falls Wortmeldungen 
vorliegen, zu beantr,ageu, General- und Spe­
�ialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Ber.ichterstatter zu Punkt 4 ist 
der Herr Abgeof1dnete Jungwirth. 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident ! 
Hohers HatUls l Lm Namen .dreis :Airnra!I1:Z- :und BUld­
getaJUlSlSdllUJSlSfelS bler.icMe lich über Icmre 25. Ge­
'h,albsgelSl€'tz-NoveUe. 

Dtire BunJdJes:ne91�elI1ung hat 'aJffi 9. Mai 1 972 
den obgeiIltan!I1Jtren GelSlet'Zrenrtwurf lim Na1JioIlJal­
I1art: eli!ll/gebnacht. Dllirch Iden dem Na!1Jionr,üflat 
gleichzeHilg vOfr91elelg1Jen mrtWiurf ,eiiIlte,r NoveNe 
zum Hochlschul-OngranJiJs,a'ti'OIIlJSlgiels'etz will1d ein 
neuer Typ re'ilIlteiS A'llIßlerondentlli'chren HochJschull­
prof'elSlsoTis leillll91efühJrt, dUlr,ch reline 25. Gelh,allls­
gresertz-Nov,eHe ISOU Idrels:ha.Jb dile Einlr'eilhoung 
td/i'eiS'eIT HochischJujlpflO�eslsonen, 11n id'alS Gelh'allbs­
schema und ihre Berücksichtigung bei der Kol­
legi€!l1lgelldarbiQ1eli1JulIl.!g lQ1enegellt wenden. 

Der Fmanz- IlllI1ld BUldJge1:lalUlSlschlllß ha,t den 
von der BunJd!elsl1elg1elf1ung vOfl91ellreg1Jen GelSle,tz­
enrtw'Ulrf am 7. JUIIli 1 972 lin Ge91enwla!l1t dJels 
Bunrdelsmi!I1lils1Jerfis fülr Piil1lanZien Ur. ArrlIdf1Q'sch 
,sorwUe derr F[1au S:1JalartJSlserkfletätr 'EGalrl vom BUIIl­
deskßlIlZlllelframt \die'!' Vorbenart'll!lll9 IUJn1JelTZogen 
Ulnd IlIa,ch relinre,r W o,r:1Jmre�drUing rlels A bQ1eord­
tfile'ben Dr. BroelSli'gkJe uiIlV'elrän:deTt mitt Srtimmen­
ei'lllhrel�digkedt lalIlJQ1etIl;OIffimen. 

Der Ausschuß stellt daher durch mich den 
A n  t r ,a' rg, delr NatlioIlla:llfiat wollre dem von de,r 
BUiIlIdierslf'elgti.erU!I1lg vOl1ge.leg1Jen GesetZientWiurf 
( 3 1 5  dleii Beli!11alge'll) Idi'e ve'ffialSisungsllIläßilge Zu­
stimmUlng elf'1lel�llen. 

We1'be[1s wiU[1de Ii'ch eIiffiäch,tiiJQ1t, �aHls W or.t· 
me:ldllllIl1gleiIl vorrlriJelgoo, zu beralIl:tflalQ1eiIl, GeneIlal­
und SpreZli.lallldebralHle unrber reiillJeffi Ia:bfüihl'en zu 
Las'slen. 
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Präsident : Für alle drei Punkte ist beantragt. 
Gener,al- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführ,en. W,ird dagegen ,ein Einwand 
erhoben? - Es ilst nicht der ,Fial1l. Wli'r werden 
so vOllgefhien. 

WliJr gehioo in ldliJe Oehaltbe 'elin. Z'lIDl Woxt 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Blenk. 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr PräSIi­
dient , Hohes Hauts ' MeilIle :Sleth!r VletI'eh[1belJl 
DaJmeiIl IUiIlId HeDJ1en l Ich tdaJrf vorweg f,elsrt­
sbeUten 'UiI1Jd. talfiikÜiIlldli.tgeiIl, Idlaß lTIl.€Ii:nJe Prta1ktJi:on 
alHen IdJreli, IgegeIllständllich ZIU 'beIh!atnldeilIlden 
RlelQ1i1etJ1U1IlJglsvorl!algen tdliJe Ztuls,tlimm'lllIlJg terte i1 t. 

Site 'hialbell1 !Schon laJUlS iden Dalr.ltegu�IlIgJen tdtels 
HelDm ·Bemichtbe'I1s1laittie'I1s IgIEfuÖIr.1:, Idaß les li!Illsbe­
'so!ßJdlene 'bei Ider ltegiJeJl"11l!Illg1Svorliag,e 318 delI 
Beilagen darum geht, daß ein neuer Typ eines 
Außerordentlichen Hochschulprofessors kre­
liiert wlilIld . .Es lilSit I1idlititg, Idaß damiit teiiJllerm Ischon 
W1itedJerlhdlJt UIIlJd. IStetiit JänJgleiiem v oDglebIlalgenten 
Beg'eihiren vor ta!IJtem detr lhaibiiLttJite,rtJelIl AJS!SliIS ben­
ten Rechnung getragen wird. Ich möchte mir 
aber doch edaJUben, 'ZlU leJiIIlIitgen z'UIIlächJst Jor­
metltltern ulIlld IdJaIllIlt JalUJch mlaJ1:tetriielillelIl Punkten 
edniJgte Oedalniken vorrut'I1aJglein. 

HohleIS HaJUls, , tEts dlst re'm :iIm P,rocernetre xu­
milIlldJesrt betIIlIetr.kJeJIlJSWlem, IdJaß dJite vorllitetQ1eIl1dJe 
N oVielltle' 'Z'UIIIl Homschlll:l-OI1gIaII1liJSIaJtJ10!Ill5gletSieltz, 
a�s'O 318  Ider BeMtaJgen, laJm 9. Mali 1912 dem 
Hohen Hause zugeleitet wurde ; das war einen 
liag, bevOtr wirr" ld,ite IleJt7Jbe NOVle�le ZIUm Hoch­
ISchtUlI-OI1glaJnrnsatli'onISlgleiS'eltz VleI1a!b!schiitetdet ha­
ben. Ich bin Ide:r Me'IDlUIIllg, daß 'eIS Ibei laUem 
RJeispekt vor der mögJ�'chst 'I1aschen AbftertiJgung 
dler jtew:eill's tcmftalIcr!etIliden fiiJn�eUr'alglelIl doch 
gru!IlldJsätZllJich bedenk.'ltiJch �iJst , 'Wte1Il1Il zWieii' No­
V1eHIeII1 � IstetLbetn Get5lettz Ime:r1htallib 'etinJer so 
kUI'Zletn FtnilSt IdJem HtarulSie V'OrLi,egen, imlsbeson­

dlere .dJaJIlin, weam ,wilr, wliIe lin diesem FaUte, 
davon la'UlSigleihten kÖlIllIllEID, IdJa,ß k€lilne der beiden 
NOVieNte1Il leil1Je 1510 lUlIreiI1bräglliChe 7JelittlJi'che Be­
'schltellllllJiJQ1UlIllg [)!QltWte:nirniJg, halt, ldaß Wlilr mitt 
ei'11JeIffi TtaJg Diffe.r€iIllz dliJe eilIlle VIeIm'blschiiteden 
und die' 'and!eIle lauf dien TiisCh ,getLegt bekam­
m'eIl. 

GI1U![)jdlsäJtZilJich möchitJe' lieh /110m !einmlatl \Slalgen, 
daß dlelr GedaJllJkJe,  von dem diJe, 'RJegliJeIllllIlJQ1s­
v0111td!ge ta'lllSlglehit, 'IlidltJilg iJSIt. AUlerditnJgls möclrte 
,i,ch IrnalIlaJUf VletrWeliJSlen, Ida,ß wtilr Idurch dlite In­
kll1af,tJsJet�UIIlIg dJitelSler Nov'e'hlte zru ,ei!Il!er letWalS 
ungewöhnlichen Situation kommen, weil wir 
lCLaJIm zwe,i Typen VOlll AußetrOindtelllitl:imlen 

HochischfulproiielSlS.Qiretn hlalbeJIl, Idlite Ietilnlen, die 
tdtetrzei't Dach § 10 des HochsChul-Org,anLsations­
gesetZies bererl!ts bestehen, wenn auch IlIiCht in 
sehr bl'leütem Ausmaß, und nun den nenen 

Typ nach § 1 0  a des Hochschul-OrgamsatJions­
glesetzes. Das ist eine Tatsache, di.e man sicher­
lich nur ,akzepti'eren und für möglich halten 
kann, w,enn man davon ausgeht, daß durch 
eine bereits vorliegende, allerdings noch 
einige Zeilt !in Anspruch nehmende Vorlage 
eines UniversHäts-Or'gandsationsg'etsetzes ,die­
ser ZwtespaH aufg,ehoben w.ird. 

W.ir hör,en - der Vorlage ist es allerdings 
nicht zu entnehmen -, daß es 'eine faktische 
Folge dieser ueuen Novelle :sein dürfte, daß 
dde derze1t nach § 1 0  Homschul-Or.gaIliisations­
gesetz 'besteheIliden Außerordentlichen Hoch­
schulprofessoren sukzessive in den Stand von 
Opdinar,ien übergeführt werden soHen. ICh 
glaube, daß das, wit6wohl eine so generelle 
Regelung ,grundsätzlJich niCht begrüßenswert 
list, dom :im HinbLick ,auf ,eine Klärung dieses 
IniCht wünsmenswerten W�derspruch'es und 
.dIieser Zweiteilung IlichtLg sein dürfte. 

Vor aHem von seiten der Assi1stenten und 
der habHitiierten AsSli!stenten wurde zur Re­
'gi'erungsvorlage be2Jiehungsweise zum seiner­
zeitigen MinisteIlialentwurf bemerkt, daß bei 
wei'tem nicht alle Vorstellungen dti.les'er be­
deutsamen SChicht von Hochschullehrern er­
füHt wurden. Es entspr,iCht vor allem nd'cht den 
Tats,achen, wenn etwa die Erläuternden Be­
merkungen zur Regierungsvorlage davon spre­
dlen, daß nun quaS>i d1e längst erwartete Lauf­
bahn für den AsSliistenten ·eröffIliet 'sei. Es hm­
delt siCh hier - das müssen wir sehr klar 
festhalten - ndcht um dti:e Schaffung ,einer 
Laufbahn für UIlli'VersiJtätsass1stenten, sondern 
eben um einen neuen Bestellungsmodus für 
habilitierte Assistenten, der allerdings wi'e 
schon die bisherige auß·erordentliche Professur 
und di'e übr.i:gen Bef!e'�ch:e der Hodlischulen an 
ddie Schaffung 'entsprechender Di'enstposten ge­
bunden sein wird. Wir haben dazu im Ver­
laufe der Ausschußber,atungen von der Frau 
Bundesminister gehört, daß ,dile Schaffung die­
ser neuen AußerordentliChen Hochschulpro­
fiessoren ntiCht nur niCht zu Lasten des beste­
henden Mittelbaues g,ehen, :sondern ,auCh die 
notwendlige Aufstockung des Mtttelbaues, also 
vor allem der AsSli'StentensChaft, nicht beein­
trädlbigt wi'rd. 

Die ursprüngLiche Formulierung und auch 
die Erläuternden Bemerkung'en zur -Regie­
ruIligsvorlage zeigen 21iemLich kLar, daß die 
Initd1abive zu diteser Novelle vom medJiz1'nJi­
sch,en und naturwissen:schaftLichen Ber,eich her 
gekommen ist. Wir sind sehr froh - und das 
ist sicher ,auch .im Interesse dii'eser 'R>eg,elung -, 
daß wir die dementsprechend ,einseitigen For­
muli,erungen versdliedener Bestimmungen in 
dem Sinne ausweiJten konnten, daß nunmehr 
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Dr. Blenk 

auch die yeiste:sw,issenschaftliichen Disz,iplinen 
in den Genuß der Bestellung solcher Außer­
ordentli'dler Professor,en kommen können. 

Es wurden über UllJseren Antrag einver­
nehmlich Änderungen beschlossen, die da 
etwa vorsehen, daß der Aufgabenber,eich des 
neuen AußerordenUichen Hochschulprof,essors 
nidü nur als Leiter einer Abteilung, einer 
StatJion oder eines Laboootori'ums vorgesehen 
:ist, sondern auch - und das ist nun die 
Ergänzung ,im Süme der geisteswissenschaft­
lichen Disziplinen - für einen bestimmten 
ArbeiJtsbemich. Außerdem ist es ei'ne sehr 
positive V,erbeSls.erung, di,e wir lim Ausschuß 
beantragt haben, daß § 1 0 ,a Abs . 6 lin der 
Form ausgeweitet wird, daß (He Binsetzmög­
lichkeit des AußerordentLichen Hochschulpro­
fessors auch dn der Lehr,e nicht nur dann 
mögLich ist, wenn die Zahl der ordentlichen 
Hörer einen solchen ,Einsatz verlangt, sondern 

auch - das fst dde Binschaltung ,auf Grund 
unseres Antrages -, wenn es "die Vielfalt der 
in den Stud� envorschr.iften enthaltenen Lehr­
veranstaltungen" verlangt . 

Eine Tatsache, dllie nicht befriedigt und bei 
der wir im Ausschuß trotz ,eines Antrages nicht 
durchgedrungen sind, ist der ganze Modus der 
Beantragung und der nachträ'glichen Bestel­
lung solche·r· Außerordentlicher Hochschulpro­
flessol1en. Woir hatten fm Si'nne der Anregungen 
des Verbandes der Professoren ,an oden öster­
l1eichischen Hochschulen vorgeschlagen, eine 
Ernennungskommission ,an den einzelnen 
Hochschulen einzurichten, die nach bestimm­
ten, ebenfalls festzulegenden Kriterien die 
Beantragung vorzunehmen gehabt hätte. Die­
ser Antrag ;ist von der Mehrheit des Aus­
schusses 'abgelehnt woroen. Ich glaube , daß es 
daher wesentlich sein wird, daß man auf die 
derz,eit 'Schon g'eyebene MögLichkeit des § 25 
Abs. 5 des Hochschul-Organisations'gesetzes 
verstärkt zurü�gn:Mt, nach welchem vom Pro­
'fessoren1kollegium eigel1!e Kommi.ssionoo für 
bestimmte A'9'enden ,ei'ng,esetzt werden kön­
nen. Es wJrd sicherlich zweckmäßig und emp­
fehlenswert sein, daß ·an Stelle der leider 
lCibgelehnten eigens zu ,etablierenden Ernen­
nungskommissionen diese Hochschulkommils­
sionen nach § 25 Abs. 5 HOG künftig ver­
stärkt aktiv.iert werden. 

Was im besonderen kritiSii,ert werden muß, 
,ist di,e Tatsache der mangelnden Transparenz 
des Bestellungsverfahrens. Es ist zwar vor­
gesehen, daß der betr,effende Bewerber seine 
Bewerbung auf Ernennung bei der zuständigen 
akademischen Behörde 'einbr:ingen kann. Die 
Ernennung selbst hat dann der Bundesminister 
für Wlissenschaft und Forschung vorzunehmen 
unter FesHegung versd1li.edener wesentlicher 

Bereiche, so se'iner Lehrverpfltichtung, seines 
Forschungsbel'leiches und so weiiter. Es :ist 
allerdings - das muß ich hiler kl,ar f'€1sthal­
ten - die Tr,ansparenz dieses Bestellungs­
verfahrens unbefr,ilediigend g,elöst. 

Sehr wohl befriedigend gelöst werden 
konnte im Ausschuß noch unsere Anregung, 
die öffentliche Ausschreibung solcher Dienst­
posten vorzunehmen. Wir konnten einen ge­
meinsamen Antrag durchbringen, der von uns 
konzipiert war und von der Frau Bundesmini­
ster - das sei hier gerne registriert - gleich 
aufgenommen wurde, wonach die öffentliche 
Ausschreibung künftighin nicht nur für diesen 
neuen Typ von Hodrschulprof,es'soren nach 
10 a, sondern durch Einschaltung e,ines neuen 
§ 9 a  alle Di'enstposten für Angehödge des 
Lehrkörpers, für Isonstiges wlisselliSchaftliches 
Personal sowti.,e für alle übr.igen DienSitposten, 
für welche dliie kbsolvierung eines Hochschul­
studiums erforderlich ist, ,in g,eeigneter Weise 
öffentlich zu erfolgen hat. - Das ist eine 
Einschaltung, die über den gegelliStändlichen 
Bereich der Neuschaffung der Außerordent­
lichen Prof.essor,en nach 1 0  a hinaus,geht. 

SchLießI,ich, glaube ich, ist es auch richtig 
und wertvoll gewesen, den Bedenken Rech­
nung zu tragen, die dahin gingen, mdt der 
Begrenzung des Lehr- und Forschungsber:ei­
ches auf bestimmte sektor ale Teildisziplinen 
die in Artikel 1 7  Staatsgrul1!dge.sletz f.estge­
haltene L,ehr- und Lernfreiheit l1!icht zu be­
schränken. Dies erfolgte durch di,e Einfügung 
eines neuen Absatz,es 1 1 ,  wonach vor allem 

dde durch die Habilitation dpso iu:r:e erworbene 
allgemeine Lehrbefugnis tim Sinne dieses Ar­
ti,ktels 1 7  keine Binschränkung erfährt. Dieser 
Absatz 1 1  ist eine sehr weSlent1iche und im 
Sinne der Frei:heit der Wissenschaft Ul1!d ihrer 
Lehre notwerudig,e Ergänzung des gegenständ­
lichen Nov.ellenentwurfes. 

Hohes Haus' Ich halbe Isdwn le'i�ll€iitbelllld ge­
sagt, daß Wlilr diilelser Rlelglil€lI1ulIlJ9lSvorllage d!ie 
Z'llISlIimmung 'geblEID. Wi'r hoftien, Idaß I{)jüe Ubelr­
schni€'ildlungelll, tdi,e tich schon IClIngeldelUlbet halbe, 
mÖlgllichJst balld du'rch en'ne kl.a::re iU'l1Id dieI1Cllrtiige 
Zwei,g'leilsdlgkeliten la!Ulslschlallt,elntde RegeolUtllJ9 be­
sei.td'9t o'\N1emden. Ich dJankoe. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Bl'echa. 

Abgeordneter Blecba (SPO) : Herr Präsident ' 
HohelS HartllS I Wi€iI1lIl ffilaJIl hl€lllte ISO knapp 
hiint:etreliinandte,r Iden Herrn Abg,eoI1d!net:en Dok­
tOlf Bll€lIlk um HaJUlSie Ired€lJl gehört 'hat , dann 
Wlu[).Idle'I1t malIl isli,ch" Idaß letS ein IlllIlJd idell1se'lbe 
Marul WiaJI'. Ich ldIall1f lSaigen, daß luniS !de,r Doktor 
Blenk des WtiISiSl€IfiJsch1afltJs,a'UlSISch'l1lSses Vli'el 
beSlSer :gef.äJlt. 
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Ulema 
Dile Homsdrul-OIlg,aJIlliISlatJionJSiQleJs1eltz-N oV1e1He, 

dJi,e heute hi,sr 'lJUT Beschlußf,alSiSlUIDJg vorlii1egt, 
enthält, Wfi,e mein VOII1redmJer Isenon aJUisgeführt 
hait, die oIlg,anilslaltor�sche1l BelstJilInmuJIll9letIl und 
i{He DaJllS'tlellJrtmg de,r FunkotJiJon reti!n'eJS HocbJsmul­
pTof'eJSlSOiIlS illIooen Typs. Die Gelhialtsüberlei­
tJulTIJgsgels,€!tz-NOVleUie' :und di'e' 25. GeihailtJsige­
setz-Nov'eHle wi'e'Cl'Br refge11Il dtile dazUJg:ehöI1en­
den ;dii�nlst- U!I1ld helS'oLdiuI!ll9lS'I1echtltidl'en FII:atgen. 
Di'ese dlI1e1i i!Il eliJIlJem sehr ea1IQlen ZUisaimmren­
haJIlJg mi beiilllaJIlder s'teh'OOldJen V 0 dlCllg,en ,Slinld 
für UlTIJS leim weliltemr berdJelUtJslaimer Schritt aruf 
dem Wielg zur OesamtJr,efo.nm ldJer ÖSbe'llI1eichd­
'Sch�iIl Ho,rosclrul'elIl. Hs iJst im h!ffil'I1�g'en Jahr 

aals zwei,tJe NachZJilehverfiahren ,im Ralbmen der 
HochJs,chulOl1lQlaJIlli'sartiion, Idas wi:r briler 'elinJsrtim­
mig belsch:li�ßen können. 

Sowohl idi'e Re!gteru'l1lgiserklä!I1U1IlJg des Ktabi­
lllJettJs KJreiisky I vom 27 . ApJli'l 1970 als ,aJUch dri'e 
R,eQli'eru:nJQIs'erklärung dres K,abi'IllertrtJs �IleilSky II 
vom 5. NOVlsmber 1 971  kÜlnidJiyben 'e�llIe e1:Jap­
p'enwe�se R1ea:liJSlieruilig emes iumfalSIS'ell1dl€:n 
Reformprogramms für die Hochschulen an. 
Ich möchite elilIllgielhe!1lld laud' laals Alrgru.m1ent von 
Dr. B1lenk, IDaIIl hätte doch 'aJllre Nach'lJiehV1e,r­
fah'f'en im leilllJer GeSiamHölSlUlTl!g bnilTIJgleI1 können, 
lSIaJgen, ldiaß wilr UIlJS lIlJachdrückHch ZlUr Methode 
delr :smI1i:btWleiJsen V,e,rwilTklichJuJng bekennelIl, 
J1Ja'CbldrückJich belk,ennen ZlUr etappenweli'sen 
R!ea'llilSieT'lNllg, WeiH .'UIIlJS IdiielSie MetJbodle in zw·ei 
J,ahI1e1l Wlei'beiigebI1aJcht :halt lalLs IdJi>e <aJIltder,en 
von Dr. B1<enk 'llIIlgtileTbelIl Methoo�n ,in zwed 
Ja!hI7lelhn�et1l vm;h!e;r. 

<Di1e S1rudilenrefoI1m wird hiiIlJsi,ehtllkh ihre'r 
91ese1�1idretn. GnUlIlldLalgel1l herei:1Js ;im kommen­
dietIl Jlah!T e,inen vorläufigen A'bsdtlruß finden 
und d!i'e ebeilliso IdIliIIllg&lJd notweI1idlilge 0I1gtalIl1i­
ISaltiiOil]S'I1efonm Jinn StUidii'enj,ahr 1973/74 Geltung 
erlangen. D�e vorLi-egende HOG-NoveUe ist 
ein Teil der Strukturreform auf dem Gebiet 

der Neuordnung des Personalwesens, der 
längst beschlußreif geworden ist und daher 
nicht länger aufgeschoben werden durfte. Das 
jahrzlehntelange Hinaussclüeben der Hoch­
sch.ulreforrn unter konservatiV1en Ressortver­
antwortlichen hat j-a dazu gefü'hrt, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, daß habBiUerte 
HochschuLassri.stentren in großer Zahl von den 
Wirtschaftsunternehmen ang.eworben wurden 
oder einem Ruf �ns Ausland fol,gten und so d'en 
österreich,ischen Hochschul'en v,erloreng,egan­
gen slind. Ich darf dar,auf aufmerksam machen, 
daß es bereits lin manch.en wlissenschaftLichen 
Diszipldnen einen noch viele Jahre nachwir­
kenden Verlust an wissenschaftLich quatifiz,i:er­
tem Nachwuchs gibt. 

Begabte jung,e Wlissenschaf.ter .aber, die der 
Werbung der Wirtschaft, der W,erbung des 
Auslandes widerstanden haben, mußten sich 

bisher mit einem an sozi,aler Hinsicht völlig 
ungenügenden Status eines Assistenten be­
gnügen. Im Wissenschaftsbetrieb sind sie 
einem krassen Abhängigkeitsverhältnis zu den 
Ordinarien unterworfen ; ihr wissenschaftliches 
Ansehen, ihr gesellschaftliches Prestige ist ge­
ring ; und wiile es jn einer Stellungnahme des 
Assistentenverbandes heißt, waren die Berufs­
aussdchten als dubios zu bezeichnen. Di'e Er­
reichung des Berufszieles, nämlich einmal In­
haber einer Lehrkanzel zu werden, war sehr 
bft von Zufälligkeiten oder von der Wohl­
meinung des FakultätskoHeg1iums abhängig. 

Wir haben heute ein halbes Tausend habili­
tierter As'soistenten an unseren Hohen Schulen. 
Diese hahilitierten Assistenten, ,die dadunh, 
daß sie im Besitz der venlia legendi sind, 
eigenUich ein personifizier,ter Anreiz für alle 
j,ene jung'en W:isSienschaft.er s.ein sollten, die 
sich für die Hochschullaufbahn entscheiden, 
lieferten bisher ,eher den Beweils für die ge­
ringe AUr,aktivität dieser Laufbahn. De facto 
mußten sie - das sehen wir fast an allen 
östeneichi,schen Uni'Versitäten -, bedingt 
durch das rasante Wachstum der Hörerz,ahl, 
die Funktion von Ordentlichen Professoren 
ausüben. Aber ihr'e dienstrechtlime Stellung 
als ASisistent und die damit v'erbundene Posi­
Hon iim Wissenschafts betrieb st,anden in 
WideTispruch zu .ihrer Tätigkeit. Sie waren 
d,aher besonders benachteiligt, und ihre Funk­
tion konnte anderen Assistenten nicht er­
strebenswert erschieinen. Der Berreinigung 
dieses unhaltbaI1en Zustandes dient nun di'e 
heute zur Beschlußfassung vorlieg;ende No­
velle zum HOG. 

Damit ·aber sind schon ihre Gflenz'en, wie lich 
meine , abg,esteckt. Si,e · kann eben keine voll­
ständig'e Neuofldnung des P,ersonalwesens an 
den Hochschulen vorwegnehmen, das ist der 
größeren Universitätsor'ganilsaNonsreform vor­
behalten. Di:e HOG-Novelle beendet eine Si­
tuation, deren Unhaltbarkeit umso sichtbarer 
geworden ist, Je länger s.i.e ,angedauert hat. 

Der neue Hochschulprofessor - das hat 
auch mein Vorredner lang,eführt - soll edne 
Mittelposition zwischen dem Hochschulassi­
stenten und dem Ord:inarrius einnehmen. Er 
soll Leiiter einer Abteilung, Leiter einer Sta­
tion, eines Laboratoriums, wie das besonders 
im Rahmen der Kliniken der medJiziruischen 
Fakultäten, der naturw.ilSsenschaftLichen Stu­
dienriichtung,en vorgesehen ist, sein, er soll 
aber darüber hinaus auch ,als Leiter eines 
Arbeitsbereiches - übrigens ein Begriff, den 
wir erst :im Ausschuß jn den Entwurf aufge­
nommen haben und der 'auch von Dozenten­
vertretern vOJ1geschlag,en worden :ist - tätig 
s ein, näml,ich. in jenen Wliss'enschaftlichen Dis-
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zipllinen, wo man bei der AbgI;enzung der 
Leitungsfunktion des Auß-erordentLimen Pro­
fessors von Arbeitsbereichen sprechen wird 
müssen, etwa bei den G eistes- und Gesell­
schaftswissenschaften. 

Heute ist es so, daß wir an den meisten 
Hochschulen mediz,inische, techn�sme, natur­
wissenschaftliche Institute haben, die ,ein Aus­
maß eu-eicht haben, das es dem einzelnen 
Ordinarius nicht mehr möglich macht, si,e un­
mittelbar zu überschauen und s.ie unmittelbar 
zu kontrollieren. 

Di:e Gliederung ,in klreinere Einheiten, zum 
Beispiel in Abteilungen, entspricht nun auch 
unseren Vorstellung,en von der neuen Organi­
sation der Hohen Schulen. Sie erscheint uns 
notwendig und zweckmäßIj'g. 

Mit der Leitung dteser kleineren EinheUen 
sind nun diese Außerordentlichen Professoren 
neuen Typs zu betr,auen, sowohl was die 
Verantwortung für die von ihnen zu betr,euen­
den wissenschaftlichen Apparate als auch die 
Unterweisung des ihnen zu unterstellenden 
wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen 
Personals betrifft. 

Wir sind der Auffassung, daß es die ständig 
steigenden Hörerz-aMen an den geistes- und 
gesellschaftswissenschaftlichen Instituten dem 
Vorstand und den Ass�stenten unmögl,ich 
machen, alle ,ihnen übertragenen Aufg,aben 
zu bewälbitgen. Die Schaffung 'ei-gener, selb­
ständiger Arbeitsbereiche, wie sie diese No­
velle nun vorsi1eht, die von Außerordentlichen 
Professoren zu leiten sind, wüd eine wesent­
Lich besser,_e Betr,euung der Studenten ermög­
lichen und auch d er Forschung neue Chancen 
einräumen. 

Gleichzeiti'g s.ind w.ir 'aber der Meinung, 
daß durch diese neue &egelung eine Zer­
splHterung zus-ammengehör,ender Gebiete ver­
hindert wird. 

Der Auß-erordentlriche Professor stärkt das 
Institut, er ermögl,icht ,eine w,irksamere Lehr­
und Forschungstätigkeit und ,schafft keine 
neue Diskr,epanz zwischen der Zahl d er Lehr­
kanzelinhaber und der zur Verfügung stehen­
den Zahl von Mittelbauangehör.igenj ,er wird 
praktisch zusätzlich als Lehrkraft und Forscher 
eingebaut. 

Wü ersehl,ießen darüber hinaus den Hoch­
schu1assistenten ,eine erstrebenswerte Posli tion 
auf dem Weg zur Erreichung des Berufszieles 
und geben den habiliitierten Assistenten di.e 
Chance d er finanziellen und vor allem der 
presHgemäß,igen Besserstellung. 

höhung der Hörerzahl in Fr-a,ge gestellt er­
scheint, doch err:eicht werden kann. Es list im 
Sinne der -erwähnten Verdichtung zweckmäß,ig, 
ein Institut lin mehrere Berei'che zu gLiedern 
und die Studenten von mehrer·en Hochschul­
prof,essoren betreuen zu lassen. 

Um nUll aber ein möglichst frikHonsloses 
Funktionieren eines Instituts zu gewährleisten, 
legt diese Konstruktion eben eine gewisse 
Einordnung - lich möchte das betonen - d,er 
neuen Hochschulpro�essoren unter dem Ordi­
nanius nahe, allerdings ,eine Einordnung -

auch das sei unterstrrichen -, ,oie die jed.em 
habilitierten Hochschullehrer garanti'erte Fr,eii­
heit der Lehre und Forschung nicht beein­
trächtigen darf. 

Gerade diesem Grundsatz tra�gen, wie mir 
scheint, auch die von manchen Lehrkanzel­
inhabern kritisiierten 2jiflern 4 und 7 der 
Regierungsvorlage Rechnung, denenzufolge 
die neuen Hochschulprofessoren selbstver­
ständlich Sitz und Stimme in den zuständigen 
akademischen Behörden erhalten sollen. 

Ich d!arf darauf hinweis'en - wir haben lim 
Ausschuß darüber 'etwa,s länger dilskutiert -, 
daß schon im AHStG eine GLeichstellung aller 
Habilitierten unabhängig von ,ihrer di,enst­
rechtlichen StelLung normiert worden ist, und 
zwar hinsichthlch lihrer Lehr- und Prüfungs­
tätigkerit. 

Wer al.so könnte dem Auß.erordentlichen 
Professor neuen Typs, den wir heute schaffen 
und dessen FreiheU in Lehr,e und Forschung 
unbestritten i1st, das Riecht str,eitJig ' machen, 
auch in seiner zuständilgen akademischen Be­
hörde mitzubestimmen? 

W'€IIlIIl. lieh vorh!elr von '€lmer pII€lslbilgemäßluge'll 
Aufwertung der habilitierten Assistenten, die 
solch leitnJoo Dile'IlJstpO's1Jen lerbClJIlJgen, Ig,e1sproch,en 
habe, dann möchte ich feststellen, daß auch die 
ZU!erke\IlJIlJUlIlJg vom. SU.ltz UII1Jd Stämme lin der 
akademischen Behörde ein sichtbar,er Aus­
druck dieser Aufwertung ist. 

Ich bin der MeinfUlng" daß Idile IfieilIlJe OrldälIl!a:­

rienuniversität der Vergangenheit angehört. 
Wirr ,alBle 'kiell1lIlJelI1 linDe IBDgebIlJiJSlse, lihfle Kou­

fli'kite , !ihre Spla'l1lIlJUiIl/getIlJ, ImJljIlJen ,Idie Wiilllikür­
akte, dliJe ISlie kenn�elidllI1!et'en. Wlilr Isind Irna1bei, 
den Ubergang von der Ordinarienuniversität 
rur koop1ema1hlv1oo UniVlertSlirtät zU' finlCJiell1. Die 
Her:S1telilrung Idelr vrQ!l.lJen MirtbelstirrnmUlIlJg aJUch 
für die Außerordentlichen Professoren ist ein 
wei'ber,e[' Beweis IdaJfür, daß der igelsel,Lschaft­

Hchre FortJschmitt vor 'U!IlIS'eI1ell1 HohelIl Schul,en 
nicht mehr haltmacht. 

Wlir werden. damit auch erreichen, daß j ene Für ums, für Iclli'e Iso;da��sUsche Flflaiktiom., 'ilst 
angestrebte V,erdichtung des Unterrrichtes an dlilelse heute zu beschHeßeillidre kl'eli.lIl!e HOG­
den Hochschulen, di,e durch die ständi'g,e Er- Nov'eJ1111e lein wei'teiier BidlUlSibeO.lll für IdJen Umbau 
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unserer Universitäten, einen Umbau, der von 
.<ren VertlIle,te'm ,aUetr poliJtilScbJe!Il 'Gnuppen 
lällllgst JgefOlI'ideI1t wwlde!Il !ilSt, dle'r vOin lalM1e!Il :arrn 

'Wiilslsrellllsc'bJa,ftJsproZleß Brefleli1llilgrtle!Il imm'err- wredter 
ungilelI1t wonden !�st, der laiber proaktiirsch 'erStt j'etzt 
im V'o:Uen Garng,e ilst. 

Folgendes muß i ch  hier mit aller Deutlich­
keit einmal sagen : Hat die OVP in der Zeit, 
in der sie die absolute Mehrheit im Hause 
hatte, bei der Inangriffnahme der Gesamt­
reform der Hochschulen kläglich versagt, so 
hat das gegen ihre Stimmen beschlossene, neu­
geschaffene Bundesministerium für Wissen­
schaft und Forschung zielbewußt und energisch 
in der kurzen Zeit von bloß zwei Jahren die 
Hochschulreform angepackt, ein großes Stück 
weitergeführt und wird sie auch sehr bald 
mit dem großen UOG zu einem vorläufigen 
Abschluß bringen. (Abg. Dr. G r u b e r: War 
das notwendig?) Man muß schon feststellen, 
was vorher war ! (Abg. Dr. G r u b e  r: Wenn es 
richtig wäre, hätte ich nichts dagegen! Wenn 
es falsch ist, dann ist das etwas anderes!) 

Herr Dr. Gruber! 1 968 ist nach einer En­
quete die parlamentarische Hochschulreform­
kommission eingesetzt (Abg. Dr. G r u b e  r: 
Wer hat sie eingesetzt?) und eine Entschlie­
ßung vom Nationalrat, und zwar von allen 
drei Parteien, beschlossen worden, eine Ent­
schließung, in der festgestellt wird, daß das 
Bundesministerium für Unterricht, das früher 
dafür zuständig war, binnen Jahresfrist ein 
Konzept für die Strukturreform vorlegen solle. 
Dazu ist es nicht gekommen, sondern in Ihrer 
Zeit ist der Auftrag, der vom Nationalrat dem 
Bundesministerium für Unterricht erteilt wor­
den ist, nicht erfüllt worden. Das muß ich fest­
stellen, wenn Sie schon solche Zwischenrufe 
machen. (Abg. Dr. G r u b e r: Wer hat die 
ersten speziellen Studiengesetze gemacht? Da 
waren Sie noch nicht da!) 

Ich stelle nur fest : So war es !  Und als das 
neugeschaffene Bundesministerium für Wis­
senschaft und Forschung diese Materie wieder 
zur Diskussion stellte, hat sie eine Kommis­
sion übernommen, die keine Konzepte hatte, 
eine Kommission, in der Vertreter kontro­
versiellster Auffassungen in Wirklichkeit 
keine einzige die Gesamtreform der Hoch­
schule betreffende Empfehlung ausgearbeitet 
haben. (Abg. G r a f: Es ist halt schwer, eine 
Rede zu halten, ohne auf die OVP loszu­
gehen!) 

Das ist die Situation im Jahre 1 970 gewesen, 
als dieses Bundesministerium geschaffen wor­
den ist. Lieber Herr Kollege Dr. Gruber! Sie 
werden mir nicht abstreiten können, daß es 
Frau Bundesminister Dr. Firnberg war, die die 
Diskussion über die Hochschulorganisation 

wieder in Gang gebracht hat, die die PHK, die 
sich aufgelöst hatte, wieder an den Verhand­
lungstisch gebracht hat und die durch einen 
Diskussionsentwurf, den eine kleine Gruppe 
von Experten ausgearbeitet hat, die Möglich­
keit einer umfassenden Diskussion über die 
Hochschulorganisation in Osterreich über­
haupt erst geschaffen hat. Das ist unbestritten. 

Jetzt liegt außerdem bereits der Ministerial­
entwurf zum UOG vor, die Diskussion geht 
weiter. Ich glaube, die heutige Novelle, dieser 
kleine Baustein, ist auch in diesem Zusammen­
hang zu sehen. Wir werden also das UOG im 
Parlament noch sehr ausführlich diskutieren. 
Bis zum Spätherbst haben j a  alle interessier­
ten Institutionen Gelegenheit genug, ihr Pro 
und Kontra dazu abzugeben. 

Ich bin der Auffassung, daß die Gesamt­
reform unserer Hochschulen, die mit dem UOG 
nun zu diesem vorläufigen Abschluß gebracht 
werden soll, auf eine kooperative Universität 
abgestellt ist - das zeigt auch das heute zum 
Beschluß zu erhebende Gesetz - und daß der 
j etzt im Diskussionsstadium befindliche Mini­
sterialentwurf alle organisatorischen Voraus­
setzungen für ein Funktionieren der neuen 
Hochschulstruktur enthält. 

Ich glaube auch, daß es nach der Inter­
vention des Dr. Gruber notwendig war, diesen 
historischen Exkurs zu tun. Ich möchte nicht 
unerwähnt lassen, daß die Diskussion über 
die Hochschulorganisation in der Vergangen­
heit zu sehr vom Emotionellen her beeinflußt 
war. Ich glaube, man sollte von dieser Stelle 
aus warnen, die j etzt noch notwendigen Dis­
kussionen mit gleicher emotioneller Auf­
ladung zu führen, wie das früher der Fall war. 
Es wird nie einen Entwurf zur Hochschul­
organisation geben, der von allen am Wissen­
schaftsprozeß Beteiligten mit rauschendem 
Beifall bedacht wird. 

Aber wenn heute von gewissen Seiten der 
neue Entwurf angegriffen wird : daß er mit 
einer roten Tinte geschrieben ist, daß er zu 
progressiv sei, daß er dazu führen werde, 
"Berliner Zustände" nach Osterreich zu trans­
ferieren, und wenn er von anderen Seiten 
angegriffen wird : daß er in Wirklichkeit kon­
servativ wäre, daß er dazu diene, veraltete 
Strukturen an unseren hohen Schulen zu 
zementieren, daß er zuwenig demokratisch 
wäre - dann, glaube ich, ist das der beste 
Beweis dafür, daß er goldrichtig ist, daß er 
eine wirkliche Grundlage für eine sachliche 
Diskussion ist; eine sachliche Diskussion übri­
gens, wie wir sie über die kleine HOG­
Novelle mehrere Stunden lang im Wissen­
schaftsausschuß geführt haben. 
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Ich bin der Auffassung, daß das von uns 
vorgeschlagene Konzept zur Neuordnung der 
Hochschulen sicher weiter geht als jenes, das 
manchem deutschen Landesgesetz zugrunde lag 
- etwa dem bayerischen -, daß es aber nicht 
einmal annähernd so weit geht wie andere 
Landesgesetze des nördlichen Nachbarbundes­
staates, wie wir sie in Berlin, Hamburg oder 
etwa in Hessen vorfinden. Ich bin der Auf­
fassung, daß dieses Konzept so wie diese 
kleine Novelle in aller Offentlichkeit disku­
tiert gehört, daß wir uns aber dagegen zur 
Wehr setzen sollen, daß schon j etzt akade­
mische Behörden beginnen, die Abgeordneten 
mit einer ganzen Reihe von Zuschriften zu 
bombardieren, in denen sie sie auffordern, zu 
einem nicht einmal noch in das Haus ge­
brachten Entwurf nein zu sagen! Das ist eine 
Methode, die von manchem akademischen 
Gremium seit langer Zeit geübt wird und die, 
glaube ich, abgestellt gehört. Man soll jetzt 
nicht - und das hat der OVP-Akademiker­
bund getan - Parolen lancieren, die, wie : 
Pedelle berufen die Professoren I , von vorn­
herein eine sachliche Atmosphäre der Dis­
kussion verhindern könnten. 

Bei uns im Wissenschaftsausschuß dieses 
Parlaments haben wir stets eine sachliche 
Atmosphäre bewahrt. Ich hoffe daher, daß 
auch das UOG in der gleichen Atmosphäre 
behandelt werden kann wie alle j ene Gesetze 
der Vergangenheit, die im Bereich des Res­
sorts für Wissenschaft und Forschung vom 
Hohen Haus einstimmig verabschiedet worden 
sind. 

Für diesen Optimismus mache ich auch gel­
tend, daß ein gar nicht so unwesentlicher 
Teil des UOG , nämlich die öffentliche Aus­
schreibung aller Dienstposten an den Hoch­
schulen, im Wissenschaftsausschuß als Antrag 
zur Schaffung des neuen § 9 a einstimmig ver­
abschiedet worden ist. Es war dies nach einer 
verhältnismäßig sehr kurzen Debatte im Wis­
senschaftausschuß möglich, obwohl über diesen 
Punkt in der PHK stundenlang diskutiert wor­
den ist und sich die PHK nicht zu einer 
ähnlich klaren und umfassenden Lösung durch­
ringen hat können. (Beifall bei der SP'O.) 

Diesem von allen Parteien beschlossenen 
Antrag werden wir sicher auch noch weitere 
Schritte im Bereich der gesamten Bundesver­
waltung folgen lassen müssen. Soweit mir 
bekannt ist, ist eine Regierungsvorlage knapp 
vor der Fertigstellung, deren Ziel es ist, die 
öffentliche Ausschreibung für alle wichtigen 
Positionen im Rahmen der Bundesverwaltung 
sicherzustellen. 

Die heute hier zur Behandlung und Be­
schlußfassung stehenden drei Novellen wer-

den wieder drei einstimmig beschlossene Ge­
setze sein, die dem Bereich des Wissenschafts­
und Forschungsressorts zugeordnet werden 
können. Sie sind für uns ein erfreuliches Zei­
chen dafür, die Reformarbeit in diesem wich­
tigen Sektor unserer Gesellschaft im gleichen 
Tempo und mit der gleichen Kooperations­
bereitschaft aller Seiten fortsetzen zu können. 
So wird am Ende dieser Legislaturperiode -
auch was den Bereich Wissenschaft und For­
schung betrifft - jeder Punkt d�r Regierungs­
erklärung erfüllt sein. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Die drei 
Regierungsvorlagen werden mit Ausnahme 
eines Teilparagraphen der Novelle zum Hoch­
schul-Organisationsgesetz einstimmig verab­
schiedet werden. Wir brauchen also keine 
kontroversielle Diskussion über das Wesent­
liche dieser drei Vorlagen abführen. Ein paar 
Bemerkungen seien aber trotzdem auch von 
Seite der Freiheitlichen Partei erlaubt. 

Zu den beiden Gehaltsgesetzen - Gehalts­
gesetz und Gehaltsüberleitungsgesetz 
möchte ich der Ordnung halber bemerken und 
beanstanden, daß in der Beschlußfassung über 
diese beiden Novellen, die einen integrieren­
den Bestandteil der HOG-Novelle darstellen, 
insofern formelle Mängel vorlagen, als ja  
diese Novellen zeitlich vor Beschlußfassung 
über das Stammgesetz im zuständigen Finanz­
ausschuß beschlossen wurden; ein Vorgang, 
der vom Formalen her nicht in Ordnung ist, 
und wir wollen hier gleich bemerken, daß wir 
ein solches Vorgehen tunlichst nicht zur Regel 
werden lassen sollten. Denn in einem der­
artigen Vorgehen könnte doch vor allem die 
Minderheit des Hauses, es könnten die beiden 
Oppositionsparteien den Ausdruck einer Hal­
tung der Regierungspartei sehen, der dahin 
zu deuten wäre : Es spielt keine Rolle, wir 
beschließen das einmal vorneweg, denn wir 
werden mit der Mehrheit auch das eigentlich 
vorausgehende Stammgesetz beschließen ! -
Ich will nicht sagen, daß das die Absicht war. 
Ich weiß sehr wohl, daß wir alle zusammen 
unter einem erheblichen Zeitdruck gearbeitet 
haben und daß das in erster Linie darauf 
zurückzuführen ist. Trotzdem soll also hier 
angemerkt werden, daß das nicht der übliche 
Modus procedendi werden kann. 

Ehe ich nun darauf eingehe, warum wir zur 
Regierungsvorlage 3 1 8  der Beilagen eine ge­
trennte Abstimmung zu einem Teilparagra­
phen beantragen werden, möchte ich mich 
ganz kurz mit dem Herrn Abgeordneten Blecha 
auseinandersetzen. 
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Was seine Klage darüber anlangt, daß jetzt 
schon, wo die Dinge noch nicht im parlamen­
tarischen Raum angelangt sind, nämlich wo 
das Hochschul-Organisationsgesetz noch gar 
nicht in Behandlung gezogen ist, die betroffe­
nen akademischen Behörden und Gruppen 
ihre ersten Vorstellungen auch bei den Parla­
mentariern erheben, so habe ich eigentlich 
gegen dieses Verfahren keinen Einwand zu 
erheben. 

wir alle zusammen haben sie dann durch ein­
stimmige Verabschiedung von zahlreichen Ge­
setzesvorlagen eigentlich positiv bewertet. 
Wir haben vom Allgemeinen Hochsdmlstu­
diengesetz angefangen über zahlreiche spe­
zielle Studiengesetze, über entscheidende Än­
derungen im Studienbeihilfengesetz doch eine 
ganze Menge Arbeit geleistet, wir haben sie 
letzten Endes miteinander geleistet. Wir soll­
ten also in diesem Geist, glaube ich, die Arbeit 
im Wissenschaftsausschuß auch fortsetzen, und 

Das "Principiis obsta" scheint auch in Oster- sie wurde eigentlich auch aus Anlaß dieser 
reich manchmal notwendig und - wie die heute zu behandelnden Materien in diesem 
29. ASVG-Novelle demonstriert - auch heil- Sinne fortgesetzt, erfreulicherweise, wie ich 
sam zu sein. noch einmal betone. Wenn wir uns nun an 

Es ist vielleicht also gar nicht schlecht, wenn 
möglichst früh schon von den Betroffenen die 
Positionen bezogen werden, die sie einzu­
nehmen gedenken, weil dann noch - und das 
lehrt die Erfahrung - im vorparlamentari­
schen Raum, im Rahmen des Begutachtungs­
verfahrens manche Anregung mit verarbeitet 
werden kann, die dann sehr viel schwieriger 
im eigentlichen Beratungsablauf berü<ksichtigt 
werden kann, wenn also schon eine gedruckte 
Regierungsvorlage oder ein Antrag vorliegt. 
Ich würde das für nicht so schlimm halten. 

Ich möchte auch noch eines zu diesem histo­
rischen Exkurs sagen, den der Abgeordnete 
Blecha gemacht hat, obwohl er uns Freiheit­
liche nicht unmittelbar betrifft. Aber es gibt 
zwei Gründe, warum ich mich auch damit 
befasse :  

Erstens stelle i ch  fest, daß in dem zuständi­
gen Ausschuß, dem ich immerhin jetzt auch 
schon das siebente Jahr angehöre, erfreulicher­
weise ein sehr sachliches und - um ein Wort 
von Herrn Blecha zu gebrauchen - koopera­
tives Klima all die Jahre geherrscht hat und 
daß es in all den Jahren möglich war, die dort 
behandelten Materien im Haus einstimmig zu 
verabschieden. Ich glaube, dieses Klima sollten 
wir uns erhalten, weil wir dort wirklich Sach­
fragen von weittragender, von zukunftweisen­
der Bedeutung zu entscheiden haben. 

Und zum andern möchte ich aus Gründen 
der Zeitökonomie den Herren Kollegen von 
der OVP vielleicht eine eigene Wortmeldung 
ersparen. Ich will Sie aber nicht bevormunden, 
wenn ich mich hier - nicht zum Sachwalter, 
aber doch zum Sprecher einer gewissen Kor­
rektur dieses historisch-politischen Exkurses 
mache. Wir haben keinen Grund, die abge­
tretene OVP-Regierung generell und speziell 
zu loben. Aber ich möchte von der Warte der 
Aktivität auf dem Hochschulsektor doch sagen, 
daß auch in den Jahren von 1 966 bis 1 970 sehr 
viel Aktivität auf hochschulpolitischem Gebiet, 
wie immer man sie beurteilt, entwickelt wurde ; 

das gewiß sehr, sehr schwierige, mit viel 
grundsätzlichen Entscheidungen belastete Vor­
haben der großen Universitätsorganisation 
heranmachen, dann werden wir uns sehr viel 
leichter tun, wenn wir von vornherein aus 
einem Geiste antreten, der auf Kooperation 
hin angelegt ist. 

Wir haben, wie ja der heutige bisherige 
Verlauf gezeigt hat, ohnedies so viele Themen, 
wo wir uns mit der Regierung und der Re­
gierungspartei auseinandersetzen und hart 
auseinandersetzen können, daß ich es be­
grüßen würde, wenn die Hochschulpolitik 
künftig möglichst im Sinne der Zusammen­
arbeit bewältigt werden könnte. 

Die Organisationsnovelle war - das soll 
also auch angemerkt werden - in bezug auf 
ihre Fassung nicht gerade ein legistisches 
Kabinettstü<k. Wir haben ein gutes Stück vor­
wiegend von den Oppositionsparteien bestrit­
tener Arbeit in diese Novelle, in diese gemein­
same heutige Fassung gebracht. Darüber 
wollen wir also nicht mehr reden. Wir würden 
es nur begrüßen, wenn künftig auch vom 
rein Formallegistischen her - ich glaube, 
Kollege Blecha, wenn Sie nicken, stimmen Sie 
mir in dieser Sache erfreulicherweise und 
objektiv zu - die Dinge etwas besser ausge­
feilt zur Beratung kämen, weil das, was dann 
noch an Arbeit zu tun bleibt, ohnedies noch 
genug ist. 

Zu § 24 a der Novelle, der die generelle 
Repräsentanz der Professoren neuen Typs, 
also der 1 0  a-Professoren, betrifft : Eine etwas 
unglückliche Sache, die wir aber leider auch 
nicht lösen konnten. Wir haben trotz gemein­
samer Anstrengung keinen Terminus technicus 
gefunden, der uns befriedigt hätte, der dieses 
unerfreuliche Nebeneinander von Professoren 
des Typs 10 und des Typs 10 a beseitigt hätte. 
Wir haben es nicht gefunden. Wir werden 
diese Sache also erst im Rahmen des neuen 
Hochschul-Organisations- oder Universitäts­
Organisationsgesetzes bereinigen können. 
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Zur generellen Repräsentanz aber haben wir 
gewisse grundsätzliche Bedenken. Wir meinen 
selbstverständlich - und da stimme ich auch 
dem Kollegen Blecha zu -, daß die Außer­
ordentlichen Professoren neuen Typs nicht 
beschränkt sein sollen in ihrem Recht auf 
Mitsprache und Mitwirkung in den zustän­
digen kollegialen Organen. Hier wollen wir 
durchaus eine Lösung und werden auch im 
künftigen Organisationsgesetz einer Lösung 
zustimmen, die diese kollegiale Mitwirkung 
in den akademischen zuständigen Organen 
auf einer möglichst breiten Basis vorsieht. 

Aber wo ist die Grenze dieser Vertretung? 
Dort, wo die Effizienz der Arbeit gefährdet 
erscheint. Dort, wo das bloße Vorhandensein 
von mehr Vertretern des gleichen Typs nichts 
Positives in der Arbeit der entsprechenden 
Kollegialorgane zur Folge haben kann, wo im 
Gegenteil das Aufblähen dieser Organe eher 
eine negative Arbeit erwarten läßt. Diese 
Gefahr ist durchaus gegeben, wie wir insbe­
sondere aus Erfahrungen in Ländern wissen, 
wo man diese fundamentale Demokratisierung 
der entsprechenden akademischen Organe 
durchgeführt oder zeitweilig versucht hat. 

Das Problem ist sicher im Augenblick. nicht 
aktuell, denn bedauerlicherweise mußte uns ja 
die Frau Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung mitteilen, daß es ein Irrtum sei, zu 
glauben, daß wir j etzt explosionsartig diese 
Stellen vermehren können. Das scheitert zum 
Teil an der Frage der finanziellen Bedeckung, 
zum Teil daran, daß wir nicht die nötige Zahl 
qualifizierter habilitierter Vertreter des Mittel­
baues zur Verfügung haben, die nun in diese 
Positionen weiterbefördert werden könnten. 

Dazu wäre noch zu sagen, daß dem Problem 
einer besseren Personalausstattung an den 
Hochschulen, insbesondere im Hinblick auf die 
Lehraufgaben, auf die Lehraufträge, die die 
Hochschulen gleichwertig neben der Forschung 
zu erfüllen haben, eine besondere Bedeutung 
zukommt. Wir könnten nur eine Umschich­
tung vornehmen. Mit der Bestellung von 
Außerordentlichen Professoren ist es noch 
nicht getan, wenn wir damit nur ein Loch 
im akademischen Mittelbau aufreißen, das wir 
auf der anderen Seite nicht stopfen können. 
Das ist also das eine. Aber das hindert nicht, 
doch eine Lösung vom grundsätzlichen her 
anzustreben, da auch dann, wenn es uns 
gelingen sollte, die Wünsche nach den Außer­
ordentlichen Professoren neuen Typs zu er­
füllen - und es werden sehr zahlreiche 

Es ist einmal gesagt worden, die Entwick­
lung an den Hochschulen des mitteleuropä­
ischen Raumes sei dadurch gekennzeichnet, 
daß man von der Forschungs- über die Lehr­
universität zur Sitzungsuniversität gelangt sei. 
Wenn ich mir also vorstelle, daß nur aus 
Gründen einer prinzipiellen Vorstellung von 
Demokratisierung in ein solches Kollegium 
16 Chirurgen, 20 Internisten, 1 8  Gynäkologen 
einziehen sollen und damit dann beratende 
und beschlußfassende Organe im Umfang von 
60, 70, 80 Angehörigen entstehen, so graut 
mir ein bißchen davor. Das Resultat wäre, 
daß diese Sitzungen nicht mehr besucht wer­
den, daß sie womöglich dann nicht mehr 
beschlußfähig sind, weil sehr rasch die teil­
nahmeberechtigten Mitglieder erkennen müß­
ten, daß stundenlanges Sitzen und Beraten in 
derartigen Organen selbstverständlich zu 
Lasten des Lehrbetriebes und der Forschungs­
arbeit gehen muß und nicht zuletzt neben der 
Betreuung von Kollegialorganen eine zusätz­
liche Belastung mit dieser nicht gerade kleinen 
administrativen Arbeit bringen würde. Das ist 
also das eine. Ich glaube nicht, daß es im 
Interesse der Optimierung der Arbeit wäre, 
ein solches Prinzip zu verfolgen. 

Das zweite aber ist nun anderer, wenn­
gleich nicht weniger prinzipieller Natur. Auch 
nach der j etzigen Fassung sind j a  die Außer­
ordentlichen Professoren neuen Typs wei­
sungsgebunden. Wenn wir das System prak­
tizieren, das der j etzige § 24 a vorsieht, kann 
zumindest theoretisch der Zustand eintreten, 
daß im beschlußfassenden und weisungs­
gebenden kollegialen akademischen Organ die 
weisungsgebundenen Mitglieder eine Mehr­
heit haben. Das ist doch keine sinnvolle und 
vernünftige Konstruktion. Hier müßte man 
doch die endgültige Regelung und Lösung auf 
das Subordinations- oder Kooperationsver­
hältnis der verschiedenen Mitglieder dieser 
Organe abstimmen. 

Wir haben deshalb zusammen mit der Oster­
reichischen Volkspartei im Ausschuß einen 
Abänderungsantrag gestellt, der diesem Ge­
danken Rechnung tragen sollte, der das grund­
sätzliche Vertretungsrecht gewahrt wissen 
wollte, der aber durch eine repräsentative 
Vertretung verhindern wollte, daß allzu große 
Organe entstehen und daß vor allem Kollegial­
organe entstehen, wo die weisungsgebunde­
nen Mitglieder die weisungsgebenden majori­
sieren können. 

Wünsche, Frau Bundesminister, wie Sie wis- Ich bin mir darüber im klaren, daß in den 
sen, an Sie in der nächsten Zeit herangetragen nächsten Jahren die Praxis diese Gefahr nicht 
werden -, voll zu erfüllen, aufgeblähte konkret mit sich bringen wird. Trotzdem aber 
Kollegialorgane entstehen, die nicht mehr I sollte man diese Novelle nach unserer Vor­
sinnvoll und rasch arbeiten können. stellung schon hier in dieser Richtung an-
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legen, weshalb wir, die wir der gesamten 
Novelle letzten Endes zustimmen, zum § 24 a 
aber getrennte Abstimmung beantragen wer­
den. ICh möchte den Herrn Präsidenten bitten, 
zu diesem § 24 a eine getrennte Abstimmung 
durchzuführen. 

Im übrigen aber schließen wir uns der 
Meinung aller befragten Kollegien und aka­
demischen Behörden an, die die Novelle als 
solche begrüßen, sie als Offnung eines Ventils 
für eine neue Form der akademischen Lauf­
bahn gutheißen, die erkennen, daß damit einer 
Gruppe im Mittelbau, die unter einem ge­
wissen sagen wir Druck lebt, neue Möglich­
keiten eröffnet werden. 

Ich hoffe nur, daß diese Novelle zugleich 
eine Anregung sein soll für viele junge fähige 
und an sich für die akademische Laufbahn 
geeignete Absolvent�n unserer Hohen Schulen 
und Universitäten und junge Assistenten, 
diese akademische Laufbahn zu ergreifen. Wir 
wissen, wieviel davon abhängt, daß es uns 
gelingt, den bedeutenden Gap, den wir noch 
haben, aufzufüllen und junge Talente in die 
akademische Laufbahn hineinzubringen. In 
diesem Sinne werden wir dann auch in dritter 
Lesung dieser Vorlage wie auch den beiden 
anderen zustimmen. (Beifall bei der FPO.) 

In. ZaMen 1Jei'Q1t IslilCh 'film lU!IlI9Iefälhli folyemld1es 
Bild: Unsere WlÜSlSleilllS cba.ft�iidren Ho chischullien 
verfügen derzeli,t üb:etr l1UlIld 950 OndililialptaJte i 
890 Ordinariate und 60 Extraordinariate. Die 
KU'OISithocbJschullern velTfÜJg,en übelr 150 Lehr­
kaillzeln, 60 OroilIlJClIIiiCilte iUIIlJd 90 Extre­
o'rdiinIClJrilaItJe. Dats heli'ßit , daß lin IUIIlISieretIl Hoch­
s·chU:llen heute 1 100 LehrkCllllzeln ZlUJr VielTfÜlgulIlig 
SitdlJOO ulIld Idaß 1Jiirkia 4200 AJSlstsltJeIIlJlJe!ll mit 
dliJe/Sien l.Jelhrem bemüht sind, di1e 60.000 Hörer 
U'IlJS,eJfler Hohell1 Schw1eln Z1U Ibe,tT€IllJe!ll . 

Di/els,els V,erthälttIruits Ison VlellbelSIS,e1rt Wleroen. 
Die ZICl!hl Idlelf PrO�€ISIS0I1en wind V'OII1a'UISIsdcht,ld'ch 

um 1 0  bils 15  P'I10ZleJIlt ZlUlIlJe'hmelll!. Wähloollid 
heute noch 'ein PlrofuSISor 60 Hörelr ZlU 
bebneui€lIl Ihtalt, WleI1dlen eis mOI1gleTI oder über­
ffiOlflg,en 50 Hörelf 'se1illl, IdJie' von /eli1Il.lelID. Pro­
tieslsor ZJU hebreiUJen ISlilIlJd. Dals heißt, daß m'i t 
st,ei,g'eIlider HöI1elfz1alhi leiJrue V/elI1d1lcbtUlIlJg des 
UIlloorricbtleis lIIlöglJi,ch IWlelI1d1en wdlfid. 

Ich möchte mich lIlJun !alber eitwlats IIIltirt: der 
RleClJkti:on belSchä�tilgen, vor laBern roit dler, die 
alUs tdelll HochJschfU!llelll zru; tdJil€lSeT Novene kam. 
Ich 'g'I'aJUhe, d'ch ,kiann ISO Wli'e meme Vonretdner 

sag,en, tdli!€ RleaktiOlIl Wlar übetrWltegeiIlld fiIleuoo­
�ich, WI(!JS jla laJU'ch tdlazu führt, IdlCl!ß wlilr Ihe'1lt'e 
- miot leilIlJer A'llISnJai}}lIllJe - leliiIllem leilIllSltim­
migen BelScbllU:ß delS Natio!IlJa'lllialtJels lelllJ1:Jgegen­
se'hen könIlien. 

Präsident: Als nächster Redner kommt der Di!e kr,ilttiJschelIl ,�iIII1lrnen 'elilßJilger OndlimJalI1i\en. 
bezogen lSicb vor lalUem ,auf delll iEmea:mrunt91S-Herr Abgeofldnete Wille zum Wort. 
VOI1ga!I1lg, laIber laJUch ·auf idl1e TIaJt]Slachle, ,Qä.'ß 

Abgeordneter Wille (SPO) : Herr Präsident!  helllite !noch lelilIle Änidlel1UlfiIg ldets OI1glanmtJ1olIllS­

Hohes HaruJS ! Dil6 BlUiIlJdetSrelglilelI'UlIllg . halt Jn gelset7J€ls vor detIll UlIliveIfiSli1ä,tJs-Ong1allldlSiatiO'Il!S­

ihmr RIE!I91i!e'I1U!IlJ9lSlelIlkläI11.llll1g me .ÄJr'bleliit für ein gesetz vOirgelIlOlIllmen Wlirrd, hezOlg'elIl Isich 'aiber 
modernes Osterreicb vorgezeichnet, und sie auch ;aJUf ldliJe diioost- u[[lJd beisolldr11lllJ9'S'I1echt�ilch'e 
hCilt dlarin lauch dlals BekJerulItruils ZIUf Rief'orm St,eil1ulIlIg, ,auf dlve .ÄJSlsiISitent'ellllllau!f\balhn, 'Cl!uf dd,e 
der Hochschulen abgelegt, in dem es unter I Zweigleisigkeit der zwei Typen von Außer­

aIIldJeifielIIl hei'ßt :  In. laLlen Bereiicb!en Idle'r Hoch- olfidelIlJtUchen PrOreSiSOlI1en, IUIIltd Isch.iLiJeßlich 

schu:1en 'sinJd UIIIlfaJSlselIlJdJe, ReformelIl' dlIl meih- be'schäf:tilgt'e ISikh ein Is'eh!r malfikialIll!Je,r T,eill de'r 

f1eflen HbappelIl 'UIIlelTläßU·ch, tdiJe SchaffulIlig errlIllelS KI1iltli'k mH dlE!lr Fflelilheiit der WilSiSlefl1lschlaft, mit 

AußerondJelI1tMdll€1Il P,wf,eSlsons nlelUteill Typs i'st delr .8iiI1Jlreli1 von ForschulIlIg .'UIIld Lellwe UIIlid 

be,a,bslichtJiJ91t. mit der Md:tbelStJimmung. 

Dilese VOII1llaJge, dile Isich mi!t dlem Außelf­
OI'ldIeIllttilimoo UlIlJi V1eI1siltätls.profeislsor lIlielUeu 

Rlemts ,belSchä'f<t1i1gt, IWla>r 'allisO -bereiirbs ISJidttbaI. 
In der Vorlage heißt es nun dazu, und das 
ilst die WletSleI1itlkbe BegIÜlnJdIuIng l(ua;fÜir, da'ß 
es 'die fo!'bschneH!e[[lJue Vletrzwerrlguntg 'delr 
Wissenschaft dem Ordinarius immer 
s-chwieI1il91ef ma'cht, Ialne ün ISIe/in Fiadl fla;l�lerndern 
T'eiJl9'e,hlieltJe mit Igll'eliche;r SOI1g�alt zu het,relUern. 

Aus dlilelS€iID. GflU:IlIdie dlst dÜ.le SchiCl!fflUlIlg de's 
Außerordentlichen Professors neuen Rechts in 
Erwägung gezogen worden. Er soll, wie bereits 
erwähnt worden ist, als Abteilungsleiter oder 
aber auch vorwiegend in der Lehre eingesetzt 
Wlerdeln. 

Ich möchte nun ve'flS'1l'chen, vor lalllieJm ;die 
Rl1aJgen, Iddle 'RtalIlldf'I1atgen 'WIalflen, wvetdl€lr laJIl dien 
RlalllJdJ ZIU bri'Ill9'ell1, 'UiIlJd möchte vorr- ialHern dJa[laJUf 
hiillWleWS!efI1, ldia'ß es milt IdWels/etr Novene vor 
aUem :zru eine.r Ve,ndJichtl\llIllg des UiIlIivenSli'täts­
beltIliiebelS 'kOlIllmen /SIoH, fUIIlJd lIIlöchIbe milch nun 
�usschiliileß'�ilch mit drell RI1a191e1Jl he;ftaJsiSloo: iIIli t 
der .FlI1eiheit der WdJSlSJellismaf:t, mit delI Einheit 
von F,OIfIsch'UlIllg ,UIIlld Le'hJ1e uDld milt der Mit­
bestJilffi!lIllUlIllg laJIl l\llDlSlelfie'l1 HOhen Sch'U:�en. 

N'UIIl ·2'Jur FII1a1ge de,r Flflelilhlelilt deT WiJssen­
schaft. SeIDe Sp'e1k,"baIbHiotät, IdJelr DeklClln der 
RlechJtJs- und lS/tlalart:JsW1iJSlSe\lllSma,11t:t�rchen PiakuH:ät 
der Undveil1S)iJtät IllIIlJsbl1Uck, UiIlfi'V',eI1sitätJs­
professor Dr. Schnorr, schreibt dazu: "Die Fest­
Sle:tzllllllig' delS FlQlnschuntg1SIgI€hi!€ItJelS. Idels Auße'r-
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OIroern'lUch.en PlroooSISons !Il!etU€n TyplS IdruJrdl idJaJS 
MinilSltJerti.!Um gemäß § 1 0 ·a Albs. 7 des Ent­

wurfes verstößt geg·en Artlikel 1 7  des Staats­
grundges'etzes und erscheint daher ver­
fassungswidrig. " 

Eine ähnliiche V.ersion, überhaupt die Sorge 
um di'e Freiheit der Wissenschaft bringt ,auch 
die heutige "Wochenpresse" oder vielmehr 
seine Magnifizenz, der Universitätsprofessor 
W;inkler, zum Ausdruck, indem er sa,gt, es 
ginge wohl darum, die Freiheit einem Kollek­
tiv zu übertrag,en und nicht dem einzelnen 
WisseIlJsch·aftler. 

Zurück zu Schnorr. Bs Lst zu sagen, seine 
Sp'ekbaibti.lität lilnl1t. (Abg. Dr. B I  e n k :  Wir 
haben dem schon Rechnung getragen!) W'enrn 
man 'SiaJ9It, ,dlaß leme BeSibilmIIlJU'Il/g "ve'flstößt" , 
dann kann man nicht mehr sagen : "erscheint" . 
(Abg. Dr. B I  e n k :  Das haben wir ja schon 
korrigiert !) 

Zwe!iitJe[1J5 : Die FeSl1Jset�U!I1Ig des Fonschu'llJ91S­
gebi'etJes 'erfOlhg,t !IlIichit dlu!rch <LaIS MirniJSlf!eflium, 
sOnldJem durch die 'atktaJdeaniJsch'e BehölI1dJe. 

Dritf!ellJs : WlaJS Isagt Ider Arrt/ilk1el 1 7  des 
StatatbslQ1l1lIDldgielSietros? Er ISlaJ9It : Die W rnS!SetIl­
schiClift, lithme FOlllscl1flmg und uehfle' Isind ffleti. 
Es hatt iatber 'Il!ilemalls glelhJeliß,en, ldIaß d1em 
WlilSlSte!IlJSchiadibhe'r k'e,in zruJsätzl!icrues Ambelit1:ls­

geb:i'et übwt'l1aJgeIl wle'I1dtern tdÜlr,fitJe, wue ,eiS auch 
llJilean'a!�s Ige'hetißtern !hait, daß iJItg€[lJde'iInIe laTIldiere 
- unIdJ idJaJs wälDe lei!ll!e WlichtliigleIIIe BetSltJillll­
rn'OOg ma:beriJeHe, G11UIIlId�aJge dafür 
getSchtafiien W1erooo. müßte. 

sehetn hat. 

Ich möchrtJe ,tn ldiJesem ZUiSIammlelll!haJIlJg Pro­

ftetslSOIf Butbetllla!Illdt, lGetIl bI�shel!1�gteIIl Pir älsliidtemrtl€!ll 
dielT Max-<Plarnck-GteSleLlischaft, delIl lensOOlIl 
Träger des Er!Il!st-Hel,lmut-Virbs-iPmeiJse!S 2Ji!tiJeren, 
der dIn. ,etilnJem großtaJllJgelllegtelllJ 'R.Jef'eIiaJt über idlie 
A'1lItig.aJben IdJer FonsdruIlig vOIr IaJlrem Idlen vom 

"Wii:SSleIllScbJalfibsnaJt li:n selilnJer DeinkischtIlilft .enaJrbei­
'beten Beg,riff dtetr For.schulThg k:rätiJsdtel1t, in. dem 
es heißt : "AlIs ,w,esenb�iJcrues meman!t delI' Für­

s chlUlIllg 'gilrt: diJe pllaJIlJID äßiJge, ,aJlif iflalHonJail flIach­
prüfbaJre W,eilSte 'lmtJefIß:OIIDlffileIIlJe IlllIlld lauf Oe­
wünnlUlllig neuer ErkJeIIlJIlItlruilSise yeni'chtet!e 
meruschliche' TätliJgkeit. "  

,P:rOtielSlS·or BIUIt,emtaJIlldt, lallSO leillll€lI' dier 'glanz 
glToßen WIiJsSietIlJscbJalfliler der ßurnJdlesrepub'liik, 
saJgt ldIaJIlIIl: oilne Idel1atrUge DeifilllJHiOlll litst �eurt:e 
un;ruläJsSli:g. Sie hiatt Immen tglelsel1schla:frtlichelll 
Bezug. Er geht dann so weit, daß er sagt: "Ich 
seil,bst ha!be ld:iJeser .'ildeiailitslJi!sm€lll Aufrf'alSISlUlIlig 

bliJs vOir kJUlr1Jem :llelildenschafitlich IdJIlIgehanJgen 
lLIlld VleI1sucht, ,ihr heti WilSIS€[lJschtaJftJspoHtilSChlen 
En1Js'mei'clilmgen GeLbulnig zu Vlenschaffun. Aber 
man kann nicht verkennen, daß sie in der 
heuU,91ern DiJskUlSIsd'OIIl um IdJil€ Aluf'9laben der 
Fonsch'lllIllg stä>IlldJiJg 100 Ainhä:rugemn VlerLile1rt. "  
E'r 'sillgt zudem, "daß bei UII1I1eflekti'erter Fort­
fühITUll1Jg des bliJslhieIiilgelI1 SYlsbems Ge,fahroo" 
für Iden lJebenJSlsluaJIlIdaJrd lund OefiahI1en für dJi'e 
geooll:schiattlichie En twliddUIlJg ·ents'teihoo 
müssen. Br ·führt ,alIl: Idli1e Lns,elkbiziJde, er fühflt 
aJIl 'eHe Mollekul.arbiologi'e, ,er fÜlh!l1t laJIli Idie 
Psychopharmaka und sagt dann abschließend : 
"D1e F'I1agle nJaJm eilne1r KO'IlibI1oUe 'dJer For­

schtuThgstätJilgkJeilt IUIDId lliach Idetr VlenaJntwOIPI:u'Illg 
dJes ein1JeUlIl!eII1 FO'I1schiems im H1:i!nh�ick lauf seune 

AI1betilt Slbe�II,t ;sich he!U'be miif. Ig!Lerchiem Ernst 
wi'e dile 'llIIlIS Iseli,t 'l,a'ngelffi v'elntfiallttle iFiI1aJ9Ie nach 
der Kontrolle des Handeins derer, die von 
den En9lehnilS1slern Idelr FOl1SiChiUIllg IdJen {lalLsmen 
Ge br.auCh machJein." 

Der ,deubsme 'MilnJilsrter für WilSiSlenJschlaift, 
Dr. von Dohnanyi , beschäftigt sich ebenfalls 
mit ,dem Thema FonschulIll9lstiI1elith!elilt ruJIlJd gesleH­
S'maftlicbJes lIIlibel1e,slse IUInld ·zi'buerot in tdtelsem 
Zusammen!h:alIlIg vo;r 'aHem PrälSliJd,entf: KenJIlJeidy, 
dien. Be'I1altter von J oms:on iIn WliJSls,elllJschtaflts­

fmgetIl lU'llid Isch'lliießJdlch delIl ldIeU:bschien Bundes­
pTälstdell1Jten HeilIllemaJIlJIl. .AJHe idmei 'e!fIIDläflen 
eilrudeuuiJg, ldtaß F OIlS·chiuTIJg ,heuue ,getSleiHJSchiafus­
bezOlg,en Isein IIllÜJsISle, IllIIlJd dielt 19Ietse1,lischtaf1tlJich'elIl 
Kontrolle zu unterliegen habe. 

'PträlSlildlffillt KJeIIlIIl,etdy ISaJgt 1963 : " W:iJSlslelll­
smattitller ,al111ein kÖIllIlJen die Zilele ldier For-

Der BeflaJter J olbJruSOlIlJS ISlaJgt 1 966 :schon vli,el 
deut!lidltetr: "iDile WtiJSlSlemtsmaJft . . .  IDaJIlIIl nJidlll: 
länger 1h0fielIl, ,aHleiin 'lLIliber laJIlJJetn üibIiitgetIl 
ffiletIlJsch:Lich,etn Tätigkeiten von 'einem MythOis 
zu 'leben, oooe BescbJräJIlkulIlIg IUIIlid KonJtroHe 
durch nlam'OThalle ZJi,ele.' ·  

Und delI' idJeu1JscbJe J3IUInJdiespträlSiJcLelIlt Heline­
mlaJlltIl IS,aJgt V'or der DeIUIbschlelIl PlhysikaJiJs·chien 
OetSellscba,ftf: 1 970: "BetneiJbs Iseli:t Idler Auf­
kläf'lmg, IcLaIS n.elißt Is,eliJt ,I1UiI1ld 200 JlaJh:IlelIl, 
k'etIliIlJ€IIl wirr Idas Leilbbifld Ides WliISlSietIllScbJa:fitI.elr­
Individualisten, der ,obj ektive Wissenschaft' 
tl1eibt. MiIr Ischiei:ntt, daß Mer EnlbfllemdUJIlJg nlidü 
nur N1 �aJUf tgJelIlOlIIlmetn, isoIlidJern iideologÜJs1ert 
w OIIleLetn IiJst.' , 

Und lin ei!TIJer RleVlvslion delr IbliJsheriJgen 
Lai;SISIez -'Daifle-Hall tUlIlig :illl wlilsSle!ll!s cha:f:tlspOIHtti -
sCh'ern Rr'aJg'etIl .ßei'ßt 'ets !im J,a!hI1esbiemidltt der 

Deu:tJschen F0I1schIu'Il!91S1getS1e'LlsdllCl!ft: "For­
sclrunJgsplanung, ,ein IE V,QiIDCl!bwar oder For-
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Wille 
schung.sg'emeil!llsdll(�,ft wähflelllid .  'einer Iganz'en zu gewährleisten und einfaCh den WunsCh 
Epoche nahezu Vlerfiemtler BJeIg:Iliff, wurde rur nach gemeinsamer Arbeit v,ermissen zu lassen. 

uruaooWlelichlli'cben Verpflich1:rwI1Ig." 

Ich 'gtlal1lbe, Idalß milt dIletsen Beweli:sen e:iln­

de'llltiJg ,gelSlBlgt iJst, daß les hiertllbe in kJetiiIlle,r We!i's,e 

mehr IrnBlrulffi !gehen kJalIMl, daß m,an Ill!IlJtler PÜlr­

schungsfreiheit einfach das Tun-und-Iassen­

KÖI1!Il!eiIl leines :elinzlelnJen FOI1scrnerls velr:suehen 

könnte. 

NUIIl ,einJiJg:ets �r Binlheilit von FomschunJg und 

L'ehre. 

Delr GrlUinelJSlaitz - gl:aube Irch - wlaJr lins­
ge�lamt UlnbeISltr.it:teiIl. Es lilst IBlbe,r ,an meihl1eren 
SteU:en zum AruJsldiruck Igeonacht 'worden, Idaß 
Ülnga!IlliJsa1oI1iJsch'e Maß!IlIaJhmen ldiileSle!Il GrunJd­
SIBlt'Z zelI'fstö'I1en kömLten. 

So Ischire�bt lUIIlJoor 'anideliietIn Plrofiessor Schnorr 
i:n ISIEÜIIlIßf Stel�lJungnlaJhme: " Die EiiIllsletz'lllIllg der 
a'llß'ermde!Illtilichien PlrofeSlSOI1e1Il Ischwört dli:e 
Gef,albr I€lilner 0I11galIlitSiatoIii1smelIl ZeIIlspld1tt1eil'lU!I1.1g 
he;pauf, dli'e die Binlhelilt von FQlIISdllllJIllg und 
lJe1h'rle z€'I1S1tÖirt. .. Selifne Spe!k<t:alb:ilbität IsdJeh t dii'e 
Gel�aJhr ,,:SchwöI1en" und :dahei die' Einh:eH "zeif­
stören" . 

Ln Wahrheirt: 1geht 'eiS dlamm, dlCilß die 
Uinivemitäten letiln!e VeiIldichituTiig dlets UlIlJi,v,elf­
siliätJsbe1.'Ililebes lerfiaJhl1en, um! ZWlar mit !hoch­
wer1:JiJgen I<!räfte!Il. Und laalS liJst gut füir .dJi!e 
WdJs:SeIlJSma1f:t aIIl. ISi,ch, für IdliJe 'FQrschJuiIllg und 
füJr :die LehDe ulIlid iIlIl be!s'OnJdtelnea1; lIlJatürUch 
auch für IihlI1e Etnlbeilt. 

Eine Zersplitterung auf organisatorischer 
Ebene :il�t laJ1�o laIUlSiQlelSdüOlS:StetIl. Vor aiUerrn auch 
dlelswe!Qlen laJUlSigtelsch:loISls1en, weoiil IgeI1aJdJe diese 
Novelle die Parallellehrkanzel nicht ein­
geführt lhiatl, Isond'em ,etben dien Außelrondent­
lli'che!Il Pl110�eISisOlT, dler /in iiilli1eIl! Vielr;wiaMl1liIlQlS­
und Oflg'aJIllilsa tJiiOnJSfir,ag,en WleiLSlUTII9'SIgi€lbu.:ruden 
ist. 

Ich' zitüffile lin dlileslern. ZIutSIalIIllmletnhlailllg den 
§ 1 0  a Abs. 5, in dem 'es heißt :  "Der Außer­
ordentliche Hochschulprofessor ist in seiner 
Eigenschaft . . .  als LeHer e,iner Abteilung . . .  
an die Weisungen des Vorstandes der Lehr­
und Forschungseinrichtung, der er zugeteilt 
ist, gebunden." 

Und im Absatz 6 heißt es : "In ,allen Fragen 
der von .ihm besor'g,ten Aufg·aben in der Ver­
waltung der Lehr- und Forschungseinrichtung, 
der er zugete,ilt i,st, list er ,an die Weisungen 
des Vorstandes gebunden." 

Da kann man nicht von einer Zersplitterung 
reden. Der Grundsatz ist nicht in Frage 
gestellt, sodaß wir vielmehr annehmen 
müssen, daß es da und dort doch an unseren 
UniveriSitäten darum g'eht, ,die Stärkung des 
Mittelbaues zu verbindern oder eine V'er­
steinerung der Abhängigkeit der Assistenten 

Und schaeßI,ich einiges zur M'Übestimmung. 

Das Institut für Völkerrecht und Rechts­
philosophie der Univ,ers.itä:1 Innsbruck. schreibt:  
"Die MitgHeds:zmhl dieser neuartigen Pro­
fessor·en ,ist ,im Prof.essorenkollegium auf einen 
bestimmten Prozentsatz zu beschränken." 

Der Dekan der PhilosophisChen Fakul,tät der 
Universität Innsbruck. schr.edbt:  "Außerordent­
liche Univlersitätsprofe.ssoren im Sinne des 
§ 10 a erhalten niCht automa,tisch Sitz und 
Stimme, sondern werden nach dem Prinzip 
der kollegdalen Delegation lin solcher Zahl 
entsandt, daß ,ihr AnteH nicht mehr als ein 
Drittel des Professorenkolleg.iums ausmacht." 

Da,s Rektoflat der Montanistischen Hoch­
schule geht weiter. Es ist vOflsimtJiger. Es sagt: 
Je Lehr- und Forschungsrichtung soll nur 
einem AußerordentLichen Universitäts­
prof'essor das Recht auf Delegierung lin das 
Professor:enkolleg,ium zugestanden werden. 

Es sagt terner, und hier, glaube ich, irrt 
auch Herr Kollege Scrinzd: eindeutig, daß im 
Professorenkollegium weisung�gebundene 
Professor,en tätig sein könnten. Wenn Außer­
ordentldche Universitätsprofessoren im Pro­
fessorenkoUegium tätig sind, dann slind sie 
nicht wei'sungsgebunden, weil Isie weisungs­
gebunden nur lin lihr,er Arbeit sind, und hier 
auch nur in organilsatorisrnen Fragen. 

Man verlangt zudem aber ,auch - wie es 
hier heißt - (}j,e "direkte Unterstellung" allen 
Personals, den "direkten Eingriff des Vor­
standes" oder: "Die akademische Behör'de ent­
scheidet, welche Rechte ·auf Benützung von 
Einrichtung·en und Räumen und auf 
Inanspruchnahme von Personal dem Außer­
ofidentLichen P,rofessor zustehen sollen." 

Man fragt s.iCh wirklich, wo denn hier der 
Vor,schlag j�t, daß es dem Außerordentlichen 
Professor erlaubt sein soll, eine UIlJi'Versität 
zu betreten. 

Wir sehen also ganz offensichtl:ich, :daß an 
einilgen Ordinariaten nicht edne Hilfe ,erwartet 
wird, niCht eine Bereicherung der Universi­
täten angestrebt wird, sOIl!dern daß man in 
diesem AußerordentliChen Professor e,inen 
Eindringling und einen Eroberer sieht, den 
man möglichst rasch r,echtlich abgrenzen will. 
Man wHI ,ihm nicht entgegeng.ehen, sondern 
will mit Formalitäten die Argumente ent­
kräften, denn die VieIlJia docendii glilt wohl für 
beide .gle.ich, und es kann somit nur in Ver­
waltungs- und Org,anisationsfr.agen ein 
Unterschied sein. 
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Wille 
Ich habe 1mmer die Auffassung v,ertreten, 

daß die UIliiversitäten dite Hoffnung der 
DemokratiS'i'erung linsgesamt Isein müßten. Die 
Hohen Schulen müßten die Demokr'ClItie vor­
leben. Im R:eiche der Gelehrten und Lehrenden 
und Lernenden soll Demokratie eines Tages 
nicht verordnet, sondern endlich und ledigEch 
rechtlich saniert werden. Die Erneuerung 
braucht eine lebendige Bereitschaft lin den Uni­
versitäten, aber auch in der Gesellschaft, und 
wir hoffen, daß bei der Diskussion um das neue 
Universitäts-Organisationsgesetz dieser große 
Beweis der lebendigen Bereitschaft erbracht 
wird. 

Osterreidl hat eine ,groß'e Universitäts­
tradition. Osterreich hat aber auch den größten 
Universitätsprofessor, der trotz seines Genius 
sein Leben lang "auß'erordrenUich " blieb, 
hervorgebracht. Auf diese Weise rilSt Sigmund 
Freud nicht nur der Stolz dieser Nation 
geworden, sondern auch ddre Niederlage seiner 
Universitäten. Das mögen die Magnifiz,enzen 
und Spektabüitäten dieses Landes ,im Zuge 
dieser Erneuerung bedenken. 

Hertha Firnberg skizzierte di.e Auf.gaben 
der Hochschule einmal so : Verbreiterung der 
ForschlIDgsgebiete, Spezialisierung, inter­
disziplinäre Kooperation, Teamwork statt 
Einzelforschung, Koopera'tion mit außer­
universitären Institutionen, internationale 
konzeptive Planung. 

Für d1ese Hochschulaufgaben unserer 
Legislative und UIliSerer Exekutive, den 
Universitäten und ,ab heute auch ihren Außer­
ordentlichen Professoren neuen Rechts ein 
herzLiches Glück auf! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die 
Frau Minister Dr. Firnberg. Bitte. 

Bundesffilinilster für Wi1ssenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Herr Präsident! 
HQlhels HalUlS! Ich IdaJrt mir noch elilIliJge Bemerr­
kThnJgleifi ,m dien GelSetZlen, zu !dli'e.sem GelSetz,eIS­
bÜlIlJdJe� leldarulblen IU!IlJd kraJIlln mich 'Slehr kurz 
�aJsISeifir, wleliil Im[lJeifi jlCll ,elilrumütJi/ge 2Jus'1:1i1IIlmllrr1J9 
ge9le!ben :Wtel1!]en wind. 

Helr,r A'bge'omoo,etJe1r Dr. ßlrelll'k halt be'aJIlISt'an­
det, da'ß Ii\n kUIIZler Zeit zwei Nov'eJilen zum 
H ochsdml-0I1g1aJIlli1s'aJbi ons\ge\sletz vOTlg,el egt 
weinden. kh darrf bet'On'em, daß ,eiS s:ich dJwrcha'llJS 
nicht IUm lei.iJIlJe' KOIl!z'eptlOislilgkeit hialIlJdeillt, !Son­
dem daß lebelll IUIJli'el1schli.ledliehe M,aJbell1i:en be­
haJIlJdeH W1UIroleln, voo dienen jede �laJIlIge Ver­
handlunJg,etn healllspruchtJe, und für j'ede voo 
i:hnen IWlalf lde'TI IBi!IlbinilIlJguJIligls'tJeI1IIlliln iUJIlJslilcher. 

Mil1:!belstimmung für dire Stuldiile,r'ß[lJden u!Ild 
die Auße'foll1dentMchen ·Prrrofle/sls'o/I1e!Il nlelUien Typs 
haben be!:iJdJe IlIa!IlJgle V'erh'aJIlldlu.IligelIl IglefQlrdelrt j  
idl W'UIß,te nicht, und 'eis WlaJr al1lch nicht labseh­
ba,r, Wlann belide heloodlet weTfden kO/IllIlitJen. 

Ich da:rf atU,ch be,tüluen , daß delr Vorwl1llff, 
dalß immer wUJelder Novre'lIren ZJU'ffi HochJsdwJ.­
OfigraJüSlartJi'OlnlSlgeiSietz kOimmen - dille/sler Vor­

wurf äst 'auch belim Hemm AhgeordnJet'en 
PnimariiUJs Sorinzi ,afllg,ekluIlJge!Il -, obwohl 
schon 'ein EnrtWlulff zum UnIi'VlBrsliltäts­
Ofiganilsla,t!i:oflisigeJsleltz ZJUf Belgutlach t'lllIllg 'aJUsge­
smickt iJSrt, ffilBine,r Melinurrug [lJach nlicht ziel­
fühI1enld liIS,t. Ich möchte rdJilels,en Vlelg weitJer­
geihen. Es li!st 1etZitJelI1 Endeis delr Welg ,der 
Famiili!erruflechtsfleform, der dalIIllit tleüwelilse 
beschlflirbbelll Wlill1d, nämlich T:el11'etlalppea1 IdUifch­
zufüh.ren 'Und! trotzdem nerbellleJilruCllIlJdm dile 
große LÖlSiUll1Ig ,an'ZlUlgebJen·. 

DielSeis DTieJ�el1bÜ!Illdel von GreserizelS-
uov,e.I1ie'l1UJIligelIl, "Einfü'hfltmg AlUßleiro,nd·e!IlJ1:­
lieher Professoren neuen Typs", hat sehr lange 
u!Ild sehlr 'eti[l\g,ehetilidle BtertatluiIllgen Vlwl'aIlIgt. Ich 
muß s'Cllg,en, daß !ßIS 'elin Isenr weiLtelr W,eg von 
den VO'l1schläJgen Ider paJ111lamelJl!tlCllniischlelll Hoch­
sch'tl.llreformkommiJSiSii'olfl. bils rur 'Jetzten V,er­
wlilrMi'chJUIlIg, rbils zur RlelainiJsli,e'rluilig iiSt l 

Es lilS! 'auch j'etz't [lJidllt die Me'ÜllJU!IlJg drurchJaus 
ein!heitl!lich igerW1elSlelll. Ich darff VlileHelich!t noch 
elilIl€lll 'eii.:nziJgelll FirotelSt ZIU d:iels'err beI1eilts VOlf­

gelegben Nov,eMilelI'ulll,g mrführelI1, rum Ihnen zu 
ZJelilgen, wli'e ISchwilß'rti.g es [1St, zru ein!ßlr BiIllilgk'ei't 
ZIU kommen. EIS warn von prof,etSls'Ü'f1a11erT Sei,tJe 
IlIa'chträglich foJlg,eIlldermaßeifi zum mtwurf 
geschl1�eben: n�elSle Au&eroI1deIlltHchen Pro­
f'essoren ifierulerrl Typs 1l[}Jd de,r V0ll1schi1Cl1g, sire 
zur Gäifi�e ilIl/s KoH€Iglirurrn zu Il!e hlmeifi , rnst - ich 
�i'tJilere wört'lrkh - ein "lsltörendeJS, wenm. Ilii!cht 
�eT'stö�e�:1I:lI€ls BltelJUletIllt" .  Hs lilst Igle1e'iJg'Ilier1:, dii!e 
" OndJifllClirtileifi -UlllIive:I1sität" ffilaJIl behaJrrt 
darauf - in eine "Extraordinarien-Universi­
tät" umzufunktionieren. 

Diese AUIgls.t ldingt ,itnUDJeiT w!i,oo'elf 'a!Ilj UlIl/d 

es list dllLfchla!Uls II1Jkht I�eichrt, zu j1ell1'er E1iniJg'll!llIg 
zu kommen, IdJi1e' les tgresbalttelt, diile Novre,lliileITUlug 
YOII2IU'l'egelll-, I1lffiSO W1e1IlJ�gelr , la,lls jla B'UIllrdJes­
k'anzler,amt, Fi[ljaJIlzrmilJl!iJstler,illUm 'llIlJd mein 
RlesS'or,t mi;t den Igrels1amtJen IntelfielSISlen Vlelmlre,t,e'rn 
aJIl lden ßrell1a!t'ulIlJglen hetJeli1mlg,t wa,r,eifi. 

Ich idJaJrf la!bschllileßI€'IlId ldaZIU /saJgea1 : Ich meilIlre, 
daß diese drei Gesetzesnovellierungen ein sehr 
wesentlicher lU[lJd 'slehr konkreter SchI1iJtt zur 
Hoc:hschrulr.efomn rsüinJd. Neben laB den 
gel[l,a111lben Grürudretn, näanllidl Idaß w1ilr damit 
mehr Lehrer an die Hochschule bekommen, daß 
wir Auf,sLirßigsch'alllc€Il1 für .ÄJsls'ilSlbeTIitJen, fürr den 
Nachwuchs b:ileitlelIl, daß wir idaJmit T'elarrIl-Arbelit 
ermög'�ichJeifio, üelgrt mednerr M,elill1'U1IlJg dile Igroßle 
Herdrerut'll!llJg ,atUch IdCllmn, !daß ,elin, Tre�l der 
Organisationsreform echt vorweggenommen 
will1d. 

Im ZUiSlaJmmenhai!rt ffiiH d.em UOG-Bntwurf 
wurde zwar scherzhaft, aber doch recht 
eIlIemglilsch KI1i tik dCllPaIIl Ige übt , daß die neue 
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Institutsstruktur, die im UOG enthalten Fallil. Ich b1tl:Je Jene F'DaUeIIl lunJd Hemen, dli,e dem 

ist, für KI,eliiDJStbins.tLtute, IdJile ,atUlS 'ei'llJem Pro- vorbüelgelIlldelIl GelSletz'eIIl!twul'f ,auch in dllülUer 
fiesisor und IOOIS 'elmem AlslSlilSbelIl.rben .beS!tehen Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 

- es wiUI1de VleIlg:elSisen zu lSIaJgelIl, Idaiß IOOch den Si,tzen Z1U ,eriheben . - Dals iJsrt. e i  n­

noch leim iStuJdentl: Idort lSIeIin mÜSiSte' (Zwischen- s It; i m  m i ,g ,a n lg le III 0 m m e n. 

rufe bei der OVP) -, ISO bes,chaffien ilslt , daß 
dilelSie �1'eiJnls<ttilnJsti'buJtJe nicht fiunktioilllsfähliJg, 
nicht IleberrllsfähliJg isein kÖIllllitlelIl. 

Da,Z!ll möchte lidl ISlaiglen : 1'vf:elilI1!e,r MeiTIlUIfllg 
sind IdlieSte KLefiJnslIDIIlISltJiltrute, heuue fJalbsächlich 
nlichlt melhlr, fuI'llkltioDJs.fälh�g, :nicht ilebeDJsfähJiJg. 
DaJS Mode};} Idler II1lstliJbute, von Iheute IillJUß 'eli'll!e 
größle[1e :Eilllheit ;s'eliln, lund um dielSle5 'Moden 
etrfü}1l<en ZIU kÖllJIlIelll, mÜlSIsen wir ,ehen dlie 
A ußeroldentlJicben PI<OfleLS!s OI1€lIl II1!elUlen Typs 
haben. Si'e IsUnd ,eIDe VOI1af\.l1S1SletVlIDg Idlafür, 
wleil! Istile Idie VOlia1llSiSletZ'lllI1lg tür ,ebne echte 
T'elam -Älllb<eit 'SimJd. 

Teh hin lS'elhr dalI1!kbar, daß dli,e, AbgeoordinJe'ben 
bei .delr Ge1e<g'en'heiilt Ider NOVieililiie,fIUIIlJg Idlilelse,s 
Ge:Seltzes 'eiillle'll weilbelflen lU'Illd Isehr beldertlJUuilllgs­
vol1'e\Il R1e'fof1IDschI1i'tt !giesletzt !hJaben, näm'lich 
di,e llaJfiig etwüIllsrn1le 'UillId ,1laJfiig fü� iIlootW1elIllddlg 
Ueh1a!ltelllle und lim . 

V orls'chl'aJg Idelr plaJr},a;mlelI1-
ta!rilschelIl HochsdllUlltkom:m:iISlSli'OIIl ,l,ang 'eli!flJge­
pllaJIlite AUISIschlietihUlD.lg ,aiUe:r LeIh!rklalIlzeiliIl' IUIIlJd 
eUer ,akaldemtschielIl POIsben laIIl 1d'eiI1 Hoch!scn..Ullle!Il 
g�eichZlei<tdJg mit beischloSiSIen halben. DielSie'I 
Smrtt'tt 'i's,t lein Iganz 'gewla!llt�ge,r -SchlfiltJt lin Rd'm­
tung T,f1ailllspalrenz, dil'e Idli,e 'elIlst'e VOIlCilUlSiSielt2rulIl;g 
list für, IClJile Modemilsi,elfftmg, für die R1efOlI'm 
UillLSielI'er HomsCh.1tI1<en. 

So meme ich, meine' namelIl 'UITlId HeiI'.I1eIIl, 

daß ldilles'€' kJlleine NOVieJole ei'llle Isehr Igroße 
BedieulbunJg hat 'UIIlld IdUJImatUls !im Silß[lle UnJSieT& 
hochisdmlpdlitiJschien GeIstlion IVllISlgeSiamt li/SIt, laJll 

den HornschiullelIl V,e,nslUrne zu ,etJalblli,el1€lIl, ' d!ie 
sich im Vorflelid Ielmer Igrößel1e1ll R1ef-orrn 
bewäbJron können. ,(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist tniemand mehr 
gemeldet. Die Debatte liist geschlossen. 
Wünscht einer der Herr-en Berichterst'atter ein 
Schlußwort? - Nein·. 

Wü 'kommen [(]JllIliIllJehr zur A b IS  t i  m­

"Vli:r ge,llalIlJgen !I1!UIIl!IIllehr zur AblStJilffimung 

übelr ldelIl mtwulTf, mit Idem Idals Homsm'llil­
OngiaillliISlaJ1Ji'OIllSlg'e/Sietz 19Ieändert wI1I1d. Hii'IllSicM.­
llich deJS. Art. I Z. 5 dlSit ,gefJl'eIIliIlIt AbtstfimmuJIl'g 
v,eriLaIllIgt. Ich wendie idalher ISO vorlge/nen. 

Ich .biJtte jletnJe· Damen IUIIlld HelDI1en, ,di'e Idl€m 
Allt. I bils elilIlls'ch:H<eßlich Z. 4 ilI1 dJe,r FiaJSlSulng 
des AlllJSschlUßbe,richfJes ilhiie 'ZrusltJirrnm'UIlig :er­
,telHeIIl,  sich von den .SitZiffil zu erheben. - Das 

wst leiilllis<timmJi,g. 

Wti..r Ig:e1C1l1lJgen llfU[}Jffilehr ZllJr AbsluiilI1IIllUlIl!g 
über ATt. I Z. 5 iiIn Ider 'F.ifSiSlUnJg Ides A'UJSlschuß­
berid�te!S. fch ;bi,ttJe jlelIlle DaJIDleII1 ulnd HeIfien, 
diie hi'elzu lilhll1e ZUlstJimIIllUlIllg Igelben, !SiCh. von 
den Si:t�en: zu ,erheben. - DaIS ilSlt di,e IM·ehr­
helilt. 

Wlilr IgelllaJIllg<e[lJ IIlIUlIlmehr ruf AbsluimmllJIlig 
ü bell' Idi'e [1e1S1bbi cbJen '[Jelm'e dlels GelSe;t�entWlUrfies 
SIO w1ile Tli:beil 'lIDd BiInIgan,g iin der FlaJSls!UIIlig dies 
AUiSIschußherichtes. Im bitte j'eIIlIe, Dam<en uru:l 
HeTirefIl, die Ihti'Bzru lilnne ZlUlSltJimm'llJIlig erteäll,elll, 
sich von Iden Siltzlen Z!U le'I!ruebelIl. - lDaIS is<t 
eliln.iStJiilrnIlliJg. DaIIllIilt liJSt Idie zwelilte LeS!unlg 
beleillidet . 

Der Her;r B'elI7ichIbeIlSlba·tber beraJIlltJIlClJgt die 
sofortliJge VomaJhme Ider drillben DelS'llIIlIg. -
Ein.wlaJIlld Wlirld !IlIicht 'er.hoben. Ich bUtte dlalher 
jleiIlJe Damlen lU!IlId Her1l1en, dtile dem vorliiegenldJoo 
OesletzetIl!tWlUJrf lauch in IdritJter [.1e!S'UlIll9' ilh!re 
Z1llstimmUlIllg lentlehllen, ISlidl VOlIl IdelI1 Si,tzren zu 

elrhehe'll. E Ii: lIl! iS tl !i, m m dlig Ia: II1 lg ,e 111 -0 m­
m e n. 

WIÜ IgretllaJllgetn '11J1.l!I1me1hr rur Ab.stli'mm'U'Dig 
über den, 'Entwurf Idler 25 . GelhaLtJSIgeSietz­
NOV'ellle. Ich biif)tJe j1ene IF,nalule!ll 'Urud HeI11elIl, 
dlie dem vOiI,llilegeIlJdJell1 OelsoetzrelllltW1UJlif ISlalIn t 
11He:} 'ood EiIIlIgralIlig ihre Z1llSltiJInm'lllIlig lerteille!Il, 
sich von d,en SitZle'll: ZIU 'erheIben. - DCIls ilsrt ein-
stimmig. 

m :u  n 'g, dite !im übelr j'elden delr Idlreli OelS·e'tz-
entwiilffie Igetnmlnt vomenme . 

Wur 'g,elialiligen ZlUJeI1&t ZlUJr AblStrummnmg Ülbier 
dien Enitwurf, milt Idem dJaJs Ge'ha:lt1Süber­
lleliotJuiIllglslgelSletz geäiIlldelfit wiim. Im bitbe jlen1e 
F:r.aJUleII1 'UllId He'fiIlen, fdiJe dem vOI'llli,etg'ewdlelll 
OesetZJelIlltW1U)r.f Siam! "Diltlel rUDJd EiiJn:glaJllg ihre 
Z'UlSitimmllllIlJg ,erbelilllen, ISlilm VOIIl <dem Silt'Zlen. 'zu 

eihe!b<elIl. - DaIS im !efulJstJimmiJg aThg'€!Il:OIJllJIllen. 

Der Herr;r Beri chtbelI1sbaibber bealThtl1agt dile 
sofortige Vornahme der dritten Lesung . Wird 
edn EilIl!wand e1rhobelJl? - DalS iiiSlt :micht deIr 

Bs mlrd Idlile Isofoll1Jilge VOI'lllICllhime delI' Idnit1Jen 
Leis'lllIllg Vletr'�aJIlJgit. - '�ediIl BilIllwlaJIlId. Ich biltlbe 
daher jleIlJe f'iIlatUleIIl. u!Ild Herren, IdJ�e, dl€lIll vOIr­
bilerglelIlden Gesert.ZlentwUJrf lalUCh lin IdTittler 

L'elSlUlIlJg ihre ZllJSItdlmmllllIlJg lertJelHlen, Isdch von 

den Si�eIIl 'ZU ,erheben. - Daillkle. tEi<llISItimmiJg. 

·BeVOIl' wi:r lin der T'algesondiruuJllJg Wleittler­
gehlen, mörnbe li'ch dem Herm AlbgeOll1C:hnJetben 
LaIJlc für leiinel ÄlUßlelIlUll1J9', IcHe dlelr W üItl.e dies 

HaJUiSlelS ![)Jicht leßltJsplIlidtt, eJi!IlJen 0 ['  Id lIl: U n 9 ,s­
r 'll f lentleHre!Il. 
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5. Punkt: Beridlt des Ausschusses für Wissen­
sdlait und Forschung über die Regierungs­
vorlage (320 der Beilagen) : Bundesgesetz. mit 
dem das Bundesgesetz über geisteswissen­
sdlaftliche und naturwissenschaftliche Studien­
richtungen geändert wird (384 der Beilagen) 

6. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
sdlaft und Forsdmng über die Regierungs­
vorlage (321 der Beilagen) : Bundesgesetz über 
die Ablegung von Staatsprüfungen der rechts­
und staatswissenschaitlichen Studien (385 der 

Beilagen) 

7. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über die Regierungs­
vorlage (321 der Beilagen) : Bundesgesetz. mit 
dem die Verordnung des Ministers für Kultus 
und Unterricht. durdl welche für die 
Universitäten der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder bezüglich der Erlcm­
gUDg des Doktorates an den weltlichen Fakul­
täten neue Bestimmungen erlassen wurden. 

geändert wird (386 der Beilagen) 

8. Punkt: Beridlt des Aussdlusses für Wissen­
schaft und Forsdlung über die Regierungs­
vorlage (351 der Beilagen) : Bundesgesetz. mit 
dem die Medizinische Rigorosenordnung aber-

mals geändert wird (399 der Beilagen) 

Präsident: Wir kommen nunmehr zu den 
Punkten 5 bis einschließlich 8, über dde die 
Debatte ebenfalls unter einem abgeführt wird. 
Es sind dles 

die Änderung des Bundesgesetzes über 
ge�:steswissenschaftlidte und naturwlissen­
schafUime Studliennichtung,en, 

das Bundesg,esetz über die Ablegung von 
Staatsprüfungen der rechts- und staatsw,Lssen­
smaftLimen Stud,ien, 

die Änderung der Yero:oclnung des Ministers 
für Kultus und Unterricht, durch welche für 
die Un:iv,ersitäten der im Rffi'chsrate ver­

tretenen Königreiche und Länder bezüglich 
der Erlangung des DokJtorates an den welt­
lichen F,akultäten neue Bestimmungen erlassen 
wUJ1den. und 

die abermalige Änderung der Mediz.inischen 
Rigorosenordnung. 

BeDtchteflStlatter zu Punkt 5 ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Iteinhart. Ich ,erteile ihm das 
Wort. 

BeliidlterstaUer Dr. Reinhart: Herr Präsi­
dent! HohelS Ha'UlS ! M,eilnJe, Damen lUIllld Hermn l 
Ich bl1inJg1e den. BeI!irnt 'des Arussdlllllsseis für 
WlilSlseIllSchafrt: UM FonschUlilig über die 
RegiieITUlIlJgJsvorla!ge (320 delI' Beit1aJgen) : BUIIlides-

gesetz, mit Idem das BurudleSigeisetz über 
geLst'elswtSlSie!Illschia[�l;j:che IUIIlld nat'UTWtiJSlsen- · 
sd1:a�t�idl'e SltrudlilenrichbUlIligleID igeämldel'lt wiJrd. 

Y,erha!Illdl'UlDJg'8n IUII1Jd Gespräch'e m!irt: I,ta!Hen 
über looe Ailierkl€lIllIl!UII1Jg drer InJeUlelll öster­
reichliJSchen lakJaldemlJschlEm Gl1a!dle, IimJs'beSOlilidetre 
dJire durch !dias BulndJesgresetz übel!' geilstes­
wilJSISIeIIlISchafrtHchJe S1ruJdi'e[)Jrtich!tUlIltgen ill!eu 'ge­
srnaftenen, hlaibelIl ,eI1gebelIl, Idlaß von 
iltarHeniJsmer Sel�tJe die Y o.I1I'a!gJe deT alUf Grund 
d!ets erw äootern GetSletz'elS zu, erll'aJSiSloodrelIl 
StudiJeIIliOI1druuJngeID und Stuldti,enplänJe· vedalIllgt 
wiro. Da: leIS lI1Iiffit mö�llich �lSIt, hliJs zu BegilJlJll 
des Winlt:'etI1S'emes1Je!I'S 1 972/73 sämtliche 
Studienordnungen und Studi,enpläne für die 
im erwähnten Bundesgesetz vorgesehenen 
Studienliichtungen unld Stutdienzweilge fertig­
zustellen, soll drile erwähnte Ubergangs­
bestimmung des § 18 Abs. 1 1  zunächst auf 
unbestimmte Zeit verlängert werden. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat die Iteg,ierungsvorlage in seiner 
Sitzung vom 1 2. Juni 1 972 �n Anw,esenheit 
von Frau Bundesmini.st,er Dr. Hertha F.imberg 
in Verhandlung genommen und nach .einer 
Wortmeldung des AbgeoJ1dneten Dr. Scrinzi 
den Gesetzentwurf mit Stimmeneinhemgkeit 
angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Wissenschaft und For.schung den 
A n  t r a 'g, der Nationalrat wolte dem von 
der Bundesrleg.ierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (320 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung e·rteilen. 

Ich bin zudem beauftragt, zu beantragen , 

falls Wortmeldungen vorlieg·en, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident : Zu den Punkten 6 und 7 list der 
Herr AbgeordDiete W�ne der Berichterstatter . 
Ich bitte um seine beiden HeIlichte. 

Berichterstatter Wille: Herr Präsident! 
HohelS Ha'UlS ! Im btinge Iddle BeIlichtte dies AlUs­
sdruSises fü,r WiJsSieIllSdlJalft fUntd PO'l'1Schung zu 
den TagrasoI1OO'UfIlIg1Spullkten 6 11100 7, ZUlD.ächst 
also ü'belI' die RJetg1ileIlUlIlJglSVQfll,age (32,1 der Bei­
�aglen) : BUIIlIdesgetsetz übe,r dlLe AhlegmllQ" von 
StalaJbspTüfiUlIllgen. IdJer ·l1emltJs- 'UIl1Id! ISiltaa:bswiJSiSelIl­

schalfitlimen S'hlldJirelll. 

YOl'lgJI1eifll�ch 'emer IspäbelI1en NeuI1egell\.1Jlllg des 
StUidtirums der Riechlbs:wlilSlSenJsdllaftlen wst lilm 

rgegenstälnidlbidren GesretzentW'Ulrl Idile Ab'lietg1UlIllg 
drer j<uJdJi�reU'en 'UIIlId der IstJalart!swiiJslSl€lIlls·chaft­
lichen Staabsprüfu!rug !�aJk1.lJlltativ leIIlltwedm li'll 
FOI1IIl von T'eilprürungelll '()Ider Iiln. Fo.rm von 
kOIIllIIliJslsrionret.lletIl p.rüt'ruingen vO!l1geseben. 

Delr AIllJStschluß :für WiJsISleII1JsdlJaft 'llIIlId Far­
sdl1l1Il1g !hIalt Idtile RJelgiletl'UlIlJgJsvor11'aJg:e Im ISierilIlJeII' 
Si,tZUlIlig vom 1 2. J'UDli 1 972 Im Y,e,l'lhaml,I'Ulllig 
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Wille 

gezogen fUlIl!d belschlOislSielIl, dem Hohen HalUlSIe sloHen. SolcbJe ZwulschemäUiIIle 1S00l!Jen lalUer­
übetr jetden in delr Rlegti!e'rtllllg!svoir'l'aJge €lnt- dJilIlJgIS lelinen ZeliitfiaJUm von leJilIlig,en Talgen nicht 
hailtelIlJelIl GeootZ'e!I1ltJwru.1ff l€lilIliOO iQIesoooolI".ten übe.:[IS'f!eigen. 
Belllicht Z'U ler,SitJaJt;tJen. 

AlbändJeruIll9'saIIlJträgle wUI1den von delIl Abige­
orldnelten Dr. SonilIl!zd 'UlIlJd Dr. EllIIlIacore gesteHt. 

Bei der A,b!sotilmIlllU[}Jg WlUrlde' der Qesert:z­
en.tWTUJrf vom AtuJSlschtuß fU!IlJt1etr BerückJslkhitiigung 
dier vOloorwälhIntoo Abänlde'ruJIlJglSIaJI1trätge' telillS 
milt StirrnmelIlJelmeIJliJg,}Qeliit, rt:etilLs llIllilt SiJimmen­
meh['lOOlilt lalIlJgenOIIlllllen. Der V'ertJaJgutIllglSlanttnag 
dIeS AbgeondJnJeten IDr. Bliemk. ofiamd nlidlJt die 
Mehrhelilt Ides A'UlsschUlSISeiS . 

A,ls ErgehlllilS Slelmr Ber,aifrulIlJg IstelLt der Aus­
schuß für WiiJslSle!I1lschlaft und FonschumJg Iden 
A n  t T ,a 9. der Nart:iOllliaJmat woUe dem dem 
AUislSdlru.ßbel!i ehrt: atnJY,elschJIOlSiSie!Ile'Il; Gelsetz­
entwUTf di'e VletrfialslSlU[Jjf]lsm äßi.iJge illstJimm11Ill9' 
e'litelialOO:. 

WeiItJens berti,cbttJe I�ch über Ime Retglie'fIUIl1Igs­
vorr1aJgle (321 d1e,r BeillatglelIl) : BluIlldelStglelsiett'Z. mit 
dem die· VieroI1dtnu'llfg iCliels 'MilIlJiJsrt:lelfS für KiU'�tUlS 
UIDJd UlTIJ1Je['l!1.ifcht.. drurr-ch weilche für Idie 
Undvemität'en fder im RleidlJs'l1aJ1Je, VlerotmeteneIl 
Köndlgreiicbe 'llIIlld Länldtetr bezüglich delI" El1m­
gung des iDokitor:aJtets 1aJIl. den WIe! tJllichJelIl iFla1wl­
tä'beln lIleue Belsti.mmUllllg.eIl 'eIf,llaJSlSen WJUIlden. 
gefulJdJerrt: wtiJnd. 

VOlfigrelitfllidl eIilruetr Ispät'eOO!Il NetlII1eIgelulIlig dels 
Studlitums ldier RiechJtswilSlSenscbta1it!eln. 'iJSlt im 
gegalIStä!Il!dld meill GelSe,t7letn1JW1U!flf dtile A1bltetgUnlg 
delI" enItlsprecbtellldelIlJ ·Rrl!gOlrOisen fiatklUll1laliiv ent­
W1eId.teIr im FOiI'IIIl VoIIl 'Jietilpriifumgen. oder in 
Form VQl11 kOlIIliIIlitSlSiiOlIletHen PrüfuJngten vor­
y,eselhen. 

Der ArulsIscbJuß für WtilSlSielIllsdua1it 'lllIld For­
sch.1l!1l!g hart Ime RegliteI'UlIllgsvOPltatgJ€. �n seJiner 
Si17ru!nJg vom 12 .  JIUIIlli! 1912 iIIl! VerhJaJndllung 
gezogen lllIl1Id ,belsdlilOiSlStelll. dtem. Hohen HafULSie 
über jeden lin delI" R!egierunJglS'VorJlaJge Ienrt:­
hal.t€lIl!elIl GetsletzJentWlUrl e,ill1Je!l1 ge5oodie1rten 
Ber.icht ru emtJaliotJen. 

IAbälllldtelI1l.llIllgSaJIltJräJge iw1tln1dre1Il von den Abg.e­
ordrnJert:en Di". Sc!1.illlzi, tDr. BrmacQ.na. Dr. Grube'!'. 
B1echJa. 'UIIlJd Dr. Heämz FdschelT gtelSooUt. 

Beli delr NbtStimmll1llllg WUJI1de der GeSieJtz­
eIlItwud vom AUSISchJu.ß uMelT BerudcsJi'ch!ti.guIllQ' 
der vOIietrwäU1!I1Jben AbälIlldietnulTIJglSlatIlitlfäge teHs 
mit StimlffileiIllelilIllh!e1J1igklei't, 1JeliJhs lIllii,t Stimmen­
ffileihlrh€lit laIIlJgJooomlIIleIl. 

AlLs Bngebnlils ISietilTIJer BelTla'lnmlg stel'1t oor Al1.lls­
schuß für WdlSlSteITIJschaft mIld iFoms'chllllnJg den 
A n:  t r ,a Ig, ldelr NatioTIla:llrtaJt woUe' Iderm dem 
A U1slschtußhe["icht lalTIJgtelSchiloSISEIDJelll Gesetz­
ent1WlUrf dJie Vlerf'aJSIs'UTiigsmäßlig,e· 'ZruISI1:immunlg 
elI'lbed'len. 

Ich bim e[1[Il!ächrt:litgit. zu be,alllitI'lCllg,OO!. lim FlcuUe 
von Worttme'ldrtmgen Geneool- urui Spezd,al­

dleibtaJtbee !in einem laJbzlUfülhren. 

Präsident: Ich el1suche den Herrn Abgeord­
neten Maderthaner. zum 8. Punkt den Bericht 
zu erstatten. (Präsident Dr. M a l  e t a über­
nimmt .den Vorsitz.) 

Be[l�ch,tJel'ls,tJa,t'betr Maderthaner: Herr Präs,i­
dent ! HOlhelS HalUiSl Ich brillllgte dem Berocht 
des Alutssch.'UlSiSeIS füll" W1iJsISIeITIIS'mafit IUIIld For­
schl1.lllllg Ü'belf Idlite RlegieITUllllgtsvoo11aJge (35 1 der 
Bei,llalgelll� :  HUlIlldelS1g1esetz, mit ldoem di'e Med!i­
ZiUlilSchl9 R1ilgo.I1Q1SlenOI1dln'llllllg lcuoornnatls !geäInJdert 
willd. 

AiIlIaJtoonliJsdre Sezierublungen Isdoo nach deIIl 
dlerZ1etiJt IgedOOnldtetn: BestimIIlJUJlll9'en der 'Meldli -
ZIilIlIiIS.chtell1! RigorolStenordu'UlIlJg Idurch zwelj 
Winlt:letrsem.1elStJer fhtiil1ldJuJrffi zu fiooquelIlitJietrelll QInd 
sletUteIIl die V'OIllatUSlSlet�g für tdte 2JUllaJSisrtlllllg 
zum telflSltein medi2Ji.lIlIiJschetn. ,RliJgorOlSllJIll dlaJr. Bei 
ei!I1lem raJSdl.en Arnlsteigen !der ZaJhl ner StruldJien­
BIIl!fätnJger ,W1eIlldJeIllo Idli.le räumbidre 'Kiapa71�tät fUIIlId 
dals voIiliiantdene Lelidl!emmartlerilM 'aJIl den. ÖSiter­
rekbliJsch.en medJi�ilIliiSChJern. FlakllllltätJen., ms­
belsO!I1ldere laIber 1aJIl. Idel! UlIl!iV1eIl'lSl�täJt Im Wlilein, 
nichrt mehr IaJU:SlreIi.:dllen, um in. HilIl'lrunfit ,alle 
Srudtie:reiIlJden lilIl dJiletste Ubu!I1Igten alUlfZIUntehIffilen 
Ulilid 'silIllIlJvolll latUls�ll'blitltdJen. 

Um lelin :nicht voll befiI1iedJ�gentd.es Ammel­
dQlIIlJglSv,elf,Dah.retn tiJm kommetnJden WliJnJter­
semestJe[ ZIU vermeliidJen. lSo.l11 dJetn laJIlatomliiSchelIl 
Se'2Ji.ie'rübt1lIllg'€lIll eine I€linfühI1elIllde Le'hr­
V1€!llaJllJSifla:lt!UlllIg vOllalIlJg'esteiHt we1ooen. dile die 
notwendigen V OIikelllllllusse VlelTIDitttellt. W'illld 
'dlilesie Lehlfv!emam;l1:railittuntg erf'Ol1gooidl labge­
schlossen oder wird darüber ein Kolloquium 

e:rfol!g!reich ,abge!leg;t. ISO. Isolll der SfluldJiereIlide 
bere,chJtlitgt ISIefun, me laJIl/altOIlllilsmen Seziler­
übungen fü[ AnifälIlJger ZlUI ltllJskI1i:bileI!en. 

Die vOllgesdll1atgl€lIlJe R!etg1e'lfUillig für \d;re, Zu­
}laJSSlUllig 7JU den ,alTIJaJtomi:sch!eIJl. Sezie["übiumJg,en 
ilst 'ein.e vorühengiehenJde ; isi'e iSoJ.J. bills rur 

Der Al1.llslSchluß ilsit de,r MelillllUlIlig. daß tdi'e SchaffuTIJg ue!UJ€lr räJumld'cher I1.llIlId ,pellSO[]eUer 
TeiaprüflUtngen de:s Rlitgotrosums mÖlgllichJs,t laIIIl KiapazÜ!täte!I1 für dileSie lJeh:rv,el1aiIlJSitatlrt:lUlIlIg atn 
seJben T,aJg IstlaJttfilIl!dten IsollllelIl Isowile' IdaS not- dien ösrtJeimeichtiischen mediirzJilllliJscbJen Fratkl1.llltäJten 
wfelIlJetiJge Zwischenräume idii,e, GüHl1g,}QeiJt dies I eine für SturltilelllEm!de mJJd Prof,elslSlorelIl befif'ie-
Prüfum!gsv 0. I1glalJ1!g'e5 nicht beeiilnti"äehrt:itgen dlilgeiIllde UbelIlg'a!llJgls'l ÖISIUIIlIg lernnöglli'ch!en. 
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Maderthaner 
De'r A11lsiseflcuiß 'für Wi'sSlen!sch!arfit umi For-

I
: dem Oebilete des Swaf.r,ecflcbs, Ide!s PlTlivlaItI1echts, 

SdWfflg hat Idlile R€/Q1iJeruJIlJglsvorllalQ1e' iIn lSettlDJer des Gewerberechts sind überzeugende Bei­
Sitrunlg vom 20. JIUJIlJi' 1 972 Im VelI1hlaJnJchl'llnlg spiJe1e hJioefür. 
goeQ;Oglelll:. AudJ. W,aJS Idlals yeQ1enls:täintdlliichte, Them.'a 

Am dei[ Debatte bebei\llilgte!ll sich ,aJUßletr ,dem betrifft, mic±lit Idi,e ,ge!Sie!tilJich!e En1:Jsteh'UJI1lg,s­
BetrliichltJemSilJalÜtJer Id�e Ahgte'oIidtn.eifJetIl Dr. Grober, g€lsmidlllJe in Idlioe zwe/iItJe Häl.f,tie des 19.  JlaJhr- ' 

Dr. Scri!ll7Ji, [)ipl.-Ililig. Dr. Leimer, Dr. Bd'lllClmd hunder1ls h1ill1leiln. ni'B Ainfor1der'llllIllQ1ell des 
MOIS'er IUIlld Dr. Helirnz FliJschler Isüwüe' FI1aJU StuJdi'Ull11lS !der RJechJbswliJSlsemlschJadi1len VlOll 1 812 

BurudelSlIIliilIlJiJs'ber Dr. Hem1Jha FliumlbeIlg. sinld mit Iden StiuJdlilelll:ZJiJellelI1 ulilid 1d:€IIl Struidielll-

,ffin AbäintdlBruIll91SlantIiag Wlll1I1ae, vom Abg,e-
ü'oo{[lJet>e1ll Dr . Helmz Flilsch!ea- Ig'elstJeiUt. 

'Der von der BUIl1lI:1letSiI1elgi'erulilig vOlpg,elegit,e 
GesoetZlffilitWlUrf W1llJI1d1e llllIl/uer BerücklSlichltJiJgumg 
dle!s erw ähn1len AhäntdleruJIlJ91S'alIl'trtaJ91es vom 
AU'SlSmuß miJt SlJimmooleliil1lheHiJgkleli.t 'aJnJQ1e­
nOm!Illtelll. 

AlI!s E:ngebnJiJs Is,eiiIller B9rtaJWIIlIg tSiJelLt der A1us­
schlUß für W iJs:Sleruschiaft 'llIll/d FOllSch'U!Dlg den 
A n t IT Ia g, der NaJtJilOOl!al'I1att wolle ioem vor­
ge'legten GeiSlelt�enJtw!llff diJe VledaJSISlUn!gs­

mäßige ZUlstilm'IIl'Ull1ig 'er,tefi'llen. 

HeriT PräJsildtenJtl FaHs Wopl;ffilelltd'll'IllQ1sn vür­
Neogen, bilIl ich berechtJiJgt, zu beClllltftaJgen, 
Genle1I'aa- und SpeZli'a�dleballJ1le lin lei<Il!eIll 'Cl!bzu­
führen. 

'Präslilde!D.t Dr. Maleta: D�,e Berichterstatter 
beantragen, General- und Spe21ialdebaUe unter 
einem vürzunehmen. - Einwand wlird nirnt 
erhüben. Wir ,g'ehen in die Debatte ein. 

AllS erster rum Wort 'geme�det ,ist der Herr 

Abgeoronete Dr. Rieinh!art. Ich ertJeile ,es lihm. 

Abgeürdneter Dr. Reinhart (SPO) : Herr 
Präsident ! Hdhtets Halllls !  ,MeiIIlJe' Damen :UmJd 
Helf!IlelIl ! Atuf den leI1stJen Bl,iick :mlay es vi'elileidlt 
wenig zweckmäßlilg ,el1Schie!intetIl!, 'aJIlI91eisliimtJs der 
FüHte ide:r !h!eurt:iJgen T,atgelsol11dtrull1nig ru den 'bei­
den unter Punkt 6 und 1 aufsrneinenden 
Ge!Siet7JelI1twürfen tchiJe iDeihattbe ZlU 'eröff'Il!en, 
zumall be�dte VorllaJgtOO IdJile 2illlSltJimmUJIllg ,aliler 
im HialUlse V1eI1tr1e1leintetll RaJrrtJeien ood!en wmdan. 
AtbeJ." ISchoo ,athlelilIl laJUIS Ider · liaibSiadl'e, idlaß stch 
im Wli!Slsentsdl'atftlS1atU1S1sdruß ZI\l Iden beiJdietn 
GtesertZJelIlltrwürlielIl ,einte fünfiSit'ÜillJdiilQ1e DebtaJtte 
€/IlJttSpatIl!D. IllJIlId dla'ß ibeiJdle ,Enltwü!ffie, ISO. wenJig 
umftamgr1e'idl ,si'e laJUdJ. sem mögen, ZJiJellsoetzun­
gen des IsoZlitatlliJstlitsdwn Hüchsch'lllikoorepiles 
vedoo'llgelIl, 'eI1Smeitnt 'eiS lSimwoll, 7JllIIIlindest 
elilI1lig'e Igruntdlsätz:liche OedJatllJk.en ISleiJbelI1lS Idler 
R:eg,ierum!gisfimk tJi'Oll ZJU Idep O'IlIileren. 

Hoh!els HalUIs ! DiJe 'gegenwäJI11JiJg,e Bundes­
reglileroI1l9 ilSlt !UIIlJue,r laJIlIael1em bemÜ!hJt, RJefOllIl1JeiIl 
in ,a!UelIl LebeiIlJSbe,r!eich'eIn id'urchzu'fü'hrelIl, dti:e 
dre'rZledlt durch 19'esetzillichte Bestillll'ffi'lllI1lgen 
gefletglelt wetIldlen, wenn ISli,e Vl9I1aJli1leot IsilIld 'llIIld 
eliTlJeif zeitgemäßetn JlotwerudliJgetn Eintwlicklu'Thg 
elIlitlgegelIlls1lelben. Die ReformbestrrelbU!n:gen 'ClIUf 

erfor1ClJBmiJSiSen von 1 912 nJidlit moor ilde!Ilibisch. 
DilsZlipllilIll€lIl, die vor h'UlIlldert J,aJhTlen im 
j'llt:rtidiJsdl!en St'llldlitenbellei'ch noch lIlIichit ,eilllIDa!l 
'a�s NebetnJfäch\er 191eI1tJen konlIl!l:J€IIl - railis Bei­
sp�el Isei IdaJs SO:zJilaJ1recht 'a!IlJgefülhrt -, ihiCl!ben 
sirn Iseither 'lälIliglSlt ru ,glelS!eil,�schlaJftSibefstJ1mmelIl­
den Hauptfäcbern elll:twickJelU. 

N'llIIl. sliIIlId dilese 'Fächer [l/icht lIlIur DU stu­
dieren, es sind auch Prüfungen, für die Stu­
dieMen reXl:UsbeIIlZlen:tsmedldlemldle P:rüfunJg,en, la,b­
zul'egen. Die zur Deba:tte IslJelh!erudle!D. Oets,etz­
eIIltwür�e Wlendlen das 'ClIll IUmld fÜJr sich vün 
GTUIlId latUf l!1eformibedürfitJiJgle P:rüfiutntgtSisYlSoom 
an Iden ÖlSibemrteidllilsehieiI1 HomschtUl'elIl: llllicht erut­
l'aJsten. Es hltebbt lirrn j'UriJdllisdlleIl F1akll])ltäbs­
berelich noch beli den SbCIJaJusprüfi1mgtelIl, IW,ellche 
mehr die praktischen, und bei den Rigürosen, 
weld11e dIile w,iJSlSleIDIS'cha!ttltichten Alspietkte berück­
SlimtiJg'etn Iso�lelD<. 

Entschärft, IllrIlId zwar Wles'enttlikh entschärft 
Wi'l1d für Iden SttuJellilertelnden die: tdJerzeH 
besl1lehendle SitlliaJbioo, Illärmlhidl Idlaß er beJi der 
judiizi,eUen StalaJ1lspruruIltg vi,e'f P,rüflUJI1lQ1S19'et9'etIl­
stälIllde, bei der IsbaJaJtJs'w�sseruschJafitilddlteIl 
StCIJaJlJsprüfiutnJg fünf RrÜ'flllIlJQ1S1g'efgerustäinJde in 
elilner P,rüf'l1lI1lg von ,etwa zwei StrunJden DaJUte'r 
zu 'a'ooolwle'l1eIl lhiat. Di,elsles ZlllISialIIlrffiierutrefftern 
von mibetiiIlJaJruder nli cht lilII1lIIler UJIl!oodiilIllgt 
ZUlsaJffiffileruhäTIlgtendlen PrüflllJIlJQ1StglelgtEmistäniden 
sowie 1d11e bbslherilge Fonm delr Abhoa!ltlru:I1ig d'er 
S ta'artJsprüfrlllnlgelI1 umd der R1goro\SlelIl thJat zu 

einer Akkumulation des Lernstoffes geführt, 
etber k<aJUiIIl Z'U leitnJe\r V1enSlt!amelSlIUäßl�gen: DllIrdl­
dniIlJg1IDg tdtelS PrÜfiulruQ1S1sitüftie!S' !be�Q1etrratQ1etIl. 
DlioelSler IdruJrch Idlite Fomn Idler Abhat1tJtmg der 
jll'rtildiischen P:rüfiutnJg€1Il be!dtillllg,ue ZJutSttcmd fuh:rte 
da:mt, daß IsIi'dJ. dliJe jll]Jl1iJstitsche A'llisobHdltmg �m 
hoih'en Maße voo ldien Hochiscflcllll,en Wleg �u 
ellll:lgen Idem. iP,rüfiuJnJQ1S1syts'bem lantQ1ep1aß'1Jen 
K 'llII1s,.betniJelbelIl Vl9l1smolb. 

Nun !iJSit dats PrOlbl,em der LeiJsotlliIlJgtskOlIllkoHe 
eines !der HauptprobLeme de,r Homs chu'l­
diJdJakti:k. BilI1l€; LefiJswiligskontrolle IiJSit lIlur ISlmn­
voll, werun 1S,i,e j'ene LetiJs,w'IlIgen kOiIlJtmHiel1t, 
die 'in elmelffi ,eng,en ZJutsClrrnmenihJaJIlIg milt dem 
BiLd!UlIlJglsxi'e'l oder HochJschtu!l,e 'llIIlId mit dem 
spezifischen Lernziel der jeweiligen Fach­
nichtunJg ISIt'eihten. DiJe LeilstuliligskontJrol'le hat 
ei:ruelll akü Vlell Bei1Jl1atg zum Lernerfdllg :lm lei­
Slten. DaIIIlJit überniimmt 'si,e vor cu1'l;em die 
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FU!Il:ktiolIl ldler SeJ,})lst'kOIlltrOlUel für Lehrenlde IUIIlId 
L1e.I1IlJeinlrue, idJiJe' ISltJe'lllelmd dn ,aelI,elIl Vie,rlhalt:en 
eing[1elif€1ll ISOU. Um dilels ZIU Ig,elSlbattelIl', muß :sd:e 
unmittelhaJr !i1Il den lJeIlIlprozeß 'iIll1legl1i!etI1t ISIel�n 
und darf nicht willkürlim von ihm losgelöst, 
gleichsam als ein Endpunkt gesetzt werden. 

Das r:eZlep1tiry;e' LeimelI1 milt latnJsdiN!e,ßteIIlIGem 
Abp'rüf,elIl, dtaiS V;ahal!1q'UelSpliie,1 Ie!ilruelr: ZiwleilsWn­
(hgoo 's'!melIl;91en P;rü�UII1l9 iJs:t fÜtr ldliJe 'heru.1tiIg'e 
hodlJschfuilp d�iJtJits<chle ZliJelllS'etz'lllnlg lI1Iichlt. IIlIUr nti cht 
V'eTställ1ldLi'ch, 'SOlIlideIIlIl lalUch Ihödtlslt Ibedtenklkh. 
Nimt UInlS'OlI1Ist wliJdmet rl!alS HomschJu'lkolllzept 
delI SPO der HochischJuiLdiiIdJaJkitiik IUIIlId idalbeti 
wield!e,rurrn Id!elr 'Lelils1lulIligiskonJtrr'dltlie elinen 
breliJbelll RJa'Ulffi. Mit d,er zukÜiIllfitiJg,en MÖlgllich­
klelit, ldJie SbaJaJbsprüfullIlJgein iUIIlid ,dJie RlilgQlIlooen 
dielS jlUrtils.tiJsdretn St'llldJi'lllIIllS lin FOI1IIl VOlIl Hinzlel­
PTürunigielIl ·atbru!haJltben mlld zUidierrn dlie lei!Il!aIllIder 
entlSprechenden Teillp'DÜfurogten vOtn Staatls­
prüfulIlIgen 'UIllId 'RliJgorOlsen tgetIll'eIUrus.arm labzu­
legen, wird diesem sozialistischen Konzept 
gnmdsätzllrm elI1fbsprochien. 

L'€Üdtelr lilSit €IS dte[r�e1It lim HiJIl!hlic:k ,alUf dile 
klle1ne Zahl der Ptrüfletr IUIIlld Idile, I1elLaJbiv y,roße 
ZClIlrl idJer PtrüfiulIlt91sklalllldlild'afllen tnoch mchlt. mög'­
Lim, 'an ,aHen östten'€ÜdlIiJschien Hod1lSdtul1en 
TeHpTÜf'lllIligtoo g'elIlJe,ooll z,WlinJg1einld vor­
z'llISmI1e1ilbelll'. 

Der, S1:IuidliJeiPelnidJe wilnd durm dilelse Neu­
r1etgletll1IDg ,elIldEiich in tdi'e LaJg,e V'e:I1Sieitzt, sich mi!t 
elililiem F,a'Chgtetb�ett - Ulntd IdiiJelS iIllUiT ' mlit le!itIllem 
Fam9le bliert - 'eli!Illg,ehelIld ZJU befiaS!seIIl urul 
UJIlmitttelibaJf ,aIIlIs:dllite,ßletI1Id hlilerü'betr lelilIlle Pro­
full1ig 'atbLmlegen. Er wi.nd ISieliln St'llIdirum nlkht 
lllJeM laJuf dile mehr oldleT WIeIIliJg,eir klllalslSiilSchen 
PITÜf.UIlIQ1sf.Datg,en ,abz'llJstJilmmetn hatben, Isondem 
er wird sim mehr dem Lehrstoff als Ganzes 
w�dmen 'könIIlien. Daß ldIuels ,setilIl!e Belruifs­
aiUlSiblil�diIUIIlIg iIrU!r pos.i1lliv tbe'eilIlfhlJSlSlen Wliloo, ,llieg't 
alU'f idJelr HaJIlId. Es Ibillel�blt 7JU hoffen, dla,ß darmlit 
atum tdile roOlffiIffilUlIlIilkiciJtion zwli!schen laiBelIl Be1ed­
li19ltetn: iillIl Hochischru.llbe,�elich Ig,efönd!ert wtiiDd. 

Hdhle!s HaJlJis! In der ÄJUJslsmrußdle,haUe 
WUlIIdlelI1 di,e beildIen iR<eg1iteI1UlIl!91svorltalg'ell1 von 

der OVP in zweif.alchelr Hi!IlJs;idlit kniibiJsütert: 
edlIlfIDal bezüglich IGelS Gl€lidmeHIslgrulIlJdsia1.zes, 
das anderemal bezüglich der vorliegenden 
GelSfeltZielslilIlii,tJi,albi Vie in Erlw1(lJI1buJnig lelme,r Neu­
flegelulIlig ,dlelS I9'lelSlarrnibelJ.lt JU'SIst'Uldii'llmis. Dazu 
eiill1le· kUirre FeSltlst€IIJIUIlJg : 

Da,s nlerule Gelsetz 'eröfiirue:t dem Shliooeneooen 
und ,dem PJ"oflelSlsoI1enkoL1egrum idile fla'k:ullttalive 
MÖig,lichikieli1 delr Wla!h.il des PrüflWIlJ9Is'V'orglan:ges. 
Bei:dle T'elill'e wle�nGem. tdiiJe WlaIh'l zwtiJschJen Ider 
be:rkömmlikhen und IdielT nteuelIl 'PrüfUlIll9lsfO'rm 
ha<ben. In duelsem W,alhllpechtt 'k'alIllIl doch kletilIl!e 
Ver1letZJUll11g tdtels Gllelidl!hleitbs9I1UIIlJdlslattztelS e!Iibllickt 
werden. Nach ständiger Rechtsprechung des 

Vlerf,aSiSUlIlIgtsg,e'I1idlbs:hof,es zum Ol!eli'chlhei t's­
gUllllliaSial'z tilst fteiSltZ'llISitJeUetIl, daß G�eliches Illi<ht 
UlIlJgleich hehJaIIlideJ!t werden. rliatTf, 'bezlieoo'IlJglS­
wwse UngJelidllelS meht glimm :booaJllldle!lt 
wenden klCiiIl!Il. HeiMes Jiegt �!ffi g<etg€tllJStälntdllrichen 
FaJ�iei nliehrt vor. 

Z'UldJerrn muß ThO'ch bemmkt Wiemen, daß dlie 
W,(lIht! td!elS 'Srudien'Üll1tlets j1eldlerrn StiUJdJileI1einldlen 
fIledisrt:Jeht . Wlii1l €Ir leilIlle Hochlschuilte lIlIitCht 
oesumen, tdlile larm IhelUtitglelll 'Ptrüfu:nlglSlsyl'iltiem 
fe!SftlhäH, ISO :iJst €IS 1S!e,t11leIr f,nelien. WlaJhl über­
l'aJSlS1eIIl, le�ne HodlJschnl'�e, taU'fZUIsucbJen, Idile Id�te 
nJe'lllelIl fuüf'U!IllQ1SlIl1,atJhodten rund di,e lIlJeuen 
Prüfu!Illgsmög�i'mkl€iitJen vlOI1Sli!elhit. J,el()l�anls 
dürfte die so sehr in den Vordergrund gescho­
bene Fr'al91e Id:els Glelich;helitJSlgfiUlIlJdislClIt�els, !in der 
Pna,xlits düeser 'Dle!uteIIl Ge!SlettZie wdhtl ooalUlIIl WitIik­
sam werden. 

Was tdlie. Ig,elg€lIllStärndlli:chen V orltagtetn zum 
belSonJdJeretD. IStJuldJilengteslettz übeiT ldias IIiedlts­
wiilslSelIllsdllaJftllich:e SrbUJdlium betrifft, ISO muß 
atUdl von IOOeiSJelr Sirene ,a'UJs iUIIlItJE!lI1SItlrti c:hIelIl 
w<e:I1d:en, Idaß ld!eiT E'Illtwmf leli\Illels GeSiettZJels über 
dlaiS S t'Uldi!Ulffi <delr Rlechtls'WliISlSlelIl!s,chlalfitelIl ISm'QIl 
aiUlSigtelatrbetil1lett dlSt UIIlid d€m B:elglUibachJt'lmglS­
verf'al'nnelIl zlUlgtelleUlbet 'W!elmielil wJi'I1d. Da, ,a,be� 
mi:t ,eJilnem Inkr alfit:br€lbefn !dielT Il€I\.lIe!Il j'lllr�dJiJs.chelIl 
StUldtiJenvoIlSduif.beln. iIlia:ch Iden BetsttJimmungen 
des Atlltgte!mJeilD.lelIl Hochlsdllll'I-Stluldli.letDJgleisert:zets 
smon iaiUIS techll1lilschleiIl GründelIl !illl lIlädlJster 
Zeli't InIi·cht ZlU IOOmn:en ilst, diJe OI1dJnlUlIllg td'es 
RrüfuntgSweseIIlJs nach Idlen VODsmIMiben des 
Ali�glerrnletilIlielll Hodlls,chJul-St'UldJiJeIIlJg1e!Sle1:7JeIS 'atbe.r 
schon dlerzleült vorlaJUISIsi-chlt:1�,ch oihJne 'g;röße're 
Schwi€iI1ilgkieitetn üoomomlffilen WleIldetn klamlIl, 
wurde la'l1lS v€lI1S1tälllldillichen GTÜntdJetn dem 
WiUlIlisme d:elr ISltUJdetI1ltliLschein V,erltm1Julng 'efIlIt­
spfochleIl ruM Idie Mer V1orlliel9lelIlidietn. ,Enttwürfe 
a'lllSlg'etaI"beitet. 

Meililie DarmlelJ.lt 'UlIlJd He[1I1e11l! Hohels Haus ! 
Di1elsle heliJd€lll. Entwü:rfte, IdJilese betildJen Vor­
sch:läJge 'blieitetn lalUlch GerllegelIlibetilt, tdarna!uf hin-
2'1UWeÜSIeIIl, daß sich ,gelrlalde 1S!eliJt 1970 eilIle 
enOirme EntwückliUlIlig tatuf dem Gelb�el:!e Ides 
HomschulWieselrI1S rengeiben 'bat. .Es tilSlt, tgll,aJU'be 
i'm, hiler .am Pliartze , aJUf tdaiS BlUJ1ldteStgetsetz über 
dJile IgeiJSlbelstw1itstsrem;chJaftJbi,melI1 'llIIlld lIlia1rur­
wiilSiSler!llschlcl'fttllitchelIl StiulditelIllIli!chlmlD.lgielIl zu v'er­
WelilSlen, 'aJU'f die Novehlle :lJUIIll Sturlli'en­
fÖ'I'Idle,rungsgtelStetz, latu.!f tdJalS HodlJschiUll1JaXieil­
ges:elt:z, laUlt das Isoeben belSdlI101S1S1eIlie Gesetz 
be't;re,fftenrl Idetn AIUßeroIldelIlrtlichien P,ro!feS'sor 
lliel\lJetD. Typs, 'alUtf tdiiJe NOVieUe Z'UIffi Geseltz 
bte:tfieffielIlld IdJile Somal- 'Unld w1ill1tlsmafitswliJstslen­
schaftlichen Studienrichtungen, auf die Novelle 
zum HochlSdl11!l-OngatIli�Staltli:olIlislg,elsletz, 'WOIffii t 
dJile Mölgllichk'elilt Ider Mitwli�kttllIllg Idelr, St'llldelll't:en 
UiIld ASlsilS,tJelIllbelIl Iirrn RrotielSiSorenk:oH€lgWum ver­
aJIlkelfit w!Ulnd'e, laJU'f IdJi'e EinfühfiUJIlJg de,r Stutdiilen-
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kommissionen im Rahmen der sozial- und wirt­
schafrtJswlilSlsle!OJschJafitLichJen SrtJuIdJi'enrichhmgen, 
auf daJS StrUldJienlgeisetz MeidJiZiilll', dalS ldJefZleLt lim 
P,a'rLarrnent in Beh/a/Ilid'luIl!g steht, latuf dli1e 
N 0 Vlel�Le Zlm MetdJiZlilllilsmelll RiJgo.roseillOilldnlUng 

und 'ClaJlllll laiUf 'dJile K'UiIllsthoch5muloI1d11llUillig. 

Bs soll dtamitt IgielSiagtt lS,eilll, daß gelflaJde dies.er 
R€/gIiJeI1UlIlJglSpeni'Olde latUf dem Geb:ilet1e des Hoch­
s'chu'IWieISle'llls Igroße VleIldlielIlJs1Je 2'Jukommen IUJl1d 
daß mlilt dlLeseIIl tbeiidJeJn ihli,er vorldlegtendelIl Ent­
würften in diiJelSer Ri,cht!uinJg lilm SiIn'Ilie der Ölster­
retidlitschelIl HodlJsrnullelI1, im SinJrue der Stru­
dliJerelIlJden UJIJJd. der Pro{lessoI1elIlJschJaft Wlelilter­
gtelSmrtilt1JeIIl wind. - Ich dlaJI1ke 'schön. (Beifall 
bei der SPO.) 

PräJSlildleiDtt Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Scr,inz:i . Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
Sie eingangs beruhigen : Ich habe nicht wie 
mein Vorredner die Absicht, im 19. Jahrhun­
dert zu beginnen. Ich werde mich nur ganz 
kurz mit den vier Regierungsvorlagen beschäf­
tigen, welche ja eine einstimmige Annahme 
finden werden. 

Aber um das Entstehen falscher Perspek­
tiven zu verhindern, darf ich doch zur Kor­
rektur anbringen: Wenn wir uns im Ausschuß 
allein fünf Stunden mit den beiden zitierten 
Regierungsvorlagen beschäftigen mußten, so 
nicht, weil es sich hier um eine Materie von 
ganz besonderer Bedeutung gehandelt hat, 
sondern weil eben leider - wie ich schon 
früher anmerken mußte - die legistische Vor­
bereitung manches zu wünschen übrig läßt 
und wir uns im Ausschuß im besonderen mit 
Formulierungsfragen herumschlagen mußten. 
Aber wie gesagt : Ende gut, alles gut ! Wollen 
wir uns darüber nicht mehr verbreitern. 

Um diese Änderungen praktikabel zu 
machen, um eine ganze Reihe von Unklarhei­
ten, die im ursprünglichen Entwurf bestanden 
haben - gerade in dieser speziellen Frage der 
Benotung -, zu beseitigen, haben wir einen 
Abänderungsantrag aller drei Parteien dem 
Hohen Hause vorgelegt und heute eingebracht. 
Dieser Abänderungsantrag hat sich im spe­
ziellen zum Ziel gesetzt, die bestehenden Un­
gereimtheiten auszuräumen und das Beno­
tungssystem den neuen Formen der Teilprü­
fungen anzupassen. 

Würden wir das nicht tun, so hätte diese 
Novelle gegenüber dem bisher bestandenen 
Zustand, mindestens auf dem Sektor der Rigo­
rosen - denn bei den Staatsprüfungen hat 
man ja verzichtet, eine Änderung des Beno­
tungssystems mit herbeizuführen -, eine Ver­
schlechterung gebracht. Da hätte sich die Hoch­
schülerschaft mit Recht düpiert gefühlt, denn 
es war ja ihr Anliegen, eine Änderung des 
Prüfungssystems und nicht eine Verschlech­
terung des Benotungssystems herbeizuführen. 

Ich bitte also deshalb, den Abänderungs­
antrag dann auch in Beratung zu ziehen und 
über ihn abstimmen zu lassen. 

Was nun den Punkt 5 anlangt - die Regie­
rungsvorlage betreffend das Bundesgesetz 
über geisteswissenschaftliche und naturwis­
senschaftliche Studienrichtungen -, so ist hier 
eine formelle Änderung notwendig geworden, 
und zwar deshalb, weil die mit diesem neuen 
speziellen Studiengesetz in asterreich einge­
führten neuen akademischen Titel von Italien 
- das hat für uns eine konkrete Bedeutung -
bisher noch nicht anerkannt wurden und weil 
damit die Gruppe der Südtiroler Studierenden 
in gewisse Schwierigkeiten geraten würde. Es 
ist zu hoffen - die Frau Bundesminister hat 
es auch angekündigt -, daß die entsprechen­
den Verhandlungen vor einem positiven Ab-

Es hat schon mein Vorredner gesagt, daß schluß stehen. Wir müssen aber bis dorthin 
gerade die jetzt behandelte Novelle im mit dieser Novelle eine Uberbrückung zu fin­
wesentlichen über Wunsch der Hochschüler- den suchen. 
schaft zustandegekommen ist, die aus Grün­
den, die man durchaus verstehen kann, neue 
Formen der Prüfungen einführen wollte und 
die vor allem den Wunsch hatte, auf das 
System der Teilprüfungen überzugehen. 

Diesem Wunsch haben wir Rechnung getra­
gen. Es hat sich nun im Zuge der Beratungen 
herausgestellt, daß diese Änderung des Prü­
fungsverfahrens aber eine ganze Reihe von 
Schwierigkeiten mit sich bringt, weil - jeden­
falls in der Regierungsvorlage - nicht nur der 
Ubergang von den Gesamtprüfungen zu den 
Teilprüfungen herbeigeführt wurde, sondern 
weil auch Änderungen im Benotungssystem 
eingetreten sind. 

Ich stimme meinem Vorredner, Abgeordne­
ten Dr. Reinhart, insofern zu, daß das Prü­
fungs- und Benotungssystem im Rahmen der 
Gesamthochschulreform zweifellos gründlich 
diskutiert werden muß. 

Ich darf hier den Standpunkt meiner Partei 
grundsätzlich bekanntgeben. Wir werden uns 
durchaus für Änderungen aufgeschlossen zei­
gen, welche bestehende, rein formelle Schwie­
rigkeiten beseitigen. Wir werden uns dafür 
aufgeschlossen zeigen, daß wir die Prüfungs­
bestimmungen dahingehend abändern, daß 
ein optimaler Leistungserfolg einen möglichst 
adäquaten Ausdruck im Prüfungsergebnis fin-

208 
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den kann. Wir werden uns aber gegen alle 
Tendenzen verschließen, welche hier Erleich­
terungen bringen, weil wir fürchten, daß sie 
zu einem Niveauverlust in der akademischen 
Ausbildung führen könnten. Das könnten wir 
zu allerletzt brauchen. 

Ich teile hier namens meiner Partei die Zu­
stimmung zu den vier Regierungsvorlagen 
mit. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Da Abgeordneter Dok­
tor Scrinzi den Abänderungsantrag nicht ver­
lesen hat, bitte ich Schriftführer Haberl um die 
Verlesung. 

Schriftführer Haberl: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Scrinzi, Blecha, Dok­
tor Ermacora und Genossen zur Regierungs­
vorlage betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Verordnung des Ministers für Kul­
tus und Unterricht, durch welche für die Uni­
versitäten der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder bezüglich der Er­
langung des Doktorates an den weltlichen 
Fakultäten neue Bestimmungen erlassen 
wurden, geändert wird (321 der Beilagen) , 
in der Fassung des Ausschußberichtes 
(386 der Beilagen) . 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage (321 der Beilagen) , in der Fassung des 
Ausschußberichtes (386 der Beilagen) , wird 
geändert wie folgt: 

2. Im § 6 treten an die Stelle des Absat­
zes 2 folgende neue Absätze :  

, , (2) Im Falle der Ablegung der Rigorosen 
als kommissionelle Prüfung vor dem gesam­
ten Prüfungs senat gelten folgende Bestim­
mungen: 

a) Die Bestimmungen der §§ 26 Abs. 7 
und 1 0, 27 Abs. 4 bis 6, 29 Abs. 3 und 30 
Abs. 1 ,  3, 5 und 6 des Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes sind mit der Maßgabe 
anzu wenden, daß bei einer Prüfungshand -
lung nicht mehr als fünf Kandidaten einer 
Prüfung unterzogen werden sollen. 

b) Die Beratung und Abstimmung über 
das Ergebnis der Prüfung in den einzelnen 
Prüfungsfächern haben in nichtöffentlicher 
Sitzung des Prüfungssenates nach einer Aus­
sprache zwischen den Mitgliedern zu erfol­
gen. Die Beschlüsse des Senates werden mit 
Stimmenmehrheit gefaßt, der Vorsitzende 
übt das Stimmrecht wie die übrigen Mit­
glieder des Senates aus, hat aber zuletzt 
abzustimmen. Jedes Mitglied hat bei der 
Abstimn:lung über das Ergebnis in den ein-

zeInen Fächern auch das Gesamtergebnis 
der Prüfung zu berücksichtigen. Bei Stim­
mengleichheit ist die für den Kandidaten un­
günstigere Meinung als beschlossen anzu­
sehen. 

c} Der Prüfungssenat hat zuerst darüber 
Beschluß zu fassen, ob der Kandidat den 
vorgeschriebenen Anforderungen entspro­
chen oder nicht entsprochen hat. Der Erfolg 
der Prüfung ist durch Beschluß des Prüfungs­
senates mit der Leistungsbewertung "gut", 
"genügend" oder "nicht genügend" zu be­
zeichnen, wobei die Bewertung "gut" nur 
dann als beschlossen anzusehen ist, wenn 
kein Senatsmitglied für "nicht genügend" 
gestimmt hat. 

d) Die Abstimmung darüber, ob die 
Gesamtnote "mit Auszeichnung bestanden" 
zu fauten hat, darf nur unter der Voraus­
setzung eingeleitet werden, daß der Kandi­
dat mit Stimmeneinhelligkeit die Bewertung 
"gut" erhalten hat. 

(3) Im Falle der Ablegung der Rigorosen 
in Form von Teilprüfungen vor Einzelprü­
fern sind die Bestimmungen der §§ 26 Abs. 7 
und 1 0, 27 Abs. 4 bis 6, 29, 30 und 31 des All­
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß 'bei einer Prü­
fungshandlung nicht mehr als fünf Kandida­
ten einer Prüfung unterzogen werden sol­
len." 

Präsident Dr. Maleta: Der Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Scrinzi, Blecha, 
Dr. Ermacora und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhand­
lung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Ermacora. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident I Hohes Haus! Die beiden Gesetze, 
nämlich die Staatsprüfungsordnung und die 
Rigorosenordnung in ihren NovelIierungen, 
die hier zur Beschlußfassung heranstehen, sind 
von den vorangegangenen Debattenrednern 
kommentiert worden. Ich glaube, man kann 
diesen beiden Entwürfen nicht ohne Rückblick 
und Ausblick gegenüberstehen. 

Zunächst zum Inhalt. Es wurde betont, daß 
diese beiden Entwürfe von der Hochschüler­
schaft, also von den Studenten, angeregt wur­
den, weil sie eine Erleichterung für den Prü­
fungsablauf bringen sollen. Zugleich wird die 
Wahlmöglichkeit des Studenten in diesen bei­
den Entwürfen herausgestellt: Der Student hat 
die Möglichkeit, entweder die bisherigen 
Staatsprüfungen in sogenannten Teilprüfun­
gen abzulegen oder sich nach wie vor der 
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kommissionellen Prüfung zu unterziehen. Ob bedeutende Gelehrte und bedeutende Parla­
der Studierende die eine oder die andere mentarier zu dieser Frage Stellung genom­
Form wählt, wird wohl auch auf faktische men. 
Situationen ankommen. 

Ich möchte hervorheben - auf der einen 
Seite ist das wahrscheinlich für den Studie­
renden das Bedauerliche, aber auf der anderen 
Seite für die Verwaltungsökonomie das Not­
wendige -, daß für die rechts- und staats­
wissenschaftliche Fakultät der Universität 
Wien eine Ausnahme gefunden wurde. Hier 
hat es das Professorenkollegium in der Hand, 
durch eine Verordnung an dem bisherigen 
Zustand festzuhalten. Das bedeutet, daß an 
der Universität Wien der Student an der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät 
nicht von dieser Wahlmöglichkeit Gebrauch 
machen kann. 

Ähnliches gilt für die Novellierung der 
Rigorosenordnung. Um diese Novelle der 
Rigorosenordnung der Novelle der Staats­
prüfungsordnung gleichzusetzen, schließt sich 
auch die Fraktion der Osterreichischen Volks­
partei dem Abänderungsantrag Dr. Scrinzi und 
Blecha an. Es ist dies ein Abänderungsantrag, 
der in der fünf- oder sechsstündigen Debatte 
im Ausschuß schließlich noch nicht zum Tragen 
kam, jedoch gewiß notwendig ist. 

Zum Inhalt möchte ich noch auf die Inkraft­
tretungsklauseln aufmerksam machen. Man 
muß sich bewußt sein, daß diese Inkrafttre­
tungsklauseln so liegen, daß zumindest an der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität Wien entsprechende Be­
schlüsse nach § 6 der Staatsprüfungsordnung 
und § 9 der Rigorosenordnung nicht mehr vor 
dem 1. Oktober oder nur unter schwierigen 
Umständen gefaßt werden können. 

Ich möchte diese Stellungnahme aber nicht 
vorbeigehen lassen, ohne einen Rückblick an­
zustellen. Das Hohe Haus muß sich bewußt 
sein, daß die Rigorosenordnung, die wir hier 
abändern, aus einer Zeit stammt, in der man 
ursprünglich, nämlich im vorigen Jahrhundert, 
noch keine Staatsprüfungsordnungen kannte 
und erst im Jahre 1 893 neben das Rigorosum 
die Staatsprüfung gesetzt hat. Nun könnte 
eine gewisse Befürchtung bestehen, daß man 
dadurch, daß man wiederum in die Nähe der 
Rechtslage des Jahres 1893 kommt, jenen Zu­
stand herbeiführen könnte, der seinerzeit in 
diesem Hohen Haus einige Säle weiter als 
nivellierend angesehen wurde und den man 
beseitigen wollte. Uber diese Frage des Ver­
hältnisses Rigorosenordnung - Staatsprü­
füngsordnung hat man in diesem Haus vor 
etwa 80 Jahren in 20 Sitzungen diskutiert, um 
diese Nivellierung zu beseitigen. Es haben 

Ich möchte nur darauf aufmerksam machen, 
daß in gewissem Sinne diese Novelle mit einer 
gewissen Bitternis überblickt werden kann, 
wenn man darauf zurückblickt, welche Anteil­
nahme das Hohe Haus an einer ähnlichen No­
velle vor 70 Jahren hatte, und heute sehe ich 
die verehrten Mitglieder der Regierungsfrak­
tion geradezu alle den "Kurier" lesen. Das 
ist alles sehr interessant, aber ich möchte doch 
aufmerksam machen auf die Bedeutung dieser 
Novelle vor 80 Jahren. (Abg. S k r i t e  k: Das 
is t ärger bei Ihrem Klub! Machen Sie Ihren 
Klub aufmerksam!) Bitte, die hören mir alle 
sehr interessiert zu. Ich möchte also nur mit 
Bedauern feststellen, daß man sich dieses Fak­
tums scheinbar nicht mehr zu erinnern braucht. 

Idl möchte einen Ausblick anstellen, und 
hier schließe ich mich der Stellungnahme des 
Herrn Dr. Reinhart an : Wir hoffen alle, daß 
die Nivellierungstendenzen, die in dieser No­
velle liegen mögen, durch eine moderne juri­
stische Studien- und Rigorosenordnung ausge­
glichen werden. 

Idl darf das Hohe Haus noch einmal darauf 
aufmerksam machen, daß im gesamten juristi­
schen Studium in Osterreich als einzigem 
Staat Europas das Doktorat nicht auf Grund 
einer schriftlichen Arbeit verliehen wird, und 
wir hoffen - oder zumindest ich mit meinem 
Stande hoffe es -, daß die neue Studien- und 
Rigorosenordnung hier Abhilfe schaffen wird. 

Ich möchte aber doch, an die Adresse der 
Frau Bundesminister gerichtet, sagen - ich 
habe heute von Herrn Dr. Reinhart gehört, 
daß man diesen Entwurf schon fertiggestellt 
hat -, man sollte sich doch für das juristische 
Studium etwas Modemes einfallen lassen. Ich 
darf auf das Augsburger Modell aufmerksam 
machen, das in gelungener Form Theorie und 
Praxis zu verbinden sucht. 

Ich würde also meinen, daß eine modeme 
Studienneuordnung doch auch an diese Mo­
delle denken möge und nicht den alten Karren 
in einem neuen Kleide der österreichischen 
Offentlichkeit vorführen sollte. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Sdllußwort? - Bitte. 

Berichterstatter Wille (Schlußwor t) :  Ich trete 
dem Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Scrinzi und Genossen bei. 
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Präsident Dr. Maleta: Wir kommen nun­
mehr zur A b  s t i m  m u n g, die ich über jeden 
der vier Gesetzentwürfe getrennt vornehmen 
werde. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
den Entwurf, mit dem das Bundesgesetz über 
geisteswissenschaftliche und naturwissen­
schaftliche Studienrichtungen geändert wird. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. Ich bitte somit j ene Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch in dritter Lesung ihre Zustimmung ertei­
len, sich von den Sitzen zu erheben. - Ich 
stelle die Einstimmigkeit fest. Der Gesetzent­
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n  g e­
n o m m e n. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf betreffend die Ablegung von 
Staatsprüfungen der rechts- und staatswissen­
schaftlichen Studien. - Ich bitte j ene Damen 
und Herren, die dem vorliegenden Gesetzent­
wurf samt Titel und Eingang in der Fassung 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung ertei­
len, sich von den Sitzen zu erheben. - Ein­
stimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter heantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. Ich bitte somit jene Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch in dritter Lesung ihre Zustimmung ertei­
len, sich von den Sitzen zu erheben. - I ch  
stelle die Einstimmigkeit fest. Der Gesetzent­
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n  g e­
n o m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem die Verord­
nung des Ministers für Kultus und Unterricht, 
durch welche für die Universitäten der im 
Reichsrate vertretenen Königreiche und Län­
der bezüglich der Erlangung des Doktorates 
an den weltlichen Fakultäten neue Bestim-
mungen erlassen wurden, geändert wird. 

Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Ich lasse nunmehr über § 6 Abs. 2 und einen 
neu einzufügenden Abs. 3 in der Fassung des 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Dok­
tor Scrinzi, Blecha, Dr. Ermacora und Genos­
sen abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Damit entfällt eine Abstimmung über den 
Absatz 2 des § 6 in der Fassung des Aus­
schußberichtes. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen des Gesetzentwurfes sowie 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus­
schußberichtes ihre Zustimmung erteilen, sich 
von · den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand wird 
nicht erhoben. Ich bitte somit jene Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch in dritter Lesung ihre Zustimmung ertei­
len, sich von den Sitzen zu erheben. - Ein­
stimmig angenommen. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m­
m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem die Medizi­
nische Rigorosenordnung abermals geändert 
wird. - Ich bitte jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf samt 
Titel und Eingang ' in der Fassung des Aus­
schußberichtes ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, siro 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 

Zu Artikel I Ziffer 2 § 6 Abs.  2 liegt ein Einstimmigkeit fest. Der Gesetzentwurf ist 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Doktor somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m­
Scrinzi, Blecha, Dr. Ermacora und Genossen , m e a  
vor. Ich lasse daher getrennt abstimmen. 

Zu Artikel I bis einschließlich Ziffer 2 § 6 
Abs. 1 liegen keine Abänderungsanträge vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Artikel I bis einschließlich Ziffer 2 § 6 Abs. 1 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 

9. Punkt: Bericht des Landesverteidigungsaus­
schusses über die Regierungsvorlage (327 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über militärische Munitionslager geän-

dert wird (354 der Beilagen) 
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Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
9. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Bundesgesetzes über militärische Munitions­
lager. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Breiten­
eder. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Breiteneder: Hohes Haus ! 
Ich berichte über die Regiemngsvorlage 
327 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über militärische Munitionslager 
geändert wird. 

Durch vorliegenden Entwurf einer Novelle 
zum Bundesgesetz über militärische Muni­
tionslager soll das den Gemeinden vor der 
Errichtung oder Erweiterung eines militäri­
schen Munitionslagers eingeräumte Anhö­
rungsrecht im Hinblick auf Artikel 1 1 8 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung der 
Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962, BGBL 
Nr. 205, ausdrücklich als Angelegenheit des 
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde be­
zeichnet werden. 

Weiters wird eine Neufassung der Bestim­
mungen über die Abgrenzung der Gefähr­
dungsbereiche vorgeschlagen, die den si cher­
heitstechnischen Erkenntnissen sowie den 
praktischen Gegebenheiten besser entspricht. 

Schließlich werden die Bestimmungen über 
die Kundmachung von Verordnungen, mit 
denen die Gefährdungsbereiche der militäri­
schen Munitionslager bestimmt werden, unter 
Bedachtnahme auf das militärische Geheim­
haltungsbedürfnis geändert. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 6. Juni 
1972 in Verhandlung gezogen und nach W ort­
meldungen der Abgeordneten Dkfm. Gorton, 
Dipl.-Ing. Hanreich, Kinzl, Tödling, Pay und 
Kammerhofer sowie des Ausschußobmannes 
und des Bundesministers Lütgendorf einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause die An­
nahme des Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (327 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einern 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Abgeordneter Zeillinger (FPa) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Trotz der späten Stunde 
einige Worte zu diesem Tagesordnungspunkt. 
Man kann nicht oft genug und auch nicht vor­
sichtig genug zu Fragen der Landesverteidi­
gung sprechen. Wenngleich heute schon viel 
Munition bei der UNIDO verschossen worden 
ist, glauben wir doch, daß es notwendig ist, 
hier anerkennende Worte, aber zugleich auch 
Bitten für die Zukunft auszusprechen: Aner­
kennung dafür, daß ein j ahrelanges Verlangen 
der Freiheitlichen durch diese Regierungsvor­
lage erfüllt wird. Es werden praktisch mili­
tärische Geheimnisse im Bundesgesetzblatt mit 
genauer Planskizze verlautbart, und allfällige 
ausländische Agenten mußten sich nicht ein­
mal die Mühe machen, an Ort und Stelle zu 
fahren, sie konnten bisher bei der nächsten 
Buchhandlung das Bundesgesetzblatt kaufen, 
um genau vorgezeichnet zu sehen, wo unsere 
Bunkeranlagen beziehungsweise unsere Muni­
tionslager situiert sind. 

Dieser Zustand ist vorbei, wenngleich nicht 
ganz befriedigend, auch nicht ganz so, wie in · 
anderen Staaten, die vollen Wert auf ihre 
Verteidigung legen. 

Nach wie vor wird - ein Uberbleibsel aus 
der k. u. k. Monarchie - auf der Amtstafel 
im Bundesministerium für Landesverteidigung 
angeschlagen, wo ein Munitionsdepot ist. Ich 
bin überzeugt, daß dort weder ein Agent einer 
feindlichen Macht nachschauen wird, bestimmt 
aber auch nie ein Osterreicher. 

Wir leben in einem Staat, in dem die Amts­
tafel alle Regierungen und alle Zeiten über­
dauert hat, daher existiert in j edem Ministe­
rium noch ein Beamter, der diese Amtstafeln 
pfleglich zu betreuen hat. Und so werden in 
Zukunft die Munitionsbunker auf der Amts­
tafel im Verteidigungsministerium ausgehängt 
werden. Ich glaube, bei irgendeiner Novelle 
könnte nach unserer Ansicht auch das fallen. 

Ubrig bleibt die geeignete Form der Ver­
lautbarung innerhalb der Gemeinde, denn die 
unmittelbar Betroffenen sollen erfahren, wie 
weit sie in ihrer Bewegungsfreiheit und Ent­
scheidungsfreiheit in Zukunft eingeengt sein 
werden. 

Es ist, also, fast möchte ich sagen, richtig, 
wenn in den Erläuterungen steht, daß im 
Interesse einer besseren Bedachtnahme auf die 
Geheimhaltung einige Änderungen eintreten. 
Es ist eine bessere, aber noch nicht die volle 
Bedachtnahrne, die wahrscheinlich notwendig 
wäre. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Zum Zu den Fragen der Sicherheit darf ich sagen: 
Wort gemeldet ist der Herr A:bgeordnete Zeil- Herr Minister! Da Sie ja Militärfachmann sind, 
linger. Ich erteile es ihm. darf ich Sie bitten, etwas in Ihren Kriegs-
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erinnerungen nachzublättern. Sie werden wis­
sen, wenn wir irgendwo im Krieg Munitions­
depots angelegt haben - gut, damals hat 
man sie überhaupt nicht in Amtsblättern ver­
lautbart oder auf Gemeindetafeln angeschla­
gen -, ist man sogar noch einen Schritt wei­
tergegangen und hat sie gegenüber der F'eind­
sicht getarnt. Heute und auch in Zukunft sollte 
man das eines möglichen Aggressors und der 
besseren Einsicht wegen auch tun. 

Ich glaube, gerade das Militär hätte die beson­
dere Pflicht, auf die ihm anvertrauten Waffen 
zu achten. Denn solange die Waffen in den 
Händen der Befugten des Militärs sind, sind 
sie ungefährlich. Wenn sie aber von dort ver­
schwinden und in der Bestandliste nur abge­
schrieben werden und wir nicht mehr wissen, 
wo diese Waffen und Munition hinkommen, 
stellen sie zweifellos eine Gefahr für die 
übrige Bevölkerung dar. 

Wenn wir uns umblicken - ich will hier Weil ich gerade bei dem Wort "Gefahr" bin, 
nicht zu weit gehen, aber ich glaube, Herr möchte ich zum Abschluß eine weitere Gefahr, 
Minister, Sie werden mir das bestätigen -, die deutsche Sprache innerhalb des Verteidi­
erkennen wir, daß nicht nur in der Vergan- gungsministeriums bzw. die Unklarheit der 
genheit viel gesündigt wurde, sondern auch Textierung, anführen. Ich bitte mir zu entschul­
bis in die Gegenwart herein. Wohl hat man digen, aber es gibt Sätze in dieser Regie­
schon die Erkenntnis dieses Jahrhunderts rungsvorlage, die ich trotz eifrigen Lesens bis 
erreicht, daß man die Munitionsdepots in Bun- zur Stunde noch immer nicht verstanden habe. 
kern anlegt, was aber nicht hindert, dann Ich möchte nicht, Herr Minister, daß Sie es 
zu diesen Bunkern breite Straßen, geradezu mir heute erklären, aber ich würde doch bitten, 
Autobahnen zu bauen, sie mit Beleuchtungen daß wir in Zukunft Bestimmungen, die eigent­
auszustatten, sodaß ein Blinder noch aus lich der einfache Mann verstehen sollte -
3000 Meter Höhe genau sieht, wo unsere denn ihn geht es ja an, er soll j a  wissen, wie 
Munitionsbunker liegen. weit er etwa in die Nähe eines Munitions-

Darf ich daran erinnern, daß wir in ver­
gangenen Jahrzehnten nicht nur die Munition 
in Bunkern gelagert haben, sondern auch die 
Wege dorthin getarnt haben. Vergieichsweise 
kann ich sagen, daß selbiges auch in anderen 
Staaten geschieht. Es wäre durchaus notwen­
dig, auch in Osterreich einmal dazu überzu­
gehen. 

Noch etwas möchte ich bei dieser Gelegen­
heit in Erinnerung rufen, das ist die Sicher­
heit der Munitions- und der Waffenlager. Ich 
habe heute vom Innenministerium den Sicher­
heitsbericht bekommen. Ein erster Einblick 
zeigt, daß eine gewisse Stagnation eingetreten 
ist. Wieweit sie statistische Ursachen hat, 
wieweit sie eine echte Verbesserung ist, das 
wird erst eine nähere Prüfung ergeben. 

Ein gewisses Unbehagen bereitet es uns, 
daß wir immer wieder, von Zeit zu Zeit, kon­
frontiert werden mit Diebstählen von Waffen 
und Munition aus dem militärischen Bereich, 
wobei wir vielfach später nur erfahren, daß 
soundso viele Maschinenpistolen, Gewehre, 
soundso viel Munition verschwunden ist, aber 
eigentlich nie wieder hören, ob das je wieder 
aufgebracht worden ist, ob das sicherg'estellt 
werden konnte. 

Ich habe ausgerechnet, daß in den letzten 
fünf Jahren in Osterreich etwa eine Kompanie 
mit modernsten automatischen Waffen gut 
ausgerüstet herumläuft. Diese Waffen sind 
verschwunden. Es kommt so eigentlich ein 
gewisses Gefühl der Unsicherheit zusätzlich 
zu der Unsicherheit in diesem Staat noch dazu. 

depots gehen kann -, so formulieren, daß sie 
jeder versteht. Nicht einmal ich als Jurist 
verstehe es. Ich gebe das ehrlich zu. Darf ich 
hier vorlesen : "Als engerer Gefährdungs­
bereich ist j ener Teil des Gefährdungsberei­
ches zu bestimmen, in dem bei einem Zünd­
schlag die Masse der schweren Schäden zu er­
warten wäre." Das geht noch. Aber jetzt 
kommt es:  "Der übrige Teil des Gefährdungs­
bereiches, der höchstens mit den gleichen Ent­
fernungsmaßen wie der engere Gefährdungs­
bereich zu bestimmen ist, bildet den weiteren 
Gefährdungsbereich . . .  

Ich muß Ihnen offen sagen, Herr Minister, 
ich verstehe es nicht. Ich habe an und für sich 
zuerst geglaubt, das sollte heißen, daß es 
einen inneren Gefährdungsbereich, wo wirk­
lich etwas passiert, und einen äußeren, wo 
noch etwas passieren kann, gibt und daß der 
äußere Gefährdungsbereich genauso groß sein 
soll und muß wie der innere Gefährdungs­
bereich. So wurde mir auch bei einer Rück­
frage Aufklärung aus dem Ministerium gege­
ben. Ich muß Ihnen aber sagen, das kann 
nicht stimmen, denn dazu im Widerspruch 
steht der zweite Absatz, der lautet: "Als Ge­
fährdungsbereich ist nach Maßgabe des A bs. 3 
j enes Gebiet zu bestimmen, an dessen äußerer 
Grenze bei einem Zünd schlag nur noch geringe 
Schäden zu erwarten wären." 

Nun können die geringen Schäden - um 
eine Ziffer zu nennen - vier Kilometer weit 
sein. Wenn aber der enger'e Gefährdungs­
bereich nur ein Kilometer ist, dann kann der 
äußere Gefährdungsbereich nur ein weiterer 
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Kilometer sein. Das sind insgesamt zwei Kilo­
meter, dann ist also alles, was zwischen dem 
zweiten und vierten Kilometer passiert, zwar 
passiert, aber nicht mehr im Gefährdungs­
bereich. Ich darf daher ruhig sagen, das ist 
nicht nur inhaltlich falsch, das ist wider­
spruchsvoll. 

Aber was viel schlimmer ist - ganz offen, 
bitte, meine Damen und Herren, klären Sie 
mich auf! -, der normale Staatsbürger ver­
steht es nicht mehr. Er sollte aber wissen, 
was der Gefährdungsbereich ist. 

Daher abschließend auch noch die Bitte : 
Wenn wir schon Regierungsvorlagen, wenn 
wir Verbesserungen an den Gesetzen machen 
- vor allem an Gesetzen, die die Leute wissen 
lassen, wo sie hingehen dürfen und wo sie 
noch gefährdet sind -, dann sollen sie diese 
auch verstehen und nicht zuerst zu einem 
Rechtsgelehrten des Verteidigungsministe­
riums gehen müssen, um sich aufklären zu 
lassen, wie weit nun der Gefährdungsbereich 
tatsäChlich geht. 

Wir werden der Regierungsvorlage zustim­
men, nicht mit Begeisterung, aber weil es 
eine Verbesserung ist. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Herr BeriChterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch. in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

10. Punkt: Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses über den vom Bundesminister für 
Landesverteidigung vorgelegten Jahresbericht 
1971 (111-33 der Beilagen) der BesdIwerde­
kommission in militärischen Angelegenheiten 
gemäß § 6 Wehrgesetz und Stellungnahme zu 
den Empfehlungen der Beschwerdekommission 

(355 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 0. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Lan­
desverteidigungsausschusses über den vom 
Bundesminister für Landesverteidigung vorge­
legten Jahresbericht 1 91 1  der Beschwerdekom­
mission in militärischen Angelegenheiten 
gemäß § 6 Wehrgesetz und Stellungnahme zu 
den Empfehlungen der Beschwerdekommis­
sion. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Stei­
ninger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Steininger: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Der Jahresbericht 191 1  der 
Beschwerdekommission in militärischen Ange­
legenheiten gemäß § 6 Wehrgesetz gibt ins­
besondere eine Ubersicht über die im Jahre 
1 91 1  behandelten Beschwerden und die auf 
Grund der Beschwerden getroffenen Maßnah­
men. In der Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Landesverteidigung wird vor allem 
über die auf Grund der allgemeinen Empfeh­
lungen der Beschwerdekommission getroffe­
nen Maßnahmen berichtet. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die 
Vorlage in seiner Sitzung am 6. Juni 1 972 in 
Verhandlung gezogen und nach Wortmel­
dungen der Abgeordneten Schieder, Dipl.­
Ing. Hanreich und Kammerhofer sowie des 
Ausschußobmannes einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Kenntnisnahme des 
BeriChtes zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
den vom Bundesminister für Landesverteidi­
gung vorgelegten Jahresbericht 1 91 1  der Be­
schwerdekommission in militärischen Angele­
genheiten gemäß § 6 Wehrgesetz und die 
Stellungnahme zu den Empfehlungen der 
Beschwerdekommission (IH -33 der Beilagen) 
zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. 

Wir gelangen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
vom Bundesminister für Landesverteidigung 
vorgelegten Jahresbericht 1 91 1  der Be­
schwerdekommission in militärischen Angele­
genheiten gemäß § 6 Wehrgesetz und die 
Stellungnahme zu den Empfehlungen der 
Beschwerdekommission zur Kenntnis zu neh­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Ein­
stimmig a n g e n  0 m m e n. 
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1 1 . Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (279 der 
Beilagen) : Abkommen zwischen der Republik 
österreich und der Italienischen Republik über 

den Personenverkehr (400 der Beilagen) 

Republik asterreich und der ItalienisChen Re­
publik über den Personenverkehr (279 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Genehmi­
gung erteilen. 

Ich bin bevollmächtigt, für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, die Durchführung 
von General- und Spezialdebatte unter einern 
zu beantragen. 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 1 .  Punkt der Tagesordnung: Abkommen zwi­
schen der Republik Osterreich und der Italie­
nischen Republik über den Personenverkehr. Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­

Berichterstatter ist der Abgeordnete Egg. gen keine vor. 
Ich bitte um den Bericht. 

BeriChterstatter Egg: Herr Präsident! Hohes 
Haus I In der Zeit vom S. bis 9. Juli 1 971 fan­
den in Rom Verhandlungen zwischen einer 
österreiChischen und einer italienischen Dele­
gation betreffend die Ausarbeitung eines 
neuen Sichtvermerksabkommens statt. Das 
Abkommen wurde am 17. Juli 1 97 1  in Rom 
unterzeichnet. 

Das Abkommen entspricht weitestgehend 
den österreichischen Interessen, da es die völ­
lige Beseitigung des italienischen visto di 
reingresso vorsieht und darüber hinaus wei­
tere Reiseerleichterungen für die Staatsange­
hörigen bringen wird, die auf künstlerisChem, 
kulturellem oder sportlichem Gebiet im ande­
ren Vertragsstaat tätig sind. 

Die Durchführung des Abkommens bewirkt 
eine Verwal tungsvereinfachung hinsichtlich 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
vorliegenden Abkommen die Genehmigung zu 
erteilen, siCh von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig a n g e n  0 m m e n. 

12. Punkt: Bericht des Ausschusses für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtsmaft über die Re­
gierungsvorlage (284 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem Verordnungen auf dem Ge­
biete des Fernmeldewesens auf Gesetzesstufe 

gestellt werden (401 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
12. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit 
dem Verordnungen auf dem Gebiete des Fern­
meldewesens auf Gesetzesstufe gestellt wer­
den. 

des Personenverkehrs mit Italien. Dem Bund Berichterstatter ist der Abgeordnete 

werden daher aus diesem Abkommen weder Ing. Scheibengraf. Ich bitte um den Bericht. 

Mehrausgaben noch eine Vermehrung des Per­
sonalstandes erwachsen. 

Das vorliegende Abkommen ist gesetz­
ändernd und bedarf daher gemäß Artikel 50 
Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz der Geneh­
migung durch den Nationalrat. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung vom 20. Juni 1 972 in Verhandlung 
gezogen und nach Wortmeldungen des 
Berichterstatters, der Abgeordneten Kinzl und 
Dipl.-Ing. Dr. Leitner sowie des Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten Doktor 
Kirchschläger einstimmig beschlossen, dem 
Nationalrat die Genehmigung des Abkommens 
zu empfehlen. 

Im vorliegenden Falle hält der Außenpoli­
tische Ausschuß die Erlassung eines beson­
deren Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 50 

Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in der gel­
tenden Fassung zur Erfüllung dieses Abkom­
mens für entbehrlich. 

Der Außenpolitische Ausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
gegenständlichen Abkommen zwischen der 

Berichterstatter Ing. Scheibengraf: Herr Prä­
sident! Hohes Haus l Durch. das Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes vom 16.  Dezem­
ber 1971  wurde eine Bestimmung des Fern­
meldegesetzes aufgehoben, die die Grundlage 
einer Reihe von Verordnungen des Fern­
meldewesens war. Darüber hinaus wurden mit 
diesem Erkenntnis zwei Verordnungsbestim­
mungen betreffend die Errichtung und den 
Betrieb von Rundfunk- und Fernsehempfangs­
anlagen sowie zwei Bestimmungen der Ver­
ordnung über private Fernmeldeanlagen außer 
Kraft gesetzt. 

Um die auf Grund der aufgehobenen Geset­
zesstelle erlassenen Vorschriften weiterhin in 
Geltung halten zu können, ist im Interesse 
der notwendigen Regelungen auf diesem Ge­
biet des Fernmeldewesens vorgesehen, die in 
Betracht kommenden Verordnungen in Geset­
zesrang zu erheben. 

Da auch. der § 1S Abs. 3 Fernmeldegesetz 
die für die Erlassung der Benützungsordnun­
gen notwendige Determinierung nicht ent­
hält, erscheint es auch geboten, die auf Grund 
dieser Bestimmung erlassenen Verordnungen 
(Benützungs ordnungen) auf Gesetzesrang zu 
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stellen. Eine Änderung der Rechtslage tritt 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf nicht 
ein. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft hat die Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 2 1 .  Juni 1972 in Verhandlung 
gezogen. Nadl einer Debatte, an der sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
DDr. König, Kammerhafer, Dr. Stix und 
Ing. Gradinger sowie der Bundesminister für 
Verkehr Frühbauer beteiligten, wurde die Re­
gierungsvorlage mit Stimmeneinhelligkeit 
unverändert angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (284 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich ermächtigt, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Berichterstat­
ter beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Ing. Gradinger. Ich erteile es ihm. 

Arbgeordneter Ing. Gradinger (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Aus einem Anlaßfall, wie 
uns im Ausschuß mitgeteilt wurde, ausgelöst 
durch Sprechverkehr von Funktaxis bezie­
hungsweise Befassung des Verfassungs­
gerichtshofes, ist es notwendig geworden, 
fernmeldetechnische Vorschriften, besser ge­
sagt, Verordnungen wie Fernsprechordnung, 
Telegraphenordnung, Fernschreibordnung, 
Rundfunkhauptbewilligung und anderes mehr, 
also alle bis j etzt ergangenen Verordnungen 
auf eine verfassungsmäßig einwandfreie 
Rechtsgrundlage zu stellen. 

Gestatten Sie mir aber, daß ich bei dieser 
Gelegenheit Ihnen außer darüber, wozu diese 
Vorschriften dienen, auch über unseren 
momentanen Stand der fernmeldetechnischen 
Versorgung in Osterreich, vor allen Dingen 
auch zu den jüngsten Anfragebeantwortungen 
des Herrn Verkehrsministers, etwas sage. 

Sowohl in seinem · Beitrag bei der letzten 
Budgetdebatte im Dezember 1971 als auch vor 
kurzem in einer schriftlichen Anfragebeant­
wortung an den Kollegen Dr. Keimel schil­
derte der Herr Bundesminister die Anstren­
gungen, die unternommen werden, damals wie 
heute zur Verbess1erung unseres Nachrichten­
wesens überhaupt, im besonderen die Anstren­
gungen zum Abbau der Warteliste jener, die 
mehr oder weniger lang auf einen Anschluß 
warten. Vor allem geht es j a, wie er besonders 
betont hat, um die Vermehrung der Kapazitä­
ten in den Zentralen der Fernleitungen, damit 
wir wieder zufriedene Kunden haben. Wie er 
sinngemäß ausgeführt hat, will man bekannt­
lich ja nicht nur Besitzer eines Telephonappa­
rates sein, sondern damit womöglich auch tele­
phonieren können. 

Es geht mir bei meiner Wortmeldung bei 
Gott nicht darum, in einer gewissen Richtung 
anzuheizen oder um j eden Preis Stimmung 
gegen die Ressortführung zu machen, sondern 
einzig und allein darum, einen Beitrag dafür 
zu leisten, daß von einer gewissen Denk­
schablone abgegangen wird , wollen wir mit 
diesen Problemen, die auf uns auf diesem 
Gebiet ganz groß zugekommen sind, fertig 
werden. Ich darf schlicht und einfach sagen, 
daß der Telephonanschluß nichts Besonderes 
mehr ist ; vielleicht gerade ausgelöst durch 
den Umstand, daß uns in letzter Zeit Großes 
in dieser Richtung gelungen ist. Ich meine 
insbesondere den Abschluß der Vollautomati­
sierung in Osterreich. Er ist sowohl für den 
Städter als auch für die Bevölkerung im länd­
lichen Raum genauso ein unabdingbares Er­
fordernis geworden wie etwa ein Licht- oder 
ein Wasseranschluß in einem Haushalt. Diese 
Probleme werden in nächster Zeit noch stär-

Ursprünglich war man der Ansicht, daß der ker auf uns zukommen. 
Weg der Verordnung anpassungsfähiger ist, 
anpassungsfähiger an die Entwicklung der Uber die Situation zur Zeit muß ich aber 
Teclmik, aber auch ;an die Bedürfnisse der dennoch feststellen, daß die Lage nicht günsti­
Offentlichkeit. ger wurde als vor ein oder zwei Jahren, son-

dern daß sie sich in verschiedenen Beziehun­
Aus rein formellen Gründen, wie bereits gen noch mehr verspannt hat. 

in der Berichterstattung ausgeführt wurde, 
soll mit dieser Regierungsvorlage die sanie­
rungsbedürftige fernmeldetechnische Vor­
schrift in den Rang eines Bundesgesetzes er­
hoben werden. Meine Fraktion, die Fraktion 
der Osterreichischen Volkspartei, wird dazu 
ihre Zustimmung geben. 

Vollkommen berechtigt wird daher in der 
Anfrage darauf verwiesen, daß die Netzbela­
stung unerträglidl geworden ist. Ständig be­
setzte Leitungen an Vormittagen, besonders 
zu Wochenbeginn, gehören fast zur Regel. Ich 
habe es nicht einmal erlebt, daß das oft zu 
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gefährlichen Situationen geführt hat, wenn es 
um Rettung von Hab und Gut ging oder gar, 
wenn es sich um Menschenleben handelte. 

Den Ärger über die stundenlangen Wähl­
versuche und die Tausenden vertanen Arbeits-

zu suchen und, wenn es sein muß, anzuwerben 
und auch - das gehört auch dazu - Arbei­
ten' soweit es vertretbar ist, an private Unter­
nehmungen zu delegieren, Aufträge zu ver­
geben. 

stunden zu beschreiben kann ich mir ersparen; Und das - das möchte ich besonders unter­
damit sind ja auch Sie im Alltag ständig kon- streichen - ist mittlerweile eine sehr ernste 
frontiert, so wie alle anderen Osterreicher. Frage geworden, die allen jenen, die damit 

Dazu kommt die Warteliste. 1 970 waren e s  
1 05.000 ; zum Zeitpunkt unserer letzten Bud­
getdebatte, bei Behandlung dieses Kapitels, 
waren es 1 46.000, die mehr oder weniger lang 
auf einen Anschluß gewartet haben. Ich bin 
nicht vermessen, wenn ich annehme, daß diese 
Zahl mittlerweile noch größer geworden ist. 
Ich wäre dem Herrn Bundesminister sehr ver­
bunden, wenn er mir darüber Näheres 
bekanntgeben könnte. 

Aber dafür haben wir ja vorgesorgt, so 
hört man es,  und zwar vorgesorgt durch das 
2. Fernmeldeinvestitionsgesetz, in dem mit 
einem Aufwand von 1 3.616  Millionen Schil­
ling für die Zeit von 1 973 bis 1976 in einem 
verstärkten Umfang 573.000 neue Anschlüsse 
hergestellt werden können. 

Lassen Sie mich aus der Praxis gesehen 
vielleicht auch dazu etwas sagen, aus dem Sie 
entnehmen können, daß mit diesen zweifels­
ohne guten Gesetzen nicht alles Heil erwartet 
werden kann ; ganz einfach schon aus dem 
Grunde nicht, weil die Steigerungssätze laut 
diesem zitierten Gesetz bis zum Beginn des 
Jahres 1 975 zum größten Teil durch die Ver­
teuerung verbraucht werden. Erst ab 1975 
wird es einen größeren Sprung, eine bedeu­
tendere Steigerung der Mehreinnahmen geben, 
die für verstärkte Baumaßnahmen spürbar 
zum Tragen kommen werden. Bis dahin aber, 
bis zum BegJnn 1975, werden die lerhöhten 
Bestellermächtigungen gemäß § 1 Z. 2 leider 
keine großen Sprünge wegen dei' exorbitant 
hohen Teuerungsrate erlauben. 

Ich fürchte also, Herr Bundesminister, daß 
sich die Warteliste j ener, die auf einen An­
schluß warten, nicht in dem Ausmaß verrin­
gert, wie Sie in Ihrer Anfragebeantwortung 
unter Punkt 3 ausgeführt haben. 

Um Ihnen in Ihren Ausführungen noch wei­
ter zu folgen : Sicher wird eine weitere Vor­
aussetzung dafür sein, daß entsprechendes 
Personal für die Durchführung dieser Maß­
nahmen vorhanden ist. Mit dem Investitions­
gesetz ist ja bekanntlich personell nicht vor­
gesorgt worden. Aber ich darf dennoch fest­
stellen, daß das einzig und allein Ihre Auf­
gabe, die Aufgabe der Ressortführung ist, vor­
sorglich dafür Dienstposten zu beantragen, 
geeignete Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt 

befaßt sind, unter den Nägeln brennt. Wenn 
ich da nur etwa an den Wiener Bereich denke, 
weiß ich konkret, daß hier in den Bauämtern 
mindestens 500 Leute fehlen. Ich denke etwa 
an die Situation in der Steiermark, wo Neu­
einschaltungen nur mehr unter Ausschöpfung 
der maximalen Uberstundenleistung herge­
stellt werden können. Das ist nicht übertrie­
ben. ICh verweise hier auf den Bericht der 
letzten Zentralausschußsitzung. Die Bauämter 
führen fast keine Instandhaltungsarbeiten 
mehr durch. Alles ist auf die Neuanschlüsse 
ausgerichtet, um eben die Norm zu erfüllen; 
und dadurch werden in Zukunft die Störanfäl­
ligkeit und auch die Unfallsgefährdung zuneh­
men. Diese Situation wird in der Zukunft alles 
noch personalintensiver machen, als es ohne­
hin schon der Fall ist. 

Nun noch etwas sehr Gravierendes an dieser 
Entwicklung. Ganz logisch führt es auch dazu, 
daß die ländlichen Gebiete - ich möchte 
sagen: geradezu mit einem Verstärkereffekt -
noch mehr hinten ankommen, als das ohnehin 
schon bisher der Fall gewesen ist. Ich weiß, 
daß man natürlich dort mit den zugewiesenen 
Haushaltsmitteln in Anbetracht der vorge­
schriebenen Zahlen Herstellungen, die durch­
geführt werden müssen, dort baut, wo die 
Projekte mit weniger Geld und mit weniger 
Zeitaufwand mehr Effekt, mehr Anschlüsse 
ermöglichen. Das ist sonnenklar. Daher bringt 
die Beteuerung, die Versicherung, daß man 
bemüht ist, die Kabelüberführungen soweit 
als möglich in die Streulagen und in die Rotten 
hineinzuschieben, wenig, weil eben diese Pro­
j ekte, diese Bauvorhaben, sehr teuer sind. 

Daher wird es meines Erachtens notwendig 
sein, daß man sich neuerlich mit diesem Pro­
blem, mit dem Telephonausbau in den länd­
lichen Gebieten hier befaßt. Vor allem ist 
es notwendig und hoch an der Zeit - will 
man in dieser Richtung ernstlich weiterkom­
men -, daß man den ausführenden Organen 
klare Weisungen - ich möchte sagen, als eine 
Art Sofortmaßnahme - erteilt: Wieweit hat 
die Uberlegung der Wirtschaftlichkeit zu 
gehen, und wo hat allgemeines öffentliches 
Interesse zu gelten? 

Es entspricht auch nicht der immer wieder 
bei solchen Gelegenheiten zum Ausdruck. 
gebrachten Bereitschaft, für den ländlichen 
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Raum etwas zu tun, wenn man so wie ich in 
einigen konkreten Fällen zur Kenntnis neh­
men mußte, daß zum Beispiel die Bestimmun­
gen für den Ausbau von gemeinde öffentlichen 
Sprechstellen innerhalb der letzten zwei Jahre 
verschärft wurden; also jene Bestimmungen, 
nach welchen die Verwaltung, die öffentliche 
Hand unter Umständen bereit ist, ein Drittel 
der Herstellungskosten zu übernehmen. Ich 
möchte hier feststellen, daß das geradezu kon­
trär zu dem ist, w,as wir in dieser Richtung wol­
len und was hier schon öfter vorgebracht wor­
den list. 

Daß es auch anders geht, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, dafür gibt es genug 
Beispiele und Lösungen, wenn wir in die Nach­
barstaaten schauen. Mir ist erst vor einigen 
Tagen zufällig unsere "Postrundschau" in die 
Hand gefallen. Darin ist ein Aufsatz über 
die fernmeldetechnische Versorgung in Däne­
mark, genauer gesagt von Jütland. Da sind 
- in diesem Zusammenhang vorgebracht -
nur zwei, drei Passagen sehr interessant. Bei 
400.000 Teilnehmern - zur Gegenüberstel­
lung: Osterreich hat etwas über eine Mil­
lion - wurden 1 970 33.000 Neuanschlüsse her­
gestellt. Das ist nicht aufregend. Wir haben 
in demselben Zeitraum mehr als das Dop­
pelte hergestellt. Was aber in diesem Zusam­
menhang beachtlich ist : Im selben Zeitraum 
hat man für 5 1 .000 Teilnehmer neue Anschluß­
möglichkeiten geschaffen. Daher gibt es fast 
keine Warteliste. Hier, in der "Postrundschau", 
steht dazu : Die durchschnittliche Warte dauer 
überschreitet seiten 4 Wochen, und sollte dies 
dennoch passieren, kann es zu giftigen Reak­
tionen der Anschlußwerber und auch der Mas­
senmedien führen. 

Das zweite: Die Herstellungskosten werden 
so berechnet: Der Gesamtaufwand der Pro­
Jekte, gebrochen durch die Anzahl der 
dadurch ermöglichten Neuanschlüsse, ergibt 
den Preis. Auch dieser Weg ist meines Er­
achtens interessant, und es wäre einer Uber­
legung wert, ob man nicht auch bei uns in 
gewissen Fällen daran denken sollte. Ich denke 
etwa nur an alle jene, die beim Telephonaus­
bau die Meinung pflegen: Geh du voran ! ,  um 
dann vielleidlt hinterher bedeutend billiger 
zu einem Anschluß zu kommen. 

Das dritte, was mir besonders aufgefallen 
ist, ist der wirtschaftliche Aspekt. Die Gesell­
schaft - es ist die Jütländische Telephon­
Aktiengesellschaft - hatte 1 970 10 Prozent 
Einnahmensteigerung und zahlte 8 Prozent 
Dividende an die Aktionäre. Soweit die 
"Postrundschau" vom Juni 1 972. 

damit auch nicht sagen, daß wir unser Licht 
unter den Scheffel stellen sollen, weil, wie 
bereits erwähnt, gerade auf diesem Gebiet in 
Osterreich in der letzten Zeit viel, Großes 
und Beachtliches geleistet wurde. Das soll aber 
bei Gott nicht dazu führen - und manchmal 
habe ich das Gefühl, daß dem so ist -, daß 
man der Anschauung huldigt: Jetzt haben wir 
vollautomatisiert, jetzt haben wir das Fern­
meldeinvestitionsgesetz und damit bis 1976 
ausgesorgt, jetzt ist alles bestens, jetzt kann 
ohnehin nichts mehr passieren ! Das wäre 
falsch, denn die gegebene Situation ist noch 
eine andere. 

Ich darf zusammenfassend noch einmal 
sagen: Die unerträgliche Uberlastung unserer 
Einrichtungen, besonders der Fernleitungen, 
das anhaltende Ansteigen der Warte liste um 
einen Telephonanschluß und die gravierende 
Benachteiligung des ländlichen Raumes in der 
Frage der Herstellungskosten sind Anlaß 
genug, etwa die Bedarfsvorschau kontinuier­
lich zu überprüfen, ob denn das noch stimmt, 
was gestern seine Gültigkeit gehabt hat, und 
von Fall zu Fall mit klaren Weisungen recht­
zeitig die Weichen zu stellen, damit alsbald 
eine befriedigende Situation für alle Benützer 
unserer Nachridlteneinrichtungen erreicht 
werden möge! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Frühbauer: Ich darf dem Herrn 
Abg1eordneten Ing. Gmdinger als fach­
kundigem Fernme1d1ebeamben herzM.ch danken, 
daß er die Problematik, die es im Zusammen­
hang mit dem Ausbau unser,es Fe rnmelde­
wes·ens gibt, ·aufgeze1gt hat. 

Die Tatsache, daß wir im Mai in Osterreich 
168.345 nicht heflstellbar,e Anschlüsse gehabt 
haben, davon all€,in 54.916 rin Wien, sprlicht 
für sich und z,ei'gt, daß es notwendig list, w.irk­
lich alle Anstrengungen von der Post- und 
Fernmeldeverwaltung, vom Personal, aber 
auch von der G.esetzgebung her zu unter­
nehmen. 

Woran liegt denn diese Entwicklung in 
WirkHchkeit? Delr H!eil:r AbgleoflcLThel1:e log. 
GDald!i.IßJ9€f ih!aJt taUlf dJiJe :Entwliickl'Uil1Jg delr W'aJrbe­
mtelll illl la!IlJdJel1eTI. Länld!ern IhIitnJgewiielSelI1. Ich 
weiß laJUlS ldefIl gachJgesprä'choo, die wir IOOch 
aJUf id!€Ir Mi[\)ilS'uel1'1eblelIlJe fülhr'eITh, IOOIß 'es V'elf­
sdlliieidielIlJ€' GelsiiichJ1lsp!lmkte Igiht, Wlie man 
W,artrei�ilsten helflaJbdrückJelIl k,amm : 'entweder 
durch �e([1S1täflkrtelS BlaIl.lI€lIl und El'lfüHeIIl: de,r 

Sicher geschieht dies dort unter ganz ande- WÜlOIsch'e oder dUirch dClJS RleduZliJe'I1etIl der 
ren Voraussetzungen als bei uns. Ich möchte WÜnJschle. Dtile Rl€ld'lllzd.le11U1Il1g delr WÜnJsme ,geht 
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in vilele!l1 SbaJaJDeIIl: so vor sli'ch, daß malll belW'Ußt 
die Grundgebühr sehr stark anhebt, sodaß 
V()[l Hauls 'aJUIS InteI1eSlslffillte!l1 rur elmen neuen 
Telephonanschluß vor einer Anmeldung 
zUlrück!scwe-cklelll. Wir Ig:e:helI1 Iden Um9leklehl1t'en 
Wetg. Wli'J: 19I€!hen ,so9laJr IS'O weit, daß Wlilf VOlll 

der Gl1Unld9l€!bühir 'hiefir,elie!l1l, 'UIIIl 'allich den 
ärmerelI1 M'enJs'cbJen, inlshelsOIlldere lim Alrf:'e'r, 
d/ile MÖigl!id1'kieiit lelmer 1ie�ephQ[lve'I1soI1gul1Jg zu 
Slichern. 

Daß stich 'aJllllei!ll dm Mai des helUJr1.ügelll J,ahres 
in OsteNieich 1 5.000 :nielli um 'elilll Tell,ephon 
beworhen hiaJbelll IUilld Icl!ietSle Ziiffm ogJelgelllüher 
dem VorJalhr LaJst efunle Veldoppelf\.1lIlig daIIls,t<e�l,I<t , 
ZJelilgt 'alUdl, dlaß sich dlile WlirrtJscha�NdchJe Enit­
W1ickilulllJg 'UIllJd 'alUch IdiJe B.iJnkommelllisveIlhä1.t­
nilslse !in Osterrekh lin elimJern :bestimmbelll A'llIs­
maß geänldent Ihaben und IdaJs TI8Ileplholll, wie 
der Herr Albg,eortdlruebe IrtiochltiiIg IgetSlaJgt hait, he'l1lte 
kielin LuxlUISigleigteIllSlba!l1d mehT, S'o,Ilidem eine 
Se�ibs1NIeJI1StänJdJltichkelirt für IdJile B1evöl'kiemullll9 Iilst. 

Billl Prohlem idlarf dich 'dIIl dieslern ZJUiSIalIIlIIlielll­
hanlg 'alUch Ill;om lalIllScool8lidelll. Ich ihlaJbe ·a'ls 
MillliJSJtJelr nlaJtJüJrl/iich Idi,e Vle:rIDwo:rrtJulIlig , für idlCl!s 
e.notsprech!elIlJde iP€lIlSOIllail zu Jsongelll, iUIIlId ich 
hiabe hiler - d'ch V1etI1S'ChWleliJge daJs n\iocht -
harte, A 'llISeii.lIlla1IlldeI1Sietzrun:gen mit dem Herrn 
Bundeskanzler (Rufe bei der O VP: Oho!), weil 
in Idetr OffentllJidloclei!t qmmelf behaJUp;be,t wi,rd : 
Wielde,r Ilim ta'Ulse[lJd Be1amltelllpos1Jen meilT! 
JedeT POistbedJiletnJs!tJertJe, /(fielT zoUlSä!tzUch !im 
DienJsJtpolSJt:enpLan la'lll�schetimJt, Wli�I1d VOlIl dm 
OppoSJi:tion 'in der PropaigaJIllda Ibelllütz/t, 'Um 
illl dier Ofien1lldchlkett den Bindruck zu 
elrWleckell1, dalß Ider VerWlCIJ1't1ung/Siappail1at lallif­
gebläht worfden liJst. 

Wlior halbeJll 11181U.lte 'eilnen Bedarf VOlll 
1800 PostbedilOOJSiteltlen. WiJr haben ldJaJs bei den 
V,e,rh1aJIlldlJUIlI9Ielll über delll DiJ6InJS'tPOlsltelIlpl'alll 
vom ReslsOiIt alUJS Ia\Uch ,alIlig'etme,lldelt, !WIeH eis 
heulte ,tatJsäch:llich ISO 'ilst, ida'B Jdile iPeI1Ilmel�dJe­
beidÜle/IlJSltJeten IllfUf moor mit leillliem Ubermaß 
an UOOflSihliI1ldelIl dilelSie ArutgaJoon lIliach dem 
P,el'IllIlleilidJei([]:v1eJsbiifl�OlIlJsg'eSieitz :bew äilltJi'geJIl kön­
llJelll. Daher dClJIl!ke d!ch für IdJileSie DarlegUlIlig hier 
u!I1Id Ihre UlIlJteflstüt'ZUlIlig, 'llIIlId bibbe !llllir, dam.n 
nicht zu velfigelSisen, ,daß 'eIS sich 'bei der Ver­
me1hrung des lDi'elIllStpOls,ti8lIlplllaJIlJ€/S um Fe[lll­
me1dJe�achaTheMJßr, rt1I1ll P OISitbeldlil8lIlJstete hlalllide'l t 
unJd ruichJt lUJIIl Beamte, dile den VlelIWIaJ11turuglS­
<lipplalra,t ,aufbläheln ! (Beifall bei der SPO.) 

PräSliJdJelIlit Dr. Maleta: Zum Wort ;ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist g,eschlossen. 
Der Herr BeDichterstatt'er verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 

Eing,ang ihre Zustimmung ,erteilen, Siich von 
den Si,tzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Herr B erichterstatter beantragt die 
soforUge Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung ,erteHe-n, siCh 
von den Sitzen zu erheben. - Ich steUe die 
Einstimmigkeit f.est. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung a n  g e­
n o m m e n. 

1 3. Punkt: Bericht des Ausschusses für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage (348 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Seeßaggengesetz geändert 

wird (402 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 3. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Seeflaggengesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hietl. Ich bitte um den Bericht. 

Ber;ichterstatter Hietl: Herr Präsident ! Hdhes 
Hal\.llS! Im .AJufitiI1a1g dies Ve'rkehnsauSlsdrusses 
beflicMe lich übelr di,e Rlel9Ii'e'J1UlIligsv,oJllage 
(348 der BeialcugeJIl) : BUIIlJdelsgesetrz , milt dem daJs 
Seefl,al9Ige,lligelsclz ,geärnIcLert wi'Dd. 

DaJs rur ZJeli.t Jgelt-erude Se1efl:aJglgeIllgesetz, 
BGBl. Nr. 181/ 1 957, gibt österreichischen 
UIlibelflIlJehmelll, die nlichit übeT idJalS für den 

ErwelIlb ,einJeIs SeeschlHf,els nOitWielIlJdiigte heträCht­
ilkhe �apii.lba!l V181rfÜlgI8lll, d1ile MÖigiUchketit, mlilt 
oog'8lIlllileJtelt:elll lS!elelschli[flen uDltJelr öster­
I1eicblilsdller Fltaooe !dJelIl S8'elllaiIlll]el ZJU b181ginnlen. 
W ählI1eIlld V'0IIl dielS,elr MÖlg]ichkielilt 'bis vor kur­
zem übelrhalUpt k,elilll Gebna'll!ch gemacht wO'flden 
IilSt, veiisuchl8lIl. seit JlaihliielshegiilIlJIl. za:h'lII1e!khe 
ausländische Reeder ihre Seesmiffe an von 
,ihnen gegründete juristische Personen öster­
reicbischen Rechts zu vermieten. Der Grund 
hiefür iJst vor allem, daß diese Reeder wegen 
der strengen nationalen Vorschriften über die 
Schiffsbesatzung und Mindestheuer kaum mehr 
in der Lage sind, ihre Schiffe rentabel einzu­
slelf.'Z!elll . Dazru kommt, daß in OstelTfieidl Zlur 
ZJelit noch die ffiellsten Isele,I1emNichlen Vor­
s chl1if.telIl feM8lIl, sOidaß versdlli'eldeIlltlJi'ch berelits 
HefürchrtulIl/g,elll Igeäuß:elI1t W1U!Ddeill, dJa,ß due Se,e­
flagge dler Rle!publik Oslberfleich ÜJn. delll Rilif 
em8lr " Gei äll'ilgkeJirosf!lalgi91e" kommen kÖlIlJIlIt:e. 

Milt dem vOflllileqelIl/den Gel5e,tz'ellltWUJrf soll 
alUJs d'em See1fl,agg,eIligle\Sletz ida:lre:r die F1a1ggten­
Viel111eihruIIlig für lSogeßaIIlillte "NUJtZ'llln9lsberech­
tJig.te' ·  'e'ldffi!iln\iJert W'eiroelll. 
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BleU 
Der AUlSIschuß für Vierk<elhr rumld BJ,ektniZlitätJs- Gllalser und GenosS/eIl VOir, Iden lim lhii'emit 

WorD1:!schaflt 'haJt dile RegliieruIlJglsvorLeuge Jim. oorner 
SiltZfUJIlJg ,am 2 1 .  JunJi 1 972 ,iJn V,erh!cundl'llJI1g 
gez'Ül9loo. Nach leliln!er DebaltJtie , Ian. delr sim 
d'llßeT dem BetrichtersvaJNler diJe Abg'eonooeben 
I'Illg. Letmallier, DDr. KÖIlliJg, Dr. StJix, KJalmmer­
ho�eff", I[1Ig. Gr1adli[llg,er, T,ro.lil tililid Iing. Scbledhelll­
gliCl'f sown.le die.r BUlIl!dJelSlIDill1liJstJelr für V'erkehr 
F:rühbaU'e·r betJei-HgtJeIIl, wUlI1ae iClJi,e· RJegtiJe1rnmgs­
vorl,agre mJit StimmelIlJeilIl!bJeUilg:kJeiit ulllVleräJnJdert 
aiIllg,enolIDJlnelIl. 

Als ErgtehniJs 'semeir Bel1cut'l.llIlJg tSlteUt somJi t 
der AUISlsmuß für Verkehr Ulnd E1eklbfli,1Ji1äts­
wUl1ts<chaft dielll A III t T la '9", dier NatiOlllJahcut 
woHle d!eID von Ider BnmdelSlI1elgilel1UJIlJg VQIf­
gelelg,tJe/I1 Oeselt:ZletIltwurf (348 dier BeIHaJg'eIll) die 
v,erfaJLSISlU'llJ91smäßtiJfJ1€ ZmISitilffilIIl!Ulilig lerteliil!etIl . 

Fla!Hls Wortme,bdUll1Jglen vorHeg:elll, ,bliitJbe lim, 
Generail- 'Und Spe':zJi1a1Ideibaltte un t'er ·eilIlJeID 
abzufübJr,en . 

PräJslildlenll Dr. Malela: Der Herr Berimt­
erstatter beantr,agt, General- und Spezial­
debaUe unter einem vorzunehmen. - Ein­
wand wird IlJicht ,erhoben. 

Zum Wort gemeldet ,ist der Herr Abg:eord­
nete Dr. Stix. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi­
dentl Hoh'els Halusl Das UIliS vorliiletgende 
HUiIlldJetSigets,etz, mit dem das SeeflaiggelIlJgets·etz 
9'eänided W1eII1delIl ,5'011, fi'Illdet Idie ZUls,tiJmmung 
melmerr Fliaktlion . .A:uch wir si:rud der MeinlUlIlJg, 
da'ß dliJese AnPaJSlSUlilig Isplezilelll an da!S LrlIber­
Thati'OlIlial,e UlbereilIl!kQiIll.lmelll lalUlS 1958 betr,effetIld 
die Hohe See erfoI1dJer,uch .itslt, cuuch WiiJr würr:t­
schoo nJicht, daß OsbffilreiJch in dJi,e Gefahr 
glerät, 'allS Stla,at m

l
ut leJilI1letr GefätU�gkeiitsfl!agge 

abglelStempelt 1m Wietrtdelll. 

Es 'g,etht 'UIIllS ,aber !darüber iJJiilßlaJUIS iU'm weH 
mehr: Wilr IsülnJd der AJuUalSISiU'IlIg, Idaß es für 
einelll illJeIUtbmlletIl S�alaJt, Wli,e leiS OSiberJlelidJ. dmch 
ViedeusISIUIß;gls'g'eiSietz lIlIUIll eiJnmaJI iJst, ebelIliS'O von 
Bedeurtmm:g Wlertdoo kJanJIl., uln leImern KriS1eIIlf,aill, 
itIl Ietim!em NeullI1aJliJtä:1:lsf1a'll, die V,e.I1S1oI1g'UiIlJg mit 
Rohistofielll umd (a!l1JderleIli nat'WIoodlilge!Il Gütern 

über See 'getSlichert ·zu halben. Es 'giilt diilets­
bezügilich WliJe aruch an amtenoo Fältllelll 'llIIltd. 
UII1!te:r 'aJIl!del1elIl ÄiSpe:kJtoo lUII1SeI1elT NeutJI1a!lirtät 
dias BeiJspiJell ,dler Schwleiz. DiJe SchWietiiz heut sich 
diJeL<iielS Proh1etm1s ISiehr wOhl 1aJI1J9100ommen, 1lJIlId 
Osterreich täte gut daran, dem Schweizer Vor­
b11d ZlU f.ollgoo. Es ilst erfolldetr'1kh, da Osrber­
H:!lkh a:lJS [}'€fu!t�llC1l1,er BilIliIlielIlJs:tJC1Iat ü!ber kJeinlOO 
eiJgIenetn Hatioo Vletriiüigt, IdJaß es lSidl denm.odl 
dIarum .bemüht, 'alUch Iitn KIlils·etnzeiJlloo idlie Ver­
s'or9Jill1lg über See simer:llUIsl:JeUelIl. 

VedeiSien möchrte. 

Delr E in It IS c h I  [I ·e ß 'llJ n Ig IS ,a !Il t r la q halt 
f ol'g,e[}Jdlen WOl1tJl,a'U't : 

De.r Nati'Olnal,r,at wol}ilie beschllileßen : 

DiJe BUlnldelSll1elgliJeI'UIlig wirrd ensumt, dem 
Narti'oIl!al�at noch in deir XUI. GeSietz­
gebungsperiode die wdchtigsten Gesetz­
leII1ItWtÜr�e für ,ein neu ZlU schaff'elllloos ösoor­
f1eim�schelS Selere,mt zurr- BeS'chllUßfialSsrung 
v orZlUlle'glen. 

Diese Gesetzentwürfe sollen sich an das 
VorbilLd lall1JdeI18!r !ll!etU timter BilOlIllelIllSltaaiboo aIIl­
'1ehlßlelll, tdla!S Idler:lJeliJb�gle Se,efl,agglelIlJg,eSletz doo 

m!�ttllerWieiHe gemachten Erf,ahrnmglelll ·aJll­

paSiSlelll U!IlJd vOir lall'Lem - iJm RJCI'hIl1Jen 
,eilIl!8!s 'IlIetUien Ho ch:Sletesdililfflalhrttf Ö I1def/Ullllgls­
'ges'ett:lJes - zwteckidiJe!I1J1khe MaßnJahm€al �Qof­
Isehen, durch w.eldlle im F'aJl1e linlbematü:)[lJatlm 
KIliJsen:situatiOI1!eIll .df�e RobJstoff- Il.lII1Id LebenJs­
:m�btelvetIlS'OlrgUll1Jg OSiberneidlis über lde!Il See­
wetg IgtelWähirllleiJstJelt Wiind. 

Da!S 'lJilel 'eliJnJels :so.lchelIl Fö,r1deIIlUiIlJ91S1g'e/Sletzes 
,soH die .AJrusmaffuTlig Ider fÜ!r dJelI1J KnilsenfaJl 
erfordierliichJen ScbJiJfiiSle-inlhedrtelll drtJlrch öSlber­
retidlitscbJe StJaJatJSlbürtger 1Stein. Beli der Ftest­
leQlUlIlJg, für wtelme Schifiisg:rößoo , füir w.elche 
K.ategoIliJetIl 'llJnJd für weilchte Zaih'l diilelSe För­

'del'lUiIlig ,gewährt wefidelll :kJaJIl!Il, ISOJ!I,eIll led'll 
hefte/ilns V'OII1LiJeg,enldes OutJacbJtJelIl dle!r BuI1ides­
klaJmJIIlJetr !die'! geWletIib1d'cblelll WIi!I1uschalf.t sowi,e 
WJei,bere, 1l!och 'elilIlJZlUlhol'eIl1Jde EXp'e�telIlJ9'll't­
'aJch'tetIl be,rüoosichtiJgt WleI1den. Di,e FÖI1detI'lllTIl9 
'Som elilIlleI1s<eiJbs ·einen 'aJUlSrenmenJd!elIl AIll'reiz 
für tdiie BelIleli1JSllel1.lJUlllJg VOIIl PlniVlatktapitJal me­
tten ItlII1Jd dII1JdeIleI1serilbs MaßlIlJahmetIl V'omelh'eJn, 
durr-ch welche deus heiSODldelie RlilsIiko der 
liIIlI91ewölmllim hohen TIClJrifischwamkiUlrug1etn 
des lillllbernlC1ltJiJOIllal1en SeefiIiacbJtelIlmarkties in 
,eilIlJem .gteW1�SlSletn UmEaJIlJg alUJSlgeglichen 1>zw. 
Vletl1Il1JirrlIdteI1t wti!l:d, um Idamit das HialUpt­
hi[1ldeifllJJ�s für 'dlve EnlHaltuDlg dler Prli Vla1-
drruiJtiJeuti Vle lam d1iJeSiem 1510 '}lalIlIge vemach -
IläJSlsiJgten Gebtet 2'JU übeirWiilIlJdelll. 

Da!S �st der W o.rttaJUlt des vOI1gJescMCIlgenen 
UlJJd €Ii1l11g:ebnachteln Ell'bschiheß1ID91S1atIl1tr.aJge/s. Ich 
bitte ldlaJs Ho!he HaJUls, !ihm zUZlUJsllimmJeIll. 

Dalrübe.r hiill1iaJUls Wiwd es lIl:otwlelI1ldJilg SIelin, 
daß sich Osterreich Gedanken macht, auf 
welche Welilsle fÜlr tdlite SIeIelIIlämJnJilsche A'Uls­
mldUJIlJg öste[[led!chischelr SteuallsibüI1gerr- vor­
getso,l1gt Wlerr"doo kiaJIl!Il. Denn 'es IHeglt lalUif der 
HalIlId, daß es in eiIllern K,IIilSierna,}ll siehr ent­
sdltetildeml 'Selin kJaJIlIIl, miIt welchen MaJl1Jn­
'SdliaftJetn Ho chSIeteIs·cbliftie , rdJiJe Ilmt€lr öster-

Am dJiJeLSIern GruIllde liege im etilIlJeIl mt- IleiidliJsdwr P�euggle 'lIlIld überW1ileg1eIlJd in. ösrer­
sm1ließumJgisa!Il!tJrlaJg der AbgeO'l1dneten Stix, relicbJiJscblem EiJg,elI1Jt'lNIl fialmm, bemannt sillld. 
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Dr. Stix 

Dem Vorlli'elQ'elI1ldelIl OelseItrentWiUll'f Z'1U 

Äntde['U!Ilrg des SeenaJ�HJle!IlJ9leISletZJetS IsUmme kh 
ruameru; ffilelilllietr FI1aktion, wiile IsdllOIl !ge/SCllgrt:, 
zU!. (Beifall bei der FPO.j 

PräsdldelIllt Dr. Maleta: Der EntschHeßungls­
antr,ag der Abgeordneten Dr. Stix, Glas1er und 
Genossen ist ,genügend unteLstützt und steht 
daher mit .in V'erhandlung. 

Zum Wort ist ni,emand mehr g,emeldet, die 
Debatte dst geschlossen. Der Herr Bericht­
erstatter ver�i-chtet auf das Schlußwort. 

Wir gelangen somi,t zur A b s t .i m m u n g. 

Handelshemmnissen, die nicht durch Zölle 
oder mengenmäßige Ein- und Ausfuhrbe­
schränkungen bewirkt werden, befaßt. Unter 
den österreichischen Rechtsvorschriften, die 
ein derartiges Handelshemmnis darstellen 
könnten, befindet sich auch das Bundesgesetz 
betreffend den Verkehr mit Schuhputzmitteln, 
Fußbodenpasta und flüssigen Metallputzmit­
teln. Die gegenständliche Regierungsvorlage 
sieht daher die Aufhebung des Bundesgesetzes 
betreffend den Verkehr mit Schuhputzmitteln, 
Fußbodenpasta und flüssigen Metallputzmit­
teln, BGBL Nr. 295/1935 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. 76/197 1 , vor. 

ICh bitte jene Damen und Herr.en, 'd1'e, dem Der Handelsausschuß hat die gegenständ-
vorliegenden Gesetzentwurf samt T,itel und liche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
Eingang ,ihre Zus1Jimmung erteHoo, sich von 20. Juni 1 972 in Verhandlung gezogen und mit 
den Sitz1en zu ,er,hleben. - Einstimmig ,ange- Stimmeneinhelligkeit unverändert angenom-
nommen. 

Der Herr Ber,ichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung �hre Zustimmung ePleilen, Slich 
von den Sitren zu erheben. - Ich :steHe die 
Einstimmi-gkeJt fest. Der Gesetzentwurf i:st 
somit auch 'in dr.itter Lesung a n g e­
n o m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Ahstimmung 
über den E n t s c h i  i e  ß u n 9 s .a n It r a g  der 
Abgeordneten Dr. Stix, Glaser und Genossen 
betreffend Vorlage von Gesetzentwürfen für 
ein neu zu schaffendes österreidtischJes See­
recht. 

Ich bitte j ene Damen und Henen, die diesem 
Entschl,ießungsantr,ag Stix ihre Zustimmung 
geben, sich von ihren Sitzen zu erheben. 
Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

14. Punkt: Beridlt des Handelsausscbusses 
über die Regierungsvorlage (300 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz betreffend den Verkehr mit Schuhputz­
mitteln, Fußbodenpasta und flüssigen Metall­
putzmitteln aufgehoben wird (397 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zum 14. Punkt der Tagesordnung : Auf­
hebung des Bundesgesetzes betreffend den 
Verkehr mit Schuhputzmitteln, Fußbodenpasta 
und flüssigen Metallputzmitteln. 

men. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Han­
deisausschuß den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorge­
l,egten Gesetzentwurf (300 der BeHagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be­
auftragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzusChlagen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A b­
s t i m m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, siCh von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

ICh bitte daher j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, siCh 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
Einstimmigkeit fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auCh in dritter Lesung a n  g e n  0 m­
m e n. 

15. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 34/ A (11-'199 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Libal und Genossen 
betreffend Abänderung des Tabakmonopolge-

setzes (422 der Beilagen) 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
Müller. Ich bitte um den Bericht. 1 5. Punkt der Tagesordnung: Abänderung des 

Berichterstatter Müller: Hohes Haus ! Die Tabakmonopolgesetzes. 

EFTA hat sich seit 1 962 in steigendem Maße Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
auch mit der Frage der Zulässigkeit von Ortner. Ich bitte um den Bericht. 
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Berichterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus!  Ich berichte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über den An­
trag der Abgeordneten Libal und Genossen 
betreffend Änderung des Tabakmonopolge­
setzes (34/A) . 

Am 1 0. Mai 1912 haben die Abgeordneten 
Libal und Genossen den gegenständlichen 
Initiativantrag, der sodann dem Finanz- und 
Budgetausschuß zugewiesen wurde, im Na­
tionalrat eingebracht und im wesentlichen wie 
folgt begründet : 

Durdl die Änderung des § 37 Abs. 2 des 
Tabakmonopolgesetzes 1 968 soll dem Ver­
langen des Gast- und Schankgewerbes auf 
Zulassung eines entsprechend höheren Zu­
schlages zu den Inlandverschleißpreisen beim 
Verkauf von Tabakerzeugnissen in Gast­
stätten durch Automaten Rechnung getragen 
werden, da ein Preiszuschlag von höchstens 
1 0  Prozent für eine Amortisation der Auto­
maten nicht ausreiche. 

Der Finanz- und Budgetaussdluß hat den 
erwähnten Initiativantrag in seiner Sitzung 
am 28. Juni 1972 der Vorberatung unter­
zogen. Nach Wortmeldungen der Abgeord­
neten Dr. Broesigke und Dr. Koren sowie des 
Bundesministers für Finanzen Dr. Androsch 
wurde der im Initiativantrag 34/ A enthaltene 
Gesetzentwurf einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle dem angeschlos­
senen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Ich bin ermächtigt, falls Wortmeldungen 
vorliegen, zu beantragen, daß General- und 
Spezialdebatte unter einem durchgeführt wird. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir gelangen daber zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. Ich stelle die Ein­
stimmigkeit fest. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

16. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag 35/ A (11-800 der 
Beilagen) der Abgeordneten Wielandner und 
Genossen betreffend die Änderung des Fi­
nanzausgleichsgesetzes 1961 (413 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
16. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Finanzausgleichsgesetzes 1961. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Wie­
landner. I ch  bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Wielandner: Am 10 Mai 
1972 habe ich den gegenständlichen Initiativ­
antrag, der sodann dem Finanz- und Budget­
ausschuß zur Vorberatung zugewiesen wurde, 
im Nationalrat eingebracht und im wesent­
lichen wie folgt begründet: Das Finanzaus­
gleichsgesetz 1 967 sieht vor, die Kraftfahr­
zeugsteuer mit Wirkung vorn 1 .  Jänner 1 972 
von einer zwischen dem Bund und den Län­
dern geteilten Abgabe in eine ausschließliche 
Landes(Gemeinde)abgabe umzuwandeln. Im 
Hinblick. auf die Sdlwierigkeiten bei der Ab­
grenzung der zu diesen Grundsätzen bezie­
hungsweise zur Ausführung gehörenden ge­
setzlichen Bestimmungen haben die Vertreter 
des Bundes und der Länder den einhelligen 
Wunsch geäußert, die Kraftfahrzeugsteuer 
möge auch nach dem 3 1 .  Dezember 1971  eine 
gemeinschaftliche Bundesabgabe bleiben, die 
zwischen dem Bund und den Ländern im Ver­
hältnis 2 : 98 aufgeteilt wird. Diesem Wunsche 
trägt der vorliegende Gesetzentwurf Rech­
nung. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 23. Juni 
1 972 in Verhandlung genommen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Broe­
sigke und Dr. Koren sowie der den im Aus­
land weilenden Bundesminister für Finanzen 
vertretende Bundesminister Dr. Staribacher. 

Bei der Abstimmung wurde der im Initiativ­
antrag 35/ A enthaltene Gesetzentwurf ein­
stimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle dem angeschlos­
senen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie-
gen keine vor. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 
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Präsident Dr. Maleta 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
Einstimmigkeit fest. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

11. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bun­
desministers für Finanzen (111-42 der Bei­
lagen) betreffend Veräußerung von unbeweg­
lichem Bundesvermögen im Zeitraum 2. Vier­
tel 1910 bis 4. Viertel 1911 (415 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 7. Punkt der Tagesordnung : Veräußerung von 
unbeweglichem Bundesvermögen im Zeitraum 
2. Viertel 1 970 bis 4. Viertel 1 97 1 .  

Berichterstatter ist der Abgeordnete Ing. 
Scheibengraf. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Scheibengraf: Herr Prä­
sident! Hohes Haus ! Ich berichte namens des 
Finanz- und Budgetausschusses über den Be­
richt des Bundesministers für Finanzen (111-42 
der Beilagen) betreffend Veräußerung von 
unbeweglichem Bundesvermögen im Zeitraum 
2. Viertel 1970 bis 4.  Vierte1 197 1 .  

Der Bundesminister für Finanzen hat am 
4. Mai 1 972 den obgenannten Bericht betref­
fend 32 Verfügungen über unbewegliches 
Bundesvermögen im Zeitraum 2. Viertel 1970 
bis 4. Viertel 197 1 im Nationalrat eingebracht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht am 23. Juni 1 972 der Beratung unter­
zogen und nach Wortmeldungen des Abge­
ordneten Suppan sowie des den im Ausland 
weilenden Finanzminister vertretenden Bun­
desministers Dr. Staribacher einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir · kommen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
gegenständlichen Bericht des Bundesministers 
für Finanzen zur Kenntnis zu nehmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig a n  g e­
n o m m e n. 

1 8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Finanzen (111-43 der Beilagen) betreffend 
Haitungsübernahmen des Bundes im zweiten 

Halbjahr 1911 (416 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 8. Punkt der Tagesordnung : Haftungsüber­
nahmen des Bundes im zweiten Halbjahr 1 97 1 .  

Berichterstatter ist der Abgeordnete Jung­
wirth. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Jungwlrth : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Der Bundesminister für Finanzen 
hat am 1 6. Mai 1972 den obgenannten Bericht 
im Nationalrat eingebracht, dem unter ande­
rem zu entnehmen ist, daß der Bund im zwei­
ten Halbjahr 1971 für insgesamt 
3.893,890. 1 23,62 S Haftungen übernommen hat, 
wovon 1 . 1 06,769.91 0 ,43 S auf Zinsen entfallen. 
Der Gesamtstand der Bundeshaftungen zum 
3 1 .  Dezember 1971  betrug demgemäß 
55. 177,700.000 S, hievon 49.506,310.000 S Kapi­
tal und 5.671 ,390.000 S Zinsen. Von dieser 
Summe entfielen allein 24.699,940.000 S auf 
Haftungen nach dem Ausfuhrförderungs- und 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz sowie 
1 .31 0,360.000 S auf Haftungen für Agrarkre­
dite. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht am 23. Juni 1972 der 
Vorberatung unterzogen. Bundesminister Dok­
tor Staribacher beantwortete in Vertretung 
des verhinderten Bundesministers für Finan­
zen eine Anfrage des Abgeordneten Glaser. 
Bei der Abstimmung wurde mit Stimmenein­
helligkeit beschlossen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß somit den A n  t r a g, der National­
rat wolle den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen (111-43 der Beilagen) betreffend Haf­
tungsübernahmen des Bundes im zweiten 
Halbjahr 1 971 zur Kenntnis nehmen. 

Der Ausschuß stellt daher den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle den Bericht des Bundes­
ministers für Finanzen (III-42 der Beilagen) 
betreffend Veräußerung von unbeweglichem 
Bundesvermögen im Zeitraum 2. Viertel 1970 
bis 4. Viertel 197 1  zur Kenntnis nehmen. Ferner bin ich ermächtigt, falls Wortmel­

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage dungen vorliegen, dem Hohen Haus den An­
ich, General- und Spezialdebatte unter einem trag zu stellen, General- und Spezialdebatte 
abzuführen. unter einem abzuführen. 
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Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie- I bis 3 1 .  Dezember 1971  samt Beilagen (IU-38 
gen keine vor. der Beilagen) wird zur Kenntnis genommen. 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
vorliegenden Bericht des Bundesministers für 
Finanzen zur Kenntnis zu nehmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig a n g e­
n o m m e n. 

19. Punkt: Beridlt des Handelsausschusses 
über den vom Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie vorgelegten Beridlt 
(111-38 der Beilagen) des Mühlenfonds für die 
Zeit vom 1 .  Jänner 1971 bis 31 .  Dezember 1971 

(398 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 9. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Müh­
lenfonds für die Zeit vom 1 .  Jänner 1 97 1  bis 
3 1 .  Dezember 197 1 .  

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Vetter. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Vetter: Hohes Haus ! Gemäß 
§ 8 Abs. 3 des Mühlengesetzes 1 965 hat der 
Mühlenfonds dem Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie bis 3 1 .  Dezember jeden 
Jahres für das abgelaufene Jahr einen Tätig­
keitsbericht zu erstatten. Der Bundesminister 
hat diesen Tätigkeitsbericht dem Nationalrat 
vorzulegen. 

Der vorliegende Jahresbericht 1 971 des 
Mühlenfonds beschäftigt sich mit den Still­
legungen des Jahres 1971  sowie der Vermah­
lung innerhalb des Berichtszeitraumes und der 
Entwicklung der Kontingente in den Bundes­
ländern seit 1960. Er enthält ferner den Fi­
nanzbericht und eine Reihe von statistischen 
Beilagen. Vorangestellt sind Vorbemerkungen 
und ein Verzeichnis über die personelle Zu­
sammensetzung des Mühlenkuratoriums per 
3 1 .  Dezember 1 97 1 .  

Der Handelsausschuß hat den Bericht in 
seiner Sitzung vom 20. Juni 1972 in Verhand­
lung gezogen. Nach Wortmeldungen des Ab­
geordneten Dkfm. Gorton und des Bundes­
ministers für Handel, Gewerbe und Industrie 
Dr. Staribadler hat der Handelsausschuß ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Han­
delsausschuß den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle beschließen: 

Der vom Bundesminister für Handel, Ge­
werbe und Industrie vorgelegte Bericht des 
Mühlenfonds für die Zeit vom 1 .  Jänner 1971 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be­
rechtigt, General- und Spezialdebatte unter 
einem zu beantragen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Berichter­
statter beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dkfm. Gorton. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus l Seit Inkrafttreten des 
Mühlengesetzes im Jahre 1960 konnten sicher­
lich die darin verankerten Berichte des Müh­
lenfonds jederzeit eine positive Entwicklung 
zur Strukturbereinigung in diesem Wirt­
schaftssektor spiegeln. 

Trotz wachsender Bevölkerungszahl ist der 
Trend des Gesamtbrotkonsums rückläufig, da 
auf Grund des steigenden Wohlstandes spe­
ziaIisierteren Lebensmitteln der Vorzug ge­
geben wird. Lag daher Ende der fünfziger und 
Anfang der sechziger Jahre die Gesamtver­
mahlung noch über 7,5 Millionen Tonnen, so 
betrug sie 1 970 und 1 971 nur mehr 6,8 Millio­
nen Tonnen Brotgetreide. 

Warum ging seinerzeit von einer Branchen­
gruppe, deren namhafte Vertreter sicher stets 
einer freien Marktwirtschaft näher standen als 
einem genau kontrollierten Melde- und teil­
weisen Bewirtschaftungssystem, der starke 
Wunsch nach einer gesetzlichen Regelung aus? 
Ich möchte die Antwort darauf kurz in Erinne­
rung rufen: 

Die Mühlenwirtschaft, an und für sich wei­
testgehend automatisierbar und in ihrer Kapa­
zität auf den größeren Brotkonsum der Nach­
kriegszeit ausgerichtet, war und ist auf der 
Rohstoffseite preislich in die bewährte Markt­
ordnung eingepaßt. Den guten Versorgungs­
möglichkeiten auf der Rohstoff-, also auf der 
Getreideseite, standen durch di·e Konsum­
umschichtung nur rückgängige Absatzdlancen 
gegenüber, wobei natürlich in dieser Sparte 
auch kein Ausweichen in ExportmögIidlkeiten 
gegeben ist. 

Meine Damen und Herren! Neutralitäts­
politische und soziale Erwägungen lassen so­
wohl standorts- als auch größenordnungs­
mäßig eine gesunde Streuung der Betriebe 
über das ganze Bundesgebiet geboten erschei­
nen. Zeitnotwendige Strukturbereinigungen 
sollen weitestgehend freiwillig und unter 
Wahrung einer Chancengleichheit für alle 
Betriebe vor sich gehen. 
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Dkfm. Gorton 

Nach fast zwölf jähriger Wirksamkeit des 
Mühlengesetzes kann auf Grund der bisheri­
gen und des heute hier vorliegenden Berichtes 
mit Fug und Recht gesagt werden, daß dieses 
Gesetz den gestellten Erwartungen weitest­
gehend gerecht werden konnte. 

Jenen Betrieben, ob groß oder klein, die 
sich in der Branche behaupten wollen, konnte 
die Existenzmöglichkeit geboten werden, und 
jenen, die zum Rückzug gewillt sind, wird 
durch die von allen gemeinsam aufgebrachten 
Stillegungsprämien der Start für andere Tätig­
keiten erleichtert. 

Diese Stillegungsprämien zahlt j edoch nicht 
der Konsument, denn die Beiträge zum Müh­
lenfonds sind kein Bestandteil der im amt­
lichen Preisfestsetzungsverfahren äußerst 
streng geprüften Mühlenkalkulation. Auch das 
sei hier festgehalten. 

Ich möchte bei Behandlung des heute vor­
liegenden Berichtes auf zwei aktuelle Fragen 
zu sprechen kommen und die daraus sich er­
gebenden Schlußfolgerungen zu ziehen ver­
suchen. 

Zunächst ist aus Seite 6 des vorliegenden 
Berichtes ersichtlich, daß auch im Jahr 1 972 
mit namhaften Stillegungen zu rechnen ist. 
Nun haben aber bereits 1 971  die Mittel des 
Mühlenfonds zur Finanzierung der anfallen­
den Stillegungen nicht mehr ausgereicht, so­
daß von der im § 13 Abs. 5 des Mühlenge­
setzes eingeräumten Möglichkeit der Kredit­
aufnahme zur Stillegungsbeschleunigung Ge­
brauch gemacht wurde. 

Das durch weitere Anfragen bekundete Still­
legungsinteresse würde jedoch die Leistungs­
fähigkeit des Fonds auch dann übersteigen, 
wenn man die mögliche Kreditaufnahme auf 
alle bis zum Auslaufen des Mühlengesetzes 
Ende 1 974 zu erwartenden Einnahmen aus­
dehnen würde. 

Weit mehr als in den ersten Phasen der 
Wirksamkeit des Mühlengesetzes zeigt ski! 
nun, daß eine längerfristige Strukturbereini­
gungsvorschau notwendig, aber auch möglich 
ist, sofern die gesetzliche Voraussetzung einer 
solchen Vorgangsweise auch angepaßt wird. 

erscheint durch die Feststellung auf Seite 7 
des Berichtes erwähnenswert, daß das Bundes­
land Kärnten mit 46,53 Prozent Kontingent­
abbau seit Wirksamkeit des Mühlengesetzes 
sehr beachtlich an der Spitze der relativen 
Stillegungsmaßnahmen steht. 

Es ist daher gerade aus Kärntner Müller­
kreisen der Wunsch nach Wien getragen wor­
den, die im § 5 Abs. 2 des Mühlengesetzes 
gegebene Möglichkeit einer käuflichen Kon­
tingentübertragung bis zum voll aussdlöpf­
baren Satz von 49,9 Prozent des Kontingentes 
der stillzulegenden Mühle seitens des Kura­
toriums in Erwägung zu ziehen. Dadurdl soll 
nämlich leistungswilligen Betrieben eine 
etwas erleichterte Kontingentaufstockung er­
möglicht werden, da bisher die käufliche Uber­
tragung nur im Ausmaß von 40 Prozent des 
Kontingentes der stillzulegenden Mühle, für 
die der Fonds dann natürlich keinen Ablö­
sungsbetrag zu zahlen hat, genehmigt wird. 

Diese letztere Frage fällt natürlich allein in 
die Kompetenz des Kuratoriums des Mühlen­
fonds und sei hier nur erwähnt. 

Zur ersteren Frage, nämlich der Verlänge­
rung des Mühlengesetzes bis Ende 1 979, 
möchte ich den Herrn Handelsminister ab­
schließend ersuchen, im Sinne vorausschauen­
der Wirtschaftsmaßnahmen, die vor allem auch 
den in diesen Betrieben tätigen Mitarbeitern 
die Existenz sichern helfen, sehr bald schon 
eine entsprechende Regierungsvorlage im 
Hause einzubringen. 

Dem Bericht selbst werden wir selbstver­
ständlich unsere Zustimmung geben. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribamer: Hohes Haus ! Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter ! Ich habe Ihnen 
bereits im Handelsausschuß erklärt, daß ich 
diesbezügliche Besprechungen mit den Inter­
essenvertretungen aufgenommen habe. Sie 
sind so weit gediehen, daß ich j etzt einen 
Gesetzentwurf in die Begutachtung schicke. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzidltet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Aus dieser Sicht heraus ergibt sich die 
dringende Notwendigkeit und Zweckmäßig­
keit einer Verlängerung des Mühlengesetzes 
um weitere fünf Jahre, wobei seitens der 
Bundeskammer als Interessenvertretung in 
einer Eingabe an das Handelsministerium 
auch die Möglichkeit der Erhöhung der Grund­
beiträge und einer verstärkten Kreditauf­
nahme vorgeschlagen wurde. Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 

Die zweite bemerkenswerte Frage im Zu- Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
sammenhang mit dem vorliegenden Bericht gegenständlichen vom Bundesminister für 
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Präsident Dr. Maleta 

Handel, Gewerbe und Industrie vorgelegten 
Bericht des Mühlenfonds samt Beilagen zur 
Kenntnis zu nehmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig a n g e n  0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für mor­
gen, Donnerstag, den 6. Juli, um 9 Uhr mit 
folgender Tagesordnung ein : 

Zweite Lesung des Antrages 46/A (II-963 
der Beilagen) der Abgeordneten Gratz und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz zur Er­

gleichsgesetz 1 967 geändert wird, und 
über den Antrag 25/ A (II-525 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dr. Marga Hubinek und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 
neuerlich geändert wird (373 und zu 373 der 
Beilagen). 

Bericht des Unterrichtsausschusses über die 
Regierungsvorlage (350 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Schülerbeihilfengesetz ge­
ändert wird (363 der Beilagen) . 

Bericht und Antrag des Unterrichtsauss,.,1..us-füllung des Artikels 7 Abs. 3 zweiter Satz, \ . ..11 

des Osterreichisd1.en Staatsvertrages vom ses über ein Bundesgesetz, mit dem das Stu­
dienförderungsgesetz geändert wird (364 der 1 5. 5. 1 955. 

Erklärung des Bundeskanzlers über die wirt­
schaftliche Lage. 

Bericht und Antrag des Verfassungsaus­
schusses über den Entwurf eines Bundesge­
setzes über die Bestimmung der Preise an­
läßlich. der Einführung des Umsatzsteuerge­
setzes 1 972 (Preisbestimmungsgesetz 1 972) 
(427 der Beilagen). 

Beilagen). 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Bericht der Bundesregierung (III-4 1  
der Beilagen) gemäß § §  10  Abs. 3 und 1 1  Abs. 2 
des ERP-Fonds-Gesetzes, BGBL Nr. 207/62, be­
treffend das Jahresprogramm und die Grund­
sätze für das Wirtschaftsjahr 1 972/73 des ERP­
Fonds (41 4  der Beilagen). 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses eingeleitet. 

über die Regierungsvorlage (31 0  der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenaus- Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

Schlub der Sitzung: 20 Uhr 55 Minuten 

- - - - _.---------------------------------------------------------------------

österreichische Staatsdruckerei L61 10362 
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